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Die Anzahl der Insolvenzen ist in den letzten Jahren deutlich angestiegen. Nach 
den Statistiken des Statistischen Bundesamtes wurden 164.597 Unternehmen und 
Privatpersonen im Jahr 2007 in Deutschland insolvent. Gegenüber dem Jahr 2005 
ist diese Zahl um ca. 20,5 % gewachsen. Allerdings fällt auf, dass der Großteil 
dieser Insolvenzen den privaten Verbraucher trifft. Der prozentuale Anteil der Ver-
braucherinsolvenzen an den Gesamtinsolvenzen ist seit 1997 von ehemals 17,7 % 
auf 82,3 % im Jahr 2007 angestiegen. Demzufolge verhält sich der Anteil der Un-
ternehmensinsolvenzen an den Gesamtinsolvenzzahlen rückläufig. Erfreulicher-
weise ist die Unternehmensinsolvenzquote von 17,7 % aus dem Jahr 2007 die 
niedrigste seit 1992. Rein zahlenmäßig kann aber noch nicht von einer Entspan-
nung gesprochen werden. Obwohl sich die Unternehmensinsolvenzen seit dem 
Höchststand im Jahr 2003 mit 39.320 Fällen um rund ein Viertel auf 29.160 Fälle 
im Jahr 2007 verringert haben, stellen diese Insolvenzen eine ernst zunehmende 
volkswirtschaftliche Bedrohung dar. Bei der Auswertung der Zahlen muss bedacht 
werden, dass im Vergleich zum Jahr 2006 Unternehmenszusammenbrüche gro-
ßer Dimension, die weitere Insolvenzen nach sich ziehen, ausgeblieben sind.1 Zu-
dem kann aufgrund der momentanen Wirtschafts- und Finanzkrise davon ausge-
gangen werden, dass sich die Anzahl der Unternehmensinsolvenzen wieder 
erhöhen wird. 
Diese Entwicklung ist problematisch, da sich Unternehmensinsolvenzen nicht nur 
auf die einzelwirtschaftliche Situation auswirken, sondern auch die gesamtwirt-
schaftliche Lage negativ beeinflussen. Bei jeder Unternehmensstilllegung wird Ka-
pital vernichtet und Arbeitsplätze werden zerstört. Volkswirtschaftlich führt das zu 
Kaufkraftverlusten, Arbeitslosigkeit und einer höheren Belastung der Steuerkassen. 
Unter Umständen ist nicht nur das Unternehmen selbst von der Insolvenz betrof-
                                                 
1  Vgl. Angele 2008, S. 303 ff. 
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fen, sondern auch dessen Kunden und Lieferanten, die aufgrund des Wegfalls von 
Zulieferern und Forderungsausfällen selbst Insolvenz anmelden müssen.2  
Bei den insolvent gegangenen Unternehmen fällt auf, dass 56 % der Unternehmen 
nicht einmal 8 Jahre am Markt überlebt haben, ein Viertel war nur maximal 3 Jahre 
am Markt aktiv. Hinzu kommt, dass kleine und mittlere Unternehmen (KMU) ver-
stärkt von der Insolvenz betroffen sind. Knapp 77 % aller insolventen Unterneh-
men beschäftigten im Jahr 2007 null bis zehn Mitarbeiter, 7 % der Unternehmen 
konnten eine Mitarbeiterzahl von elf bis 100 aufweisen. Allerdings konnten 16 % 
der insolvent gegangenen Unternehmen keiner Beschäftigtengrößenklasse zuge-
ordnet werden.3 Dass vor allem KMU unter einer hohen Insolvenzquote leiden, 
liegt im Wesentlichen darin begründet, dass die zu geringe Eigenkapitaldecke 
nicht ausreicht, um auftretende Verluste auszugleichen. Außerdem werden KMU 
eher als Großunternehmen weitere Kredite verweigert und sie erhalten auch keine 
staatliche Unterstützung, die aufgrund des Drucks der Öffentlichkeit bei Großun-
ternehmen gewährt wird.4  
Die zahlenmäßig am stärksten von der Insolvenz betroffenen Unternehmensfor-
men sind Einzelunternehmen einschließlich Kleingewerbetreibende und Freiberuf-
ler, welche im Jahr 2007 eine Insolvenzquote von 52 % aufweisen. Beim Betrach-
ten der Statistik tritt des Weiteren hervor, dass 38 % der insolvent gegangenen 
Unternehmen in der Rechtsform der GmbH bestanden haben. Auch wenn sich 
diese Zahl gegenüber den Vorjahren stetig verringert hat, sind Kapitalgesellschaf-
ten in Form einer GmbH in hohem Maße von der Insolvenz bedroht.5 Ausgehend 
von den bisherigen statistischen Größen lässt sich somit feststellen, dass kleine 
und mittlere Unternehmen sowie Existenzgründungen in Form einer GmbH ver-
stärkt der Gefahr eines Unternehmenszusammenbruchs ausgesetzt sind. 
                                                 
2  Insolvenzen stellen nur einen Bruchteil der Unternehmensbeendigungen dar. Da diese jedoch zahlenmä-
ßig einfach erfassbar sind und davon ausgegangen werden kann, dass das Verhältnis zwischen Insolven-
zen und freiwilligen Schließungen konstant bleibt, werden diese als Indikator für die Unternehmensdyna-
mik herangezogen (vgl. Rammer 2002, S. 9). 
3  Vgl. Angele 2008, S. 308. 
4  Vgl. Bontrup 2004, S. 63.  
5  Vgl. Angele 2008, S. 308. 
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Diese Entwicklung kann auch für den Bereich der Technologieunternehmen bestä-
tigt werden. Laut einer Studie des Zentrums für Europäische Wirtschaftsforschung6 
hat speziell in der Technologiebranche die Anzahl der Insolvenzen leicht zuge-
nommen. Obwohl 90 % der gesamten insolventen Unternehmen den nicht-
wissensintensiven Branchen zugeordnet werden können, sind ebenso Unterneh-
men der Spitzen- und hochwertigen Technologie (2 %) sowie Unternehmen in den 
technologie- und wissensintensiven Dienstleistungen (8 %) von der Insolvenz be-
troffen. Besonders kleine und junge Unternehmen der Spitzentechnologie sind 
krisengefährdet, da sie hohe Forschungs- und Entwicklungsinvestitionen (FuE-
Investitionen) tätigen und ihre Produkte an den Bedürfnissen einiger weniger Kun-
den orientieren. Der Ausfall eines Kunden kann somit für das Unternehmen exis-
tenzbedrohlich werden. Auch in der Technologiebranche sind junge Unternehmen, 
die zwischen zwei und drei Jahren alt sind, am stärksten von der Insolvenz be-
droht. 7  
Ausgehend von den bisher dargestellten Erkenntnissen und der Tatsache, dass 
sich risikobehaftete und kapitalintensive technologieorientierte Unternehmen vor-
wiegend in der Rechtsform einer Kapitalgesellschaft gründen, werden in dieser 
Arbeit junge technologieorientierte Kapitalgesellschaften fokussiert. Diese 
Schlussfolgerung wird unterstützt durch eine Analyse des BMBF-Modellversuchs 
zur „Förderung technologieorientierter Unternehmensgründungen in den neuen 
Bundesländern“8. 75 % der geförderten Unternehmen hatten sich gemäß der Stu-
die für die Gründung einer GmbH entschieden.9 
Aus einer Befragung von 42 Unternehmen, die in einem anderen Modellversuch 
mit Beteiligungskapital gefördert wurden, geht hervor, dass sich Krisen bei techno-
logieorientierten Unternehmen fast nicht vermeiden lassen. 19 % der befragten 
Unternehmen wiesen keine Anzeichen einer Krise auf, 17 % konnten als Problem-
                                                 
6  Vgl. Rammer 2002. 
7  Vgl. Rammer 2002, S. 10 f. 
8  Das BMBF förderte von 1983-1988 in den alten Bundesländern sowie seit 1990 in den neuen Bundeslän-
dern technologieorientierte Unternehmensgründungen durch Zuschüsse und Beratungs- und Betreuungs-
leistungen. 
9  Vgl. Pleschak/Werner 1998, S. 83. 
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fälle identifiziert werden und 64 % befanden sich in einer Krise.10 Krise bedeutet in 
diesem Kontext, dass die Existenz des Unternehmens ernsthaft gefährdet ist. Das 
impliziert im Umkehrschluss, dass eine Krisensituation nicht unweigerlich der Aus-
löser einer Insolvenz sein muss. Ob eine Krise erfolgreich überwunden wird und 
die Sanierung des Unternehmens gelingt, hängt von vielen Faktoren ab. Bisherige 
Untersuchungen zu Erfolgsfaktoren der Krisenbewältigung identifizieren verschie-
dene Management-/Führungsqualitäten als ausschlaggebende Kriterien für eine 
erfolgreiche Sanierung.11 Detailliertere Aussagen über die Effekte der einzelnen 
Sanierungsmaßnahmen (leistungswirtschaftlich, finanzwirtschaftlich, gesellschafts-
rechtlich) auf die Restrukturierung des Unternehmens lassen sich hingegen nicht 
finden. Die Darstellung der einzelnen Sanierungsmaßnahmen geht über die Erläu-
terung der Wirkungsweise in dem jeweiligen betroffenen Unternehmensbereich 
nicht hinaus. 
1.2 Zielsetzung und methodischer Hintergrund 
Aus den Ausführungen im vorhergehenden Abschnitt geht hervor, dass junge 
technologieorientierte Unternehmen in Form einer Kapitalgesellschaft besonders 
krisengefährdet sind. Da die Schließung eines Unternehmens immer mit dem Ver-
nichten von betriebs- und volkswirtschaftlichen Ressourcen einhergeht, wird stets 
versucht werden, die Krise zu überwinden. Hierfür stehen verschiedene Sanie-
rungsmaßnahmen zur Verfügung: leistungswirtschaftliche und finanzwirtschaftli-
che. Unter finanzwirtschaftlichen Maßnahmen können im weiten Sinn auch solche 
subsumiert werden, die durch eine Veränderung der Gesellschafterstruktur und/ 
oder der Umwandlung der Unternehmensform Auswirkungen im Gesellschafts-
recht nach sich ziehen. Werden nur finanzwirtschaftliche Maßnahmen betrachtet, 
stellen diese primär darauf ab, dem Unternehmen Liquidität zuzuführen und/oder 
die Überschuldung des Unternehmens zu verhindern bzw. zu beseitigen. Jedoch 
können sich diese ebenso mittel- oder unmittelbar auf die Steuerlast des Unter-
nehmens auswirken. Zum einen können unmittelbare Steuern anfallen, wie z. B. 
Umsatz- und Grunderwerbsteuer, zum anderen können Erträge beim Unterneh-
men entstehen, die die Bemessungsgrundlage für die Ertragsteuern (Einkommen-, 
                                                 
10  Vgl. Pleschak et al. 2002, S. 1. 
11  Vgl. Roland Berger Strategy Consultants 2002; Brunke/Derks 2003, S. 145. 
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Körperschaft-, Gewerbesteuer) erhöhen. Im schlimmsten Fall verursacht eine Sa-
nierungsmaßnahme einen Ertrag, der aber mit keiner Einzahlung verbunden ist 
und löst demzufolge eine Steuerzahlung aus, obwohl dem Unternehmen keine 
Liquidität zugeflossen ist. Diese Steuerlast kann die Sanierung des Unternehmens 
behindern oder sogar verhindern. Falls die Sanierung scheitert, muss der Unter-
nehmer trotzdem die zusätzlichen Steuerschulden abführen. 
Dem Steuerrecht wird eine hervorgehobene Bedeutung bei der Frage, ob und 
wenn ja, mit welchen Mitteln eine Sanierung durchgeführt werden soll, zugespro-
chen.12 In der Literatur lassen sich deshalb mehrere Aufsätze/Monographien fin-
den, die die Steuerfolgen von finanzwirtschaftlichen Maßnahmen erläutern.13 Es 
wird jedoch nicht darauf eingegangen, ob sich diese Steuerfolgen positiv oder ne-
gativ auf den Sanierungserfolg auswirken. Demzufolge werden den Krisenunter-
nehmen auch keine Handlungsempfehlungen gegeben, die eine erfolgreiche Sa-
nierung unter Beachtung der steuerlichen Folgen von Sanierungsmaßnahmen 
beschleunigen würden. Das gilt ebenso für sanierende Umwandlungen von Unter-
nehmen, die im weitläufigen Sinn den finanzwirtschaftlichen Maßnahmen zuge-
ordnet werden können.  
Inhalt dieser Arbeit soll es deshalb sein, die steuerrechtlichen Auswirkungen fi-
nanzwirtschaftlicher Maßnahmen auf den Sanierungserfolg bei jungen Technolo-
gieunternehmen darzustellen. Schwerpunkt der Arbeit bilden dabei Umwandlun-
gen von Unternehmensformen, da deren steuerrechtlichen Folgen im Vergleich zu 
denen herkömmlicher liquiditätsfördernder – bzw. bilanzbereinigender Maßnah-
men in der Literatur weniger Beachtung geschenkt wird. Soweit sich für junge 
technologieorientierte Unternehmen Besonderheiten, z. B. aufgrund spezieller ge-
setzlicher Regelungen, ergeben, wird auf diese explizit eingegangen. 
Als Ergebnis sollen Handlungsempfehlungen aufgestellt werden, die sowohl für 
die betroffenen Unternehmen als auch für die Anteilseigner oder zukünftigen In-
vestoren bei der Auswahl der geeigneten Sanierungsinstrumente nützlich sind. Als 
Anteilseigner könnten vor allem Venture Capital-Gesellschaften (VC-Gesell-
                                                 
12  Vgl. Schedlbauer 1993, S. 218 f. 
13  Vgl. beispielhaft Buchmüller 1991; Gerl 1997; Olbing 2003; Unger 1984. 
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schaften) von dieser Arbeit profitieren. Diese beteiligen sich vorrangig an risikobe-
hafteten innovativen Unternehmen. Aufgrund der Konjunkturlage gestaltete sich 
der Ausstieg aus den Investments in den vergangenen Jahren sehr schwierig. Vie-
le Beteiligungen mussten abgeschrieben werden. Da die VC-Gesellschaften die 
Beteiligungsunternehmen nicht nur finanziell, sondern auch in Beratungs- und 
Managementaufgaben unterstützen, können diese bei der Sanierung gestaltend 
eingreifen. Ziel dieser Arbeit ist es, Grundlagen zu schaffen, anhand derer die rich-
tigen Entscheidungen für eine erfolgreiche Sanierung getroffen werden können. 
Wird die Krise überwunden, ist sowohl das Unternehmen einschließlich sämtlicher 
Ressourcen gerettet als auch die Beteiligung des VC-Gebers, der diese nun am 
Kapitalmarkt veräußern kann.  
Da die Arbeit Handlungsempfehlungen für die betroffenen Unternehmen enthalten 
soll, wird sich die Untersuchung der steuerlichen Auswirkungen von finanzwirt-
schaftlichen Maßnahmen hauptsächlich auf die Unternehmensebene beziehen. 
Auf die Besteuerungseffekte, die die Sanierungsmaßnahmen auf der Ebene der 
Anteilseigner verursachen, wird der Vollständigkeit halber allerdings mit eingegan-
gen. Die Handlungsempfehlungen werden jedoch aus Sicht des sanierungsbedürf-
tigen Unternehmens ausgesprochen. Unter der Annahme, dass durch die Umset-
zung dieser Gestaltungsvarianten eine Gesundung des Unternehmens erreicht 
wird, wirken sich die auf Unternehmensebene empfohlenen Optionen auch indirekt 
auf die Anteilseigner aus. Wie im obigen Abschnitt anhand der VC-Gesellschaften 
als Anteilseigner dargestellt, sind diese in erster Linie an einem hohen Gewinn 
und damit verbunden an einer hohen Ausschüttung interessiert, was sich zumin-
dest bezüglich des Kriteriums der Ertragskraft mit den Unternehmenszielen deckt. 
Aufgrund der umfangreichen internationalen Regelungen der Steuergesetze wer-
den im Rahmen dieser Arbeit Unternehmen fokussiert, die entweder ihren Sitz 
oder den Ort der Geschäftsleitung in Deutschland haben und demzufolge unbe-




1.3 Gang der Untersuchung 
Der Schwerpunkt der Arbeit liegt auf den steuerrechtlichen Gestaltungsmöglichkei-
ten bei der Überwindung von Unternehmenskrisen. Darunter fallen Sanierungs-
maßnahmen, bei denen die bisherige Rechtsform beibehalten wird als auch sol-
che, bei denen diese umgewandelt wird. Den beiden Punkten wird in den Kapiteln 
4 und 5 Rechnung getragen, wobei den sanierenden Umwandlungen besonderes 
Augenmerk geschenkt wird, da diese sehr komplex und im Vergleich zu finanz-
wirtschaftlichen Maßnahmen in der Literatur nicht so breit diskutiert werden.  
Bevor in den Hauptteil der Arbeit eingestiegen wird, müssen jedoch in das Thema 
einführende Grundlagen bzw. Erläuterungen erörtert werden. Nachdem im Kapitel 
1 die Motivation und die Zielsetzung der Arbeit vorgestellt werden, folgen in dem 
anschließenden Kapitel theoretische Grundlagen, die sich mit dem Themenbe-
reich der Entstehung und Überwindung von Unternehmenskrisen beschäftigen 
und die Besonderheiten von jungen technologieorientierten Unternehmen näher 
bringen. Daran schließt sich das Kapitel 3 an, welches als Einstieg in den steuer-
rechtlichen Teil der Arbeit gedacht ist. In dem Kapitel werden prinzipielle ertrag-
steuerliche Methoden der Gewinnbesteuerung und der Verlustverrechnung disku-
tiert, deren Kenntnis vor allem bezüglich der Verlustverrechnung für das weitere 
Verständnis der Arbeit unerlässlich ist. Außerdem wird die steuerrechtliche Be-
handlung von Sanierungsgewinnen erläutert, die bei der Anwendung von rechts-
formbeibehaltenden Sanierungsmaßnahmen (Kapitel 4) auftreten können.  
Nach dem einleitenden Teil werden – wie oben bereits angedeutet – in den Kapi-
teln 4 und 5 die steuerrechtlichen Folgen verschiedener finanzwirtschaftlicher Sa-
nierungsmaßnahmen dargelegt. Das Hauptaugenmerk liegt dabei auf den sanie-
renden Umwandlungen (Kapitel 5) und deren steuerlichen Auswirkungen, die sich 
bei den einzelnen Beteiligten ergeben. Da dieses Kapitel sehr umfassend ist, er-
folgt bereits am Ende jedes Abschnittes, der einer Umwandlungsart gewidmet ist, 
eine separate Zusammenfassung der wichtigsten Erkenntnisse. In dieser wird be-
sonders auf die Unterschiede in den zwischenzeitlich geänderten steuerrechtli-
chen Regeln eingegangen. Der Einbezug beider gesetzlicher Grundlagen und da-
rauf basierender Vergleiche, in denen Änderungen aufgrund der Neuregelungen 
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aufgedeckt werden, stellen eine Besonderheit im Verlauf der Arbeit dar. Diese 
Vorgehensweise wird jedoch als notwendig erachtet, da sich durch die geänderten 
gesetzlichen Regelungen schwerwiegende Einschränkungen bei den untersuchten 
steuerrechtlichen Gestaltungsmöglichkeiten ergeben. Zudem ist die Kenntnis der 
bisherigen Gesetzeslage für Altfälle bzw. für Sachverhalte, bei denen Übergangs-
regelungen existieren, relevant.  
Die Arbeit schließt mit einem 6. Kapitel, in dem aufbauend auf die beiden voran-
gegangenen Kapitel Handlungsempfehlungen gegeben werden. Diese richten sich 
zum einen an die Unternehmer, denen Hilfestellung bei der Auswahl und Anwen-
dung der bestehenden steuerrechtlichen Gestaltungsalternativen angeboten wird, 
und zum anderen an den Gesetzgeber, der der Arbeit Anregungen für eine Ver-
besserung der steuerrechtlichen Situation von in der Sanierung befindlichen Kri-
senunternehmen entnehmen kann.  
Abbildung 1 soll den Aufbau der Arbeit noch einmal verdeutlichen. 







Steuerrechtliche Behandlung von finanz-
wirtschaftlichen und gesellschaftsrechtlichen 
Sanierungsmaßnahmen 
... unter Beibehaltung 
der Rechtsform








Abbildung 1: Aufbau und Argumentationsstruktur der Arbeit 
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2 Definition, Ursachen und Lösungen bei Krisensituationen der 
Zielgruppe 
In diesem in die Thematik einführenden Kapitel sollen Begrifflichkeiten und Ursa-
che-Wirkungs-Beziehungen erläutert werden, die für das Verständnis der Arbeit 
notwendig sind. Insbesondere werden spezielle Merkmale junger technologieori-
entierter Unternehmen herausgearbeitet und der Verlauf von Krisen beschrieben, 
um die fokussierten Sanierungsmaßnahmen sowohl zeitlich als auch inhaltlich in 
den Krisenbewältigungsprozess einordnen zu können.  
2.1 Charakteristika junger technologieorientierter Unternehmen 
Um die steuerrechtlichen Auswirkungen von Sanierungsmaßnahmen bei jungen 
technologieorientierten Unternehmen zu untersuchen, muss im Vorfeld genau ge-
klärt werden, welche Unternehmen unter diese Definition fallen.  
Obwohl der Begriff „Technologieorientierte Unternehmensgründung“ oft synonym 
zu „jungen technologieorientierten Unternehmen“ verwendet wird, handelt es sich 
hierbei um Unternehmen, die nur im Gründungsjahr betrachtet werden.14 Diese 
Definition soll für den weiteren Verlauf der Arbeit nicht relevant sein. Vielmehr 
werden unter der Bezeichnung „junge Unternehmen“ im Allgemeinen neu gegrün-
dete oder am Beginn ihres Lebenszyklus stehende Unternehmen verstanden.15 
Dabei wird auf die Dauer der wirtschaftlichen Existenz abgestellt. Das Kriterium 
der rechtlichen Existenz ist für die Klassifizierung als junges Unternehmen nicht 
ausreichend, da z. B. bei der Ausgliederung eines ehemals unselbständigen Be-
triebsteils dieser bereits vorher am Wirtschafts- und Warenverkehr teilgenommen 
hat und somit wirtschaftlich aktiv war, aber nicht als rechtlich eigenständiges Un-
ternehmen existiert hat. Daraus ergibt sich, dass Management-buy-outs, bei de-
nen eine wirtschaftliche Aktivität bereits gegeben ist, nicht als junge Unternehmen 
gelten und daher nicht zum Untersuchungsgegenstand dieser Arbeit zählen. Spin-
offs, bei denen das Know-how des Alt-Unternehmens durch den Fortgang von 
Personal zur Entwicklung eines neuen Produktes und somit zur Unternehmens-
neugründung genutzt wird, gehören dagegen sehr wohl zur Zielgruppe, da eine 
                                                 
14  Vgl. Lessat et al. 1999, S. 7. 
15  Vgl. Sabisch 1999, S. 25. 
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wirtschaftlich selbständige Tätigkeit dieses speziellen Unternehmensteils bisher 
nicht erfolgte.16 
Eine exakte zeitliche Abgrenzung, bis zu welchem Jahr nach der Gründung ein 
Unternehmen als jung klassifiziert wird, ist schwierig und nicht eindeutig festzule-
gen, da nicht nur der Zeit-Faktor hierfür eine Rolle spielt.17 Wenn sich das Unter-
nehmen schnell in der Branche etabliert oder Güter mit kurzen Lebenszyklen pro-
duziert, wird die Zeitspanne eher gering sein, in die das Unternehmen als jung 
einzuordnen ist.18 Eine geeignetere Zuordnung lässt sich anhand der Phase vor-
nehmen, in der sich das Unternehmen befindet. Typischerweise durchlaufen 
Technologieunternehmen verschiedene Lebensphasen: die Entstehungsphase, 
die Aufbauphase (Entwicklung, Markteinführung), die Wachstums- und die Konso-
lidierungsphase.19 Solange sich die Unternehmen noch in der Entstehungs- und 
Aufbauphase bzw. am Anfang der Wachstumsphase befinden, zählen diese zu 
jungen Unternehmen.20  
Technologieorientierte Unternehmen werden prinzipiell durch ihr höheres Innova-
tionsniveau gegenüber herkömmlichen Unternehmen charakterisiert. Dieses 
Merkmal impliziert weitere Besonderheiten der Zielgruppe:21 
• hohe FuE-Aufwendungen (Personal, Sachanlagevermögen), 
• hohe Patentergiebigkeit, 
• umfangreiche Aktivitäten für den Fertigungsaufbau und die Markteinfüh-
rung der Produkte, 
• hoher Kapitalbedarf; Rückfluss des Kapitals zeitlich verzögert, 
• hohe technische, marktbezogene und finanzielle Risiken, 
• komplexe Anforderungen an das Management. 
                                                 
16  Vgl. Hayn 2000, S. 15. Zu beachten ist, dass der Begriff „Spin-off“ unterschiedlich definiert wird. Werden 
darunter Buy-outs verstanden, handelt es sich ebenfalls um keine jungen und somit nicht zur Zielgruppe 
gehörenden Unternehmen (vgl. Hunsdiek 1987, S. 151 ff.; Kirchmeier 1994, S. 4). 
17  Vgl. Lessat et al. 1999, S. 7. 
18  Vgl. Hayn 2000, S. 16; Schwall 2001, S. 30. 
19  Vgl. Pleschak/Werner 1998, S. 2 f., Walter 2004, S. 20. 
20  Bei Pleschak/Werner (1998) wird bereits mit Beginn der Wachstumsphase das Unternehmen nicht mehr 
als jung definiert (S. 3). 
21  Vgl. Pleschak/Werner 1998, S. 1. 
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Durch die Alleinstellungsmerkmale der neuen Produkte/Leistungen werden Wett-
bewerbsvorteile gegenüber anderen Unternehmen erzielt, die zu einem höheren 
Wachstumspotenzial führen.22 Im Gegenzug existieren jedoch Unsicherheiten be-
züglich der technischen Risiken praktisch noch nicht erprobter Produkte und des 
Nachfrageverhaltens der Kunden. Letztendlich können daraus finanzielle Risiken 
entstehen, die eine Unternehmenskrise auslösen. 
Im Allgemeinen werden als „technologieorientierte Unternehmen“ meist nur Unter-
nehmen betrachtet, die selbst entwickelte Produkte und Verfahren fertigen.23 Diese 
werden als Technologieentwickler bezeichnet. Jedoch gelten auch Unternehmen 
als technologieorientiert, die bereits existierende Innovationen an spezielle Kun-
denwünsche anpassen und diese weiter entwickeln.24 Diese sogenannten Techno-
logieanwender werden in der vorliegenden Arbeit jedoch nur in geringem Umfang 
behandelt, vielmehr werden verstärkt Unternehmen einbezogen, die sich auf das 
Entwickeln eigener Innovationen konzentrieren. Das liegt darin begründet, dass 
die Merkmale beider Technologie-Typen voneinander abweichen. So zeichnen 
sich Technologieanwender meist durch einen niedrigeren Kapitalbedarf und gerin-
gere persönliche Risiken der Gründer aus, die sich aus der Finanzierung ergeben. 
Die Kundengruppen und Wettbewerber sind zudem besser bekannt und leichter 
abgrenzbar.25 Aufgrund dessen sind Unternehmen, die Technologien anderer an-
wenden, weniger finanziellen Risiken ausgesetzt und somit in geringerem Maße 
krisengefährdet. Da in der Arbeit die Sanierung von Unternehmen untersucht wird, 
sind Unternehmen mit hohen Risiken eher als Zielgruppe geeignet. 
2.2 Ziele von sanierungsbedürftigen Unternehmen 
Grundlage jeder Gestaltungsüberlegung muss es sein, die Ziele der betroffenen 
Gruppe zu erfüllen. Ohne diese Ziele zu kennen, kann eine passende/befrie-
digende Lösung des Problems nicht erzielt werden. Insofern sollen die Ziele von 
sanierungsbedürftigen Unternehmen einleitend erläutert werden.  
                                                 
22  Vgl. Pleschak/Stummer/Ossenkopf 2000, S. 7. 
23  Vgl. Kulicke 1997, S. 43. 
24  Vgl. Hagemann 1999, S. 144. 
25  Vgl. Kulicke 1997, S. 45. 
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An einer Sanierung sind verschiedene Interessengruppen beteiligt, die teilweise 
unterschiedliche Zielsetzungen verfolgen. Allen gemein ist aber das Streben nach 
dem Fortbestand und der Gesundung des Unternehmens. Das primäre Ziel aller 
beteiligten Interessengruppen ist daher in der Vermeidung der Insolvenz zu sehen. 
Diese tritt bei einer Kapitalgesellschaft ein, wenn das Unternehmen zahlungsunfä-
hig bzw. überschuldet ist.26 
Allgemeiner Eröffnungsgrund eines Insolvenzverfahrens ist die Zahlungsunfähig-
keit, die dann gegeben ist, wenn der Schuldner nicht in der Lage ist, seine fälligen 
Zahlungsverpflichtungen zu erfüllen.27 Eine bloße Zahlungsstockung, die dann vor-
liegt, wenn die Liquiditätslücke nicht länger als drei Wochen anhält, ist nicht als 
Zahlungsunfähigkeit anzusehen. Erst wenn die Unterdeckung mehr als 10 % be-
trägt, ist in der Regel von Zahlungsunfähigkeit auszugehen.28 Auch eine drohende 
Zahlungsunfähigkeit, die dann anzunehmen ist, wenn bestehende Zahlungspflich-
ten im Zeitpunkt der Fälligkeit voraussichtlich nicht erfüllt werden können, gilt als 
Eröffnungsgrund.29 Demzufolge müssen insolvenzgefährdete Unternehmen in rela-
tiv kurzer Zeit liquide Mittel akquirieren, um eine Zahlungsunfähigkeit und damit 
eine Insolvenz zu vermeiden. Ein wichtiges Ziel sanierungsbedürftiger Unterneh-
men ist deshalb in der Aufrechterhaltung bzw. Stärkung der Liquidität zu sehen.  
Als weiteres Ziel krisengefährdeter Unternehmen ist die Verhinderung bzw. Besei-
tigung der Überschuldung zu nennen. Bei den in dieser Arbeit betrachteten Kapi-
talgesellschaften führt neben der drohenden oder bereits eingetretenen Zahlungs-
unfähigkeit auch die Überschuldung des Unternehmens zur Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens.30 Überschuldung liegt vor, wenn das Vermögen des Schuld-
ners die bestehenden Verbindlichkeiten nicht mehr deckt, es sei denn, die Fortfüh-
rung des Unternehmens ist nach den Umständen überwiegend wahrscheinlich.31 
Aus dieser Formulierung sollen zwei selbständige Elemente des Überschuldungs-
tatbestands herausgelesen werden: zum einen die rechnerische Überschuldung, 
                                                 
26  Vgl. § 16 InsO i. V. m. § 17-19 InsO. 
27  Vgl. § 17 Abs. 1 und 2 InsO. 
28  Vgl. BGH v. 24.05.2005 – IX ZR 123/04, DStR 2005, S. 1616. 
29  Vgl. § 18 Abs. 1 und 2 InsO. 
30  Vgl. § 19 Abs. 1 InsO. 
31  § 19 Abs. 2 S. 1 InsO. 
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bei deren Überprüfung die Liquidationswerte angesetzt werden, und zum anderen 
die negative Fortbestehensprognose. Beide Elemente stehen gleichgewichtig und 
selbständig nebeneinander, weshalb sowohl eine rechnerische Überschuldung bei 
gleichzeitiger negativer Fortbestehensprognose als auch eine bloße Untersagung 
der Lebensfähigkeit des Unternehmens eine Überschuldungssituation bewirken.32 
Durch die Zuführung neuen Kapitals, sei es durch Außen- oder Innenfinanzierung, 
kann die rechnerische Überschuldung beseitigt und die Fortbestehensprognose 
bejaht werden. Ziel der Unternehmen muss daher die Erhöhung des Eigenkapitals 
sein, die im Falle der Außenfinanzierung auch die Liquiditätslage des Unterneh-
mens positiv beeinflusst.  
Wenn es um die Zuführung neuen Kapitals geht, geschieht dies oft mittels Beteili-
gung neuer Gesellschafter oder der Umwandlung des Unternehmens. Da die Ge-
sellschaft zu diesem Zeitpunkt bereits sanierungsbedürftig ist, müssen dem Inves-
tor Anreize aufgezeigt werden, die eine Beteiligung an dem maroden Unter-
nehmen attraktiv erscheinen lässt. Neben einem erfolgversprechenden Sanie-
rungskonzept kann das Verlustverrechnungspotential des gefährdeten Unterneh-
mens solch ein Anreiz sein. Eine Übertragung des Verlustvortrags ist dann sinnvoll, 
wenn das verlustverursachende Unternehmen den aufgelaufenen Verlustvortrag 
nicht selbst nutzen kann. Auch wenn die Möglichkeiten der Übertragung sowohl 
durch das Körperschaftsteuergesetz als auch durch das Umwandlungssteuerge-
setz eingeschränkt wurden, ist die Einsparung von Steuerzahlungen bei der neu 
beteiligten oder übernehmenden Gesellschaft, welche Gewinne erwirtschaftet, ein 
schwerwiegendes Argument für eine Beteiligung. Im Gegenzug verbessert sich bei 
dem notleidenden Unternehmen die Liquidität und die Bilanzrelation von Eigenka-
pital zu Fremdkapital. Das hat wiederum zur Folge, dass das Unternehmen auch 
für Fremdkapitalgeber interessante Perspektiven aufweist. Aufgrund der gestiege-
nen Bonität des Unternehmens sind Kreditausfallrisiken besser abgesichert, was 
zu einem besseren Rating bei den Kreditinstituten führt und demzufolge zu günsti-
gen Konditionen bzw. überhaupt zur Kreditvergabe. 
                                                 
32  Vgl. Braun/Uhlenbruck 1997, S. 290 f. 
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Letztendlich können zusammenfassend zwei Oberziele definiert werden. Allen 
krisenbehafteten Unternehmen ist gemein, dass sie ihre Liquidität verbessern 
müssen und neues Kapital benötigen, um eine eventuell drohende Überschuldung 
zu vermeiden bzw. Fremdkapitalgeber von einer Investition zu überzeugen. Bezo-
gen auf die vorliegende Arbeit sollen diese Ziele mithilfe einer verringerten Steu-
erbelastung umgesetzt werden, weshalb die verschiedenen Sanierungsmaßnah-
men und Umwandlungsarten auf ihre steueroptimale Wirkung hin untersucht 
werden.  
2.3 Unternehmenskrisen 
Nachdem die in der Arbeit zu untersuchende Zielgruppe sowie deren Ziele näher 
definiert wurde, soll nun untersucht werden, warum diese Unternehmen in eine 
Krise geraten sind und wie eine solche früher hätte erkannt werden können.  
Allgemein beschreibt das Wort „Krise“ den Höhepunkt einer gefährlichen Entwick-
lung.33 In der Betriebswirtschaftslehre wird damit ein ungeplanter und ungewollter 
Prozess beschrieben, der von begrenzter Dauer ist und die Existenz des betroffe-
nen Unternehmens ernsthaft bedroht.34 Bezeichnend für eine Unternehmenskrise 
ist, dass sie entweder im Niedergang des Unternehmens endet oder durch eine 
Sanierung erfolgreich bewältigt werden kann.35 Im Rahmen dieser Arbeit werden 
ausschließlich Unternehmenssituationen betrachtet, in denen eine Sanierung 
möglich ist, weshalb nachfolgend der Ablauf einer Sanierung näher dargestellt 
werden soll. 
2.3.1 Ursachen 
Zum besseren Verständnis der Hintergründe einer Unternehmenskrise soll der 
Frage nachgegangen werden, wie diese überhaupt entstanden ist. Je detaillierter 
die Krisenursachen bekannt sind, desto effektiver können sie beseitigt werden und 
umso erfolgreicher werden die Sanierungsmaßnahmen sein. Eine Unternehmens-
krise ist meistens auf vielfältige Faktoren zurückzuführen, die oft in Zusammen-
                                                 
33  Vgl. Wissenschaftlicher Rat der Dudenredaktion 1994, S. 786. 
34  Vgl. Krystek 1987, S. 4 ff.; Linde 1994, S. 9; Maus 2003a, Rz. 23 ff. 
35  Vgl. Böckenförde 1996, S. 16. 
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hang stehen. Die dadurch entstehende Komplexität erschwert das Herausfinden 
der Ursachen allerdings.36  
In der Literatur wird zwischen der qualitativen und quantitativen Krisenursachen-
forschung unterschieden.37 Die qualitative Methode stützt sich auf Umfragedaten, 
die von Unternehmern, Insolvenzverwaltern, Sanierungsberatern u. a. erhoben 
werden. Aufgrund der herausgefilterten allgemeingültigen Daten ist diese Methode 
als sehr aussagekräftig anzusehen, da sie die tatsächlichen Krisenursachen eines 
Unternehmens aufdeckt.38 Die quantitative Methode dagegen basiert auf leicht 
erfassbaren Daten wie der Unternehmensgröße, der Rechtsform oder der Bran-
chenzugehörigkeit eines Unternehmens und versucht im Sinne eines Ursachen-
Wirkungs-Zusammenhangs, aus den Daten Ursachen für das Scheitern von Un-
ternehmen abzuleiten. Da es sich hierbei um statistische Daten handelt, können 
sie nur als Indikator für das allgemeine Insolvenzrisiko eines Unternehmens be-
nutzt werden, sie sind jedoch nicht Auslöser einer Unternehmenskrise. Zudem 
muss bei der quantitativen Methode darauf geachtet werden, dass Krisensympto-
me nicht mit Krisenursachen verwechselt werden.39 Im Ergebnis liefert die quanti-
tative Methode keine exakten Ergebnisse, sondern lässt lediglich Tendenzen er-
kennen, weshalb die qualitative Methode bei der Erforschung von Krisenursachen 
bevorzugt zur Anwendung kommen sollte.  
Unabhängig von der Wahl der Analysemethode lassen sich die gefundenen Kri-
senursachen in endogene und exogene Ursachen unterteilen. Endogene Ursa-
chen haben ihren Ursprung im Unternehmen selbst und sind auf Unzulänglichkei-
ten der Einrichtung und Organisation des Betriebes, des Personalbereiches und 
vor allem des Managements zurückzuführen. Typische endogene Krisenursachen 
sind z. B. die Wahl des unpassenden Standortes und des Vertriebsweges, Fehl-
entscheidungen aufgrund falscher Einschätzung des Marktvolumens und des 
Wettbewerbsdrucks, fachliche oder charakterliche Mängel der Führungskräfte, 
                                                 
36  Vgl. Bergauer 2003, S. 18. 
37  Vgl. Krystek 1987, S. 32 f. 
38  Vgl. Böckenförde 1996, S. 30. 
39  Vgl. Creditreform 2003, S. 7 ff. 
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unzureichende Bewältigung von Wachstumsschwellen, zu geringe Eigenkapital-
ausstattung und andere selbst verschuldete Probleme.40  
Wird die Krise dagegen durch exogene Einflüsse verursacht, sind dafür haupt-
sächlich sich ständig verändernde Bedingungen der Unternehmensumwelt aus-
schlaggebend. Das Unternehmen ist nicht mehr in der Lage, auf die geänderte 
Situation zu reagieren und sich anzupassen. Die exogenen Krisenursachen kön-
nen noch einmal in überbetriebliche und zwischenbetriebliche Ursachen unter-
schieden werden. Während die überbetrieblichen Ursachen auf das Verhältnis von 
Unternehmen zur Gesamtumwelt abstellen, beziehen sich die zwischenbetriebli-
chen Ursachen auf die Situation des Unternehmens innerhalb einer Branche.41 Zu 
den überbetrieblichen Ursachen zählen vor allem Änderungen in der Wirtschafts-, 
Sozial- und Umweltpolitik, die die Existenzvoraussetzungen eines Unternehmens 
gefährden können.42 Aber auch Verschlechterungen der Konjunkturlage, der Kre-
dit- und Währungsverhältnisse sind mögliche überbetriebliche Ursachen, die zum 
Scheitern eines Unternehmens beitragen.43 Zwischenbetriebliche Krisenursachen 
werden u. a. durch Änderungen im Verhalten der Verbraucher, den technologi-
schen Fortschritt und das Verhalten der Konkurrenz ausgelöst.44  
Allerdings geraten nicht alle Unternehmen aufgrund veränderter Umfeldbedin-
gungen – seien es nun über- oder zwischenbetriebliche – in eine Krise. Dies bes-
tätigt die bereits angeführte These, dass für das Entstehen einer Krise immer 
mehrere Ursachen verantwortlich sind. Exogene Krisenursachen werden erst dann 
bedrohlich, wenn sie auf unternehmensinterne Schwächen und Fehlentscheidun-
gen treffen.45 Im Endeffekt lassen sich Krisenursachen somit auf endogene bzw. 
innerbetriebliche Ursachen reduzieren, da nur die Unternehmen in Gefahr geraten, 
deren Management nicht schnell und erfolgreich auf äußere Einflüsse reagiert. 
Andere Unternehmen, die den gleichen Faktoren ausgesetzt sind und denen die 
                                                 
40  Vgl. Hess/Fechner 1991, S. 70 ff. 
41  Vgl. Böckenförde 1996, S. 27 f. 
42  Vgl. Groß 1988, S. 28 f. 
43  Vgl. Uhlenbruck 2003, Rz. 2. 
44  Vgl. Groß 1988, S. 29 f. 
45  Vgl. Bergauer 2003, S. 19. 
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Anpassung an die veränderte Situation gelingt, werden weiterhin am Markt agie-
ren.  
Nachfolgend sollen die verschiedenen Krisenursachen in der Abbildung 2 noch 




z. B. Fehleinschätzung des 
Marktvolumens/Wettbewerbs-
drucks, Defizite in der strate-














Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Böckenförde 1996, S. 28 
Abbildung 2: Krisenursachen 
Um die vorgestellten Krisenursachen rechtzeitig zu identifizieren, ist es wichtig, die 
verschiedenen Krisenarten und damit den Verlauf einer Unternehmenskrise zu 
kennen. Diese sollen im nächsten Abschnitt dargestellt werden. 
2.3.2 Krisenarten und -verlauf 
Unternehmenskrisen können nach unterschiedlichen Kriterien systematisiert wer-
den. Typische Klassifikationsmerkmale sind z. B.  
• die strategische Unternehmensentwicklung, 
Hierbei wird die Krise nach dem Stadium, in dem sich das Unternehmen gerade 
befindet, unterteilt. Das Unternehmen kann sich in einer Wachstums-, Stagnati-
ons- oder Schrumpfungskrise befinden.46  
                                                 
46  Vgl. Bleicher 1979, S. 62 ff. 
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• das Lebenszyklusstadium des Unternehmens, 
Ähnlich wie bei der vorhergehenden Typisierung wird die Krisenart anhand von 
Stadien unterschieden. Im Gegensatz zur Einteilung nach der strategischen Un-
ternehmensentwicklung wird hier jedoch berücksichtigt, dass eine Krise bereits in 
der Gründungsphase vorliegen kann. Demzufolge werden die bei dieser Klassifi-
kation vorliegenden Krisenarten als Gründungs-, Wachstums- oder Alterskrisen 
charakterisiert.47  
• die Krisenursachen, 
Bei dieser Krisenart erfolgt die Systematisierung nach den oben erläuterten Kri-
senursachen. Ausgehend von einer Einteilung in endogene und exogene Ursa-
chen wird je nach Bedarf eine feinere Untergliederung notwendig.48 
• der Aggregatzustand, 
In ihrem Verlauf können Unternehmenskrisen verschiedene Aggregatzustände 
annehmen. Die Unterscheidung der einzelnen Phasen richtet sich nach der Mög-
lichkeit der Einflussnahme in der jeweiligen Phase. Krystek schlägt eine Einteilung 
in potentielle, latente, akut/beherrschbare und akut/nicht beherrschbare Unter-
nehmenskrisen vor.49 Während bei der potentiellen Krise lediglich eine mögliche 
und noch nicht reale Gefahr einer Krise besteht, ist in der zweiten Phase mit hoher 
Wahrscheinlichkeit mit dem Eintritt einer solchen zu rechnen. Bis einschließlich 
der dritten Phase wird davon ausgegangen, dass die Krise bewältigt werden kann. 
Erst in der letzten Phase ist aufgrund der weggefallenen Handlungsmöglichkeiten 
eine Steuerung des Prozesses unmöglich. 
• die bedrohten Unternehmensziele. 
Der Begriff „Krisenart“ wird als prozessuale Ausprägung der konkreten Zielbedro-
hung definiert. Jedes Unternehmen verfolgt die Ziele der unbedingten Aufrechter-
haltung der Zahlungsfähigkeit und der Vermeidung der Überschuldung.50 Wenn 
diese bedroht sind, befindet sich das Unternehmen entweder in einer Strategie-, 
                                                 
47  Vgl. Albach et al. 1985, S. 13. 
48  Vgl. Fleege-Althoff 1930, S. 85. 
49  Vgl. Krystek 1987, S. 29 ff. 
50  Vgl. Hess/Fechner 1991, S. 20. 
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einer Erfolgs- oder einer Liquiditätskrise. In der Literatur ist diese Art der Krisen-
einteilung recht häufig anzutreffen, weshalb hierauf näher eingegangen werden 
soll.51  
Bei einer Strategiekrise sind die Erfolgspotentiale des Unternehmens gestört. Das 
kann sich darin äußern, dass technologische Entwicklungen und Marktanforde-
rungen verpasst wurden und notwendige Produktanpassungen bzw. -neuent-
wicklungen nicht stattgefunden haben. Das Unternehmen befindet sich in der Er-
folgskrise, wenn es Verluste erwirtschaftet und dadurch die Gefahr der Überschul-
dung wächst. Ausschlaggebend hierfür sind die nicht vorhandenen bzw. nicht 
ausgeschöpften Erfolgspotentiale aufgrund eines unfähigen Managements. Wer-
den in diesem Stadium keine Gegenmaßnahmen ergriffen, gerät das Unterneh-
men unweigerlich in die Liquiditätskrise. Durch die nachhaltigen Verluste ist die 
Zahlungsfähigkeit stark bedroht oder gar nicht mehr vorhanden.52  
Die drei Krisenarten sind in der Regel zeitlich miteinander verknüpft, wobei die 
Entstehungsfolge entgegen gesetzt zur Erkennungsfolge verläuft. Entsprechend 
dem Entstehen der einzelnen Krisenstadien löst die Strategiekrise eine Erfolgskri-
se aus, die durch die erlittenen Verluste in eine Liquiditätskrise mündet. Die Ent-
stehungsfolge muss aber nicht zwangsläufig eingehalten werden. So kann auch 
ein gesundes Unternehmen in eine Liquiditätskrise geraten, wenn ein Großauftrag 
nicht bezahlt wird. In dem Fall sind die Erfolgspotentiale noch vorhanden, es liegt 
keine Strategie- oder Erfolgskrise vor, weshalb eine erfolgreiche Sanierung sehr 
wahrscheinlich ist.53  
Meist bemerkt das Unternehmen die Krisensituation erst in der Phase der Liquidi-
tätskrise, was dadurch begründet ist, dass die Erkennungsfolge der Entstehungs-
folge entgegen läuft. Die Ablehnung weiterer Kredite durch die Banken führt zum 
Entdecken der Erfolgskrise, welche durch eine zu geringe Eigenkapitalquote of-
fensichtlich wird, und der Strategiekrise, die z. B. anhand eines zu hohen Lager-
                                                 
51  Vgl. Müller 1982, S. 54; Hess/Fechner 1991, S. 17 ff.; Böckenförde 1996, S. 19. 
52  Vgl. Müller 1982, S. 25 ff.; Böckenförde 1996, S. 19 f. 
53  Vgl. Keller 1999, S. 8 ff. 
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bestandes identifiziert werden kann.54 Einen Überblick über die einzelnen Krisenar-
ten in Abhängigkeit des zeitlichen Verlaufs soll in Abbildung 3 gegeben werden. 
Das späte Erkennen der Krisensituation führt zu verzögert angewendeten Sanie-
rungsmaßnahmen, was wiederum zu einer schlechteren Sanierungsprognose bei-
trägt. Deshalb soll im nächsten Abschnitt dargestellt werden, welche Möglichkeiten 
zur Früherkennung von Unternehmenskrisen bereit stehen, die letztendlich das 












Summe der versäumten Gegenmaßnahmen/
Zeithorizont bis zur Liquidation
 
Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Kraus/Gless 1998, § 4 Rz. 8 
Abbildung 3: Krisenarten und -verlauf 
2.3.3 Krisenfrüherkennung 
Je früher eine Krise erkannt wird, desto besser ist sie zu bewältigen. Für eine er-
folgreiche Unternehmenssanierung ist das schnelle und präzise Erfassen auch 
schwacher Krisensignale unabdingbare Voraussetzung. Dafür wurden Frühwarn-
                                                 
54  Vgl. Hess/Fechner 1991, S. 21. 
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systeme entwickelt, die als Informationssysteme fungieren und dem Benutzer 
mögliche Gefährdungen aufzeigen sollen.55  
Speziell die hier zu untersuchenden Frühwarnsysteme im einzelwirtschaftlichen 
Bereich lassen sich nach verschiedenen Merkmalen unterteilen. So wäre eine 
Klassifizierung nach Anwendungszweck, Trägerschaft, Bezugsbereich, Entwick-
lungsstufen und Art des Einsatzgebietes möglich.56 Besondere Beachtung finden 
dabei betriebliche Frühwarnsysteme, die als eine Ausprägung unter dem Merkmal 
„Trägerschaft“ fungieren und im Gegensatz zu den noch vorhandenen Ausprä-
gungen „zwischen- und überbetriebliche Frühwarnsysteme“ nur von einem Unter-
nehmen getragen werden. Diese können wiederum in gesamtunternehmensbezo-
gene und bereichsbezogene Frühwarnsysteme untergliedert werden, wobei im 
Sinne einer ganzheitlichen Betrachtung des Unternehmens und seiner Krisenur-
sachen nur die gesamtunternehmensbezogenen Frühwarnsysteme untersucht 
werden sollen. Diese Fokussierung erlaubt eine weitere Differenzierung in operati-
ve und strategische betriebliche Frühwarnsysteme, die entsprechend des Merk-
mals „Historische Entwicklungsstufen“ in der Reihenfolge entstanden sind.57 Die 
bisher vorgenommene und für die Arbeit relevante Systematisierung von Früh-
warnsystemen soll in Abbildung 4 veranschaulicht werden. 
Operative Frühwarnsysteme beziehen sich auf die inhaltlichen Schwerpunkte und 
auf die zeitliche Reichweite operativer Planungen. Sie basieren auf „harten“ Fakto-
ren, wie z. B. folgenden leicht ablesbaren Kennzahlen und Indikatoren: 
• Cashflows, Verschuldungsgraden, Liquiditäts- und Rentabilitätskennzif-
fern und anderen Kennzahlen aus der Bilanzanalyse, 
• Soll-Ist-Vergleichen.58 
 
                                                 
55  Vgl. Krystek 1987, S. 140. 
56  Näheres hierzu bei Krystek 1987, S. 144 ff. 
57  Vgl. Krystek 1987, S. 147. 
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Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Krystek 1987, S. 143 
Abbildung 4: Überblick über mögliche Ausgestaltungsformen von Frühwarnsys-
temen im einzelwirtschaftlichen Bereich 
Durch Vergleiche der aktuellen Kennzahlen mit denen früherer Perioden lassen 
sich Abweichungen bzw. ein Über- oder Unterschreiten bestimmter Schwellenwer-
te frühzeitig erkennen. Bei Soll-Ist-Vergleichen handelt es sich um Planungshoch-
rechnungen, bei denen der geschätzte Wert zum Periodenende mit dem hochge-
rechneten tatsächlichen Wert verglichen wird. Hier muss nicht abgewartet werden, 
bis die tatsächlichen Zahlen am Periodenende vorliegen. Dementsprechend kön-
nen aufgrund der Hochrechnung unterjähriger Zwischenwerte Veränderungen zei-
tiger festgestellt werden als bei reinen Vergleichsanalysen, die auf die Ermittlung 
der Werte zum Periodenende angewiesen sind.59  
Allen operativen Systemen haftet jedoch der Mangel an, dass sich diese Art der 
Frühwarnung auf vergangenheitsbezogene Daten stützt. Um auch frühzeitig auf-
tretende schwache Signale wahrnehmen zu können, wurden strategische Früh-
                                                 
59  Vgl. Krystek 1987, S. 147 ff. 
23 
 
warnsysteme entwickelt. Diese sind im Gegensatz zu operativen Systemen zu-
kunftsorientiert, da der Planungshorizont längerfristiger ist und das gesamte Un-
ternehmen – nicht nur einzelne Bereiche – einbezogen wird. Ziel der strategischen 
Frühwarnsysteme ist es, durch entsprechende Weichenstellung in der Gegenwart 
die Überlebensfähigkeit des Unternehmens zu sichern.60 Hierfür werden u. a. fol-
gende Bereiche beobachtet:61 
• Marktrisiken, 
• Verhalten der Wettbewerber, 
• Produktentwicklungen, 
• anstehende Gesetzesänderungen, 
• Kaufverhalten der Kunden. 
Die Schwierigkeit bei diesem Frühwarnsystem besteht darin, dass die in den an-
geführten Bereichen auftretenden schwachen Signale schwer zu erkennen sind. 
Es handelt sich um schlecht definierte und unscharf strukturierte Informationen,62 
die sowohl übersehen als auch falsch gedeutet werden können. Insoweit ist das 
strategische Frühwarnsystem gegenüber den eindeutig ermittelbaren Daten des 
operativen Systems im Nachteil. Wenn die Signale allerdings richtig interpretiert 
werden, wird dieser Mangel dadurch ausgeglichen, dass Abweichungen in einem 
früheren Stadium erkannt werden und somit ein größerer Handlungsspielraum 
verfügbar ist.  
2.4 Unternehmenssanierung 
Haben die Frühwarnsysteme keinen Erfolg gebracht bzw. ließen sich die 
Schwachstellen im Unternehmen trotz frühzeitiger Identifikation nicht ohne Weite-
res beheben, gerät das Unternehmen in eine Krise. Um diese zu überwinden, wird 
eine Unternehmenssanierung angestrebt. Im Folgenden soll nun aufgezeigt wer-
den, wie eine Sanierung abläuft und welche Faktoren für das Gelingen ausschlag-
gebend sind. 
                                                 
60  Vgl. Maus 2003b, Rz. 129. 
61  Vgl. Häger 2000, S. 7; Maus 2003b, Rz. 130. 




Das Wort „Sanierung“ ist lateinischen Ursprungs und bedeutet übersetzt „hei-
len“ oder „gesund machen“.63 In der Betriebswirtschaftslehre umfasst das die Ge-
samtheit aller Maßnahmen, die der Heilung eines existenzbedrohten Unterneh-
mens dienen, indem sie die Lebensfähigkeit einer wirtschaftlich notleidenden 
Wirtschaftseinheit wiederherstellen.64 Art und Umfang der Sanierungsmaßnahmen 
können dabei verschieden weit ausgeprägt sein. Im Wesentlichen wird zwischen 
der Sanierung im engeren Sinne und der Sanierung im weiteren Sinne unterschie-
den.65  
Eine Sanierung im engeren Sinne beinhaltet ausschließlich finanzwirtschaftliche 
Maßnahmen, die zur Gesundung eines Unternehmens eingesetzt werden.66 Wird 
der Begriff weiter gefasst, fallen auch alle anderen Maßnahmen, die das Erfolgs-
potential des Unternehmens wieder herstellen sollen, unter die Bezeichnung „Sa-
nierung im weiteren Sinne“. Insbesondere gehören leistungswirtschaftliche, orga-
nisatorische, unternehmenspolitische und führungstechnische Maßnahmen dazu.67  
Neben dem Begriff der „Sanierung“ werden in der Literatur auch häufig die Be-
zeichnungen „Turnaround“ und „Restrukturierung“ gebraucht, die jedoch von der 
Definition der Sanierung abzugrenzen sind. Obwohl alle Begriffe darauf abzielen, 
durch geeignete Maßnahmen das Überleben des betroffenen Unternehmens zu 
sichern, unterscheiden sie sich hinsichtlich des Zeitpunktes, in dem sie eingeleitet 
werden. Ein Turnaround im Sinne einer drastischen Kursänderung eines Unter-
nehmens beginnt bereits in einem sehr frühen Krisenstadium innerhalb der strate-
gischen bzw. operativen Krise des Unternehmens. Sobald der Geschäftserfolg 
minimal abnimmt, werden Maßnahmen zur Verbesserung der Unternehmenssitua-
tion veranlasst.68 Die Sanierung setzt dagegen erst in der Liquiditätskrise an.69  
                                                 
63  Vgl. Wissenschaftlicher Rat der Dudenredaktion 1994, S. 1223. 
64  Vgl. Krystek 1987, S. 219; Groß 1988, S. 23; Hess/Fechner 1991, S. 6; Brandstätter 1993, S. 7; Böcken-
förde 1996, S. 7; Keller 1999, S. 73 f. 
65  Vgl. Böckenförde 1996, S. 7; Häger 2000, S. 42. 
66  Vgl. Böckenförde 1996, S. 7. 
67  Vgl. Hess/Fechner 1991, S. 6; Bergauer 2003, S. 5. 
68  Vgl. Gless 1996, S. 42 f. 
69  Vgl. Böckenförde 1996, S. 7 f. 
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Der Begriff „Restrukturierung“ wird in der Literatur unterschiedlich definiert. Er ist 
aus betriebswirtschaftlicher Sicht eng mit dem Begriff der Reorganisation ver-
knüpft und beschreibt allgemein alle Formen von Prozessen des geplanten tief-
greifenden Wandels eines Unternehmens.70 Dieser Wandel kann sich auf die An-
passung ineffizienter Organisationsstrukturen beziehen,71 wie auch auf die Umge-
staltung eines Unternehmens durch Portfoliooptimierungen und finanzwirtschaftli-
che Maßnahmen, wovon in der englischsprachigen Literatur ausgegangen wird.72 
Während Böckenförde den Begriff der „Restrukturierung“ mit dem des „Turn-
around“ gleichsetzt,73 sehen andere Autoren eher eine Übereinstimmung mit dem 
Begriff der „Sanierung im weiteren Sinne“.74 In Anbetracht der Tatsache, dass ein 
Turnaround in einem viel früheren Krisenstadium einsetzt als die Sanierung und 
die Restrukturierung – nämlich vor dem Eintritt einer konkreten Krisensituation – 
ist eher der zweiten Meinung zuzustimmen. Das Zusammenspiel der verschiede-
nen Definitionen soll in Abbildung 5 veranschaulicht werden.  
Die in der vorliegenden Arbeit im Vordergrund stehenden finanzwirtschaftlichen 
und unternehmenspolitischen Maßnahmen lassen sich am ehesten unter dem Be-
griff „Sanierung im weiteren Sinne“ subsumieren. Demnach wird die dem weiteren 
Verlauf der Arbeit zugrundeliegende Sanierung im weiteren Sinne als Planung, 
Realisation und Kontrolle eines umfassenden Maßnahmenpaketes zur Sicherung 
des kurzfristigen Überlebens und zur Wiederherstellung der langfristigen Ertrags-
fähigkeit eines in eine Erfolgs- oder Liquiditätskrise geratenen Unternehmens defi-
niert.75  
                                                 
70  Vgl. Kretschmer 1984, S. 31. 
71  Vgl. Frese et al. 1995, S. 293 ff.; Arbeitskreis Organisation 1996, S. 622 ff. 
72  Vgl. Bowman/Singh 1993, S. 5 ff.; Singh 1993, S. 147 ff. 
73  Vgl. Böckenförde 1996, S. 9. 
74  Vgl. Lüthy 1988, S. 27; Klein/Paarsch 1994, S. 178. 
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Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Böckenförde 1996, S. 8 
Abbildung 5: Übersicht der einzelnen Definitionen des Begriffs „Sanierung“ 
2.4.2 Grundtypen der Unternehmensfortführung 
Da die steuerrechtlichen Problemstellungen des Wandels der Unternehmensform 
in einer Krisensituation in einem engen Zusammenhang zu gesellschaftsrechtli-
chen Fragen stehen, müssen vorerst verschiedene gesellschaftsrechtliche Kon-
struktionen der Unternehmensweiterführung betrachtet werden. Diese Konstrukti-
onen werden allgemein als „Fortführungsgesellschaften“ bezeichnet und dienen 
der Rettung des Unternehmens mittels Beteiligung neuer Investoren. Die Weiter-
führung des Betriebes in einer Fortführungsgesellschaft setzt voraus, dass das 
notleidende Unternehmen die Kriterien der Sanierungsfähigkeit und Sanierungs-
würdigkeit erfüllt.76  
Um die richtige Sanierungsentscheidung treffen zu können, sollen nachfolgend die 
Grundtypen von Fortführungsgesellschaften dargestellt werden. Diese von Groß77 
                                                 
76  Vgl. Groß 1988, S. 131 f. 
77  Vgl. Groß 1988, S. 131 ff. 
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eingeführten Begriffsbestimmungen sind von der Literatur übernommen und als 
allgemeingültig anerkannt worden.78 Zu unterscheiden sind: 
• die Sanierungsgesellschaft, 
• die Betriebsübernahmegesellschaft und 
• die Auffanggesellschaft (Sanierungs- bzw. Übernahme-
Auffanggesellschaft). 
Eine Sanierungsgesellschaft liegt demnach vor, wenn zusätzliches Haftungska-
pital zur Rettung des notleidenden Unternehmens zugeführt wird. Das kann durch 
die Änderung der Rechtsform und/oder durch die Aufnahme neuer Gesellschafter 
erfolgen. Die Beibehaltung der Rechtsidentität stellt bei der Bildung einer Sanie-
rungsgesellschaft jedoch eine Ausnahme dar.79 In den meisten Fällen verändert 
sich die Rechtsform des Unternehmens durch eine Gesamtrechtsnachfolge im 
Wege einer Umwandlung, teils auch durch Einzelrechtsnachfolge.80 Im Ergebnis 
bleibt bei der Wahl dieser Fortführungsgesellschaft die wirtschaftliche Unterneh-
mung bestehen. Das hat den Vorteil, dass die Sanierung von der Öffentlichkeit 
kaum wahrgenommen wird, da der Geschäftsbetrieb meist lückenlos fortgesetzt 
wird. Allerdings ist damit auch der Nachteil verbunden, dass die vorhandenen Ri-
siken weiter existieren, da diese von dem Altunternehmen auf die Sanierungsge-
sellschaft übergehen.81  
Ziel der Betriebsübernahmegesellschaft ist ebenfalls die Fortführung des in der 
Krise befindlichen Unternehmens, allerdings durch Herausnahme des Leistungs-
angebots und ohne Übernahme der Schulden. Aufgrund dessen muss ein neues 
Unternehmen gegründet werden. Im Gegensatz zur Sanierungsgesellschaft liegt 
zwischen dem Krisenunternehmen und der Betriebsübernahmegesellschaft somit 
keine Rechtsidentität vor.82 Die Betriebsübernahme erfolgt im Wege der Einzel-
rechtsnachfolge durch die entgeltliche Übertragung der Vermögensgegenstände 
                                                 
78  Vgl. Post 1984, S. 281 f.; Wolff 1984, S. 669 ff.; Hess/Fechner 1991, S. 262 ff.; Brete/Thomsen 2008,  
S. 4160. 
79  Vgl. Hess/Fechner 1991, S. 264. 
80  Zu steuerrechtlichen Problemstellungen der verschiedenen Umwandlungsarten vgl. Kapitel 5. 
81  Vgl. Post 1984, S. 280; Layer 1990, S. 31. 
82  Vgl. Layer 1990, S. 32. 
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des Krisenunternehmens auf den neuen Rechtsträger (übertragende Sanierung).83 
Die Tatsache, dass über die Vermögensgegenstände oft nicht frei verfügt werden 
kann, da sie mit Rechten Dritter belastet sind und deren Zustimmung zur Übertra-
gung nötig ist, könnte zu Problemen bei der Realisierung dieses Fortführungskon-
zeptes führen.84 Auch der Umstand, dass steuerliche Verlustvorträge des krisen-
behafteten Unternehmens bei der übertragenden Sanierung untergehen, könnte 
als Nachteil gewertet werden. Gleichzeitig stellt sich die Frage, ob dieses Argu-
ment überhaupt von Bedeutung ist, da ein bestehender Verlustvortrag möglicher-
weise durch anfallende Sanierungsgewinne wieder aufgezehrt wird.85 Andererseits 
hat die Betriebsübernahmegesellschaft gegenüber der Sanierungsgesellschaft 
den Vorteil, dass die Altverbindlichkeiten und Risiken des Krisenunternehmens 
nicht mit übernommen werden bzw. für diese nur in sehr eingeschränktem Maße 
gehaftet wird. Im Wesentlichen beschränkt sich die Haftung gem. § 613a BGB auf 
die übergehenden Arbeitsverhältnisse.86  
Bei der dritten Art der Fortführungsgesellschaften, der Auffanggesellschaft, liegt 
eine Zwischenform von Sanierungs- und Betriebsübernahmegesellschaft vor. Je 
nach Ausprägung handelt es sich dabei um eine Fortführungsgesellschaft, deren 
Zweck auf die Sanierung des Unternehmens gerichtet ist (Sanierungs-Auffang-
gesellschaft) oder in der Übernahme des sanierungsbedürftigen Betriebes liegt 
(Übernahme-Auffanggesellschaft). Wenn Unsicherheit darüber herrscht, ob die 
Sanierung durch eine Sanierungsgesellschaft oder eine Betriebsübernahmege-
sellschaft vorteilhafter ist, kann eine Auffanggesellschaft mit Zweifachoption die 
geeignete Wahl darstellen. Die Doppeloption bezieht sich sowohl auf die Möglich-
keit des Beitritts als Gesellschafter als auch auf den Erwerb des Betriebes.87 Mit 
der Erfüllung ihres Zwecks, also der erfolgreichen finanziellen Sanierung bzw. 
dem späteren Erwerb des Unternehmens, wird die Auffanggesellschaft beendet. 
Allen Varianten ist somit gemein, dass die Auffanggesellschaft als neuer Rechts-
träger neben das Krisenunternehmen tritt, um im eigenen Namen und für eine be-
                                                 
83  Vgl. Wolff 1984, S. 672. 
84  Vgl. Hess/Fechner 1991, S. 265; Stuhr 2002, S. 91 ff. 
85  Vgl. Seefelder 2007, S. 274. 
86  Zu weiteren möglichen Haftungsfällen vgl. Stuhr 2002, S. 93 ff. 
87  Vgl. Groß 1988, S. 134. 
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grenzte Zeit die Führung des Unternehmens bzw. auch nur bestimmte Funktionen 
des Betriebes zu übernehmen.88 Während dieser Zeit ist sie für die Regulierung 
der Altverbindlichkeiten des Krisenunternehmens nicht unmittelbar zuständig, 
weshalb diese Art der Fortführungsgesellschaft in besonders unsicheren Situatio-
nen von risikoaversen neuen Gesellschaftern bevorzugt werden dürfte.89 Eine Nut-
zung des steuerlichen Verlustvortrags bei der Auffanggesellschaft ist wie bei der 
Betriebsübernahmegesellschaft ausgeschlossen, da der Verlustvortrag beim Ver-
kauf der einzelnen Wirtschaftsgüter an die neue Gesellschaft untergeht.  
Ein zusammenfassender Überblick über die verschiedenen Arten von Fortfüh-















Quelle: Groß 1988, S. 135 
Abbildung 6: Typen der Fortführungsgesellschaften 
Da der thematische Schwerpunkt der Arbeit auf den steuerrechtlichen Problem-
stellungen der Unternehmensumwandlungen und insbesondere der Verlustnut-
zung liegen soll, ist nur das Modell der „Sanierungsgesellschaft“ für die weiteren 
                                                 
88  Vgl. Post 1984, S. 281; Wolff 1984, S. 672; Hess/Fechner 1991, S. 265; Kräußlein 1992, S. 17. 
89  Weiterführende Erläuterungen zu Haftungsfragen vgl. Groß 1988, S. 134 f. 
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Ausführungen von Interesse. Eine Betriebsübernahmegesellschaft muss durch 
Einzelrechtsnachfolge entstehen, weshalb Verlustvorträge der Krisenunternehmen 
nicht übertragen werden können. Die Möglichkeit der Verlustübertragung ist nur 
bei Umwandlungen im Wege der Gesamtrechtsnachfolge gegeben und auch dann 
nur in eingeschränktem Maße. Demzufolge ist lediglich bei einer Sanierungsge-
sellschaft die tatsächliche Sanierung des Unternehmensträgers beabsichtigt. Die 
Betriebsübernahme- und die Auffanggesellschaften bezwecken die Fortführung 
durch eine übertragende Sanierung im Rahmen der Einzelrechtsnachfolge,90 wes-
halb diese Arten der Fortführungsgesellschaften im weiteren Verlauf der Arbeit 
nicht betrachtet werden.  
2.4.3 Sanierungskonzept und Sanierungsprüfung 
Nachdem in den vorhergehenden Abschnitten diskutiert wurde, wann und warum 
ein Unternehmen in eine Krise geraten ist, soll nun erörtert werden, wie die Krise 
überwunden werden kann. Um geeignete Sanierungsmaßnahmen festlegen zu 
können, muss im Vorfeld eine zuverlässige Aussage über die Sanierungsfähigkeit 
des notleidenden Unternehmens getroffen werden. Während Sofortmaßnahmen 
bereits aufgrund einer durchgeführten Grobanalyse eingeleitet werden können, 
bedürfen weiterführende Maßnahmen einer detaillierten Analyse, die im Rahmen 
eines ausführlichen Sanierungskonzeptes (Sanierungsplans) durchgeführt wird.91 
Das Sanierungskonzept beinhaltet sowohl operative als auch zukünftige strategi-
sche Unternehmensziele, wobei die mittelfristige Zukunftssicherung im Vorder-
grund steht.92 
Die Erarbeitung eines Sanierungskonzeptes kann in zwei Stufen unterteilt werden. 
In einer ersten Phase erfolgt eine Bestandsaufnahme der gegenwärtigen Unter-
nehmenssituation, woraufhin ein Grobkonzept für die Sanierung erstellt werden 
kann. Mittels Analysen von unternehmensinternen als auch unternehmensexter-
nen Daten soll das Grobkonzept Auskunft darüber geben, welche Sanierungsvor-
aussetzungen vorliegen und welche Sanierungsmaßnahmen darauf aufbauend 
ergriffen werden sollten. Als wichtigste Voraussetzungen sind eine ausreichend 
                                                 
90  Vgl. Frieß 2003, S. 31. 
91  Vgl. Böckenförde 1996, S. 79. 
92  Vgl. Schimke 1985, S. 29; Krystek 1987, S. 232. 
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hohe Eigenkapitalbasis und die Liquidität des Unternehmens anzusehen. Diese 
müssen durch operative Maßnahmen, wie z. B. einer kurzfristigen Kapitalerhö-
hung, und durch nachhaltige Wiederherstellung der Wettbewerbsfähigkeit (z. B. 
einer Portfolio-Bereinigung) gesichert werden. In einer zweiten Phase werden die 
Verfeinerung der einzelnen Konzeptbestandteile und die Erstellung von Maßnah-
menplänen vorgenommen. Gleichzeitig werden erste Sofortmaßnahmen umge-
setzt und die Projektorganisation eingeführt.93 Unabdingbarer Bestandteil des Sa-
nierungskonzeptes sind zudem Meilensteine, die u. a. festlegen sollen, wann 
bestimmte Maßnahmen wirksam werden können.94  
Bevor erste Sanierungsmaßnahmen ergriffen werden – von sofortigen Maßnah-
men zur Gewährleistung der Zahlungsfähigkeit abgesehen –, muss auf der Grund-
lage des Sanierungskonzeptes eine Sanierungsprüfung angeschlossen werden. 
Wie oben angedeutet, muss über die Sanierungsfähigkeit des Unternehmens ent-
schieden werden. Die Kriterien „Sanierungsbedürftigkeit“ und „Sanierungswürdig-
keit“ dürften im Allgemeinen erfüllt sein. Sanierungsbedürftigkeit liegt vor, wenn es 
nach objektiven Beurteilungsmaßstäben nicht möglich ist, das Unternehmen ohne 
Sanierungsmaßnahmen erfolgreich fortzuführen. Ist ein Unternehmen sanie-
rungswürdig, so bedeutet das, dass die am Unternehmen Beteiligten (Gesellschaf-
ter, Gläubiger, öffentliches Interesse am Erhalt von Arbeitsplätzen) an dessen 
Weiterbestehen interessiert sind. Bei der Prüfung der Sanierungsfähigkeit anhand 
eines Sanierungskonzeptes muss eine realistische Chance erkennbar sein, den 
Sanierungsplan und die darin enthaltenen leistungswirtschaftlichen und finanzwirt-
schaftlichen Maßnahmen mit allen Beteiligten innerhalb einer vorgegebenen Zeit 
umzusetzen.95 Wenn das der Fall ist und das Sanierungskonzept und somit die 
Sanierungsprüfung von den Anteilseignern und Gläubigern als positiv befunden 
wurde, müssen die einzelnen Sanierungsmaßnahmen in Angriff genommen wer-
den. Die Vielfalt und eine mögliche Systematisierung von Sanierungsmaßnahmen 
sollen im nächsten Abschnitt näher vorgestellt werden. 
                                                 
93  Vgl. Kraus/Buschmann, Rz. 14. 
94  Vgl. Böckenförde 1996, S. 87. 




Die in den bisherigen Ausführungen angesprochenen Sanierungsmaßnahmen 
können nach verschiedenen Kriterien unterteilt werden. So unterscheidet z. B. Bö-
ckenförde96 autonome und heteronome Sanierungsmaßnahmen. Wie der Name 
bereits erahnen lässt, handelt es sich bei den autonomen Maßnahmen um finan-
zielle, liquiditätsfördernde und bilanzbereinigende Handlungen, die von der Unter-
nehmensleitung beschlossen und ohne das Einholen weiterer Zustimmung umge-
setzt werden können. Heteronome Sanierungsmaßnahmen bedürfen dagegen der 
Einwilligung unternehmensexterner Betroffener (Banken, Lieferanten, Arbeitneh-
mer u. a.).  
Des Weiteren können Sanierungsmaßnahmen entsprechend ihrer zeitlichen Um-
setzung bzw. nach dem Zeitpunkt ihres Effekts kategorisiert werden. Strategische 
Krisenbewältigungsmaßnahmen sollen die langfristige Entwicklung des Unter-
nehmens positiv beeinflussen. Wichtige Erfolgspotenziale des Unternehmens wie 
die Gestaltung des Produkt-/Marktportfolios oder die Ausstattung mit Humankapi-
tal werden dadurch optimiert und nachhaltig gesichert.97 Operative Sanierungs-
maßnahmen zeichnen sich dagegen durch ihre kurz- bis mittelfristige Wirksamkeit 
aus. Sie beziehen sich auf einzelne Teilbereiche bzw. Funktionen des Unterneh-
mens und unterstützen damit die strategische Neuausrichtung.98  
Viele Autoren nehmen eine Einteilung der Sanierungsmaßnahmen gemäß der Zu-
gehörigkeit zu einem betrieblichen Funktionsbereich vor.99 So können leistungs-
wirtschaftliche und finanzwirtschaftliche Maßnahmen unterschieden werden. Die 
leistungswirtschaftlichen Sanierungsmaßnahmen betreffen folgende Unterneh-
mensbereiche: 
• Forschung und Entwicklung, 
• Vertrieb, 
• Einkauf, 
                                                 
96  Vgl. Böckenförde 1996, S. 138 ff. 
97  Vgl. Bergauer 2003, S. 44 ff. 
98  Vgl. Brandstätter 1993, S. 253 ff.; Blatz/Hien 2009, Rz. 3-7; Bergauer 2003, S. 91 ff. 
99  Vgl. Bergauer 2003 S. 91 ff. 
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• Logistik und Produktion, 
• Personal, 
• Finanzen und Controlling sowie 
• Allgemeine Verwaltung.100 
Auch für die leistungswirtschaftlichen Sanierungsmaßnahmen – die zu einem gro-
ßen Teil operativen Charakter aufweisen – gilt, dass diese der Umsetzung der 
neuen strategischen Stoßrichtung des Unternehmens dienen. Finanzwirtschaftli-
che Sanierungsmaßnahmen zielen eher auf die kurzfristige Sicherung der Liquidi-
tät und die langfristige Stabilisierung der Eigenkapitalbasis.101 Dabei haben unter-
nehmensinterne Maßnahmen, die sich auf den Abbau der Mittelbindung im 
Anlage- und Umlaufvermögen beziehen, Vorrang vor unternehmensexternen 
Handlungen, die eine Neuaufteilung der Gesellschafterverhältnisse zum Inhalt ha-
ben. Beiden Wegen ist gemeinsam, dass sie im Eigenfinanzierungsbereich anset-
zen. Führen diese nicht zum Erfolg, können als letzte Möglichkeit Fremdfinanzie-
rungsmaßnahmen ergriffen werden, die eine Beteiligung der Gläubiger 
voraussetzen.102  
Für die weitere Arbeit ist die Aufteilung in leistungs- und finanzwirtschaftliche Sa-
nierungsmaßnahmen von besonderem Interesse. Die anderen Systematisierungs-
arten fokussieren Schwerpunkte, die keine Rückschlüsse auf steuerrechtliche 
Auswirkungen zulassen. So bietet z. B. die Unterscheidung in autonome und hete-
ronome Sanierungsmaßnahmen keine Ansatzpunkte für eine Aussage über die 
steuerrechtliche Beurteilung dieser Handlungen. Vielmehr müssen konkrete aus-
zuführende Maßnahmen, die sich auf die finanzielle bzw. bilanztechnische Situati-
on des Unternehmens auswirken, existieren, um steuerliche Effekte erörtern zu 
können. Somit liegt das Hauptaugenmerk der Arbeit auf den finanzwirtschaftlichen 
Sanierungsmaßnahmen, die in engem Zusammenhang mit gesellschaftsrechtli-
chen Fragestellungen stehen. Liquiditätserhöhende und bilanzbereinigende Sanie-
rungsmaßnahmen gehen meist mit Gesellschafterwechseln und/oder Umstruktu-
                                                 
100  Vgl. Blatz/Hien 2009, Rz. 2; Bergauer 2003, S. 91 ff. 
101  Vgl. Bergauer 2003, S. 29. 
102  Vgl. Krystek 1987, S. 228; Lüthy 1988, S. 162 ff. 
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rierungen einher. Daher sollen in den folgenden Kapiteln neben rein finanzwirt-
schaftlichen Maßnahmen auch gesellschaftsrechtliche Umgestaltungen auf ihre 
steuerliche Vorteilhaftigkeit hin untersucht werden.  
In Abbildung 7 werden die favorisierten finanzwirtschaftlichen und gesellschafts-
rechtlichen Sanierungsmaßnahmen in den zur Verfügung stehenden Systematisie-

















Abbildung 7: Einteilung von Sanierungsmaßnahmen 
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3 Steuerrechtliche Grundlagen der Unternehmenssanierung 
Nachdem im vorherigen Kapitel Erläuterungen zum Untersuchungsgegenstand 
der Arbeit dargelegt wurden, soll nun eine Einführung in die steuerliche Thematik 
erfolgen.  
Sanierungsmaßnahmen können sowohl unmittelbar als auch mittelbar Steuerbe-
lastungen auslösen. So fällt bei der Veräußerung von Wirtschaftsgütern Umsatz-
steuer an, unabhängig davon, ob ein Veräußerungsgewinn oder -verlust erzielt 
wurde. Bei der Umsatzsteuer besteht keine Möglichkeit, diese mit Verlusten aus 
anderen Geschäften oder Veranlagungszeiträumen auszugleichen. Anders dage-
gen bei den in der Arbeit fokussierten Ertragsteuern. Diese knüpfen an die ge-
winnsteigernden Auswirkungen der Sanierungsmaßnahmen an und bewirken so-
mit eine unmittelbare Steuererhöhung,103 welche durch bestehende Verlustvorträge 
gemildert werden kann. Nach dem sogenannten „Sanierungserlass“104 des BMF 
kann die Steuer auf den verbleibenden Sanierungsgewinn auf Antrag abweichend 
festgesetzt, gestundet und erlassen werden.  
Um die in den nachfolgenden Kapiteln beschriebenen steuerlichen Auswirkungen 
der Sanierungsmaßnahmen nachvollziehen zu können, werden an dieser Stelle 
die Grundlagen der Gewinnermittlung und -besteuerung, die Möglichkeit der Ver-
lustverrechnung und der Steuerfreistellung des Sanierungsgewinns näher betrach-
tet. 
3.1 Gewinnermittlung und -besteuerung 
Sanierungsmaßnahmen führen nur dann zu einer ertragsteuerlichen Belastung, 
wenn sie einen Ertrag verursachen und somit das zu versteuernde Einkommen 
erhöhen. Damit eine Gewinnrealisierung zur Besteuerung führt, muss sich die 
Maßnahme auf das Vermögen der Kapitalgesellschaft (steuerrelevanter Bereich) 
auswirken. Betrifft die Maßnahme dagegen das Privatvermögen des Gesellschaf-
ters (auch wenn er es der Gesellschaft zur Nutzung überlässt) wird keine Erhö-
hung der steuerlichen Bemessungsgrundlage ausgelöst. Bei der Ermittlung der 
                                                 
103  Vgl. Olbing 2003, S. 5. 
104  Vgl. BMF-Schreiben v. 27.03.2003 – IV A 6 – S 2140 – 8/03, BStBl I 2003, S. 240. 
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Einkünfte einer Kapitalgesellschaft ist nach § 4 Abs. 1 EStG ein Betriebsvermö-
gensvergleich vorzunehmen. Das für die Besteuerung maßgebliche Einkommen 
kann aber noch auf eine zweite Art, mit Hilfe der Erfolgsrechnung, ermittelt werden. 
Hierbei wird das Ergebnis der Gewinn- und Verlustrechnung nach Handelsrecht 
um sämtliche in der Steuerbilanz nichtabziehbare Aufwendungen erhöht bzw. um 
steuerfreie Erträge vermindert. In der Praxis wird fast ausschließlich diese Metho-
de angewandt. Das ausführliche Berechnungsschema ist in Abbildung 8 darge-
stellt. 
 
Quelle: Endriss et al. 2004, S. 411 
Abbildung 8: Ermittlung des körperschaftsteuerlichen Einkommens 
Auf das zu versteuernde Einkommen muss Körperschaftsteuer einschließlich des 
darauf entfallenden Solidaritätszuschlags gezahlt werden. Der Körperschaftsteu-
ersatz beträgt zurzeit 15 %105 zuzüglich 5,5 % Solidaritätszuschlag.106 Dieser Kör-
perschaftsteuersatz gilt seit 2008, wobei sowohl auf ausgeschüttete als auch auf 
thesaurierte Gewinne seit 2001 ein einheitlicher Körperschaftsteuersatz anzuwen-
                                                 
105  Vgl. § 23 Abs. 1 KStG. 
106  Vgl. § 4 SolZG. 
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den ist. Vor der Unternehmensteuerreform wurden einbehaltene Gewinne mit ei-
nem höheren Körperschaftsteuersatz besteuert. Zudem wurde beim Anteilseigner 
das Anrechnungsverfahren angewandt, wonach die vom Unternehmen abgeführte 
anteilige Körperschaftsteuer auf die zu zahlende Einkommensteuer des Gesell-
schafters angerechnet wurde. Mittlerweile kommt das Teileinkünfteverfahren zum 
Einsatz, nach dem die Gewinne sowohl mit Körperschaft- als auch bei Ausschüt-
tung mit Einkommensteuer belastet werden. Als Ausgleich ist die Einkommen-
steuer aber nur auf 60 % der erhaltenen Kapitaleinkünfte zu zahlen,107 wenn der 
Anteilseigner eine Personengesellschaft ist. 
3.2 Behandlung von Sanierungsgewinnen 
In dem zu versteuernden Einkommen, dessen Ermittlung eben dargestellt wurde, 
können auch Sanierungsgewinne enthalten sein. Dabei handelt es sich um Ge-
winne, die durch den Forderungsverzicht von Gläubigern entstehen. Exakt defi-
niert wurde der Begriff vom BMF, das eine Erhöhung des Betriebsvermögens 
durch teilweisen oder vollständigen Erlass von Schulden zum Zwecke der Sanie-
rung als Sanierungsgewinn bezeichnet. Dies wird größtenteils durch einen Forde-
rungsverzicht und in geringerem Umfang durch das Anerkennen eines nicht be-
stehenden Schuldverhältnisses (negatives Schuldanerkenntnis) geschehen.108 Die 
Gläubiger stimmen dem Forderungsverzicht zu, weil sie sich davon den Erhalt ei-
nes Kunden und eventuell die Bezahlung der Restforderung bei Teilerlass ver-
sprechen. Aus bilanzrechtlicher Sicht ist die Forderung dann ganz oder teilweise 
auszubuchen, was bei dem schuldnerischen Unternehmen zu einem steuerpflich-
tigen Ertrag führt. Soweit die Erträge höher sind als die laufenden Verluste und die 
Verlustvorträge, kommt es zu einer Steuerfestsetzung, der kein Liquiditätszufluss 
gegenüber steht. Um die Sanierung des Unternehmens durch die Steuerzahlung 
nicht zu gefährden, hat sich das BMF in dem oben erwähnten Erlass für eine bun-
deseinheitliche Verwaltungsregelung zur Ermessensausübung für den Erlass oder 
                                                 
107  Vgl. § 3 Nr. 40d EStG. 
108  Vgl. BMF-Schreiben v. 27.03.2003 – IV A 6 – S 2140 – 8/03, BStBl I 2003, S. 240, Tz. 3. 
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die Stundung solcher sanierungsbedingter Gewinne ausgesprochen.109 Diese soll 
in den nächsten Abschnitten näher diskutiert werden.  
3.2.1 Rechtslage vor Einführung des BMF-Schreibens vom 27.03.2003 
Bevor die aktuelle steuerrechtliche Lage analysiert wird, soll durch einen Rückblick 
auf die in früheren Jahren praktizierte Steuerfreiheit von Sanierungsgewinnen der 
Grundstein für die Bewertung der nun geltenden Regelung gelegt werden.  
Bis zum 31.12.1997 wurden Sanierungsgewinne gemäß § 3 Nr. 66 EStG a. F. 
steuerfrei gestellt. Die Vorschrift beruhte auf der Rechtsprechung des Reichsfi-
nanzhofes (RFH),110 der es als ungerecht ansah, dass es für den Steuerpflichtigen 
nur eine zeitlich beschränkte Möglichkeit gab, Verlustvorträge geltend zu machen. 
Der Forderungsverzicht im Rahmen der Unternehmenssanierung stellte für den 
RFH einen betriebsfremden Vorgang dar, der nicht in unmittelbarem Zusammen-
hang mit der erwerbenden Tätigkeit des Unternehmens stand, sondern vielmehr 
mit der Zuführung neuen Kapitals gleichzusetzen sei und deshalb als steuerfreier 
Ertrag zu behandeln war.111 Gleichzeitig durften später nachträgliche Tilgungen 
des wieder gewinnerzielenden Unternehmens an die Gläubiger nicht als Ausga-
ben angesehen werden, da sie in unmittelbarem wirtschaftlichen Zusammenhang 
mit steuerfreien Einnahmen standen.  
Der Körperschaftsteuersenat vertrat jedoch die Meinung, dass alle Vermögenszu-
wächse – auch die zufälligen – steuerpflichtig seien. Die Merkmale, die für einen 
„unmittelbaren wirtschaftlichen Zusammenhang zum Gewerbebetrieb“ sprechen 
sollten, waren zu ungenau definiert.112 Demzufolge galten Sanierungsgewinne bei 
Kapitalgesellschaften als steuerpflichtig, während diese bei Einzelunternehmen 
und Personengesellschaften steuerfrei waren. Um unbillige Härten zu vermeiden, 
wurde die auf Sanierungsgewinne entfallende Körperschaftsteuer aber erlassen.113 
Mit der Einführung des § 11 Nr. 4 KStG im Jahre 1934 wurde die bisherige Vorge-
hensweise dadurch legalisiert, dass der körperschaftsteuerpflichtige Sanierungs-
                                                 
109  Vgl. Pflüger 2003, S. 237. 
110  Vgl. RFH v. 30.6.1927 – VI A 297/27, RStBl 1927, S. 228 und Groh 1996, S. 1890. 
111  Vgl. RFH v. 12.12.1928 – VI A 1499/28, RStBl 1929, S. 86. 
112  Vgl. RFH v. 5.2.1929  – I A 394/27, RStBl 1929, S. 228. 
113  Vgl. Begründung zum KStG 1934, RStBl 1935, S. 81. 
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gewinn nunmehr als abzugsfähige Betriebsausgabe galt.114 Somit war auch im 
Körperschaftsteuerrecht eine faktische Steuerfreistellung von Sanierungsgewin-
nen geschaffen worden, wenngleich diese nur den über den Verlustvortrag hi-
nausgehenden Sanierungsgewinn betraf.115  
Der BFH entschied Jahrzehnte später, dass eine Verrechnung des Sanierungs-
gewinns mit Verlustvorträgen bei Körperschaften unzulässig sei und damit der ge-
samte Sanierungsgewinn von der Besteuerung auszunehmen sei, da gerade die 
doppelte Berücksichtigung von Verlustvorträgen und steuerfreien Sanierungsge-
winnen beabsichtigt war.116 Im Einkommensteuerrecht blieb es bei der auf Ge-
wohnheitsrecht bzw. der Analogie des Körperschaftsteuerrechts beruhenden 
Steuerfreiheit von Sanierungsgewinnen.117 Dieser Zustand wurde erst durch das 
Körperschaftsteuerreformgesetz vom 31.8.1976118 beseitigt, welches Sanierungs-
gewinne durch die Einfügung des § 3 Nr. 66 EStG in den Katalog der steuerfreien 
Einnahmen aufnahm, der über § 8 Abs. 1 KStG auch bei Körperschaften anzu-
wenden war. Voraussetzung für die Anwendung des § 3 Nr. 66 EStG war, dass 
die Schulden zum Zwecke der Sanierung erlassen wurden und dass das Unter-
nehmen sowohl als sanierungsbedürftig und sanierungsgeeignet galt, als auch, 
dass eine feste Sanierungsabsicht vorlag.  
Sanierungsbedürftigkeit war gegeben, wenn nach der Prüfung objektiver Kriterien 
feststand, dass das Unternehmen ohne Sanierungsmaßnahmen nicht mehr wei-
terbestehen könne. Zur Entscheidung wurden Kriterien wie die Ertragslage, die 
Höhe des Betriebsvermögens und die Gesamtleistungsfähigkeit des Unterneh-
mers herangezogen. Die für eine Insolvenz ausschlaggebenden Tatbestände der 
Zahlungsunfähigkeit oder Überschuldung wurden im Rahmen der Sanierungsbe-
dürftigkeit nicht geprüft.119 Das Merkmal der „Sanierungseignung“ war erfüllt, wenn 
die Maßnahmen geeignet erschienen, das Unternehmen wieder in die Gewinnzo-
                                                 
114  Vgl. § 11 Nr. 4 KStG 1934, RStBl 1934, S. 1287. 
115  Vgl. z. B. RFH v. 10.4.1940 – VI 633/39, RStBl 1940, S. 609 und BFH v. 16.1.1951 – I 46/50 U, BStBl III 
1951, S. 63. 
116  Vgl. BFH v. 15.7.1968 – GrS 2/67, BStBl II 1968, S. 666. 
117  Vgl. Kroschel 1999, S. 1384. 
118  BGBl I 1976, S. 2597. 
119  Vgl. Fritsche 2000, S. 51. 
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ne zu führen und dadurch seinen Fortbestand zu sichern. Die Sanierungsabsicht 
musste dagegen nicht von Unternehmensseite, sondern von den Gläubigern 
glaubhaft nachgewiesen werden. Dabei kam es darauf an, dass die Gläubiger mit 
dem Schuldenerlass als Hauptziel die geschäftliche und finanzielle Gesundung 
des Unternehmens verfolgten. Die eigene Motivation der Gläubiger, z. B. die Ret-
tung eines Teils einer Restforderung oder der Erhalt der Geschäftsbeziehung, 
stand dem Ziel der Wiederherstellung des Unternehmens jedoch nicht entgegen, 
wenn die Sanierungsabsicht zumindest mitentscheidend für den Schuldenerlass 
war.120  
Die eben beschriebenen Voraussetzungen für die Steuerfreiheit von Sanierungs-
gewinnen wurden in der Literatur aber als problematisch angesehen. Insbesonde-
re die Kriterien der „Sanierungsbedürftigkeit“ und der „Sanierungseignung“ könn-
ten kaum objektiv bestimmt werden, da zukünftige Ertragskennzahlen aufgrund 
unvorhersehbarer Marktentwicklungen nur sehr unzuverlässig geschätzt werden 
können.121 Somit wurde durch das Gesetz zur Fortsetzung der Unternehmenssteu-
erreform vom 29.10.1997122 der § 3 Nr. 66 EStG gestrichen und Sanierungsgewin-
ne waren ab dem 01.01.1998 wieder als steuerpflichtige Erträge zu behandeln. 
Der Steuerpflichtige konnte nur noch darauf hoffen, dass aufgrund eines persönli-
chen oder sachlichen Härtefalls die Finanzverwaltung die Steuer auf den Sanie-
rungsgewinn erlassen oder stunden würde. Letztendlich herrschte jedoch eine 
große Unsicherheit, die sich in hinausgeschobenen Sanierungsmaßnahmen und 
deren unbestimmter Erfolgswahrscheinlichkeit äußerte.123  
3.2.2 Anwendungsbereich des BMF-Schreibens vom 27.03.2003 
Mit dem Schreiben des Bundesfinanzministeriums vom 27.03.2003 wurde die 
Steuerfreiheit von Sanierungsgewinnen faktisch wieder eingeführt.124 Hintergrund 
der Neuregelung ist, dass das BMF den Zielen der Insolvenzordnung, die auf eine 
Sanierung von Unternehmen ausgerichtet ist, nicht länger entgegenstehen wollte. 
                                                 
120  Vgl. BFH v. 27.1.1998 – VIII R 64/96, BStBl II 1998, S. 537. 
121  Vgl. Dziadkowski/Treisch 1995, S. 332. 
122  Vgl. BGBl I 1997, S. 2590. 
123  Vgl. Dziadkowski 1997, S. 449. 
124  BMF-Schreiben v. 27.03.2003 – IV A 6 – S 2140 – 8/03, BStBl I 2003, S. 240. 
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Allerdings erfolgte die Steuerfreistellung von Sanierungsgewinnen nicht durch das 
Wiedereinfügen des § 3 Nr. 66 EStG, sondern durch Billigkeitsmaßnahmen wie 
Steuerstundung und Steuererlass, die im nächsten Abschnitt näher erläutert wer-
den.125 
Voraussetzungen für das Vorliegen eines begünstigten Sanierungsgewinns im 
Sinne des BMF-Schreibens sind die bereits beschriebenen Merkmale der Sanie-
rungsbedürftigkeit des Unternehmens, der Sanierungseignung des Schulderlasses 
und die Sanierungsabsicht der Gläubiger. Im Vergleich zur einstigen Steuerbefrei-
ungsvorschrift gemäß § 3 Nr. 66 EStG muss nun auch das Kriterium der „Sanie-
rungsfähigkeit“ des Unternehmens erfüllt sein. Sanierungsfähig ist ein Unterneh-
men dann, wenn es nach erfolgter Sanierung wieder lebensfähig sein wird und 
somit der Einsatz von Sanierungsmaßnahmen berechtigt war.126 Hat das Unter-
nehmen einen Sanierungsplan erstellt, kann jedoch davon ausgegangen werden, 
dass die genannten Voraussetzungen erfüllt sind.127 Allerdings wird nicht näher 
darauf eingegangen, welche inhaltlichen und/oder formalen Anforderungen dieser 
Plan erfüllen muss.128  
Eine Sanierung im Sinne des BMF-Schreibens liegt ebenso vor, wenn das Unter-
nehmen nicht fortgeführt oder trotz Sanierungsmaßnahmen eingestellt wird. Wich-
tig ist hierbei, dass die Schulden aus betrieblichen Gründen erlassen werden und 
nicht z. B., um dem Steuerpflichtigen einen schuldenfreien Übergang in sein Pri-
vatleben zu ermöglichen.129 Dann zählt der daraus resultierende Gewinn genauso 
zum begünstigten Sanierungsgewinn wie derjenige, der sich aus dem Forde-
rungsverzicht gegen Besserungsschein ergibt. Falls der Besserungsfall eintritt, 
dürfen die laut Besserungsvereinbarung an den Gläubiger zu leistenden Zahlun-
gen jedoch nicht als Betriebsausgaben abgezogen werden.130 In Höhe der nicht 
                                                 
125  Vgl. Düll et al. 2003, S. 863. 
126  Vgl. Brandstätter 1993, S. 8. 
127  Vgl. BMF-Schreiben v. 27.03.2003 – IV A 6 – S 2140 – 8/03, BStBl I 2003, S. 240, Tz. 4. 
128  Vgl. Blöse 2003, S. 580. 
129  Vgl. BMF-Schreiben v. 27.03.2003 – IV A 6 – S 2140 – 8/03, BStBl I 2003, S. 240, Tz. 2. 
130  Vgl. § 3c Abs. 1 EStG. 
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abzugsfähigen Betriebsausgaben verringert sich aber nachträglich der Sanie-
rungsgewinn.131  
3.2.3 Steuerstundung und Steuererlass 
Liegen die eben aufgeführten Voraussetzungen für einen begünstigen Sanie-
rungsgewinn vor, kann die Steuer auf Antrag des Steuerpflichtigen nach § 163 AO 
abweichend festgesetzt und nach § 222 AO mit dem Ziel des späteren Erlasses132 
zunächst unter Widerrufsvorbehalt ab Fälligkeit gestundet werden.133 Dabei ist zu 
beachten, dass bei der Ermittlung der Besteuerungsgrundlage zunächst sämtliche 
Verluste und negativen Einkünfte bis zur Höhe des Sanierungsgewinns vorrangig 
mit dem Sanierungsgewinn verrechnet werden müssen. Etwaige Ausgleichs- oder 
Verrechnungsbeschränkungen, wie z. B. nach § 10d EStG, dürfen nicht ange-
wandt werden. Die Verluste mindern somit den Sanierungsgewinn und können 
nicht als verbleibender Verlustvortrag gemäß § 10d Abs. 4 EStG oder nach § 15a 
Abs. 4 oder 5 EStG als verrechenbarer Verlust festgestellt werden. Kommt es zu 
einem späteren Zeitpunkt, z. B. im Rahmen einer Betriebsprüfung, zu einer Ände-
rung der Besteuerungsgrundlagen und zu einem Verlust, ist dieser im Wege des 
Verlustrücktrags ebenfalls zuerst mit dem Sanierungsgewinn zu verrechnen. Ver-
zichtet der Steuerpflichtige auf die Vornahme des Verlustrücktrags,134 besteht kein 
Anspruch auf die Gewährung der Billigkeitsmaßnahme. Wendet sich der Steuer-
pflichtige gegen die vorgenommene Verlustverrechnung im Festsetzungsverfahren 
oder begehrt er die Verrechnung mit anderen Einkünften oder die Feststellung 
eines verbleibenden Verlustvortrags,135 gilt der Erlassantrag damit als zurückge-
nommen und Billigkeitsmaßnahmen werden nicht angewandt. 136  Das im BMF-
Schreiben beschriebene Vorgehen wird am Schluss des Schreibens anhand von 
drei Beispielen verständlich erläutert. 
Zu beachten ist, dass die auf den verbleibenden Sanierungsgewinn entfallende 
Steuer nicht durch eine Verhältnisrechnung, sondern durch Gegenüberstellung 
                                                 
131  Vgl. BMF-Schreiben v. 27.03.2003 – IV A 6 – S 2140 – 8/03, BStBl I 2003, S. 240, Tz. 5. 
132  Vgl. § 227 AO. 
133  Vgl. BMF-Schreiben v. 27.03.2003 – IV A 6 – S 2140 – 8/03, BStBl I 2003, S. 240, Tz. 8. 
134  Vgl. § 10d Abs. 1 S. 5 und 6 EStG.  
135  Vgl. § 10d Abs. 4 EStG. 
136  Vgl. BMF-Schreiben v. 27.03.2003 – IV A 6 – S 2140 – 8/03, BStBl I 2003, S. 240, Tz. 8. 
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des unter Einbeziehung des Sanierungsgewinns festgesetzten Steuerbetrags und 
des sich in der „Schattenveranlagung“ ohne Einbeziehung des Sanierungsgewinns 
ergebenden Steuerbetrags zu ermitteln ist. Diese Klarstellung erfolgte erst 2007 in 
einer Verfügung der OFD Karlsruhe.137  
Die Stundung wird prinzipiell bis zur Durchführung der nächsten noch ausstehen-
den Veranlagung ausgesprochen, längstens jedoch bis zu einem besonders zu 
benennenden Zeitpunkt. Damit kann die Finanzverwaltung die Verlustverrech-
nungsmöglichkeiten und die Ausnutzung des Verlustrücktrags überwachen. Au-
ßerdem dürfen Anschlussstundungen gewährt werden.138 Bei einem Forderungs-
verzicht mit Besserungsschein ist darauf zu achten, dass die auf den 
Sanierungsgewinn entfallende Steuer solange zu stunden ist, bis keine Zahlungen 
auf den Besserungsschein mehr geleistet werden können. In dieser Zeit darf auch 
kein Erlass ausgesprochen werden.139  
Letztendlich ist die nach abschließender Prüfung und nach Feststellung der end-
gültigen auf den verbleibenden zu versteuernden Sanierungsgewinn entfallende 
Steuer nach § 227 AO zu erlassen. Das Ermessen des zuständigen Finanzamts 
wird dabei auf Null reduziert. Eventuell erhobene Stundungszinsen, die auf ge-
stundete und erlassene Steuerbeträge entfallen, sind ebenfalls gemäß § 227 AO 
zu erlassen.140  
Die Neuregelungen des BMF-Schreibens gelten für alle noch offenen Fälle ab 
dem Veranlagungszeitraum 1998. Eine Stundung und ein Erlass können nach wie 
vor auch auf persönlichen Billigkeitsgründen beruhen.141 Die bisher bestehende 
Zustimmungspflicht des BMF für zu erlassende Steuerschulden ab einer bestimm-
ten Höhe wurde jedoch aufgehoben. Nur wenn bestimmte Betrags- oder Zeitgren-
                                                 
137  Vgl. OFD Karlsruhe, Vfg. v. 08.11.2007, S 214.0/12 – St 134, Der Betrieb 2007, S. 2621. 
138  Vgl. BMF-Schreiben v. 27.03.2003 – IV A 6 – S 2140 – 8/03, BStBl I 2003, S. 240, Tz. 10. 
139  Vgl. BMF-Schreiben v. 27.03.2003 – IV A 6 – S 2140 – 8/03, BStBl I 2003, S. 240, Tz. 11. 
140  Vgl. BMF-Schreiben v. 27.03.2003 – IV A 6 – S 2140 – 8/03, BStBl I 2003, S. 240, Tz. 12. 
141  Vgl. BMF-Schreiben v. 27.03.2003 – IV A 6 – S 2140 – 8/03, BStBl I 2003, S. 240, Tz. 13. 
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zen 142  überschritten werden, muss dies dem zuständigen Finanzamt mitgeteilt 
werden.143  
Die Stundung und der Erlass der Einkommen- oder Körperschaftsteuer auf den 
Sanierungsgewinn führen nicht automatisch zur Stundung und zum Erlass der 
Gewerbesteuer. Vielmehr entscheidet die jeweilige Gemeinde, ob sie Billigkeits-
maßnahmen ausspricht. In dem Fall ist die bei Einkünften aus Gewerbebetrieb 
gewährte Steuerermäßigung gemäß § 35 EStG zu mindern.144  
3.2.4 Auswirkungen und Anwendungsprobleme 
In der Literatur existieren unterschiedliche Auffassungen darüber, inwieweit die 
durch das BMF-Schreiben vom 27.3.2003 eingeführten Neuregelungen als positiv 
und verfassungsgemäß anzusehen sind. Die Möglichkeit des uneingeschränkten 
Verlustausgleichs und der Verrechnung des Sanierungsgewinns mit allen Verlust-
vorträgen, egal zu welcher Gruppe sie gehören, wird bereits als erste Begünsti-
gung gewertet.145 Auch wenn es sich dabei nur um eine Verschiebung von Steuer-
zahlungen handelt, kommt es zumindest zu einem Zinsvorteil, da die Verluste 
sonst erst in späteren Jahren hätten genutzt werden können.146 Allerdings ist diese 
Vergünstigung nur ein schwacher Trost dafür, dass sämtliche Verluste vorrangig 
mit dem Sanierungsgewinn verrechnet werden müssen und für nachfolgende Ver-
anlagungszeiträume nicht mehr zur Verfügung stehen.  
Obwohl die Regelung zur Steuerfreiheit von Sanierungsgewinnen neu eingeführt 
wurde, gab es auch vor Inkrafttreten des BMF-Schreibens Probleme mit Verlust-
verrechnungsmöglichkeiten, die in zahlreichen Entscheidungen zu § 3 Nr. 66 
EStG a. F. geklärt werden mussten.147 Insbesondere die Tatsache, dass durch ei-
ne vollständige Verlustberücksichtigung (Verlustrücktrag bzw. unbegrenzter Ver-
lustvortrag) eine systemwidrige Steuerfreistellung des Sanierungsgewinns auf-
                                                 
142  Vgl. BMF-Schreiben v. 02.01.2002 – IV D 2 – S 0457 – 1/02, BStBl I 2002, S. 61. 
143  Vgl. BMF-Schreiben v. 27.03.2003 – IV A 6 – S 2140 – 8/03, BStBl I 2003, S. 240, Tz. 14. 
144  Vgl. BMF-Schreiben v. 27.03.2003 – IV A 6 – S 2140 – 8/03, BStBl I 2003, S. 240, Tz. 15. 
145  Vgl. Bareis/Kaiser 2004, S. 1842 f. 
146  Vgl. Düll et al. 2003, S. 864. 
147  Vgl. Kanzler 2003, S. 481. 
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grund der Nichtbesteuerung eines Totalgewinns eingetreten wäre, führte dazu, 
dass die Regelung aufgehoben wurde.148  
Als Nachteil der Neuregelung ist zu werten, dass nur solche Gewinne begünstigt 
werden, die durch den Erlass von Schulden entstanden sind. Werden andere Sa-
nierungsmaßnahmen angewandt, wie z. B. die Veräußerung werthaltigen Vermö-
gens, darf die Steuer auf den erzielten Gewinn gemäß dem vorliegenden BMF-
Schreiben nicht gestundet und erlassen werden. Es ist zu überlegen, ob solche im 
Sinne des BMF-Schreibens schädlichen Maßnahmen zeitlich vorgezogen werden, 
so dass die vorhandenen Verlustvorträge zuerst mit den nicht begünstigten Ge-
winnen aus anderen Sanierungsmaßnahmen verrechnet werden.149  
Die Tatsache, dass die Gemeinden als zuständige Behörden für die Erlassent-
scheidung über die auf den Sanierungsgewinn entfallende Gewerbesteuer be-
nannt wurden und somit nicht an die Billigkeitsmaßnahmen der Finanzämter ge-
bunden sind,150 kann zudem zu praktischen Problemen führen. Gesetzt den Fall, 
dass aufgrund ausreichender einkommensteuerlicher bzw. körperschaftsteuerli-
cher Verlustvorträge kein zu erlassender Sanierungsgewinn verbleibt, würde das 
zuständige Finanzamt keine Billigkeitsmaßnahmen erlassen. Wenn nun aber kein 
entsprechender gewerbesteuerlicher Verlustvortrag besteht, wäre der Erlass der 
Gewerbesteuer auf den Sanierungsgewinn notwendig, der unter Umständen von 
der Gemeinde nicht gewährt werden würde. Diese für den Steuerpflichtigen unsi-
chere Rechtslage könnte beseitigt werden, wenn das Finanzamt gleich im Rah-
men der Festsetzung des Gewerbesteuermessbetrages einen niedrigeren Mess-
betrag gemäß § 163 Abs. 1 AO festsetzen dürfte. 151  Durch den geringeren 
Steuermessbetrag verringert sich auch die Bemessungsgrundlage für die Anrech-
                                                 
148  Vgl. BMF 1995, S. 44. 
149  Vgl. Düll et al. 2003, S. 864. 
150  Auch wenn keine Bindungswirkung an die Entscheidung des Finanzamts vorgesehen ist, soll das Finanz-
amt die Gemeinde frühzeitig darüber unterrichten, wenn es die Durchführung von Billigkeitsmaßnahmen 
für notwendig erachtet (Vgl. Bayrisches Landesamt für Steuern, Vfg. v. 08.08.2006 – S 2140 – 6 St 
3102M, Finanz-Rundschau 2006, S. 901).  
151  Vgl. Düll et al. 2003, S. 865 f. 
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nung der Gewerbesteuer auf die Einkommensteuer152 und eine zusätzliche Rege-
lung, wie sie jetzt im BMF-Schreiben enthalten ist,153 wäre überflüssig.  
Als Argument für die Gewährung von Billigkeitsmaßnahmen im Sanierungsfall wird 
angeführt, dass ansonsten die Gläubiger die Steuer für das zu sanierende Unter-
nehmen bezahlen müssten.154 Das ist so jedoch nicht richtig, da der Gläubiger den 
Schuldenerlass steuermindernd gelten machen kann.155 Im Gegenzug müsste der 
Sanierungsgewinn konsequenterweise auf Seiten des Schuldners der Steuer un-
terliegen.156 Nur bei Erlass einer wertlosen Forderung ist dies nicht möglich, dann 
entsteht auch auf Seiten des Unternehmens kein steuerpflichtiges Einkommen, 
sondern lediglich eine formelle Vermögensmehrung.157  
Kroschel sieht das jedoch anders.158 Er argumentiert, dass es sich bei dem Schul-
denerlass sehr wohl um eine Bereicherung des Schuldners handelt, da ohne den 
Erlass eine Fortführung des Unternehmens nicht möglich wäre. Ansonsten dürften 
die aus den Verlusten resultierenden Verbindlichkeiten den Schuldner ebenfalls 
nicht belasten, weil sie aufgrund fehlender finanzieller Mittel sowieso nicht getilgt 
werden können und somit nicht mit anderen Einkünften ausgleichsfähig oder ver-
rechenbar wären. Diese Aussage wird dadurch unterstützt, dass es bei der Frage 
nach der steuerlich relevanten Bereicherung durch eine erlassene Verbindlichkeit 
eher auf die Behandlung beim Gläubiger ankommt. Wenn dieser den Forderungs-
ausfall als steuermindernden Aufwand bucht, muss beim Schuldner korrespondie-
rend auch ein steuerwirksamer Ertrag gebucht werden. Nur in dem Fall, dass es 
sich bei dem Gläubiger um einen Gesellschafter handelt, ist der Teil der erlasse-
nen Schulden, der noch werthaltig war, als Zugang im Eigenkapital zu bilanzieren 
(verdeckte Einlage in Höhe des Teilwerts der Forderung).159 Der wertlose Teil der 
Forderung ist hier ebenfalls als gewinnwirksamer Ertrag zu behandeln.  
                                                 
152  Vgl. § 35 Abs. 1 EStG.  
153  Vgl. BMF-Schreiben v. 27.03.2003 – IV A 6 – S 2140 – 8/03, BStBl I 2003, S. 240, Tz. 15. 
154  Vgl. Dziadkowski/Treisch 1995, S. 333. 
155  Vgl. Bareis/Kaiser 2004, S. 1843. 
156  Vgl. Kroschel 1999, S. 1385. 
157  Vgl. Weber 1994, S. 130. 
158  Vgl. Kroschel 1999, S. 1387. 
159  Vgl. H 40 „Forderungsverzicht“ KStR. 
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Letztendlich muss berücksichtigt werden, dass sich aus der Steuerpflicht des Sa-
nierungsgewinns nur in wenigen Fällen eine Steuerzahllast ergibt. Ein insolvenz-
gefährdetes Unternehmen verfügt in der Regel über hohe Verlustvorträge, die mit 
dem Sanierungsgewinn verrechnet werden und Billigkeitsmaßnahmen überflüssig 
machen. Insofern werden die Maßnahmen der Finanzverwaltung nur in wenigen 
Fällen Anwendung finden. Eine Ausnahme könnte vorliegen, wenn noch keine 
Verluste eingetreten sind, sondern das Unternehmen nur unter Zahlungsunfähig-
keit leidet.160 In dem Fall wäre eine Verrechnung mit Verlustvorträgen nicht möglich 
und eventuelle Erträge aus Forderungsverzichten könnten nur mit Hilfe eines Er-
lasses im Billigkeitsweg vor einer drohenden Steuerpflicht bewahrt werden. In der 
Situation wirken sich die Billigkeitsmaßnahmen der Finanzverwaltung positiv aus, 
da sie die Sanierung erleichtern bzw. überhaupt erst ermöglichen.  
Des Weiteren handelt es sich bei dem Erlass der Steuer auf den Sanierungsge-
winn um eine systemwidrige Subvention von sanierungsbedürftigen Unternehmen, 
da wirtschaftlich gesunde Unternehmen ebenfalls Steuerzahlungen leisten müs-
sen, die Investitionen negativ beeinflussen und das Wachstum des Unternehmens 
bremsen.161 Erwirtschaftet das erfolgreich sanierte Unternehmen in späteren Jah-
ren wieder Gewinne, so dass sich über die gesamte Lebensdauer des Unterneh-
mens ein Totalgewinn ergibt, hat dieses Unternehmen im Vergleich zu anderen 
Unternehmen einen Vorteil, da der Totalgewinn durch den steuerfreien Sanie-
rungsgewinn niedriger besteuert wurde. Die Lösung wäre in dem Fall ein allge-
mein niedriges Steuerniveau, was allen Unternehmen zu Gute kommen würde.162  
Nach Meinung einiger Autoren163 ist im Sanierungsfall eine vollständige Verlustver-
rechnungsmöglichkeit ausreichend. Kann die auf den verbleibenden Sanierungs-
gewinn zu leistende Steuer nicht bezahlt werden, steht immer noch das Instrument 
der zinslosen Stundung zur Verfügung. Allerdings ist dieses nicht geeignet, wenn 
die Überschuldung einer Kapitalgesellschaft beseitigt werden soll. In dem Fall 
                                                 
160  Vgl. Dziadkowski 1997, S. 447. 
161  Vgl. Kroschel 1999, S. 1387. 
162  Vgl. Bareis/Kaiser 2004, S. 1843. 
163  Vgl. Bareis/Kaiser 2004, S. 1843; Cattelaens 1997, S. 2295; Dziadkowski 1997, S. 447; Groh 1996,  
S. 1890; Kroschel 1999, S. 1386. 
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würden die erlassenen Verbindlichkeiten durch Steuerverbindlichkeiten ersetzt, die 
auch bei einer Stundung weiterhin als Verbindlichkeiten auszuweisen sind.164  
Das Problem fehlender Liquidität bei Entstehung eines steuerpflichtigen Sanie-
rungsgewinns könnte ebenfalls durch die Bildung einer steuerfreien Rücklage für 
Sanierungsgewinne gelöst werden, welche in den Folgejahren gewinnwirksam 
aufzulösen ist.165 Hier muss jedoch beachtet werden, dass eine vollständige Liqui-
ditätsentlastung nicht stattfindet, da die Rücklage bereits ab dem ersten Jahr nach 
ihrer Bildung anteilig aufgelöst werden soll. Zudem wird durch die fehlende Ver-
zinsung der Rücklage zumindest ein Teil des Sanierungsgewinns steuerfrei ge-
stellt.166 Eine weitere Lösungsmöglichkeit – die allerdings eine gesetzliche Rege-
lung voraussetzt – wäre eine verzinslich zurückzuzahlende Sanierungsbeihilfe,167 
die in Höhe der auf den Sanierungsgewinn entfallenden Steuer gewährt werden 
soll. Im Gegensatz zur steuerfreien Rücklage soll diese aber verzinslich sein, 
weshalb sie jederzeit abgelöst werden kann.168  
Unabhängig von der Frage nach der rechtlichen Grundlage für einen Steuererlass 
ist diese Regelung im Vergleich zur bisherigen Steuerfreistellung des Sanierungs-
gewinns nach § 3 Nr. 66 EStG ein Rückschritt. Wie schon angeführt, handelt es 
sich um eine Ermessensentscheidung, die somit nicht einheitlich ausgeübt werden 
muss. Zusätzlich zu dieser Unsicherheit sorgt die Neu-Regelung für mehr Verwal-
tungsaufwand, da neben der Steuerfestsetzung ein Steuererlass notwendig ist, 
der zudem erst zeitlich verzögert entschieden wird und anstehende Sanierungs-
maßnahmen behindern kann. Zudem könnte der finanzielle Vorteil, der durch den 
Erlass der Steuer auf den Sanierungsgewinn entsteht, auf europarechtliche Wi-
derstände stoßen. Gemäß Art. 87 Abs. 1 EG sind staatliche Beihilfen, die in Form 
von Steuervergünstigungen gewährt werden, grundsätzlich verboten und somit 
gemeinschaftsrechtswidrig, da sie den Wettbewerb und den Handel zwischen den 
Staaten verfälschen bzw. beeinträchtigen. Würde die Europäische Union die erhal-
                                                 
164  Vgl. Becker 2003, S. 1605. 
165  Vgl. Kroschel 1999, S. 1387 zu Steuerstundung und Verteilung der Steuerzahlungen auf mehrere Jahre. 
166  Vgl. Maus 2002, S. 595. 
167  Vgl. Trompeter 2000, S. 433. 
168  Vgl. Maus 2002, S. 595. 
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tene Vergünstigung zurückfordern, müsste das betroffene Unternehmen den er-
lassenen Steuerbetrag inklusive Zinsen zurückzahlen.169  
Neben den Gegnern der Einführung von Billigkeitsmaßnahmen gibt es auch Be-
fürworter dieser Regelung. Als Argument wird angeführt, dass die Entscheidung 
über den Steuererlass aufgrund unternehmensspezifischer Besonderheiten getrof-
fen wird. Wirklich sanierungsbedürftige Unternehmen weisen Verlustvorträge auf, 
die zur Verrechnung mit Sanierungsgewinnen genutzt werden können. Die Steuer 
auf den verbleibenden Sanierungsgewinn sollte bei Vorliegen persönlicher oder 
sachlicher Härten anschließend erlassen werden.170 Einem gewinnerzielenden Un-
ternehmen hingegen steht diese Möglichkeit nicht offen, so dass ein Sanierungs-
gewinn voll steuerpflichtig ist und auch bleiben sollte, da kein Grund für eine Billig-
keitsmaßnahme vorliegt.171 Sicherlich wird der Fall sehr selten auftreten, z. B. bei 
bloßen Liquiditätsengpässen, die zu einer Sanierungsbedürftigkeit des Unterneh-
mens geführt haben. Letztendlich bleibt aber abzuwarten, wie streng die Finanz-
verwaltung das BMF-Schreiben auslegen wird, welches den Ermessensspielraum 
bei der Entscheidung für eine Billigkeitsmaßnahme auf Null reduziert.172 Befolgt die 
Finanzverwaltung die Vorgaben des Schreibens, würde selbst dem gewinnerzie-
lenden Unternehmen ein Steuererlass gewährt.173 Dem Argument der „unterneh-
mensspezifischen Einzelfall-Entscheidung“ käme somit keine praktische Bedeu-
tung zu.174  
Für Einzelunternehmen und Personengesellschaften könnte die Einführung von 
Billigkeitsmaßnahmen ebenfalls vorteilhaft sein. Aufgrund des Transparenz-
Prinzips werden Verluste aus dem Unternehmen direkt den Mitunternehmern zu-
gewiesen, die diese mit positiven Einkünften anderer Einkunftsarten verrechnen 
können. Demzufolge ist kein verrechenbarer Verlustvortrag vorhanden175 und nach 
alter Rechtslage musste im Sanierungsfall der gesamte Gewinn besteuert werden. 
                                                 
169  Näheres hierzu bei Strüber/von Donat 2003, S. 2040 ff. 
170  Vgl. FG Köln v. 24.4.2008 – 6 K 2488/06, EFG 2008, S. 1555; Verfahren anhängig beim BFH unter Az. X 
R 34/08. 
171  Vgl. Dziadkowski 1997, S. 450. 
172  Vgl. BMF-Schreiben v. 27.03.2003 – IV A 6 – S 2140 – 8/03, BStBl I 2003, S. 240, Tz. 12. 
173  Der fehlende Ermessensspielraum der Finanzverwaltung wird auch von Janssen 2003, S. 1056 bekräftigt. 
174  Vgl. Kroschel 1999, S. 1388. 
175  Vgl. Janssen 2003, S. 1057 f. 
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Nun ist die Steuer auf den Sanierungsgewinn zwingend zu erlassen, so dass das 
Unternehmen mehr Liquidität zur Verfügung hat.176  
3.2.5 Aktuelle Entwicklungen 
Verfassungsrechtliche Bedenken gegen das Schreiben der Finanzverwaltung be-
stehen bei der Frage, ob ein Steuererlass wegen sachlicher Unbilligkeit nicht eine 
Kompetenzüberschreitung des BMF darstellt. Der Gesetzgeber habe § 3 Nr. 66 
EStG gerade deshalb gestrichen, weil bei der Besteuerung von Sanierungsgewin-
nen eben keine sachliche Unbilligkeit gegeben sei.177 Dieser Auffassung folgt auch 
das Finanzgericht München,178 welches eine Steuerbefreiung von Sanierungsge-
winnen aus sachlichen Billigkeitsgründen verneint.179 Durch den Sanierungserlass 
sei faktisch der frühere § 3 Nr. 66 EStG a. F. wieder in Kraft gesetzt worden, wo-
durch eine Gleichmäßigkeit der Besteuerung verhindert wird. Das Finanzgericht 
München verkennt dabei, dass der Gesetzgeber mit der Abschaffung des § 3 
Nr. 66 EStG a. F. lediglich die Gefahr einer steuerlichen Doppelbegünstigung ein-
dämmen wollte, die entstehen konnte, wenn einerseits Verluste vorgetragen und 
andererseits aus einem Erlass von Verbindlichkeiten resultierende Sanierungsge-
winne steuerfrei gestellt wurden.180  
Das Finanzgericht Köln hat wenig später anders entschieden. In dem Urteil vom 
24.04.2008181 vertritt das Finanzgericht die Auffassung, dass ein Steuererlass in 
Sanierungsfällen nicht nur geboten sondern vielmehr zwingend zu gewähren sei. 
Für einen Steuererlass nach Verlustverrechnung sei kein Ermessenspielraum der 
Finanzverwaltung gegeben. Mittlerweile teilt auch der Bundesfinanzhof die Ein-
schätzung des Finanzgerichts Köln. Obwohl das Urteil vom 14.07.2010182 vorder-
gründig die ausschließliche Anwendung des Sanierungserlasses bei unter-
nehmensbezogenen Sanierungen bekräftigt, stellt der Bundesfinanzhof klar, dass 
die Finanzverwaltung den Steuererlass im BMF-Schreiben vom 27.03.2003 ab-
                                                 
176  Da in der Arbeit Kapitalgesellschaften fokussiert werden, soll dieser Diskussionspunkt nicht weiter ausge-
baut werden.  
177  Vgl. Kanzler 2003, S. 481. 
178  Vgl. FG München v. 12.12.2007 – 1 K 4487/06, DStR 2008, S. 1687. 
179  Hierzu werden wiederum gegenteilige Meinungen vertreten, vgl. Gondert/Büttner 2008, S. 1676 ff. 
180  Vgl. Schwenker/Fischer 2010, S. 1119. 
181  Vgl. FG Köln v. 24.4.2008 – 6 K 2488/06, EFG 2008, S. 1555. 
182  Vgl. BFH v. 14.07.2010 – X R 34/08, DStR 35/2010, S. IX. 
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schließend regeln durfte. Er begründet dies mit der Gesetzesbegründung zur Ab-
schaffung des § 3 Nr. 66 EStG a. F., wonach einzelnen sachlichen Härtefällen im 
Billigkeitswege begegnet werden könne, und zudem mit der Rechtsprechung vor 
Einführung des § 3 Nr. 66 EStG a. F., die bereits eine Steuerfreiheit von Sanie-
rungsgewinnen in bestimmten Fällen befürwortete.  
Während der Bundesfinanzhof in seinem Urteil vom 14.07.2010 die steuerliche 
Begünstigung von unternehmensbezogenen Sanierungen bestätigt, schließt er 
unternehmerbezogene Sanierungen von der Anwendung des Sanierungserlasses 
aus. Diese liegen vor, wenn dem Schuldner der Aufbau einer neuen betrieblichen 
oder beruflichen Existenz ohne eine Schuldenbelastung aus der früheren unter-
nehmerischen Tätigkeit ermöglicht werden soll. Ausgenommen hiervon sind je-
doch die Fälle der Restschuldbefreiung oder der Verbraucherinsolvenz, die gemäß 
BMF-Schreiben vom 22.12.2009183 in den Anwendungsbereich des Sanierungser-
lasses fallen. Der Bundesfinanzhof hat in seinem Urteil die Billigkeitsregelung der 
Finanzverwaltung auch in Bezug auf Restschuldbefreiungen und Verbraucherin-
solvenzen akzeptiert, da die Befreiung von bislang nicht erfüllten Verbindlichkeiten 
auch bei natürlichen Personen als Schuldnern zu steuerpflichtigen Gewinnen füh-
ren kann, für die ein Steuererlass nach dem BMF-Schreiben vom 27.03.2003 be-
antragt werden darf.  
Sanierungsgewinne, die im Rahmen eines Planinsolvenzverfahrens entstehen, 
dürfen ebenfalls aufgrund des Sanierungserlasses gestundet und erlassen werden. 
Das hat die Finanzverwaltung in ihrem Schreiben vom 22.12.2009184 klar gestellt. 
Bei einer Sanierung im Rahmen eines Planinsolvenzverfahrens handelt es sich 
ebenso um eine unternehmensbezogene Sanierung. Im Gegensatz zur Sanierung 
in der Insolvenz erfolgt die Vermögensverwertung und –verteilung im Planinsol-
venzverfahren jedoch abweichend von den gesetzlichen Vorschriften der Insol-
venzordnung durch die Erstellung eines Insolvenzplans, welcher die Unterneh-
menssanierung zum Ziel hat. Von daher ist es folgerichtig, Sanierungsgewinne 
aufgrund eines Planinsolvenzverfahrens genauso zu behandeln wie Gewinne aus 
außergerichtlicher Sanierungen bzw. Sanierungen in der Insolvenz.  
                                                 
183  Vgl. BMF-Schreiben v. 22.12.2009 – IV C 6 – S 2140/07/10001-01, BStBl I 2010, S. 18. 
184  Siehe Fußnote 183. 
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Weiterhin offen ist die Frage, ob die Finanzverwaltung zu weitreichende Billig-
keitsmaßnahmen in Bezug auf unternehmensbezogene Sanierungen zulässt. Auf-
grund der plausiblen Argumente gegen die Auffassung des Finanzgerichts Mün-
chen scheint eine gegenteilige Entscheidung des Bundesfinanzhofs, bei dem die 
Revision185 gegen das Urteil vom 12.12.2007 anhängig ist, nicht abwegig.186 Zu-
mindest die Finanzverwaltung ist sich einig, dass sie das BMF-Schreiben vom 
27.03.2003 nach wie vor anwenden wird.187 Somit ist bis zu einem eventuell an-
derslautendem Urteil des Bundesfinanzhofs von einer gewissen Rechtssicherheit 
in Bezug auf die steuerliche Behandlung von Sanierungsgewinnen auszugehen.  
Im Ergebnis betrachtet ist die Steuerfreiheit von Sanierungsgewinnen durch den 
Sanierungserlass de facto wieder hergestellt. Eine allgemeingültige Steuerfreiheit, 
wie sie zeitweise bis zum 31.12.1997 galt, wurde jedoch nicht umgesetzt. Auch 
wenn diese im Sinne der Besteuerung eines Totalgewinns nicht notwendig wäre, 
ist die Neuregelung, die nur einen Erlass bzw. die Stundung des nach der Verlust-
verrechnung verbliebenen Sanierungsgewinns vorsieht, immer mit einer gewissen 
Unsicherheitskomponente behaftet. Insoweit stellen die Regelungen des BMF-
Schreibens vom 27.03.2003 eine Verbesserung zur bisherigen Situation dar, rei-
chen aber nicht an die Vorteile der vorherigen generellen Steuerfreiheit der Sanie-
rungsgewinne heran. Letztendlich muss abgewartet werden, inwieweit der Bun-
desfinanzhof die praktizierte Steuerbefreiung auf der Grundlage des BMF-
Schreibens vom 27.03.2003 als Kompetenzüberschreitung der Finanzverwaltung 
wertet.  
3.3 Verlustverrechnung 
Bei dem im vorhergehenden Abschnitt diskutierten Thema der Besteuerung von 
Sanierungsgewinnen wurde mehrmals auf die allgemeinen Möglichkeiten der Ver-
lustverrechnung Bezug genommen. Gerade bei insolvenzgefährdeten Unterneh-
men ist die Frage, inwieweit aufgelaufene Verluste steuerlich genutzt werden kön-
nen, von zentraler Bedeutung. Obwohl Verluste grundsätzlich ertragsteuerlich 
                                                 
185  Revision anhängig unter Az. VIII R 2/08. 
186  Vgl. Braun/Geist 2009, S. 2509. 
187  Das hat eine von Braun/Geist (2009, S. 2511) im Frühsommer 2009 bei den zuständigen oberen Finanz-
behörden durchgeführte Befragung ergeben. 
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relevant sind, wird es immer schwieriger, diese Verluste geltend zu machen. Das 
System der Verlustverrechnung unterliegt ständigen Änderungen und hat sich in 
den letzten Jahren verkompliziert. Die folgenden Ausführungen sollen einen kur-
zen Einblick in das System sowie die Entwicklung des Verlustabzugs geben.  
Die Übertragung von Verlusten kann prinzipiell durch Verlustausgleich oder Ver-
lustrücktrag bzw. Verlustvortrag erfolgen. Der Verlustausgleich kann dabei sowohl 
horizontal als auch vertikal vorgenommen werden. In der Regel sind Verluste zu-
erst innerhalb derselben Einkunftsart auszugleichen (horizontaler Verlustaus-
gleich). Verbleiben danach negative Einkünfte, können diese mit positiven Ein-
künften aus anderen Einkunftsarten ausgeglichen werden (vertikaler 
Verlustausgleich). Anschließend verbleibende negative Einkünfte sind vom Ge-
samtbetrag der Einkünfte des unmittelbar vorangegangenen Veranlagungszeit-
raums abzuziehen (Verlustrücktrag). Der Verlustrücktrag ist jedoch auf einen Be-
trag in Höhe von 511.500 EUR beschränkt.188 Der Steuerpflichtige kann ganz oder 
teilweise auf die Möglichkeit des Verlustrücktrags verzichten, wenn er dies beim 
Finanzamt beantragt.189  In dem Fall wären die nicht ausgeglichenen negativen 
Einkünfte – ebenso wie der nach einem Verlustrücktrag übrig gebliebene Verlust – 
in den folgenden Veranlagungszeiträumen abzuziehen (Verlustvortrag). Auch der 
Verlustvortrag ist nicht in unbeschränkter Höhe möglich. Der Gesetzgeber hat ei-
nen unbeschränkten Abzug bis zu einem Gesamtbetrag der Einkünfte in Höhe von 
1 Million EUR festgesetzt. Darüber hinaus können bis zu 60 % des 1 Million EUR 
übersteigenden Gesamtbetrags der Einkünfte abgezogen werden. 190  Der am 
Schluss eines Veranlagungszeitraums verbleibende Verlustabzug ist gesondert 
festzustellen191 und kann unter den Beschränkungen des § 10d EStG in den fol-
genden Jahren abgezogen werden. Eine unbeschränkte Verlustnutzung ist somit 
nicht möglich.  
Die Vorschriften zum Verlustausgleich und Verlustabzug werden seit jeher stark 
diskutiert. Grundsätzlich sollte unter dem Gesichtspunkt der Besteuerung nach der 
                                                 
188  Vgl. § 10d Abs. 1 S. 1 EStG. 
189  Vgl. § 10d Abs. 1 S. 5 EStG. 
190  Vgl. § 10d Abs. 2 S. 1 EStG. 
191  Vgl. § 10d Abs. 4 EStG.  
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wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Abzug des vollständigen Verlustes vertre-
ten werden, unabhängig davon, in welchem Veranlagungszeitraum der Verlust 
entstanden ist. Allerdings führt eine uneingeschränkte Verlustverrechnung auch zu 
Steuerverlagerungen und -ersparnissen, die zu hohen Steuerausfällen beitra-
gen.192 Der Gesetzgeber ist deshalb stets bemüht, die Möglichkeiten der Verlust-
verrechnung einzuschränken.  
Gemäß dieser Zielsetzung wurde der bis dahin bestehende § 10d EStG durch das 
Steuerentlastungsgesetz 1999 grundlegend geändert.193 Das bereits existierende 
Prinzip des Verlustrücktrags und -vortrags wurde zwar beibehalten, allerdings 
wurde der Verlustrücktrag sowohl betragsmäßig als auch bezüglich der zeitlichen 
Rückwirkung beschränkt. Seitdem ist der Verlustrücktrag nur noch auf den dem 
Verlustentstehungsjahr vorangegangenen Veranlagungszeitraum möglich. Be-
tragsmäßig wurde die Rücktragsgrenze von ehemals 10 Millionen DM auf 
2 Millionen DM (ab 1999) und weiter auf 1 Million DM (ab 2001) bzw. 
511.500 EUR reduziert. Außerdem führte der Gesetzgeber eine überaus kompli-
zierte Regelung zum Verlustausgleich ein. Während der horizontale Verlustaus-
gleich innerhalb der Einkunftsarten unverändert blieb, wurde der vertikale Aus-
gleich zwischen den Einkunftsarten auf maximal 100.000 DM zuzüglich der Hälfte 
des übersteigenden Betrags positiver Einkünfte begrenzt. Die nach der Berück-
sichtigung der Höchstgrenze verbleibende Summe aller positiven Einkünfte sowie 
die verbleibenden Verluste waren entsprechend dem Verhältnis der positiven bzw. 
negativen Einkünfte zur jeweiligen Summe der Einkünfte aufzuteilen.194 Diese ge-
nerelle Begrenzung der Verrechnung von Verlusten, die auch nicht durch Ab-
schreibungen bzw. Verlustzuweisungsgesellschaften entstandene Verluste betraf, 
wurde in der Literatur stark kritisiert. Insbesondere wurden der Komplexitätsgrad 
der Vorschrift, die Unvereinbarkeit mit dem Leistungsfähigkeitsprinzip und die Un-
gleichgewichtigkeit von positiven und negativen Einkünften angegriffen.195 Auch 
der XI. Senat hegte Zweifel an der Rechtmäßigkeit der beschränkten Verlustver-
                                                 
192  Vgl. Grotherr 1998, S. 2337. 
193  Vgl. Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002 vom 24.03.1999, BGBl I 1999, Nr. 15, S. 402.  
194  Vgl. § 2 Abs. 3 S. 2-4 EStG i. d. F. vom 24.03.1999. 
195  Vgl. Herzig/Briesemeister 1999, S. 1377, 1383; Raupach/Böckstiegel 1999, S. 622 ff.; Altfelder 2001,  
S. 350 ff.; Hallerbach/Stapperfend 2001, S. 782 f.; Hergarten 2001, S. 1877 ff.; Kohlhaas 2002, S. 1251 ff. 
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rechnung bei sogenannten „echten“ Verlusten, die aufgrund wirtschaftlicher Betä-
tigung entstanden waren.196 Er führte aus, dass dem Steuerpflichtigen infolge eines 
Mittelabflusses bei höheren negativen als positiven Einkünften nicht einmal mehr 
das Existenzminimum verbleibt, was laut Art. 1 i. V. m. Art. 20 GG steuerfrei zu 
belassen ist. Die Verlagerung der Verlustverrechnung in die Zukunft ist mit dem 
Leistungsfähigkeitsprinzip nicht vereinbar, da ungewiss ist, ob in folgenden Jahren 
überhaupt positive Einkünfte erzielt werden, die für die Verlustverrechnung zur 
Verfügung stehen. In dem Fall würde der Verlustvortrag keine Wirkung erzielen 
und in Folge mehr als das Lebenseinkommen besteuert werden.197  
Daraufhin wurden die Ausgleichsbeschränkungen sowohl des § 2 Abs. 3 S. 2 bis 8 
EStG i. d. F. vom 24.03.1999 als auch des § 10d Abs. 1 bis 3 EStG i. d. F. vom 
24.03.1999 wieder aufgehoben. 198  Seitdem gilt die bereits oben erläuterte Be-
schränkung des Verlustrück- und -vortrags.199 Neben dem Umstand, dass die alte 
Regelung schwer zu handhaben war, wollte der Gesetzgeber vor allem die Aus-
nutzung zur Erzielung von Progressionsvorteilen unterbinden. Für den Fall, dass 
sich eine hohe vertikale Verlustkompensation ergibt, kam es mit der Regelung ku-
rioserweise zu einer Minderbesteuerung, da die nicht mehr abzugsfähigen Verlus-
te das ohnehin schon niedrige oder gar nicht besteuerte Einkommen nicht mehr 
unnötig gemindert haben. Diese Verluste konnten dafür steuersparend in spätere 
Veranlagungszeiträume verschoben werden, wo sie aufgrund der Progression des 
Einkommensteuertarifs einen höheren Nutzen stifteten.200  
Auch wenn der Wegfall der Einschränkung des vertikalen Verlustausgleichs und 
des Verlustabzugs als positiv zu werten sind, so verbleibt es doch bei einer Min-
destbesteuerung bei Verlustvorträgen, der steuersystematische und wirtschaftspo-
litische Bedenken entgegen stehen.201 Trotz der verbesserten Praktikabilität und 
der Gleichstellung von Steuerpflichtigen mit Einkünften aus unterschiedlichen Ein-
                                                 
196  Vgl. BFH v. 06.03.2003 – XI B 7/02, BStBl II 2003, S. 516 und BFH v. 06.03.2003 – XI B 76/02, BStBl II 
2003, S. 523. 
197  Vgl. Karrenbrock 2004, S. 563. 
198  Vgl. Gesetz zur Umsetzung der Protokollerklärung der Bundesregierung zur Vermittlungsempfehlung zum 
Steuervergünstigungsabbaugesetz vom 22.12.2003, BGBl I 2003, Nr. 65, S. 2840. 
199  Vgl. § 10d EStG. 
200  Vgl. Altfelder 2001, S. 350. 
201  Vgl. Rödder/Schumacher 2004, S. 207 f. 
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kunftsarten hat die Manifestierung der Mindestbesteuerung nicht zu einer Erhö-
hung der Investitionsbereitschaft beigetragen. Gerade Unternehmen, die sich in 
einer Krise befinden bzw. stark schwankende Gewinne aufweisen, sind von der 
beschränkten Verlustverrechnung betroffen, da ihnen dringend benötigte Liquidität 
entzogen wird.202 Insoweit bleibt festzustellen, dass die momentanen Vorschriften 
zur Verlustverrechnung für krisenbehaftete Unternehmen unvorteilhaft sind und 
einer Überarbeitung des Gesetzgebers bedürfen.  
                                                 
202  Vgl. Karrenbrock 2004, S. 564. 
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4 Sanierung unter Beibehaltung der bisherigen Rechtsform 
Aufbauend auf den in den vorhergehenden Kapiteln erläuterten Grundlagen zur 
Besteuerung und Verlustverrechnung sowie zu Abläufen einer Unternehmenssa-
nierung werden nun die steuerrechtlichen Auswirkungen der einzelnen Sanie-
rungsmaßnahmen erörtert. Hierfür wird auf die Erläuterungen in den Kapiteln 2 
und 3 zurückgegriffen. 
Je nach Stadium der eingetretenen Krise kommen verschiedene finanzwirtschaftli-
che Sanierungsmaßnahmen in Betracht. Befindet sich das Unternehmen noch in 
einem frühen Krisenstadium, können Maßnahmen angewandt werden, bei denen 
die bisherige Rechtsform des Unternehmens beibehalten werden kann. Ist die Kri-
se bereits fortgeschritten, kann das Unternehmen nur noch durch Umwandlung in 
eine andere Rechtsform gerettet werden.203 Die einzelnen Alternativen werden in 
Abbildung 9 aufgezeigt. 
Die verschiedenen finanzwirtschaftlichen Möglichkeiten der Sanierung eines Un-
ternehmens unter Beibehaltung der Rechtsform werden in den folgenden Ab-
schnitten diskutiert. Da der Umwandlung von Unternehmen besonderes Augen-
merk gilt, wird dieser Punkt umfassend im fünften Kapitel behandelt. 










Abbildung 9: Einordnung der finanzwirtschaftlichen Sanierungsmaßnahmen ent-
sprechend ihrer Auswirkungen auf den Rechtsformbeibehalt 
                                                 
203  Vgl. Dautel 2002, S. 1124. 
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4.1 Sanierung durch Sicherheitenstellung 
Die Stellung von Sicherheiten zur Unternehmenssanierung kommt immer dann in 
Frage, wenn die Krise in einem sehr frühen Stadium erkannt wurde. Unter der Si-
cherheitenstellung werden Sicherheitsleistungen der Gesellschafter, vordergründig 
Bürgschaften, verstanden. Sie werden immer dann nötig, wenn die Sicherheiten 
des Unternehmens erschöpft sind und die Banken ansonsten keine weiteren Kre-
dite vergeben würden.  
4.1.1 Bürgschaft 
Bei der Bürgschaft handelt es sich um einen Vertrag, bei dem sich der Bürge (hier: 
Gesellschafter) gegenüber dem Gläubiger der Gesellschaft verpflichtet, für die 
Erfüllung einer Verbindlichkeit der Gesellschaft einzustehen.204 Bilanztechnisch ist 
eine Bürgschaft erst dann zu berücksichtigen, wenn deren Inanspruchnahme droht, 
d. h. der Bürge für die Verbindlichkeit des Unternehmens eintreten muss. In dem 
Fall wird beim Bürgen eine aufwandswirksame Rückstellung gebildet, die den Ge-
winn des Unternehmens mindert.205 Gleichzeitig muss der Rückgriffsanspruch auf 
das Unternehmen aktiviert und wertberichtigt werden. 206  Vor Inanspruchnahme 
sind die Bürgschaftsübernahme und die Rückgriffsforderung gegen die Gesell-
schaft lediglich unter der Bilanz auf der Passiv- und Aktivseite auszuweisen.207 Er-
leidet der Gesellschafter einen Verlust aus der Bürgschaft, kann er diesen nur ü-
ber die Abschreibung des Rückgriffsanspruchs (Beteiligung im Betriebsvermögen) 
oder als nachträgliche Anschaffungskosten der Beteiligung (wesentliche Beteili-
gung im Privatvermögen) steuerlich geltend machen.208 
Beim Unternehmen wird die Übernahme der Bürgschaft weder in der Handels- 
noch in der Steuerbilanz ausgewiesen. Selbst wenn der Gesellschafter aus der 
Bürgschaft in Anspruch genommen wird, erfolgt nur ein Umbuchen der Verbind-
                                                 
204  Vgl. § 765 BGB. 
205  Vgl. BFH v. 26.1.1989 – IV R 86/87, BStBl II 1989, S. 456, FG Hamburg v. 20.7.1999 – II 348/98, EFG 
1999, S. 1214. 
206  Vgl. BFH v. 15.10.1998 – IV R 8/98, BStBl II 1999, S. 333. 
207  Vgl. § 251 HGB. 
208  Vgl. Dautel 2002, S. 1127 f. 
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lichkeiten gegenüber Dritten an Verbindlichkeiten gegenüber Gesellschaftern. Aus 
diesem Passiv-Tausch ergeben sich somit keine ertragsteuerlichen Folgen.209  
4.1.2 Verlustübernahmevertrag 
Ein weiteres Sanierungsmittel, welches zu den Sicherheitsleistungen zählt, ist der 
Verlustübernahmevertrag im Rahmen eines Organschaftsverhältnisses. Hierbei 
werden die Verluste des krisenbehafteten Unternehmens (Organgesellschaft) von 
den Gesellschaftern (Organträger) übernommen und bei diesen steuerlich erfasst. 
Während als Organträger sowohl natürliche als auch juristische Personen in Frage 
kommen,210 wird als Organgesellschaft nur eine Kapitalgesellschaft anerkannt. Ne-
ben dem Ziel der Beseitigung des Überschuldungsstatus des Krisenunternehmens 
durch die Abführung laufender Verluste sind für die Sanierung vor allem die vor-
vertraglichen Verluste bedeutsam. Dabei handelt es sich um Verluste, die vor In-
krafttreten der Organschaft angefallen sind. Die Zurechnung dieser Verluste beim 
Organträger ist steuerrechtlich nach § 15 Nr. 1 KStG nicht zulässig. Deshalb kann 
die Übernahme vorvertraglicher Verluste beim Organträger nur im Rahmen der 
Aktivierung als nachträgliche Anschaffungskosten der als Ausgleich für die Verlus-
te gezahlten Beträge geltend gemacht werden. Für die Organgesellschaft stellen 
die Ausgleichszahlungen eine verdeckte Einlage dar, die das steuerliche Ergebnis 
nicht erhöht.211 Bei der Wahl dieser Methode muss jedoch darauf geachtet werden, 
dass dem daraus erwachsenden steuerlichen Vorteil allgemeine Risiken gegenü-
berstehen, die die Verlustnutzungsmöglichkeit eventuell nicht rechtfertigen.212 
4.1.3 Patronatserklärung 
Ein Sanierungsinstrument, das dem Verlustübernahmevertrag sehr ähnelt, ist die 
Patronatserklärung. Bei einer Patronatserklärung verpflichtet sich die Mutterge-
sellschaft (Patron) gegenüber Dritten (z. B. Banken) für die ordnungsgemäße Ge-
schäftsführung und die Erfüllung von Verbindlichkeiten ihrer Tochtergesellschaft 
Sorge zu tragen. Allerdings ist nicht klar, ob mit einer Patronatserklärung eine aus-
reichende Sicherheitenstellung und damit die Beseitigung der Überschuldung er-
                                                 
209  Vgl. Gerl 1997, S 113 f. 
210  Vgl. § 14 Abs. 1 Nr. 2 KStG. 
211  Vgl. Olbing 2003, S. 105 f. 
212  Vgl. Leibner 2002, S. 681. 
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reicht werden kann. Die Rechtswirkung ist viel geringer als die des Verlustüber-
nahmevertrages. Mangels eines gesetzlich fest umrissenen Inhalts ist jede Patro-
natserklärung anhand ihres Wortlauts im Einzelfall auszulegen, ob und ggf. welche 
Rechte und Pflichten daraus erwachsen.213 In der Literatur und Rechtsprechung 
hat sich deshalb die Unterscheidung in „weiche“ und „harte“ Patronatserklärungen 
durchgesetzt. Eine „weiche“ Patronatserklärung wird als unverbindliche Absichts-
erklärung formuliert, der Patron übernimmt keine Ausstattungspflicht für die Toch-
tergesellschaft. Eine „harte“ Patronatserklärung umfasst dagegen gewisse Maß-
nahmen oder Unterlassungen, die die Muttergesellschaft hinsichtlich der 
Liquiditäts- oder Kapitalausstattung ihrer Tochter zusagt. Im Gegensatz zur „wei-
chen“ Patronatserklärung haftet die Muttergesellschaft indirekt für die Verbindlich-
keiten der Tochter, da sie diese mit ausreichend finanziellen Mitteln ausstatten 
muss.214 Beim Gesellschafter wird die Verbindlichkeit aus der Patronatserklärung 
erst dann passiviert, wenn die Inanspruchnahme ernsthaft droht.215 Bei der Gesell-
schaft führt die Patronatserklärung zu keinen steuerlichen Auswirkungen.  
4.2 Sanierung durch Kapitalzufuhr und Nutzungsüberlassung 
Wenn Unternehmen in eine Krise geraten, liegt das vor allem daran, dass sich die 
Unternehmen nicht durch eigene Umsätze selbst finanzieren können sowie keine 
Finanzierung von außen durch die Gesellschafter oder Fremdkapitalgeber erfolgt. 
Demzufolge müssen Sanierungsmaßnahmen angewandt werden, die den Unter-
nehmen Kapital zuführen. Die in Frage kommenden Maßnahmen werden in den 
nachfolgenden Abschnitten näher dargestellt. 
4.2.1 Geld- oder Sacheinlage  
Wird dem Unternehmen von außen Kapital zugeführt, vergrößert sich die Eigen-
kapital-/Fremdkapital-Relation. Das bewirkt, dass sich der Überschuldungsstatus 
und – im Falle der Geldeinlage – auch die Zahlungsfähigkeit des Unternehmens 
verbessern. Für das Unternehmen resultieren daraus keine ertragsteuerlichen 
Folgen. Die Geld- oder Sacheinlage gemäß §§ 55 ff. GmbHG wird als Vermö-
                                                 
213  Vgl. BFH v. 19.1.1977 – II R 6/75, BStBl II 1977, S. 355. 
214  Vgl. Küffner 1996, S. 145 ff. 
215  Vgl. BFH v. 26.1.1989 – IV R 86/87, BStBl II 1989, S. 456. 
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gensmehrung betrachtet und beeinflusst die Höhe des körperschaftsteuerpflichti-
gen Einkommens nicht.216 Anders verhält es sich bei den Gesellschaftern, die die 
Einlage leisten. Bei ihnen erhöhen sich durch die Einlage die Anschaffungskosten 
der Beteiligung. Da mit den zusätzlichen Anschaffungskosten keine Werterhöhung, 
sondern lediglich die Unternehmensfortführung bewirkt wird, sollte der Wert der 
Einlage durch eine Teilwertabschreibung wieder gemindert werden. Dies ist je-
doch nur möglich, wenn die Beteiligung im Betriebsvermögen gehalten wird. Sind 
die Gesellschafter mit ihrem Privatvermögen an dem Unternehmen beteiligt, kön-
nen keine Wertminderungen steuerlich geltend gemacht werden. Lediglich bei Be-
teiligungen im Sinne von § 17 EStG verringern die gestiegenen Anschaffungskos-
ten bei der Veräußerung der Beteiligung den daraus resultierenden Ver-
äußerungsgewinn. Ab dem Veranlagungszeitraum 2009 können jedoch auch bei 
Beteiligungen, die im Privatvermögen gehalten werden und die 1 %-Grenze des 
§ 17 EStG nicht erreichen, die nachträglichen Anschaffungskosten bei einer späte-
ren Veräußerung einkommensteuermindernd geltend gemacht werden. Grund 
hierfür ist die Zuordnung der Gewinne aus privaten Veräußerungsgeschäften von 
Wertpapieren zu den Einkünften aus Kapitalvermögen,217 die gemäß § 43 Abs. 1 
S. 1 Nr. 9 EStG i. V. m. § 43a Abs. 1 S. 1 Nr. 1 EStG mit einer Abgeltungssteuer in 
Höhe von 25 % belegt werden.  
Das Kapital einer Gesellschaft kann auch durch Nachschüsse erhöht werden. Da-
bei handelt es sich um Einzahlungen der Gesellschafter, die über den Betrag der 
Stammeinlage hinausgehen.218 Diese Beiträge der Gesellschafter sind zusätzliches 
Kapital, das im Rahmen der Vorschrift des § 30 Abs. 2 GmbHG wieder zurückge-
zahlt werden kann.219 Steuerrechtlich ergeben sich die gleichen Auswirkungen wie 
bei der soeben beschriebenen Geld- oder Sacheinlage nach §§ 55 ff. GmbHG. 
Diese Methode hat gegenüber der Kapitalerhöhung jedoch den Vorteil, dass Ein-
zahlungen in Form von Nachschüssen nicht publiziert werden müssen.220 
                                                 
216  Vgl. Dautel 2002, S. 1124. 
217  Vgl. § 20 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 EStG. 
218  Vgl. § 26 Abs. 1 GmbHG. 
219  Vgl. Keller 1999, S. 174. 
220  Vgl. Seefelder 2007, S. 190. 
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Vorteilhaft kann es auch sein, wenn die Gesellschaft vor der Kapitalerhöhung eine 
Kapitalherabsetzung durchführt. Vor allem die vereinfachte Kapitalherabsetzung221, 
mit deren Hilfe rückwirkend Bilanzverluste ausgeglichen werden können und bei 
der keine Auszahlung der Eigenmittel erfolgt, dient im Zusammenhang mit einer 
anschließenden Kapitalerhöhung der Beseitigung der Überschuldung und der 
Verbesserung der Liquidität. Nicht zuletzt wird durch die Bereinigung der Verluste, 
die durch die bisherigen Gesellschafter verursacht wurden, die Aufnahme neuer 
Gesellschafter erleichtert.222 Ertragsteuerliche Auswirkungen ergeben sich durch 
die sanierende Kapitalherabsetzung nicht. Der daraus resultierende Buchgewinn 
unterliegt prinzipiell nicht der Körperschaftsteuer. Unter der Annahme, dass das 
herabgesetzte Kapital von den Gesellschaftern durch Bar- oder Sacheinlage auf-
gebracht worden ist, zählt das dadurch entstandene Nennkapital nicht zum auss-
chüttbaren Eigenkapital. Somit wird durch die Kapitalherabsetzung nur die Vermö-
gensebene verändert und das körperschaftsteuerpflichtige Einkommen der 
Gesellschaft nicht beeinflusst.223 Auch beim Gesellschafter liegen keine steuer-
pflichtigen Einkünfte vor, da keine Mittel ausgezahlt werden bzw. selbst im Falle 
einer ordentlichen Kapitalherabsetzung die Rückzahlung der von den Gesellschaf-
tern geleisteten Einlagen keine Einnahme gemäß § 20 EStG darstellt.  
Bei der Kapitalerhöhung sollte darauf geachtet werden, dass bereits beteiligte o-
der auch neu eintretende Gesellschafter nach der Kapitalerhöhung nicht zu mehr 
als 25 % beteiligt sind. Ist das der Fall, geht ein eventuell bestehender Verlustvor-
trag quotal in Höhe des schädlichen Anteilswechsels unter. Werden mehr als 50 % 
der Stimmrechte übertragen, wird die Nutzung des Verlustabzugs vollständig un-
tersagt. 224  Durch das Bürgerentlastungsgesetz 225  wurde mit der Einfügung von 
Abs. 1a in § 8c KStG jedoch eine Sanierungsklausel geschaffen, nach der kein 
Verlustuntergang erfolgen soll, wenn der Anteilseignerwechsel zum Zwecke der 
                                                 
221  Eine ordentliche Kapitalherabsetzung, bei der frei werdendes Kapital an die Gesellschafter verteilt werden 
kann, ist wegen des hohen Zeitaufwands und des kostenintensiven Gläubigerschutzes bei Sanierungen 
kaum anwendbar (Vgl. Maser/Sommer 1996, S. 29). 
222  Vgl. Buth/Hermanns 2009, Rz. 5. 
223  Vgl. Crezelius 2003a, Rz. 605. 
224  Vgl. § 8c KStG. 
225  Vgl. Bürgerentlastungsgesetz Krankenversicherung v. 16.07.2009, BGBl I 2009, Nr. 43, S. 1959. 
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Sanierung eines Unternehmens stattfindet und die wesentlichen Betriebsstruktu-
ren bei der Sanierung erhalten bleiben.226  
Erfolgt die Kapitalerhöhung ohne schädlichen Gesellschafterwechsel, ergeben 
sich auf Unternehmensebene keine steuerrechtlichen Auswirkungen, denn die 
Erhöhung wirkt sich nur auf der Vermögensebene aus und nicht auf das zu ver-
steuernde Einkommen. Bei den Gesellschaftern, die die Beteiligung im Betriebs-
vermögen halten bzw. i. S. d. § 17 EStG wesentlich an dem Unternehmen beteiligt 
sind, entstehen durch die erneute Einlage nachträgliche Anschaffungskosten. Mit 
der Einführung der Abgeltungssteuer zum 01.01.2009 und der Qualifizierung der 
Veräußerungsgewinne aus dem Verkauf von Kapitalgesellschaftsanteilen als Ein-
künfte aus Kapitalvermögen227 profitieren nun auch Anteilseigner, die ihre Beteili-
gung im Privatvermögen halten, von den zusätzlichen Anschaffungskosten. Im 
Falle einer späteren Veräußerung mindern diese einen eventuell anfallenden Ver-
äußerungsgewinn und demzufolge die Steuerlast.  
4.2.2 Gesellschafterdarlehen 
Neben der Finanzierung mit Eigenmitteln kann auch die Aufnahme von Fremdka-
pital zur Sanierung des krisenbehafteten Unternehmens beitragen. Darlehen von 
fremden Dritten werden der Gesellschaft im Sanierungsfall in der Regel nur noch 
gewährt, wenn die Gesellschafter selbst einen Beitrag zur Sanierung leisten. Da 
die Gesellschafter zu Nachschüssen nicht verpflichtet sind und zudem das Risiko 
und die mit der Zuführung von Eigenkapital verbundenen Nachteile vermindern 
möchten, wird üblicherweise die Finanzierung durch Gesellschafterdarlehen ge-
wählt. Weitere Vorteile der Fremdkapital-Gewährung anstelle der Eigenkapitalfi-
nanzierung sind darin zu sehen, dass Darlehenszinsen als Betriebsausgaben ab-
zugsfähig sind, durch die Hingabe von Gesellschafterdarlehen die Beteiligungs-
verhältnisse nicht verändert werden228 und dass die Darlehen ohne die Beschrän-
kungen der §§ 30, 31 GmbHG zurückgezahlt werden können.  
                                                 
226  Ausführlich werden die neue Mantelkaufregelung und die Sanierungsklausel im Abschnitt 5.1.1.1 disku-
tiert. 
227  Vgl. § 20 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 EStG. 
228  Vgl. Abschnitt 4.2.1. 
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Dies gilt jedoch nicht für in der Krise gewährte oder stehen gelassene Darlehen 
der Gesellschafter, die zwar formell dem Fremdkapital zuzurechnen sind, funktio-
nal jedoch als eigenkapitalersetzende Darlehen definiert und wie Eigenkapital be-
handelt werden. Gemäß § 32a GmbHG liegt ein eigenkapitalersetzendes Darlehen 
vor, wenn der Gesellschafter dem Unternehmen zu einem Zeitpunkt Fremdkapital 
zuführt, zu dem ein ordentlicher Kaufmann Eigenkapital gewährt hätte. Daraus 
folgt, dass diese Darlehen als nachrangig betrachtet werden und nur einge-
schränkte Rückzahlungsansprüche bestehen. Erst wenn die Krise überwunden ist, 
werden die Gesellschafter mit ihren Darlehensansprüchen den anderen Gläubi-
gern gleichgestellt.229  
Trotz des eigenkapitalersetzenden Charakters wird das Darlehen als Verbindlich-
keit in der Handelsbilanz gebucht. Beim Unternehmen ergeben sich infolgedessen 
Auswirkungen auf den Gewinn, da die Zinsbelastungen bei der Gesellschaft als 
Betriebsausgaben abzugsfähig sind, solange nicht die durch das Unternehmen-
steuerreformgesetz 2008230 eingeführte Zinsschranke überschritten wird. Die ge-
mäß § 4h EStG neu eingeführte Regelung besagt, dass ein Betriebsausgabenab-
zug von Zinsaufwendungen nur insoweit möglich ist, als die Zinsaufwendungen 
durch Zinserträge ausgeglichen werden bzw. die die Zinserträge übersteigenden 
Zinsaufwendungen nur in Höhe von 30 % abziehbar sind. Falls dieser Überhang 
der Zinsaufwendungen unter dem Betrag von 1 Million Euro verbleibt, findet die 
Zinsschranke keine Anwendung und die gesamten Zinsen sind als Betriebsausga-
ben abzugsfähig. 231  Für die Wirtschaftsjahre 2008 und 2009 erhöht sich diese 
Freigrenze sogar auf 3 Millionen Euro232 infolge des Bürgerentlastungsgesetzes.233 
Die Zinsschranke gilt sowohl für Personenunternehmen als auch für Kapitalgesell-
schaften.234 Die bisherige Regelung der verdeckten Gewinnausschüttung, nach der 
ein Zinsabzug ausgeschlossen war, wenn der Zinsaufwand die Freigrenze von 
                                                 
229  Vgl. Hölzle 2004, S. 1195 f. 
230  Vgl. Unternehmensteuerreformgesetz 2008 vom 14.08.2007, BGBl I 2007, Nr. 40, S. 1912. 
231  Vgl. § 4h Abs. 2 S. 1 Buchstabe a EStG. 
232  Vgl. § 4h Abs. 2 S. 1 Buchstabe a EStG i. V. m. § 52 Abs. 12d S. 2 EStG. 
233  Vgl. Bürgerentlastungsgesetz Krankenversicherung v. 16.07.2009, BGBl I 2009, Nr. 43, S. 1959. 
234  Vgl. § 8a KStG. 
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250.000 Euro bzw. eine feste Verzinsung eine bestimmte Eigenkapital-
Fremdkapital-Relation überschritten hat, galt nur für Kapitalgesellschaften.235  
Beim Anteilseigner hat die Einführung der Zinsschranke keine steuerlichen Aus-
wirkungen: die Zinsen unterliegen beim Empfänger nach wie vor der Einkommen- 
oder Körperschaftsteuer. Werden die Anteile im Privatvermögen gehalten, gelten 
die Kapitaleinkünfte ab dem 01.01.2009 aufgrund der Abgeltungssteuer i. H. v. 
25 % als abgeltend besteuert.236  
Hinsichtlich eines möglichen Ausfalls des Gesellschafterdarlehens ergeben sich 
unterschiedliche steuerrechtliche Auswirkungen. Wird die Beteiligung von einer 
Kapitalgesellschaft gehalten, konnte der Verlust des Darlehens bis zum 
31.12.2007 durch Teilwertabschreibung 237  steuerrechtlich voll geltend gemacht 
werden. Mit der Einführung des Jahressteuergesetzes 2008 238  sind Teilwertab-
schreibungen auf eigenkapitalersetzende Darlehen steuerlich nicht mehr abzugs-
fähig.239 Durch die Einfügung der Sätze 4 bis 7 in den § 8b Abs. 3 KStG werden 
sich ab 2008 auch Wertverluste von Gesellschafterdarlehen auf die Höhe des Ein-
kommens nicht mehr auswirken. Voraussetzung hierfür ist, dass der Darlehensge-
ber zu mindestens 25 % unmittelbar oder mittelbar an der Kapitalgesellschaft be-
teiligt ist, der das Darlehen gewährt wurde.240 Das Urteil des BFH erging zu einem 
inländischen Sachverhalt, weshalb nicht abschließend geklärt ist, inwieweit auch 
Wertminderungen auf Gesellschafterdarlehen bei grenzüberschreitenden Konstel-
lationen steuerlich anzuerkennen sind. Nach Auffassung der Finanzverwaltung 
steht § 1 AStG derartigen Wertminderungen entgegen.241 
Ist das Darlehen hingegen Teil des Privatvermögens des Gesellschafters, kann 
der Verlust grundsätzlich nicht berücksichtigt werden. Ausnahmen gelten jedoch 
für Gesellschafter, die für das Unternehmen tätig bzw. die i. S. d. § 17 EStG we-
sentlich am Unternehmen beteiligt sind. Im ersten Fall kann der Gesellschafter 
                                                 
235  Vgl. § 8a KStG a. F. (Gesellschafter-Fremdfinanzierung). 
236  Vgl. § 43 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 EStG i. V. m. § 43a Abs. 1 S. 1 Nr. 1 EStG. 
237  Vgl. § 6 Abs. 1 Nr. 2 EStG. 
238  Vgl. Jahressteuergesetz 2008 vom 20.12.2007, BGBl I 2007, Nr. 69, S. 3150. 
239  Vgl. BFH v. 14.1.2009 – I R 52/08, DStR 2009, S. 631. 
240  Vgl. § 8b Abs. 3 S. 4 KStG. 
241  Näheres hierzu bei Becker 2009, S. 1796 ff.; Schmidt 2009, S. 1985 ff. 
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den Darlehensverlust eventuell als Werbungskosten bei den Einkünften aus nicht-
selbstständiger Tätigkeit abziehen. Voraussetzung hierfür ist, dass die Darlehens-
vergabe in engem Zusammenhang zur Sicherung des Arbeitsverhältnisses steht. 
Ist der Gesellschafter wesentlich am Unternehmen beteiligt, kann er den Darle-
hensverlust als nachträgliche Anschaffungskosten seiner Beteiligung ansetzen. 
Auch in dem Fall muss das Darlehen durch das Gesellschaftsverhältnis veranlasst 
worden sein. Das ist der Fall, wenn es eigenkapitalersetzenden Charakter hat. Je 
nachdem, ob es sich bei dem Darlehen um ein krisenbestimmtes Darlehen, das in 
der Krise hingegebene Darlehen, das Finanzplandarlehen oder das in der Krise 
stehen gelassene Darlehen handelt, ist im Verlustfall das Darlehen mit dem 
Nennwert oder dem gemeinen Wert zu bewerten. Somit können die nachträgli-
chen Anschaffungskosten im schlechtesten Fall null betragen, wenn das Darlehen 
nicht mehr werthaltig ist.  
Hinzuweisen ist auf zivil- und steuerrechtliche Erleichterungen, die bei einem unter 
10 % beteiligten nicht-geschäftsführenden Gesellschafter (Kleingesellschafterprivi-
leg)242 und bei dem Erwerb von Beteiligungen eines Darlehensgebers in der Krise 
(Sanierungsprivileg)243 gelten.244 Um die Umqualifizierung eines Gesellschafterdar-
lehens in der Krisensituation in ein eigenkapitalersetzendes Darlehen zu vermei-
den, könnte ein Rangrücktritt vorgenommen werden. Im Unterschied zum eigen-
kapitalersetzenden Darlehen verzichtet der Gesellschafter im Verlustfall nicht 
völlig auf die Rückzahlung des Darlehens, sondern tritt nur in der Rangordnung 
der Verbindlichkeiten hinter die anderen Gläubiger zurück.245 Somit ist das Darle-
hen weiterhin als Fremdkapital zu bilanzieren. 
4.2.3 Veräußerung von Wirtschaftsgütern 
Die Verflüssigung von Aktiva ist eine wichtige Sanierungsmaßnahme, die dem 
Unternehmen sofort liquide Mittel zuführt. Grundsätzlich ist die Veräußerung von 
Wirtschaftsgütern ein gewinnwirksamer Vorgang. Liegt der Veräußerungserlös 
                                                 
242  Vgl. § 32a Abs. 3 S. 2 GmbHG. 
243  Vgl. § 32a Abs. 3 S. 3 GmbHG. 
244  Ausführlichere Informationen zu den Fallgruppen der Darlehen, deren Bewertung sowie zu den Regelun-
gen des Kleingesellschafter-/Sanierungsprivilegs in Crezelius 2003b, S. 758 ff., Dautel 2002, 1125 f., 
Förster/Wendland 2006, S. 169 ff., Gerl 1997, S. 86 ff., Olbing 2003, S. 66 ff. 
245  Vgl. Gerl 1997, S. 98 ff. 
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über dem Buchwert des Vermögensgegenstandes, werden stille Reserven aufge-
deckt und es entsteht ein Gewinn. Ist der Verkaufspreis niedriger als der Buchwert, 
führt das zu einem buchhalterischen Verlust.246 Sofern stille Reserven in den Wirt-
schaftsgütern enthalten sind, können diese mit dem laufenden Verlust oder beste-
henden Verlustvorträgen verrechnet werden. Dadurch kann die Besteuerung des 
Veräußerungserlöses verhindert werden. Werden die Wirtschaftsgüter an die Ge-
sellschafter verkauft, die diese als Betriebsvermögen aktivieren, können Verlust-
potenziale an die Gesellschafter übertragen werden: die zu Teilwerten erworbenen 
Wirtschaftsgüter sind mit einem erhöhten Abschreibungsvolumen ausgestattet. 
Dieses wirkt sich über die Nutzungsdauer des Wirtschaftsgutes ergebnismindernd 
aus. Abzuraten ist von der Veräußerung von Grundstücken. Abgesehen davon, 
dass Grundstücke als unbewegliche Wirtschaftsgüter nicht abnutzbar und damit 
nicht abschreibungsfähig sind (§ 7 EStG), muss der Gesellschafter eventuell 
Grunderwerbsteuer zahlen.247 Das Grundstück sollte deshalb beim Unternehmen 
verbleiben und nur an die Gesellschafter vermietet werden.248  
Kommt eine Veräußerung von Wirtschaftsgütern nicht in Frage, da diese weiterhin 
im Unternehmen benötigt werden, kann alternativ das Sale-and-lease-back-
Verfahren angewendet werden. Bei dieser Maßnahme wird das Wirtschaftsgut 
zuerst an eine Leasinggesellschaft verkauft und danach zurückgemietet. Wie bei 
der Veräußerung entsteht je nach Höhe des Teilwertes des Wirtschaftsgutes bei 
der Gesellschaft ein Gewinn oder Verlust. Die Leasingraten sind als Aufwand zu 
verbuchen. Diese Maßnahme ist jedoch nur sinnvoll, wenn sich die Ertrags- und 
Finanzlage des Unternehmens schnell und dauerhaft verbessert. Ansonsten könn-
ten die durch die Veräußerung gestiegenen liquiden Mittel aufgrund hoher Lea-
singraten wieder abnehmen oder ganz verloren gehen.249 Hinzuweisen ist auch auf 
die günstige umsatzsteuerrechtliche Behandlung, da aufgrund einer Änderung der 
                                                 
246  Vgl. Hess/Fechner 1991, S. 196. 
247  Vgl. § 1 Abs. 1 Nr. 1 GrEStG. 
248  Vgl. Dautel 2002, S. 1125. 
249  Vgl. Keller 1999, S. 172. 
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Rechtsprechung250 nunmehr keine steuerbare Lieferung des Verkäufers an den 
Käufer vorliegt.  
4.2.4 Verkauf von Forderungen 
Im Gegensatz zur Veräußerung von Wirtschaftsgütern dient der Verkauf von For-
derungen (Factoring) nur der kurzfristigen Liquiditätszufuhr. Während sich durch 
die Veräußerung von Wirtschaftsgütern bei entsprechend hohem Verkaufspreis 
sowohl positive Effekte auf die Liquiditäts- als auch auf die Bilanzlage feststellen 
lassen, wird beim Factoring nur die Liquidität erhöht. Eine Gewinnauswirkung er-
gibt sich nicht, da die Forderung bereits ertragswirksam gebucht wurde.  
Beim Factoring wird zwischen echtem und unechtem Factoring unterschieden. Ist 
die Forderung in das wirtschaftliche Eigentum des Käufers übergegangen und 
trägt somit dieser das Ausfallrisiko, liegt echtes Factoring vor. Fällt die Forderung 
aus, hat der Factor keinen Anspruch auf Rückzahlung.251 Beim Unternehmen wird 
die Forderung ohne ertragsteuerliche Folgen ausgebucht, und es erhöht sich der 
Bestand an liquiden Mitteln. Zu beachten ist jedoch, dass umsatzsteuerlich eine 
steuerbare und steuerpflichtige Leistung des Factors an den Factorkunden vor-
liegt.252 Es handelt sich um die „Einziehung von Forderungen“, die gemäß § 4 Nr. 8 
Buchst. c UStG steuerpflichtig ist. Das umsatzsteuerpflichtige Entgelt berechnet 
sich aus der Differenz zwischen Nennwert der Forderung und dem tatsächlich 
ausgezahlten Betrag des Factors.253 
Beim unechten Factoring verbleibt das Ausfallrisiko hingegen beim Unternehmen. 
Die Aufgabe des Factors besteht hier lediglich in der Durchsetzung der Forderung. 
Auch in dem Fall ergeben sich keine ertragsteuerlichen Auswirkungen. Die Forde-
rung bleibt weiterhin beim Unternehmen aktiviert und der Kredit des Factors wird 
als Verbindlichkeit passiviert.254 
                                                 
250  Vgl. BFH v. 09.02.2006 – V R 22/03, DStR 2006, S.1325. 
251  Vgl. Keller 1999, S. 172.  
252  Vgl. Olbing 2003, S. 83. Weiterführende Informationen zur Berichtigung und Erstattungspflicht der Um-
satzsteuer bei Uneinbringlichkeit der Forderung vgl. Klenk 2005, S. 743 f. 
253  Vgl. BFH v. 4.9.2003 – V R 34/99, BStBl II 2004, S. 667. 
254  Vgl. Schmidt 2005, § 5 Rz. 270. 
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Dem Factoring ähnlich ist die Forfaitierung. Sie unterscheidet sich vom Factoring 
dadurch, dass der Forfaiteur einzelne Forderungen (meist Auslandsforderungen) 
aufkauft. Dieser trägt dann wie beim echten Factoring das Ausfallrisiko der Forde-
rungen.255 Steuerrechtlich unterliegt die Forfaitierung deshalb auch denselben Vor-
schriften wie das echte Factoring.256 
4.2.5 Sanierung durch Nutzungsüberlassung 
Eine weitere Sanierungsmaßnahme der Gesellschafter stellt die Nutzungsüberlas-
sung dar. Dabei erbringen die Gesellschafter unentgeltliche Nutzungen oder 
Dienstleistungen gegenüber der Gesellschaft. Als unentgeltliche Überlassung zur 
Nutzung gelten z. B. die Überlassung von zinslosen Darlehen, die Verpachtung 
von unbeweglichen und beweglichen Wirtschaftsgütern sowie die Überlassung 
von Patenten.257 Im Gegensatz zu den bisher betrachteten Sanierungsmöglichkei-
ten der Gesellschafter wird durch die Nutzungsüberlassung weder die Liquidität 
erhöht noch die Bilanzrelation verbessert. Die Maßnahme wirkt sich nur indirekt 
aus, indem die Ertragsfähigkeit des Unternehmens steigt.  
Da die Nutzungsüberlassung unentgeltlich erfolgt, ist sie bei der Gesellschaft nicht 
einlagefähig. Einlagefähig sind nach Meinung des BFH nur bilanzierungsfähige 
Vermögensgegenstände und -vorteile, die im Zeitpunkt der Einlage entweder ei-
nen Aktivposten erhöht oder einen Passivposten verringert haben.258 Daraus folgt, 
dass auch kein fiktiver Aufwandsposten bei der Gesellschaft angesetzt werden 
darf. Die mit der Nutzung in Zusammenhang stehenden Aufwendungen, wie z. B. 
Refinanzierungs-, Miet- und Personalkosten, sind allenfalls bei den Gesellschaf-
tern als Betriebsausgaben abzugsfähig, wenn die Beteiligung im Betriebsvermö-
gen gehalten wird.259 Steuerrechtlich ergeben sich somit keine Auswirkungen. 
Ebenso wie beim eigenkapitalersetzenden Darlehen kann auch die Nutzungsüber-
lassung eigenkapitalersetzenden Charakter aufweisen. Anders als beim eigenka-
                                                 
255  Vgl. Böckenförde 1996, S. 144. 
256  Vgl. BFH v. 24.7.1996 – I R 94/95, BStBl II 1997, S. 122. 
257  Vgl. Fichtelmann 1990, S. 62. 
258  Vgl. BFH v. 26.10.1987 – GrS 2/86, BStBl II 1988, S. 348; BFH v. 14.3.1989 – I R 8/85, BStBl II 1989,  
S. 633. 
259  Vgl. Engelke/Clemens 2002, S. 285 f. 
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pitalersetzenden Darlehen wird dabei nicht dem zur Nutzung überlassenen Ge-
genstand sondern nur der Nutzungsüberlassung an sich eigenkapitalersetzende 
Funktion zugesprochen. Der Vorteil ist, dass das zur Nutzung überlassene Wirt-
schaftsgut sich deshalb nicht im Vermögen der Gesellschaft, sondern in dem der 
Gesellschafter befindet und im Fall der Insolvenz nicht zur Haftungsmasse der 
Gesellschaft zählt.260 Eine andere Auffassung hierzu vertritt Uhländer, der auch 
Gegenstände zur Insolvenzmasse zählt, die der Gesellschaft zum Gebrauch über-
lassen wurden. Wem das Eigentum an dem Wirtschaftsgut zugerechnet wird, ist 
dabei unerheblich.261 Letztendlich muss diese unsichere insolvenzrechtliche Be-
handlung der Nutzungsüberlassungen bei deren Hingabe als Risikofaktor bedacht 
werden.  
4.3 Sanierung durch Entschuldung 
Bei der Sanierung durch Entschuldung handelt es sich grundsätzlich um einen 
Verzicht auf Forderungen gegenüber dem Krisenunternehmen. Ziel der Entschul-
dung ist es, das Unternehmen von seinen finanziellen Verpflichtungen zu befreien, 
um somit die Innenfinanzierung zu fördern. Gleichzeitig wird die Eigenkapital-
Fremdkapital-Relation verbessert, wodurch eventuell neue Kredite von Dritten 
aufgenommen werden können.262 Die Liquidität des Unternehmens wird dadurch 
allerdings nicht erhöht.  
4.3.1 Darlehensverzicht 
Verzichtet ein Gesellschafter aufgrund seines Gesellschafterverhältnisses auf die 
Rückzahlung eines von ihm gewährten Darlehens an die Gesellschaft, unterschei-
det sich die steuerliche Behandlung des Forderungsverzichtes je nachdem, ob das 
Darlehen zu diesem Zeitpunkt noch werthaltig war oder nicht.263  
Problemlos gestaltet sich der Erlass der Darlehensverbindlichkeit, wenn diese im 
Zeitpunkt des Erlöschens voll werthaltig war. Der Darlehensverzicht führt durch 
den Wegfall der zuvor passivierten Verbindlichkeit bei der Kapitalgesellschaft zu 
                                                 
260  Vgl. Hoereth et al. 2002, S. 10 f. 
261  Vgl. Uhländer 2005, S. 76. 
262  Vgl. Dautel 2002, S. 1127. 
263  Rein betrieblich veranlasste Forderungsverzichte, die bei der Gesellschaft zu einer Ertragsbuchung füh-
ren, werden nicht weiter betrachtet (Vgl. hierzu Knebel 2009, S. 1095). 
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einer Vermögensmehrung, die nach handelsrechtlichen Grundsätzen als Gewinn 
ausgewiesen wird. Steuerrechtlich wird der Verzicht als verdeckte Einlage behan-
delt, die außerhalb der Bilanz wieder abgezogen wird, wenn der Gesellschafter 
den Erlass im Hinblick auf das Gesellschaftsverhältnis gewährt hat.264 Die Einlage 
wird mit dem Teilwert bewertet, der zum Zeitpunkt des Verzichts der Forderung 
vorlag. 265  Somit verursacht der Darlehensverzicht eines werthaltigen Darlehens 
keine Steuerbelastung.  
Allerdings dürfte dieser Fall eher die Ausnahme darstellen. In aller Regel wird das 
Gesellschafterdarlehen in einer Krisensituation nicht mehr voll werthaltig sein. 
Daraus folgt, dass in Höhe des nicht werthaltigen Teils der Forderung (Differenz 
zwischen Nennwert des Darlehens und seinem Teilwert) eine Gewinnrealisierung 
eintritt. Der entstandene Gewinn kann mit laufenden Verlusten oder Verlustvorträ-
gen verrechnet werden. Diese gehen dann aber für den Ausgleich späterer Ge-
winne verloren. Reichen die bestehenden Verluste nicht aus, um den entstande-
nen Gewinn zu neutralisieren, muss der Gewinn versteuert werden. Der 
Entlastungseffekt, der sich bei der Gesellschaft aufgrund des Forderungsverzichts 
ergibt, wird durch das Aufbrauchen der Verlustvorträge und/oder die einsetzende 
Steuerbelastung teilweise wieder aufgehoben.266 Handelt es sich bei dem Darle-
hensgeber um eine Kapitalgesellschaft, ist auf die steuerrechtlich nicht mehr ab-
zugsfähige Teilwertabschreibung hinzuweisen. 267  Auf der Seite der Darlehens-
nehmerin führt die Ausbuchung der Verbindlichkeit zu einem steuerpflichtigen 
Gewinn. Diese Ungleichbehandlung kann dadurch behoben werden, dass für den 
aus dem Darlehensverzicht entstandenen steuerwirksamen Ertrag ein Steuerer-
lass aus sachlichen Billigkeitsgründen beantragt wird.268 Einzelheiten über die An-
wendung einer solchen Billigkeitsmaßnahme von Seiten der Finanzverwaltung 
sind jedoch nicht bekannt.269  
                                                 
264  Vgl. BFH v. 19.5.1982 – I R 102/79, BStBl II 1982, S. 631; BFH v. 24.5.1984 – I R 166/78, BStBl II 1984, 
S. 747; BFH v. 19.7.1994 – VIII R 58/92, BStBl II 1995, S. 362. 
265  Vgl. BFH v. 9.6.1997 – GrS 1/94, BStBl II 1998, S. 307; R 40 Abs. 4 S. 1 KStR. 
266  Vgl. Olbing 2003, S. 93; Benzel/Linzbach 2009, S. 1600. 
267  Vgl. § 8b Abs. 3 S. 4 ff. KStG. 
268  Vgl. Deutscher Bundestag 2007, Regierungsbegründung zum Jahressteuergesetz 2008 vom 4.9.2007, 
BT-Drucksache 16/6290, S. 74. 
269  Vgl. Hahne 2009, S. 993. 
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Im Gegensatz zu den im Abschnitt .4.2.2 beschriebenen Ausführungen zur steuer-
lichen Behandlung des Verlusts von Darlehen kommt es bei dem Darlehensver-
zicht nicht darauf an, ob das Darlehen eigenkapitalersetzenden Charakter hat oder 
nicht. Obwohl eigenkapitalersetzende Darlehen unter bestimmten Umständen 
nicht zurückgezahlt und nur nachrangig bedient werden, gelten für sie zivil- und 
steuerrechtlich dieselben Regeln wie für Darlehen ohne Eigenkapitalfunktion.270  
Wird der Forderungsverzicht mit Besserungsvereinbarung geschlossen, lebt die 
Forderung wieder auf, wenn eine Besserung der wirtschaftlichen Situation der Ge-
sellschaft eintritt.271 Zu beachten ist, dass sich der Forderungsverzicht mit Besse-
rungsabrede sowohl formal als auch inhaltlich von einer Rangrücktrittserklärung272 
unterscheidet, welche nur im Fall eines qualifizierten Rangrücktritts die gleichen 
steuerlichen Folgen wie der Forderungsverzicht auslöst.273 Der Forderungsverzicht 
führt zur Umwandlung von Fremd- in Eigenkapital274 und damit zur oben beschrie-
benen Besteuerung des nicht werthaltigen Teils der Forderung. In Höhe des wert-
haltigen Teils liegt eine verdeckte Einlage des Gesellschafters vor.275 Tritt der Bes-
serungsfall ein, wird die Verbindlichkeit in Höhe des nicht werthaltigen Teils 
aufwandswirksam wieder eingebucht und mindert somit den steuerlichen Gewinn. 
In Höhe des werthaltigen Teils liegt eine steuerlich nicht relevante Einlagenrück-
gewähr vor.276 Zu beachten ist hierbei, dass vertraglich im Vorhinein vereinbarte 
„Nachzahlungszinsen“ auch für die Dauer des Forderungsverzichts anfallen, da 
deren betriebliche Veranlassung wieder auflebt.277 
4.3.2 Verzicht auf Pensionsansprüche 
Ist ein Gesellschafter gleichzeitig Geschäftsführer und hat Anrecht auf eine Pensi-
onszusage, so kann er auf diesen Anspruch zugunsten der Bilanzstruktur der Ge-
                                                 
270  Vgl. BFH v. 16.5.2001 – I B 143/00, BStBl II 2002, S. 436.  
271  Vgl. Berg/Schmich 2004, S. 521. 
272  Vgl. Abschnitt 4.3.3. 
273  Vgl. Schildknecht 2005, S. 183. 
274  Vgl. Hoffmann 2003, S. 1014. 
275  Vgl. BMF v. 2.12.2003 – IV A 2 – S 2743 – 5/03, BStBl I 2003, S. 648. 
276  Vgl. Berg/Schmich 2004, S. 521. 
277  Vgl. Prinz 2004, S. 928. 
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sellschaft verzichten. Der bisher gebildete Passivposten der Pensionsrückstellung 
wird aufgelöst.278  
Die steuerlichen Folgen entsprechen denen des Verzichts auf ein Gesellschafter-
darlehen. Der Verzicht auf die Pensionszusage bewirkt bei der Gesellschaft eine 
verdeckte Einlage.279 Die Höhe der Einlage bemisst sich dabei anhand des Teil-
werts der Pensionsanwartschaft. Hierfür ist auf den Betrag abzustellen, den der 
Gesellschafter zum Zeitpunkt des Verzichts hätte aufwenden müssen, um eine 
gleich hohe Pensionsanwartschaft zu erwerben (sog. „Wiederbeschaffungskos-
ten“).280 Die Einlage des Teilwerts löst in der Gesellschaft keine Steuerzahlung aus, 
lediglich beim Gesellschafter-Geschäftsführer erhöhen sich die Anschaffungskos-
ten seiner Anteile. Gleichzeitig muss er den Zufluss im Rahmen der Einkünfte aus 
nichtselbstständiger Arbeit der Einkommensteuer unterwerfen.281 Soweit der Ver-
sorgungsanspruch nicht werthaltig ist (Differenz zwischen Höhe der passivierten 
Rückstellung und dem Teilwert der Einlage), wird der Gewinn der Gesellschaft um 
diesen Betrag erhöht. Insofern erfolgt kein einkommensteuerlicher Zufluss beim 
Gesellschafter.282  
Obwohl in dieser Arbeit vordergründig die steuerlichen Effekte auf Gesellschafts-
ebene dargestellt werden, soll an dieser Stelle explizit auf eine steuerliche Gestal-
tungsmöglichkeit auf der Ebene der Gesellschafter hingewiesen werden. Der oben 
beschriebene Verzicht auf eine Pensionszusage ist aus dem Gesellschaftsverhält-
nis veranlasst. Es ist jedoch auch möglich, dass betriebliche Gründe für die Auflö-
sung der Rückstellung ausschlaggebend sind. Das ist z. B. dann der Fall, wenn 
sich die wirtschaftliche Lage der Gesellschaft wesentlich verschlechtert hat und 
durch den Verzicht die Versorgungszusage an die veränderte Situation angepasst 
werden soll. Ein Geschäftsführer, der nicht Gesellschafter ist, müsste in dieser 
Situation ebenfalls von seinen Ansprüchen zurücktreten. In Höhe der Verringerung 
der Pensionszusage erfolgt die gewinnwirksame Auflösung der Pensionsrückstel-
lung. Zu beachten ist, dass der Verzicht beim Gesellschafter keinen Zufluss von 
                                                 
278  Vgl. Crezelius 2003a, Rz. 676 ff. 
279  Vgl. BFH v. 9.6.1997 – GrS 1/94, BStBl II 1998, S. 307. 
280  Vgl. BFH v. 15.10.1997 – I R 58/93, BStBl II 1998, S. 305. 
281  Vgl. Cramer 1998, S. 1084; Dautel 2002, S. 1127. 
282  Vgl. Dautel 2002, S. 1127. 
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steuerpflichtigem Arbeitslohn auslöst.283 Im Hinblick auf die einkommensteuerliche 
Situation des Gesellschafter-Geschäftsführers sollte beim Verzicht auf eine Pensi-
onszusage zeitlich abgewogen werden, ob ein durch das Gesellschaftsverhältnis 
veranlasster Verzicht vorliegt, der zur Besteuerung beim Gesellschafter führt, oder 
ob der Verzicht betrieblich bedingt ist und somit beim Gesellschafter kein steuer-
pflichtiger Arbeitslohn zufließt.284 
4.3.3 Rangrücktritt 
Möchte der Gesellschafter nicht ganz auf seine Forderung verzichten und trotz-
dem zur Beseitigung bzw. der Abwendung einer Überschuldung beitragen, bietet 
sich ein Rangrücktritt zwischen Gläubiger (Gesellschafter) und Schuldner (Gesell-
schaft) an. Dabei handelt es sich um eine Vereinbarung, die die nachrangige Til-
gung dieser Verbindlichkeit gegenüber anderen Verbindlichkeiten regelt. Das 
Vermögen der Gesellschaft muss im Fall einer Insolvenz zuerst an die Gläubiger 
ausgeschüttet werden, die keinen Rangrücktritt verabredet haben. Während der 
einfache Rangrücktritt nur die nachrangige Befriedigung des Darlehens nach allen 
fremden Gesellschaftsgläubigern vorsieht, wird beim qualifizierten Rangrücktritt 
zusätzlich die Darlehenstilgung zusammen und gleichrangig mit den Einlagen-
rückgewähransprüchen der Mitgesellschafter vorausgesetzt. Damit wird der Gläu-
biger auf eine Ebene mit den Gesellschaftern gestellt und steht somit noch hinter 
ebenfalls zurückgetretenen Drittgläubigern.285  
Bilanztechnisch sind Gesellschafterdarlehen als Verbindlichkeiten gegenüber Ge-
sellschaftern zu erfassen. Die Vereinbarung eines Rangrücktritts ändert an der 
Passivierungspflicht vorerst nichts. Solange noch eine Verbindlichkeit besteht, 
muss sie auch in der Handels- und Steuerbilanz ausgewiesen werden.286 Eine ge-
winnerhöhende Auflösung der Verbindlichkeit kommt nur in Frage, wenn der Ge-
sellschafter das Darlehen aus betrieblicher Veranlassung erlässt287 oder wenn die 
Verbindlichkeit mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit nicht erfüllt wer-
                                                 
283  Vgl. BMF v. 14.5.1999 – IV C 6 – S 2742 – 9/99, BStBl I 1999, S. 512. 
284  Vgl. Dautel 2002, S. 1127. 
285  Vgl. Götte 2001, S. 179. 
286  Vgl. BFH v. 30.3.1993 – IV R 57/91, BStBl II 1993, S. 502; BFH v. 6.11.2003 – IV R 10/01, BStBl II 2004, 
S. 416; BFH v. 20.10.2004 – I R 11/03, DStR 2005, S. 186. 
287  Vgl. BFH v. 12.3.1970 – IV R 39/69, BStBl II 1970, S. 518. 
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den muss.288 Das kann aber aus einem Rangrücktritt, der in Erwartung der Behe-
bung der Krise und der späteren Forderungserfüllung geschlossen wird, nicht ge-
schlussfolgert werden. Das Jahresergebnis und demzufolge auch die Steuerbelas-
tung werden durch einen einfachen Rangrücktritt also nicht beeinflusst.  
Bei einem qualifizierten Rangrücktritt ist die bilanzielle Behandlung des Darlehens 
strittig. Der Bundesgerichtshof (BGH) argumentiert, dass im Fall einer Überschul-
dung keine Notwendigkeit besteht, das Gesellschafterdarlehen zu passivieren. Er 
begründet das damit, dass das Darlehen durch den Rangrücktritt in funktionales 
Eigenkapital umgegliedert wurde und der Gesellschafter dadurch auf einer Ebene 
mit den Mitgesellschaftern hinsichtlich ihrer Einlagen steht.289 Das Bundesministe-
rium der Finanzen (BMF) hat diese Ansicht bestätigt, wenn die Bezugnahme auf 
die Möglichkeit der Tilgung des Darlehens auch aus sonstigem freien Vermögen 
fehlt.290 Ob diese Auffassung auch auf den Ausweis in der Handels- und Steuerbi-
lanz übertragen werden kann, ist zu Recht fraglich. Suchanek/Hagedorn291 vertre-
ten z. B. die Meinung, dass der Fremdkapital-Charakter der Verbindlichkeit auch 
bei einem qualifizierten Rangrücktritt bestehen bleibt. Ebenso wie beim einfachen 
Rangrücktritt existiert keine Rechtsgrundlage, die eine abweichende Behandlung 
des Darlehens rechtfertigen würde. Das sieht auch das BMF292 so, weshalb die 
gewinnwirksame Auflösung des Gesellschafterdarlehens abzulehnen ist.293 Dem 
steht auch nicht entgegen, dass das Darlehen im Überschuldungsstatus als nicht 
passivierbar behandelt wurde.294 Bei der Überschuldungsbilanz handelt es sich um 
eine Sonderbilanz zur Überprüfung der Auslösung des Insolvenzverfahrens, die 
mit einer regulär erstellten Handels-/Steuerbilanz nicht übereinstimmen muss.295 
Da die bilanzielle Behandlung von Gesellschafterdarlehen mit qualifizierter Rang-
rücktrittsvereinbarung nicht abschließend entschieden wurde, muss davon ausge-
gangen werden, dass die Verbindlichkeit aufzulösen ist und der dadurch entstan-
                                                 
288  Vgl. BFH v. 22.11.1988 – VIII R 62/85, BStBl 1989, S. 359. 
289  Vgl. BGH v. 8.1.2001 – II ZR 88/99, DStR 2001, .S. 175. 
290  Vgl. BMF v. 18.8.2004 – IV A 6 – S 2133 – 2/04, BStBl I 2004, S. 850. 
291  Vgl. Suchanek/Hagedorn 2004, S. 454 ff. 
292  Vgl. BMF v. 8.9.2006 – IV B 2 – S 2133 – 10/06, BStBl I 2006, S. 497. 
293  Vgl. Suchanek/Hagedorn 2004, S. 451; Hölzle 2004, S. 1196 f.; Neu/Watermeyer 2004, S. 2131. 
294  Vgl. Wittig 2001, S. 176. 
295  Vgl. BFH v. 30.3.1993 – IV R 57/91, BStBl II 1993, S. 502. 
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dene Gewinn besteuert werden muss. Das kann dazu führen, dass krisenbehafte-
te Unternehmen hierdurch in die Insolvenz fallen.296  
4.4 Vergleich der steuerlichen Auswirkungen der Sanierungsmaßnahmen 
In den vorhergehenden Abschnitten wurden die verschiedenen Sanierungsmaß-
nahmen unter Beibehaltung der Rechtsform auf ihre steuerlichen Folgen unter-
sucht. Zur besseren Übersichtlichkeit und zum Vergleich der Maßnahmen sollen 
die wesentlichen Erkenntnisse noch einmal in Tabelle 1 dargestellt werden.  
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass Sanierungsmaßnahmen im Bereich 
der Sicherheitenstellung und der Kapitalzufuhr prinzipiell keine ertragsteuerlichen 
Folgen auslösen. Lediglich bei der Veräußerung von Wirtschaftsgütern erfolgt eine 
Besteuerung des Veräußerungsgewinns, der aber mit einem eventuell bestehen-
den Verlustvortrag verrechnet werden kann. Zusätzlich mindern die Leasingauf-
wendungen für das anschließend wieder zurück geleaste Wirtschaftsgut als Be-
triebsausgaben den Gewinn des Unternehmens.  
Bei den zur Entschuldung genutzten Sanierungsmaßnahmen wird der nicht mehr 
werthaltige Teil der erlassenen Schulden der Besteuerung unterworfen. Da davon 
ausgegangen werden kann, dass im Falle einer Unternehmenskrise die Forderun-
gen nicht mehr werthaltig sind, müssen diese gewinnwirksam aufgelöst werden.  
Zudem erfolgt durch den entstandenen Gewinn und der darauf entfallenden Steu-
erlast ein Liquiditätsabfluss, obwohl dem Unternehmen durch die Entschuldung 
keine Geldmittel zugeflossen sind. Die Steuerzahlung kann nur verhindert werden, 
wenn das Unternehmen über einen ausreichend hohen Verlustvortrag verfügt. Ist 
das nicht der Fall, besteht die Möglichkeit, die Stundung und den anschließenden 
Erlass des Sanierungsgewinns zu beantragen.297 
                                                 
296  Vgl. Schildknecht 2005, S. 184. 



































– Veräußerung von Wirt-
schaftsgütern 
 
– Verkauf von Forderungen 
– Nutzungsüberlassung 
keine ertragsteuerlichen Folgen 
keine ertragsteuerlichen Folgen (aber: Zinsen als 
Betriebsausgaben abzugsfähig) 
Veräußerungsgewinn steuerpflichtig (aber: Lea-
singaufwendungen als Betriebsausgaben abzugs-
fähig) 
keine ertragsteuerlichen Folgen (evtl. USt) 











– Verzicht auf Gesellschafter-
darlehen 
– Forderungsverzicht mit  
Besserungsvereinbarung 
 





Gewinnrealisierung in Höhe des nicht werthaltigen 
Teils des Darlehens 
Gewinnrealisierung in Höhe des nicht werthaltigen 
Teils der Forderung (bei Wiedereinbuchung: Ge-
winnminderung) 
Gewinnrealisierung in Höhe des nicht werthaltigen 
Teils des Pensionsanspruchs 
keine ertragsteuerlichen Folgen 
nur im Überschuldungsstatus Gewinnrealisierung 
in Höhe des nicht werthaltigen Teils des Darle-
hens 
Tabelle 1: Steuerliche Auswirkungen der Sanierungsmaßnahmen auf Unter-
nehmensebene 
Unter der Annahme, dass der Unternehmer die zur Verfügung stehenden Sanie-
rungsmaßnahmen uneingeschränkt nutzen kann, ist der Einsatz von kapitalzufüh-
renden Maßnahmen zu empfehlen. Diese tragen einerseits zur Verbesserung der 
Liquiditätssituation und der Bilanzrelation bei, andererseits lösen diese Maßnah-




5 Sanierende Umwandlungen 
Nachdem im vorherigen Kapitel Sanierungsmaßnahmen untersucht wurden, die 
unter Beibehaltung der Rechtsform des Unternehmens durchgeführt werden kön-
nen, sollen nun Maßnahmen betrachtet werden, die eine Umstrukturierung des 
Krisenunternehmens vorsehen. Diese können freilich nicht als alleiniges Mittel die 
Rettung des Unternehmens bewirken, schaffen jedoch günstige Voraussetzungen 
für eine steueroptimierende Weiterführung des Unternehmens. Neben steuerrecht-
lichen Motiven spielen bei dem Rechtsformwechsel auch gesellschafts-, haftungs- 
und strafrechtliche Gründe eine wichtige Rolle.298  
Unter dem Begriff „Sanierende Umwandlungen“ oder „Sanierung durch Umwand-
lung“ sind Gestaltungsmöglichkeiten zu verstehen, bei denen durch die Änderung 
der Rechtsform eines Unternehmens der Sanierungserfolg herbeigeführt oder un-
terstützt wird. Der „Sanierungserfolg“ wird hierbei durch die Minderung der Steu-
erbelastung definiert, die zum einen aufgrund der Verlustübertragung des krisen-
behafteten Unternehmens auf das gewinnerzielende Unternehmen erfolgt oder 
durch die Übertragung von Gewinnquellen auf das Krisenunternehmen.299  
Als mögliche Umwandlungsarten kommen Verschmelzung, Spaltung, Vermögens-
übertragung und Formwechsel in Frage (siehe Abbildung 10).300 Dabei handelt es 
sich – den Formwechsel ausgenommen – um Vermögensübertragungen in Form 
der Gesamtrechtsnachfolge, bei denen der neue Rechtsträger in die Rechtsstel-
lung des alten Rechtsträgers eintritt. Der Formwechsel stellt dagegen nur eine i-
dentitätswahrende Rechtsformänderung eines Unternehmens dar, bei dem keine 
Vermögensübertragung stattfindet. Die steuerlichen Implikationen der aufgeführ-
ten Umwandlungsarten werden im Umwandlungssteuergesetz (UmwStG) darge-
legt, welches im Unterschied zum Umwandlungsgesetz (UmwG) statt der vier 
Umwandlungsarten eine rechtsformspezifische Systematik aufweist. Außerhalb 
des UmwStG können Umstrukturierungen im Rahmen der Einzelrechtsnachfolge  
 
                                                 
298  Vgl. Hölzle 2006, S. 447. 
299  Vgl. Dautel 2002, S. 1128. 




Abbildung 10: Übersicht der Umwandlungsarten nach dem UmwG 
vorgenommen werden. Im Gegensatz zur Gesamtrechtsnachfolge werden hierbei 
einzelne Wirtschaftsgüter auf ein anderes Unternehmen übertragen. Als Beispiele 
können die Liquidation und Neugründung eines Unternehmens mit dem verbliebe-
nen Vermögen, die Veräußerung von Wirtschaftsgütern an ein weiteres Unter-
nehmen des Gesellschafters oder die Einbringung von Wirtschaftsgütern einer 
Personengesellschaft in eine Kapitalgesellschaft gegen Gewährung von Gesell-
schaftsanteilen genannt werden.301  
Die einzelnen Umwandlungsmöglichkeiten und deren steuerrechtliche Folgen sol-
len nun näher dargestellt werden. Dabei wird auf die Untersuchung der Umwand-
lungsart „Vermögensübertragung“ (§§ 174 – 189 UmwG) verzichtet. Trotz der all-
gemein gehaltenen Definition, aus der eine Anwendung auf alle Vermögens-
übertragungen geschlussfolgert werden könnte, handelt es sich um eine Spezial-
vorschrift, der kaum praktische Bedeutung zukommt. Die zwei Arten der Vermö-
gensübertragung (Voll-/Teilübertragung) entsprechen den Verschmelzungen oder 
Spaltungen im UmwStG, mit der Ausnahme, dass Vermögen nur auf bestehende 
                                                 
301  Vgl. Madl 2005, S. 2. 
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Rechtsträger gegen Gewährung anderer Leistungen als Gesellschaftsanteile über-
tragen wird (§ 174 UmwG). 
Als Form der Einzelrechtsnachfolge wird die Einbringung vorgestellt, da diese als 
eine der gebräuchlichsten Umwandlungsarten anzusehen und auch im UmwStG 
geregelt ist. 
5.1 Verschmelzung 
Bei Verschmelzungen wird das gesamte Vermögen eines oder mehrerer Rechts-
träger gemäß § 2 UmwG auf einen anderen Rechtsträger übertragen. Der über-
tragende Rechtsträger besteht anschließend nicht mehr, er wird ohne Abwicklung 
aufgelöst. Bei den Anteilseignern findet ein Tausch der Anteile statt: Die Anteils-
eigner des übertragenden Rechtsträgers erhalten Anteile am übernehmenden 
Rechtsträger. Die Verschmelzung kann auf einen bestehenden Rechtsträger (Ver-
schmelzung durch Aufnahme; § 2 Nr. 1 UmwG) oder zusammen mit mindestens 
einem weiteren Rechtsträger auf einen dadurch neu zu gründenden Rechtsträger 
(Verschmelzung durch Neugründung; § 2 Nr. 2 UmwG) erfolgen. Der Kreis der 
verschmelzungsfähigen Rechtsträger ergibt sich aus § 3 UmwG. Demnach kön-
nen z. B. Personenhandels- und Kapitalgesellschaften als übertragende, über-
nehmende oder neue Rechtsträger an einer Verschmelzung beteiligt sein. Gesell-
schaften bürgerlichen Rechts (GbR) können nicht verschmolzen werden und 
natürliche Personen können lediglich als übernehmende Rechtsträger auftreten, 
wenn sie Alleingesellschafter einer Kapitalgesellschaft waren und deren Vermö-
gen übernehmen (§ 3 Abs. 2 Nr. 2 UmwG).  
Da sich die Arbeit auf krisengefährdete Kapitalgesellschaften beschränkt, sind für 
die weitere Betrachtung nur Verschmelzungen zwischen Kapitalgesellschaften und 
von Kapitalgesellschaften auf Personenhandelsgesellschaften relevant. Eine Ver-
schmelzung auf eine natürliche Person ist insoweit unwahrscheinlich, da an kapi-
talintensiven technologieorientierten Unternehmen in der Regel mehrere Anteils-
eigner beteiligt sind. Nicht auszuschließen ist hingegen die Verschmelzung auf 
eine Partnerschaftsgesellschaft, wenn die Anteile an dem bisherigen Unterneh-
men z. B. von Ingenieuren gehalten werden. In diesem Fall müssen jedoch haf-
tungsrechtliche Aspekte bedacht werden, die bei einem Unternehmen in einer risi-
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koreichen Branche stärker als steuerrechtliche Motive gewichtet werden sollten. 
Demzufolge wird auch die Verschmelzung auf eine Partnerschaftsgesellschaft 
kaum praktische Bedeutung erlangen. 
5.1.1 Verschmelzung von Kapitalgesellschaften untereinander 
Die Verschmelzung einer Gewinn- mit einer Verlustgesellschaft oder die Ver-
schmelzung beider Gesellschaften auf ein neu zu gründendes Unternehmen wird 
als Sanierungsfusion bezeichnet.302 Die Verschmelzung zur Aufnahme wird dabei 
von den Unternehmen bevorzugt, da diese z. B. kostengünstiger durchzuführen ist 
als eine Verschmelzung zur Neugründung. 303  Hinsichtlich der steuerrechtlichen 
Auswirkungen ist die Unterscheidung hinfällig und muss nicht weiter verfolgt wer-
den, da sich diesbezüglich keine Abweichungen ergeben. Entsprechend dem Auf-
bau des UmwStG werden nachfolgend jeweils die Rechtsfolgen für den übertra-
genden und den übernehmenden Rechtsträger sowie für die Gesellschafter 
dargestellt, die in den §§ 11-13 und in § 19 UmwStG enthalten sind. 
5.1.1.1 Rechtsfolgen für den übertragenden Rechtsträger 
Mit Inkrafttreten des Gesetzes über steuerliche Begleitmaßnahmen zur Einführung 
der Europäischen Gesellschaft und zur Änderung weiterer steuerrechtlicher Vor-
schriften (SEStEG)304 am 13.12.2006 wurden zahlreiche Anpassungen der natio-
nalen Vorschriften zur Umstrukturierung von Unternehmen an die jüngsten gesell-
schaftsrechtlichen und steuerrechtlichen Entwicklungen des Europäischen Rechts 
vorgenommen. Auf die Neuerungen wird in den folgenden Ausführungen explizit 
hingewiesen.  
Die bisherige Regelung in § 11 Abs. 1 UmwStG sah ein Wahlrecht für die übertra-
gende Körperschaft vor: Das Vermögen durfte in der Schlussbilanz des letzten 
Wirtschaftsjahrs mit dem Buch-, dem Zwischen- oder dem Teilwert angesetzt wer-
den. Die Inanspruchnahme des Wahlrechts war daran geknüpft, dass die in dem 
übergegangenen Vermögen enthaltenen stillen Reserven später bei der überneh-
menden Kapitalgesellschaft der Besteuerung unterlagen (Nr. 1) und keine Gegen-
                                                 
302  Vgl. Hermanns 2009, Rz. 45; Hölzle 2006, S. 448. 
303  Vgl. Hermanns 2009, Rz. 45; Limmer 2000, S. 1226. 
304  Vgl. BStBl I 2007, S. 4-27. 
82 
 
leistung gewährt wurde bzw. diese nur in Gesellschaftsrechten bestand (Nr. 2). 
Dieses steuerliche Wahlrecht lief aber stets ins Leere. Wegen des Grundsatzes 
der Maßgeblichkeit305 musste das Wahlrecht sowohl in der Handels- als auch in 
der Steuerbilanz einheitlich ausgeübt werden. Für die Handelsbilanz des übertra-
genden Rechtsträgers gelten jedoch gemäß § 17 Abs. 2 UmwG die Vorschriften 
des Jahresabschlusses. Somit durften die Vermögensgegenstände höchstens mit 
den Anschaffungs-/Herstellungskosten – bei abnutzbaren Vermögensgegenstän-
den verringert um die Abschreibungen – angesetzt werden.306 Der Zwischen- und 
Teilwertansatz kam nur dann in Betracht, wenn sich dieser auch ohne Umwand-
lung nach handels- und steuerrechtlichen Bewertungsvorschriften ergeben hätte, 
so z. B. bei dem Rückgängigmachen einer übertragenen Rücklage nach § 6b 
EStG. Das Wahlrecht bezog sich immer nur auf einzelne Wirtschaftsgüter und e-
xistierte nach Verwaltungsmeinung somit nur in sehr eingeschränktem Maße.307  
Die umstrittene Maßgeblichkeit der handelsrechtlichen Übertragungsbilanz wurde 
durch das SEStEG beendet. Nunmehr sind gemäß § 11 Abs. 1 UmwStG die über-
gehenden Wirtschaftsgüter einschließlich originärer und derivativer immaterieller 
Wirtschaftsgüter308 in der Schlussbilanz der übertragenden Körperschaft mit dem 
gemeinen Wert anzusetzen (Bewertungsgebot). Allerdings ist nach wie vor ein 
Buchwert-Ansatz auf Antrag möglich, wenn die Voraussetzungen entsprechend 
der Alt-Regelung erfüllt sind und somit die Besteuerung der stillen Reserven beim 
übernehmenden Rechtsträger sichergestellt ist.309  
Die Übertragung zu Buchwerten macht Sinn, wenn die Besteuerung der in den 
Wirtschaftsgütern vorhandenen stillen Reserven verhindert werden soll und dem-
zufolge kein Übertragungsgewinn anfällt. Dieses Vorgehen würde bei der Ver-
schmelzung eines gewinnbringenden Unternehmens auf ein Krisenunter-
nehmen in Frage kommen. Die Gewinngesellschaft profitiert in dem Fall von dem 
Verlustvortrag des übernehmenden Rechtsträger, der das in Zukunft erzielte Er-
                                                 
305  Vgl. § 5 Abs. 1 S. 1 EStG.  
306  Vgl. § 253 Abs. 1, 2 HGB; § 6 EStG. 
307  Vgl. Tz. 03.01 UmwStE. 
308  Bisher wurden selbst erstellte immaterielle Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens auch bei Wahl des 
Teilwert-Ansatzes nach Auffassung des Finanzamtes nicht berücksichtigt (Vgl. Prinz zu Hohenlohe/Rau-
tenstrauch/Adrian 2006, S. 624). 
309  Vgl. § 11 Abs. 2 UmwStG. 
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gebnis des verschmolzenen Unternehmens mindert. Zu beachten ist hierbei, dass 
ein Verlustabzug gemäß § 10d EStG nur möglich ist, wenn die Körperschaft, die 
den Verlustabzug in Anspruch nehmen will, mit der Körperschaft, die den Verlust 
erlitten hat, rechtlich und wirtschaftlich identisch ist (§ 8 Abs. 4 S. 1 KStG a. F.).310 
Rechtliche Identität i. S. d. zivilrechtlichen Rechtsfähigkeit311 ist gegeben, da die 
übernehmende Körperschaft, die den Verlust weiterhin geltend machen möchte, 
als eigenständiges Rechtssubjekt betrachtet wird. Ihr wurde zwar Vermögen über-
tragen, wodurch aber keine neue Rechtspersönlichkeit entstanden ist.312  
Die wirtschaftliche Identität lag bisher nur dann vor, wenn maximal die Hälfte der 
Anteile der übernehmenden Körperschaft übertragen wurden und die Kapitalge-
sellschaft den Geschäftsbetrieb nicht mit überwiegend neuem Betriebsvermögen 
fortgeführt hat (§ 8 Abs. 4 S. 2 KStG a. F.). Da die ursprüngliche Motivation zum 
Erlass dieser Regelung, nämlich die Verhinderung der missbräuchlichen Inan-
spruchnahme der Verlustabzugsmöglichkeit durch den Kauf eines „leeren GmbH-
Mantels“, bei einer Sanierungsfusion nicht vorliegt, wurde die Anwendbarkeit des 
§ 8 Abs. 4 KStG a. F. im Zusammenhang mit einer Verschmelzung kritisch gese-
hen.313 An anderer Stelle versuchte der Gesetzgeber gerade, krisenbedrohten Un-
ternehmen mit Hilfe verschiedener Maßnahmen – z. B. der Stundung des Sanie-
rungsgewinns – zu helfen und deren Fortbestand zu sichern. Mit der Regelung 
des § 8 Abs. 4 KStG a. F. wurde diese sanierungsfreundliche Einstellung nicht 
unterstützt.  
Aufgrund der eben angeführten Überlegungen wurde für Anteilsübertragungen 
nach dem 31.12.2007 durch die Unternehmensteuerreform 2008 314  eine neue 
Mantelkaufregelung eingeführt. Der bisherige § 8 Abs. 4 KStG wurde durch die 
Vorschrift in § 8c KStG ersetzt. Alleiniges Kriterium für die Verlustabzugsbe-
schränkung ist nun der Umfang des Anteilseignerwechsels. Auf die Zuführung 
neuen Betriebsvermögens kommt es nicht mehr an. Werden mehr als 50 % der 
Stimmrechte übertragen, wird der Verlustabzug vollständig untersagt. Bei einem 
                                                 
310  Vgl. Dörfler et al. 2006, S. 1659. 
311  Vgl. Kaeser 2005, S. 350. 
312  Vgl. Hans 2005, S. 908. 
313  Vgl. Füger/Rieger 1997, S. 1432 ff.; Stuhr 2002, S. 316 f. 
314  Vgl. Unternehmensteuerreformgesetz 2008 vom 14.08.2007, BGBl I 2007, Nr. 40, S. 1912. 
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Anteilsübergang von 25 % bis 50 % geht der Verlust nur quotal in Höhe des 
schädlichen Anteilswechsels unter. Für die Ermittlung des schädlichen Anteilser-
werbs sind sämtliche mittelbaren oder unmittelbaren an einen Erwerber oder ihm 
nahe stehende Personen übertragenen Anteile innerhalb eines 5-Jahres-
Zeitraums zu berücksichtigen.  
Im Vergleich zur bisherigen Regelung ist der neue § 8c KStG offensichtlich als 
vorteilhaft zu bewerten, da durch den Wegfall der begrenzten Betriebsvermögens-
zuführung mehr Unternehmen von dem Übergang des Verlustvortrages profitieren. 
Verschlechtert hat sich dagegen die Situation für Anteilsübertragungen von 25 % 
bis 50 %, die bisher nicht zu einem Ausschluss der Nutzung der Verlustvorträge 
führten, und nun zumindest einen quotalen Verlustuntergang bewirken. Gerade im 
Fall der Verschmelzung einer Gewinn- auf eine Verlustgesellschaft werden in aller 
Regel mehr als 25 % der Anteile übertragen, da die übernehmende Körperschaft 
umfangreiche finanzielle Mittel benötigt und diese mit einer adäquaten Gewährung 
von Stimmrechten verbunden sind. Die neue Mantelkaufregelung sieht sich des-
halb heftiger Kritik ausgesetzt. Ursprünglich als Missbrauchsvermeidungsvorschrift 
eingeführt, ist dieses Motiv bei der neuen Regelung völlig verloren gegangen315, da 
sie durch eine zu starke Pauschalierung gegen den allgemeinen Gleichheitssatz 
verstößt. Begründet wird diese Aussage u. a. damit, dass ein 25 %iger Anteilser-
werb noch nicht zu einer wesentlichen Beeinflussung des Unternehmens und da-
mit zum Verlust der wirtschaftlichen Identität führen würde.316 Außerdem läge eine 
Ungleichbehandlung gegenüber Personengesellschaften vor, bei denen Verluste 
gemäß § 15 EStG direkt den Gesellschaftern zugerechnet werden, während der 
Wegfall des Verlustvortrags bei Kapitalgesellschaften von den im Unternehmen 
verbleibenden Gesellschaftern wirtschaftlich zu tragen ist. Das im Körperschafts-
teuerrecht geltende Trennungsprinzip, welches der Körperschaft eine eigene vom 
Bestand ihrer Gesellschafter unabhängige Identität zuerkennt, wird hierdurch ver-
letzt.317 Das Fehlen einer Konzern- und Börsenklausel führt dazu, dass mittelbare 
Anteilsübertragungen der Muttergesellschaft einen Verlustuntergang bei der Toch-
                                                 
315  Vgl. Hey 2007, S. 1306; Kussmaul/Zabel 2007, S. 971. 
316  Vgl. IdW 2007, S. 1 f.; Wiese 2007, S. 744 f. 
317  Vgl. Hey 2007, S. 1306 f.; Ballwieser/Frase 2009, S. 1503. 
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tergesellschaft auslösen können und börsennotierte Aktiengesellschaften sich 
Maßnahmen überlegen müssen, mit denen sie die Anonymität des Börsenhandels 
aufheben und Anteilsübertragungen von mehr als 25 % verhindern können.  
Gerade junge technologieorientierte Unternehmen werden aufgrund der Neurege-
lung Schwierigkeiten haben, weitere Eigenkapitalgeber – oftmals in Form von Ven-
ture Capitalists bzw. Wagniskapitalgebern – zu akquirieren. Diese Unternehmen 
sind v. a. durch ihre großen Verlustvorträge – resultierend aus hohen Forschungs- 
und Entwicklungsaufwendungen – für Finanzierer interessant. Bei einem Wechsel 
der Eigenkapitalgeber in schädlicher Höhe fallen die Verlustvorträge weg.318 Für 
Sanierungsfälle ab dem Veranlagungszeitraum 2008, bei denen das bisherige Sa-
nierungsprivileg des § 8 Abs. 4 S. 3 KStG gestrichen wurde, hat der Gesetzgeber 
für Wagniskapitalgesellschaften eine Ausnahme vorgesehen.319 Bei einem schädli-
chen Beteiligungserwerb durch eine Wagniskapitalbeteiligungsgesellschaft werden 
die Verluste nicht gekürzt, sondern können weiterhin genutzt werden. Allerdings 
kann der nicht abziehbare Verlust nur in Höhe des Erwerbs anteilig abgezogen 
werden, soweit er auf stille Reserven des steuerpflichtigen inländischen Betriebs-
vermögens der Zielgesellschaft entfällt. 320  Das zur Verrechnung zur Verfügung 
stehende Verlustpotential wächst über einen Zeitraum von fünf Jahren jährlich um 
20 % an.321  
Obwohl diese Vorschrift bereits ins Körperschaftsteuergesetz eingefügt wurde, 
stand sie unter dem Vorbehalt der Genehmigung durch die EU-Kommission und 
wäre erst mit deren Entscheidung in Kraft getreten.322 Nun hat die EU-Kommission 
entschieden, dass § 8c Abs. 2 KStG i. d. F. des MoRaKG eine nach Art. 87 Abs. 1 
EG mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbare Beihilfe darstellt, da der Wagnis-
kapitalbranche ein steuerlicher Vorteil gewährt wird, der anderen Investmentge-
sellschaften vorenthalten wird.323 Dies hat zur Folge, dass die geplante Ausnah-
                                                 
318  Vgl. Wiese 2007, S. 744 f. 
319  Vgl. Gesetz zur Modernisierung der Rahmenbedingungen für Kapitalbeteiligungen (MoRaKG) v. 
12.08.2008, BGBl I 2008, S. 1672. 
320  Vgl. § 8c Abs. 2 S. 1 KStG. 
321  Vgl. § 8c Abs. 2 S. 3 KStG. 
322  Vgl. Fußnote 1) zum Gesetzestext von § 8c KStG. 
323  Vgl. Dörr 2009b, S. 3499 ff. 
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mevorschrift für Wagniskapitalgesellschaften nicht in Kraft tritt. Jungen, technolo-
gieorientierten Unternehmen steht demzufolge keine Sonderregelung mehr zur 
Verfügung, die sie vor dem Untergang des Verlustvortrages bei einem schädlichen 
Anteilseignerwechsel schützt.  
Einzig die vom Gesetzgeber mit dem Bürgerentlastungsgesetz324 eingeführte zeit-
lich befristete Sanierungsausnahme von der Verlustabzugsbeschränkung nach 
§ 8c Abs. 1a KStG kann bei einem schädlichen Beteiligungserwerb der Vernich-
tung des Verlustvortrags entgegen wirken. Demnach ist ein Beteiligungserwerb mit 
Blick auf die Verlustnutzungsbeschränkung unschädlich, wenn er zum Zweck der 
Sanierung des Geschäftsbetriebs der Körperschaft erfolgt. Die Sanierung muss 
darauf gerichtet sein, die Zahlungsunfähigkeit und Überschuldung zu verhindern 
oder zu beseitigen und zugleich die wesentlichen Betriebsstrukturen zu erhalten. 
Die Voraussetzungen für den Erhalt der wesentlichen Betriebsstrukturen sind an 
eine geschlossene Betriebsvereinbarung mit Arbeitsplatzregelung, eine Mindest-
lohnsumme und die Zuführung von wesentlichem Betriebsvermögen (mindestens 
25 % des Aktivvermögens) geknüpft.325 Gemäß § 34 Abs. 7c KStG soll die Sanie-
rungsklausel nur innerhalb des Zeitraums 01.01.2008 bis 31.12.2009 gelten. Somit 
ist der Begünstigungszeitraum bei Verabschiedung des Gesetzes bereits zu einem 
Großteil abgelaufen. Ein eventuell beabsichtigter Sanierungsanreiz wird durch die 
geringe Zeitspanne erheblich eingeschränkt.326 Zudem kann das Erfordernis der 
Einlage von Betriebsvermögen bei Anteilsübertragungen im Zeitraum Januar bis 
Juli 2008 nachträglich nicht mehr erfüllt werden. Hat ein Erwerber in Unkenntnis 
der zukünftigen Gesetzeslage der Gesellschaft ein Darlehen anstatt einer Einlage 
gewährt, wurde laut Gesetz kein Betriebsvermögen zugeführt und die Verlustnut-
zung ist zu untersagen. Damit die Suche nach sanierungswilligen Investoren tat-
sächlich erleichtert wird, sollte die Sanierungsklausel im Rahmen einer Neufas-
sung der Verlustabzugsvorschrift fortgesetzt werden.327  
                                                 
324  Vgl. Bürgerentlastungsgesetz Krankenversicherung v. 16.07.2009, BGBl I 2009, Nr. 43, S. 1959. 
325  Vgl. § 8c Abs. 1a KStG. 
326  Vgl. Fey/Neyer 2009, S. 1375. 
327  Vgl. Sistermann/Brinkmann 2009, S. 1457. 
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Soweit die Höhe der Anteilsübertragungen von den Unternehmen gestaltbar ist, 
sollte darauf geachtet werden, dass weniger als 25 % der Anteile an der über-
nehmenden Körperschaft von der übertragenden erworben werden. Ansonsten 
kann die Verschmelzung einer Gewinn- auf eine Verlustgesellschaft zum Zweck 
der Verlustnutzung nur noch zwischen verbundenen Unternehmen empfohlen 
werden, da diese überwiegend identische Gesellschafterkreise aufweisen. In dem 
Fall muss darauf geachtet werden, dass der Nennbetrag der neu auszugebenden 
Anteile nicht mehr als 25 % des gesamten Stammkapitals nach Durchführung der 
Verschmelzung beträgt.328  
Bei der Verschmelzung eines notleidenden Unternehmens auf eine Gewinn-
gesellschaft ist der Ansatz über dem Buchwert zu bevorzugen. Dadurch wird 
beim übertragenden Rechtsträger ein laufender Verlust oder Verlustvortrag ge-
schmälert bzw. beseitigt und die Bilanzrelation verbessert. Im Gegensatz zur Alt-
Regelung, die eine Begrenzung des Ansatzes auf den Teilwert vorsah, gilt nun der 
gemeine Wert als maximaler Wertansatz.329 Obwohl beide Werte oftmals überein-
stimmen bzw. nur minimal voneinander abweichen, kann es in Einzelfällen doch 
zu Abweichungen kommen, die sich auf die Höhe des Übertragungsgewinns aus-
wirken. Der Unterschied könnte z. B. dadurch entstehen, dass der Einzelveräuße-
rungspreis (gemeiner Wert gem. § 9 Abs. 2 BewG) typischerweise höher ist als 
der Wiederbeschaffungspreis (Teilwert gem. § 10 BewG), den ein Erwerber für ein 
einzelnes Wirtschaftsgut im Rahmen eines Unternehmenskaufs zahlen würde.330 
Im Gegensatz zum Teilwert enthält der gemeine Wert einen Gewinnaufschlag, der 
das vollumfängliche deutsche Besteuerungsrecht sichern soll.331 Insoweit sollte die 
Aufdeckung stiller Reserven nur in Höhe des auszugleichenden Verlustvortrags 
erfolgen, da sich daraus kein Übertragungsgewinn ergibt, der als letzter Ge-
schäftsvorfall das Ergebnis des Geschäftsjahres erhöhen würde. Der Übertra-
gungsgewinn unterläge dann der regulären Körperschaft- und Gewerbesteuer.332 
                                                 
328  Vgl. Füger/Rieger 1997, S. 1436. 
329  Der Ansatz des gemeinen Wertes anstatt des Teilwertes wird in der Literatur kritisiert, da dieser nur bei 
einer Einzelveräußerung zur Anwendung kommt, die bei einer Umwandlung im Rahmen der Gesamt-
rechtsnachfolge gerade nicht vorliegt (Vgl. Klingberg/van Lishaut 2005, S. 705). 
330  Vgl. Prinz zu Hohenlohe/Rautenstrauch/Adrian 2006, S. 624. 
331  Vgl. Benz/Rosenberg 2006, S. 53. 
332  Vgl. § 7 Abs. 1 i. V. m. § 8 Abs. 1 KStG; § 7 GewStG. 
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Der sofortige Ausgleich mit dem laufenden oder bereits vorhandenen Verlustvor-
trag hat zudem den Vorteil, dass es keine Probleme mit der Nutzung des überge-
gangenen Verlustvortrages beim übernehmenden Rechtsträger geben kann.333  
5.1.1.2 Rechtsfolgen für den übernehmenden Rechtsträger 
Die übernehmende Körperschaft hat die übergegangenen Wirtschaftsgüter mit 
den Werten anzusetzen, die in der Schlussbilanz der übertragenden Körperschaft 
ausgewiesen wurden (§ 12 Abs. 1 S. 1 UmwStG). Dadurch kommt es bei der Ü-
bernehmerin zu einem Vermögenszugang und evtl. zu einem Vermögensabgang, 
wenn die übernehmende Körperschaft an der übertragenden beteiligt war und die-
se Beteiligung nun untergeht. Ist der Wert der übernommenen Wirtschaftsgüter 
höher als der dafür erhaltene Anteil an der übertragenden Körperschaft, entsteht 
ein Übernahmegewinn. Dieser bleibt ebenso wie ein Übernahmeverlust jedoch 
außer Ansatz (§ 12 Abs. 2 S. 1 UmwStG), was durch eine außerbilanzielle Kür-
zung bei der Ermittlung des Einkommens erreicht wird. Hinsichtlich der Übernah-
mewerte des übergegangenen Vermögens als auch der Nichtberücksichtigung 
des Übernahmeergebnisses haben sich durch das SEStEG keine Änderungen 
ergeben.  
Eine wesentliche Änderung ist jedoch durch den Wegfall des § 12 Abs. 3 S. 2 
UmwStG a. F. bei der Verschmelzung eines notleidenden Unternehmens auf 
eine Gewinngesellschaft eingetreten: Ein Übergang des Verlustvortrags von der 
übertragenden auf die aufnehmende Körperschaft ist nun nicht mehr möglich. Der 
neue § 12 Abs. 3 UmwStG verweist auf den § 4 Abs. 2 und 3 UmwStG, welcher 
ausdrücklich bestimmt, dass verrechenbare Verluste, verbleibende Verlustvorträge 
oder vom übertragenden Rechtsträger nicht ausgeglichene negative Einkünfte 
nicht auf den übernehmenden Rechtsträger übergehen.334  
Aus Sicht des aufnehmenden Unternehmens, welches an dem übergehenden Ver-
lustvortrag interessiert ist, stellt die Neu-Regelung einen erheblichen Nachteil dar, 
die eine Verschmelzung nicht mehr attraktiv erscheinen lässt. In der Literatur wird 
                                                 
333  Vgl. zur Problematik der Verlustnutzung beim übernehmenden Rechtsträger Abschnitt 5.1.1.2. 
334  Vgl. § 4 Abs. 2 S. 2 UmwStG. 
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die Streichung des § 12 Abs. 3 S. 2 UmwStG stark kritisiert.335 Als Grund für die 
Änderung wird von Seiten des Gesetzgebers angeführt, dass ausländische Ver-
lustvorträge durch Hereinverschmelzungen das steuerliche Einkommen mindern 
könnten.336 Diese Sorge ist aber gem. Art. 6 Fusionsrichtlinie unbegründet, da Ver-
lustvorträge demnach nur bei Betriebsstätten der übernehmenden Körperschaft im 
Übertragungsstaat – also nicht in Deutschland – geltend gemacht werden können. 
Zudem kann argumentiert werden, dass der Verlust nicht auf die Anteilseigner ü-
bergeht, sondern in der Sphäre der Körperschaft verbleibt, wie das z. B. bei einer 
Sitzverlegung der Fall ist, und somit nur die allgemeine steuerliche Rechtsnachfol-
ge betroffen ist.337 Schließlich wird gegen das Prinzip der Besteuerung nach der 
Leistungsfähigkeit verstoßen, da der Wegfall des Verlustvortrags nur bedingt 
durch den Ansatz des gemeinen Werts in der Schlussbilanz der übertragenden 
Körperschaft ausgeglichen werden kann. Dies setzt nämlich voraus, dass noch 
ausreichend stille Reserven bei der übertragenden Körperschaft vorhanden sind, 
die in der Regel als erstes zur Verbesserung der Eigenkapitalposition realisiert 
werden, wenn sich eine Unternehmenskrise abzeichnet. 338  Außerdem sind Be-
schränkungen der Verlustverrechnung aufgrund der Mindestbesteuerung gem. 
§ 10d Abs. 2 EStG zu beachten sowie unterschiedlich hohe Körperschaft- und 
Gewerbesteuerverluste, die eine vollständige Ausnutzung des Verlustvortrags 
unmöglich machen.339 Letztendlich wird wohl nicht die Gefahr des Imports auslän-
discher Verluste als Hauptmotiv für die Streichung des § 12 Abs. 3 S. 2 UmwStG 
anzusehen sein, sondern die in den letzten Jahren angestiegenen inländischen 
körperschaftsteuerlichen Verlustvorträge, die zu einer erheblichen Minderung des 
Körperschaftsteueraufkommens führen.340  
Bei der Verschmelzung eines gewinnbringenden Unternehmens auf ein Kri-
senunternehmen sind bei dem übernehmenden Rechtsträger keine Besonderhei-
ten zu beachten. Da es bei dieser Gestaltung nicht auf die Verlustnutzung der zu 
                                                 
335  Vgl. Ley/Bodden 2007, S. 275 f., Rödder/Schumacher 2007, S. 373. 
336  Vgl. Körner 2006, S. 470, der den Import von Verlustvorträgen mittels streng einzelfallbezogener Miss-
brauchsvorschriften bekämpfen will.  
337  Vgl. Dötsch/Pung 2006a, S. 2714, Rödder/Schumacher 2006b, S. 1533, Werra/Teiche 2006, S. 1460. 
338  Vgl. Bormann 2004, S. 78. 
339  Vgl. Ley/Bodden 2007, S. 276. 
340  Vgl. Maiterth/Müller 2006, S. 1865 f. 
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verschmelzenden Gesellschaft ankommt, ist der Wegfall des § 12 Abs. 3 S. 2 
UmwStG nicht bedeutsam.341  
Als weitergehende Rechtsfolge – unabhängig von der Richtung der Verschmel-
zung – ist der Eintritt der übernehmenden Körperschaft in die Rechtsstellung der 
übertragenden Körperschaft zu nennen (§ 12 Abs. 3 i. V. m. § 4 Abs. 2 und 3 
UmwStG). U. a. sind die AfA-Bemessungsgrundlage (falls keine aufgedeckten stil-
len Reserven zu einer Erhöhung der AfA-Bemessungsgrundlage führen) und die 
AfA-Methode beizubehalten. Bei der für die Besteuerung bedeutsamen Dauer der 
Zugehörigkeit eines Wirtschaftsguts zum Betriebsvermögen sind die Besitzzeiten 
der übertragenden Körperschaft bei der übernehmenden Körperschaft anzurech-
nen und bei den den steuerlichen Gewinn mindernden Rücklagen sind Auflö-
sungsfristen für bestehende Rücklagen – z. B. § 6b EStG – zu berücksichtigen.  
Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die Verschmelzung einer verlust-
bringenden auf eine gewinnbringende Gesellschaft aus Sicht des übernehmenden 
Rechtsträgers nur sehr beschränkt zu empfehlen ist. Um den Verlustvortrag, der 
nach neuester Gesetzesänderung nicht mehr übertragbar ist, nicht zu verlieren, 
müssten Maßnahmen durchgeführt werden, die auf Seiten der übertragenden Ge-
sellschaft gewinnrealisierend wirken. 
5.1.1.3 Rechtsfolgen für die Gesellschafter 
Während bisher die Anteile an der übertragenden Körperschaft als zum Buchwert 
veräußert und bei der übernehmenden Körperschaft als zu diesem angeschafft 
galten, bestimmt § 13 Abs. 1 UmwStG als Grundfall nun den Ansatz des gemei-
nen Wertes. Ähnlich der Regelung bezüglich der Wertansätze in der Schlussbilanz 
der übertragenden Körperschaft existiert jedoch ein Wahlrecht, das dem Gesell-
schafter auf Antrag den Ansatz des Buchwertes gestattet (§ 13 Abs. 2 UmwStG). 
Voraussetzung hierfür ist, dass das deutsche Besteuerungsrecht hinsichtlich der 
Anteile an der übernehmenden Kapitalgesellschaft nicht beschränkt wird (§ 13 
Abs. 2 S 1 Nr. 1 UmwStG). Auch bei Verschmelzungen innerhalb der EU ist der 
Buchwert-Ansatz möglich. Das deutsche Besteuerungsrecht soll in diesem Fall – 
                                                 
341  Probleme ergeben sich jedoch beim übertragenden Rechtsträger, der u. U. nicht an den Verlustvorträgen 
des übernehmenden Rechtsträgers partizipieren kann (s. Ausführungen in Abschnitt 5.1.1.1). 
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ungeachtet der Bestimmungen von DBA – durch die Besteuerung eines späteren 
Veräußerungsgewinns der Anteile bewirkt werden. 342  Die Wahlmöglichkeit zwi-
schen dem Ansatz des gemeinen Werts und des Buchwerts führt zu einem größe-
ren Handlungsspielraum, was prinzipiell positiv zu beurteilen ist.  
Neu eingefügt wurde auch § 13 Abs. 2 S. 2 UmwStG, wonach bei einem Anteils-
tausch zu Buchwerten die Anteile an der übernehmenden Körperschaft steuerlich 
an die Stelle der Anteile der übertragenden Körperschaft treten. Dadurch bleibt der 
steuerliche Status der untergehenden Anteile erhalten. 343  Das kann dann von 
Nachteil sein, wenn auf die Altanteile eine Teilwert-Abschreibung vorgenommen 
wurde und eine Wertaufholung wahrscheinlich ist, die eine steuerwirksame Ge-
winnrealisierung auf Seiten der übernehmenden Gesellschaft auslösen würde.344 
Die Gewinnrealisierung ist jedoch nur dann steuerpflichtig, wenn auch die Teil-
wert-Abschreibung steuerrechtlich geltend gemacht werden konnte. Ab dem Ver-
anlagungszeitraum 2004 sind Wertaufholungen von Anteilen an einer Körperschaft 
steuerfrei, wenn auch die zuvor vorgenommene Teilwert-Abschreibung bei der 
Ermittlung des Einkommens nicht berücksichtigt wurde.345 Außerdem besteht die 
Gefahr, dass der einbringungsgeborene Charakter der Anteile i. S. d. § 21 
UmwStG übertragen wird und die in dem eingebrachten Vermögen enthaltenen 
stillen Reserven demzufolge noch nicht versteuert wurden. Bisher wurde dies 
durch die Anschaffungsfiktion des § 13 Abs. 1 UmwStG (a. F.) verhindert, wonach 
die Anteile als zum Buchwert angeschafft galten und keine Übernahme als ein-
bringungsgeborene Anteile zu befürchten war.346  
5.1.1.4 Zusammenfassender Vergleich zwischen der Alt- und der Neuregelung 
Zur besseren Übersichtlichkeit sollen im nachfolgenden Abschnitt die Rechtsfol-
gen für die einzelnen Gruppen in Tabelle 2 zusammengefasst werden. Dabei wird 
auf die Änderungen durch das SEStEG hingewiesen.  
                                                 
342  Vgl. § 13 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 UmwStG. 
343  Vgl. Rödder/Schumacher 2007, S. 374. 
344  Vgl. Rödder/Schuhmacher 2006b, S. 1543. 
345  Vgl. § 8b Abs. 2 S. 1, 3 und 4 KStG.  





Gesetzeslage bis zum 
12.12.2006 






– theoretisches Wahlrecht beim 
Ansatz der Wirtschaftsgüter: 
Buchwert, Zwischenwert oder 
Teilwert 
– praktisch: Buchwert-Ansatz 
aufgrund Maßgeblichkeitsprin-
zip  
– kein Übertragungsgewinn 
– Ansatz der Wirtschaftsgüter mit 
dem gemeinen Wert; auf An-
trag: Buchwert- oder Zwischen-
wertansatz möglich 
– Übertragungsgewinn, wenn 
Ansatz über Buchwert 
– Übernahme der Werte aus der Schlussbilanz der übertragenden Gesell-
schaft 




– Übergang des Verlustvortrags 
auf übernehmenden Rechts-
träger  




– alte Anteile gelten als zum 
Buchwert veräußert und die 
neuen Anteile als zu diesem 
Wert angeschafft 
 
– kein Eintritt in die steuerliche 
Rechtsposition der Alt-Anteile 
– alte Anteile gelten als zum ge-
meinen Wert veräußert und die 
neuen Anteile als zu diesem 
Wert angeschafft; auf Antrag: 
Buchwert-Ansatz möglich 
– steuerlicher Status der Alt-
Anteile bleibt erhalten 
Tabelle 2: Zusammenfassung der Rechtsfolgen bei Verschmelzung von Kapi-
talgesellschaften untereinander 
Im Vergleich zu den bis 12.12.2006 geltenden Regelungen haben sich die Bedin-
gungen für Verschmelzungen von Kapitalgesellschaften mit der Einführung des 
SEStEG erheblich verändert. Positiv fällt auf, dass Verschmelzungen nun auf allen 
Ebenen zum gemeinen Wert durchgeführt werden können. Damit wird sicherge-
stellt, dass bei Verschmelzungen von Verlust- auf Gewinngesellschaften der be-
stehende Verlustvortrag durch die Aufdeckung stiller Reserven auf Seiten des ü-
bertragenden Rechtsträgers ausgeglichen werden kann. Der Zwischen- oder 
Teilwertansatz hat zudem den Vorteil, dass sich die zukünftige Abschreibungsbe-
messungsgrundlage der übergegangenen Wirtschaftsgüter erhöht, was zu einem 
geringeren Jahresergebnis bei dem übernehmenden Rechtsträger führt. Wie be-
reits angedeutet, ist diese Gestaltungsvariante jedoch in der Praxis kaum umsetz-
bar, da bei einem in der Krise befindlichen Unternehmen in der Regel bereits vor 
der Verschmelzung alle stillen Reserven realisiert worden sind.  
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Als großer Nachteil der neuen Regelung ist die Abschaffung der Verlustübertra-
gungsmöglichkeit zu nennen. Der Anreiz der übernehmenden Körperschaft, der im 
Falle der Verschmelzung mit einer Verlustgesellschaft in dem Ausnutzen des Ver-
lustvortrags der übertragenden Körperschaft bestand, entfällt nun. Es ist zu ver-
muten, dass es aufgrund dieser Gesetzesänderung zu einem Rückgang der Ver-
schmelzungen zwischen Kapitalgesellschaften kommen wird, zumindest in den 
Fällen, in denen eine Verschmelzung Sanierungszwecken dienen soll und das 
Verlustnutzungspotenzial als Hauptmotiv für die Verschmelzung angesehen wird. 
Insoweit bleibt abzuwarten, inwieweit durch die neu eingeführte Regelung des 
Bürgerentlastungsgesetzes die Auswirkungen der Streichung des § 12 Abs. 3 S. 2 
UmwStG gemildert werden können.347 
5.1.2 Verschmelzung von Kapitalgesellschaften auf Personengesell-
schaften 
Nachdem im vorherigen Kapitel die steuerlichen Folgen bei Verschmelzungen 
zwischen Kapitalgesellschaften dargestellt wurden, soll nun untersucht werden, 
welche Unterschiede auftreten, wenn anstatt auf eine Kapital- auf eine Personen-
gesellschaft verschmolzen wird. Auch hier kommt es zu einer Übertragung des 
Vermögens im Wege der Gesamtrechtsnachfolge. Die Anteilseigner der aufgelös-
ten Kapitalgesellschaft halten danach Anteile an der Personengesellschaft. Die für 
die steuerlichen Auswirkungen relevanten Bestimmungen befinden sich im zwei-
ten Teil des UmwStG (§§ 3 – 10 UmwStG). Bei der Prüfung der steuerlichen Vor-
teilhaftigkeit muss berücksichtigt werden, dass sich diese nur auf den Vorgang der 
Verschmelzung bezieht. Niedrigere Steuerbelastungen oder anderweitige Ver-
günstigungen, die sich aufgrund der Rechtsformänderung bei der laufenden Be-
steuerung ergeben, werden nicht mit einbezogen.  
5.1.2.1 Rechtsfolgen für den übertragenden Rechtsträger 
Ausschlaggebend für die steuerliche Vorteilhaftigkeit ist der Wertansatz der Wirt-
schaftsgüter in der Schlussbilanz der übertragenden Kapitalgesellschaft, da dieser 
zu einem gewinnwirksamen Übertragungsergebnis bei der Körperschaft und daran 
                                                 
347  Vgl. Abschnitt 5.1.1.1. 
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anknüpfenden Auswirkungen auf Seiten des übernehmenden Rechtsträgers und 
der Gesellschafter führen kann.348  
Ebenso wie bei der Verschmelzung zwischen Kapitalgesellschaften existierte ein 
theoretisches Wahlrecht für die übertragende Körperschaft, das übergehende 
Vermögen in der Schlussbilanz mit dem Buch-, Zwischen- oder Teilwert anzuset-
zen.349 Da auch hier die Maßgeblichkeit der Handelsbilanz für die Steuerbilanz 
gem. § 5 Abs. 1 S. 1 EStG i. V. m. § 17 Abs. 2 UmwG350 zu beachten war, lief die-
ses Wahlrecht ins Leere. Es waren zwingend die Buchwerte anzusetzen.  
Nach neuem Recht sind in der Schlussbilanz der übertragenden Körperschaft die 
übergehenden Wirtschaftsgüter nun mit dem gemeinen Wert anzusetzen (§ 3 
Abs. 1 UmwStG). Von dieser Regelung werden nicht entgeltlich erworbene und 
selbst geschaffene immaterielle Wirtschaftsgüter ebenso erfasst. Auf Antrag ist 
jedoch der Ansatz der Buchwerte möglich. Gem. § 3 Abs. 2 UmwStG ist hierfür 
Voraussetzung, dass die Wirtschaftsgüter in das Betriebsvermögen der Perso-
nengesellschaft übergehen und dort der inländischen Besteuerung unterliegen 
(Nr. 1), dass das deutsche Besteuerungsrecht hinsichtlich des Gewinns aus der 
Veräußerung der übertragenen Wirtschaftsgüter nicht beschränkt wird (Nr. 2) und 
eine Gegenleistung entweder nicht gewährt wird oder in Gesellschaftsrechten be-
steht (Nr. 3).  
Bei der Verschmelzung einer gewinnbringenden Kapitalgesellschaft auf eine 
verlustverursachende Personengesellschaft sollte darauf geachtet werden, 
dass eine Übertragung zu Buchwerten vorgenommen wird. Das wäre z. B. möglich, 
wenn eine Verschmelzung zwischen deutschen Unternehmen stattfindet oder 
wenn ausländische Mitunternehmer an der Personengesellschaft beteiligt sind, 
deren gewerbliche Einkünfte in Deutschland besteuert werden.351 Beim Buchwert-
Ansatz entfällt ein Übertragungsgewinn, der das laufende Ergebnis der übertra-
genden Körperschaft erhöhen und somit Körperschaft- und Gewerbesteuer auslö-
sen würde. 
                                                 
348  Vgl. Prinz zu Hohenlohe/Rautenstrauch/Adrian 2006, S. 624. 
349  Vgl. § 3 S. 1 UmwStG a. F. 
350  Die Vorschriften über die handelsrechtliche Schlussbilanz gelten entsprechend bei Verschmelzungen. 
351  Vgl. Prinz zu Hohenlohe/Rautenstrauch/Adrian 2006, S. 625. 
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Im umgekehrten Fall der Verschmelzung eines Krisenunternehmens auf eine 
Gewinngesellschaft ist vom Buchwert-Ansatz abzuraten. Soweit dies noch mög-
lich ist352, sollten in Höhe des aufgelaufenen Verlustvortrags stille Reserven aufge-
deckt werden, um den bestehenden Verlust bei der übertragenden Körperschaft 
auszugleichen.353 Ebenso wie bei Verschmelzungen zwischen Kapitalgesellschaf-
ten ist der Übergang des steuerlichen Verlustvortrags der übertragenden Kapital-
gesellschaft auf die übernehmende Personengesellschaft nicht möglich.354 Damit 
der Verlustvortrag nicht ungenutzt untergeht, muss ein Ausgleich mit den gewinn-
wirksam realisierten stillen Reserven erfolgen.355 Allerdings bleibt das Problem der 
Mindestbesteuerung bestehen, wonach eine vollständige Verrechnung von Ver-
lustvorträgen mit einem Übertragungsgewinn nur bis zu einer Höhe von 1 Million 
EUR möglich ist.356 
Bei beiden Konstellationen ist zu berücksichtigen, dass ein bestehendes Körper-
schaftsteuerguthaben bei der übertragenden Kapitalgesellschaft i. S. d. § 37 KStG 
sowie ein noch vorhandenes EK 02 (§ 38 KStG) nicht auf die übernehmende Per-
sonengesellschaft übergehen kann. Gem. § 10 UmwStG a. F. wurde bei der Um-
wandlung einer Kapital- in eine Personengesellschaft eine Totalausschüttung fin-
giert, weshalb die Körperschaftsteuerschuld aufgrund eines noch bestehenden 
EK 02 (§ 38 Abs. 1 KStG) für den Veranlagungszeitraum der Umwandlung erhöht 
wurde. Dieser Paragraph wurde jedoch durch das Jahressteuergesetz 2008357 ab-
geschafft. Nunmehr wird eine pauschale Abschlagszahlung vorgenommen, nach 
der eine Nachversteuerung des ehemaligen EK 02 über einen Zehnjahreszeitraum 
(2008 bis 2017) erfolgt.358 Der Körperschaftsteuererhöhungsbetrag beträgt 3/100 
des letztmalig auf den 31.12.2006 festgestellten EK 02-Bestandes und ist inner-
halb des Zehnjahreszeitraums in zehn gleichen Jahresraten zu entrichten.359  
                                                 
352  Vgl. Abschnitt 5.1.1.2. 
353  Zur Möglichkeit eines Zwischenwert-Ansatzes vgl. Abschnitt 5.3.1. 
354  Vgl. Abschnitt 5.1.2.2. 
355  Vgl. Schaflitzl/Widmayer 2006, S. 41. 
356  Vgl. § 10d Abs. 2 S. 1 EStG. 
357  Vgl. Jahressteuergesetz 2008 vom 20.12.2007, BGBl I 2007, Nr. 69, S. 3150. 
358  Vgl. § 38 Abs. 6 KStG. 
359  Vgl. § 38 Abs. 4, 5 KStG. 
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Die bisher durchgeführte Körperschaftsteuerminderung gem. § 37 KStG360 soll e-
benfalls nicht mehr erfolgen. Stattdessen wird – ähnlich der Nachversteuerung des 
EK 02 – gem. § 37 Abs. 5 KStG eine Auszahlung des Körperschaftsteuergutha-
bens in zehn gleichen Jahresbeträgen vorgenommen, allerdings nach der Um-
wandlung an die übernehmende Personengesellschaft als Rechtsnachfolgerin der 
Körperschaft. 361  Das bisherige System der ausschüttungsabhängigen Gutschrift 
des Körperschaftsteuerguthabens auf die Körperschaftsteuerschuld war aufwän-
diger und schwer kalkulierbar sowohl für die Finanzverwaltung als auch die Steu-
erpflichtigen.362 Insoweit ist die Einführung der ratierlichen Auszahlung des Körper-
schaftsteuerguthabens – unabhängig von einer Ausschüttung – zu begrüßen.  
5.1.2.2 Rechtsfolgen für den übernehmenden Rechtsträger 
Wie bisher übernimmt die Personengesellschaft die Werte aus der steuerlichen 
Schlussbilanz der übertragenden Kapitalgesellschaft (§ 4 Abs. 1 S. 1 UmwStG). 
Damit tritt sie auch in die steuerliche Rechtsstellung der Kapitalgesellschaft ein 
(§ 4 Abs. 2 S. 1 UmwStG) hinsichtlich der Bewertung der übernommenen Wirt-
schaftsgüter, der Absetzung für Abnutzung und der den steuerlichen Gewinn min-
dernden Rücklagen. Nicht übernommen werden jedoch gem. § 4 Abs. 2 S. 2 
UmwStG der verbleibende Verlustvortrag, verrechenbare Verluste und nicht aus-
geglichene negative Einkünfte der übertragenden Körperschaft. Dies spricht ge-
gen die Verschmelzung einer verlustverursachenden Kapitalgesellschaft auf 
eine gewinnbringende Personengesellschaft. In dem Fall würde der Verlustvor-
trag der Kapitalgesellschaft untergehen. Während ein bestehender Verlustvortrag 
auch bisher nicht auf die übernehmende Personengesellschaft übertragbar war, 
galt dies nicht für laufende Verluste363, welche bei der übernehmenden Personen-
gesellschaft ausgleichsfähig waren. Der bis zum Übertragungszeitpunkt angefalle-
ne laufende Verlust kann nun nicht mehr vom übernehmenden Rechtsträger ge-
nutzt werden, was als Nachteil für den Übernehmer zu werten ist. 
                                                 
360  Vgl. § 10 S. 1 UmwStG a. F. 
361  Vgl. Rödder/Schumacher 2006b, S. 1530. 
362  Vgl. Rödder/Schumacher 2006a, S. 1490. 
363  Vgl. BFH v. 31.5.2005 – I R 68/03, BStBl II 2006, S. 380, worauf sich auch Bodden 2007, S. 71 und Prinz 
zu Hohenlohe/Rautenstrauch/Adrian 2006, S. 625 stützen, obwohl es sich hierbei um die Verschmelzung 
auf eine Kapitalgesellschaft handelt; gegensätzlich der Nichtanwendungserlass des BMF v. 7.4.2006 – IV 
B 7 – S 1978b – 1/06, BStBl I 2006, S. 344. 
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Infolge des Vermögensübergangs ergibt sich ein Übernahmegewinn oder Über-
nahmeverlust in Höhe des Unterschiedsbetrags zwischen dem Wert, mit dem die 
übergegangenen Wirtschaftsgüter zu übernehmen sind und dem Wert der Anteile 
an der übertragenden Körperschaft, abzüglich der Kosten für den Vermögens-
übergang.364 Da die übernehmende Personengesellschaft meist nicht alle Anteile 
an der Kapitalgesellschaft besitzt, gelten gemäß der Einlagefiktion des § 5 
UmwStG alle Anteile als in das Betriebsvermögen des übernehmenden Rechts-
trägers eingelegt. Ausgenommen hiervon sind nur die im Privatvermögen befindli-
chen nicht i. S. d. § 17 Abs. 1 EStG relevanten Anteile. Soweit die übergehenden 
Wirtschaftsgüter auf diese als nicht eingelegt geltenden Anteile entfallen, bleiben 
sie bei der Ermittlung des Übernahmeergebnisses außer Ansatz (vgl. Abbil-
dung 11).365 
Übergehendes Betriebsvermögen: 
Grundsätzlich Zugrundelegung der in der steuerlichen Schlussbilanz der Überträgerin ausgewiese-
nen Werte (§ 4 Abs. 1 Satz 1 UmwStG). 
1. 
Hinzurechnung gem. § 4 Abs. 4 Satz 2 UmwStG: Ausländisches Betriebsvermögen in einem DBA-
Staat mit Freistellungsmethode ist zwingend mit dem gemeinen Wert anzusetzen.  
2. abzgl. Kosten des Vermögensübergangs  
abzgl. wegfallende Beteiligung der Übernehmerin an der Überträgerin:  3. 
Gem. § 4 Abs. 1 Satz 2 UmwStG ist im Fall der Aufwärtsverschmelzung der Buchwert der Anteile an 
der Überträgerin um frühere steuerwirksame und noch nicht "rück-korrigierte" Teilwertabschreibun-
gen und Übertragungen nach § 6b EStG zu erhöhen. Der aus dem höheren Wertansatz sich erge-
bende Gewinn ist allerdings nicht Teil des Übernahmeergebnisses, sondern ist ein nicht begünstigter 
laufender Gewinn.  
4. vorläufiger Übernahmegewinn bzw. -verlust (§ 4 Abs. 4 UmwStG)  
5. zuzgl. Sperrbetrag nach § 50c EStG  
6. abzgl. Kapitalerträge i. S. des § 7 UmwStG (§ 4 Abs. 5 Satz 2 UmwStG) 
Das sind die auf den Gesellschafter anteilig entfallenden offenen Rücklagen der Überträgerin.  
7. endgültiger Übernahmegewinn bzw. -verlust (§ 4 Abs. 5 UmwStG) 
Quelle: Dötsch/Pung 2006a, S. 2711 
Abbildung 11: Schema zur Ermittlung des Übernahmegewinns bzw. -verlusts nach 
§ 4 Abs. 4 und 5 UmwStG 
                                                 
364  § 4 Abs. 4 S. 1 UmwStG. 
365  Vgl. § 4 Abs. 4 S. 3 UmwStG. 
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Dabei ist zu beachten, dass aufgrund der Neuerung in § 4 Abs. 1 S. 2 UmwStG 
bei der Wertermittlung der Anteile an der übertragenden Kapitalgesellschaft der 
Buchwert der Anteile um steuerwirksame Teilwertabschreibungen früherer Jahre 
sowie um Abzüge nach § 6b EStG und ähnliche Abzüge steuerwirksam zu erhö-
hen ist. Die Zurechnung kann maximal bis zum Erreichen des gemeinen Wertes 
vorgenommen werden. Sie wird aber nur dann angewandt, wenn die Anteile be-
reits am steuerlichen Übertragungsstichtag zum Betriebsvermögen des überneh-
menden Rechtsträgers gehört haben.366 Bislang wurde das Übernahmeergebnis 
als Unterschiedsbetrag zwischen dem Wert, mit dem die übertragenen Wirt-
schaftsgüter in der Bilanz der aufnehmenden Personengesellschaft zu überneh-
men sind, und dem Buchwert der Anteile an der übertragenden Kapitalgesellschaft 
bestimmt.367 Im Vergleich zur alten Regelung ist die aktuelle Wertermittlung dann 
unvorteilhaft, wenn in der Vergangenheit steuerwirksame Abzüge den Wert der 
Anteile an der übertragenden Kapitalgesellschaft gemindert haben und nun wieder 
hinzuzurechnen sind. Dieser Fall dürfte dann vorliegen, wenn es sich bei der über-
tragenden Kapitalgesellschaft um ein Krisenunternehmen handelt und die über-
nehmende Personengesellschaft deshalb bereits steuerwirksame Teilwertab-
schreibungen vorgenommen hatte. Der Zuschreibungsgewinn unterliegt bei der 
Personengesellschaft gem. § 4 Abs. 1 S. 3 UmwStG der vollen Besteuerung. Im 
Gegenzug führt die Erhöhung des Buchwerts zu einer Verringerung des Über-
nahmegewinns bzw. einer Erhöhung des Übernahmeverlustes. 
Die steuerliche Behandlung des Übernahmeergebnisses hat sich durch die Einfüh-
rung des SEStEG erheblich geändert.368 Ein bei der Verschmelzung eines Verlust- 
auf ein Gewinnunternehmen höchstwahrscheinlich entstehender Übernahmever-
lust war nach bisherigem Recht in voller Höhe nicht abziehbar.369 Daran ändert 
sich prinzipiell nichts. Obwohl der Übernahmeverlust bei natürlichen Personen als 
Mitunternehmer der Personengesellschaft in Höhe der Bezüge nach § 20 Abs. 1 
Nr. 1 EStG (Kapitalertrag aus Gewinnrücklagen) zu 60 % berücksichtigt werden 
                                                 
366  Vgl. Förster/Felchner 2006, S. 1074. 
367  Vgl. § 4 Abs. 4 S. 1 UmwStG a. F. 
368  Vgl. Ott 2007, S. 201 ff.; Schwetlik 2007, S. 574 ff. 
369  Vgl. § 4 Abs. 6 UmwStG a. F. 
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darf,370 entsteht insoweit kein Vorteil für den Steuerpflichtigen, da gleichzeitig offe-
ne Rücklagen als Ausschüttungen betrachtet und durch das Teileinkünfte-
verfahren zu 60 % erfasst werden.371 Ein danach verbleibender Übernahmeverlust 
bleibt außer Ansatz. Ist eine Körperschaft als Mitunternehmerin an der Personen-
gesellschaft beteiligt, wird der Übernahmeverlust gem. § 4 Abs. 6 S. 1 UmwStG 
komplett nicht berücksichtigt. Eine Ausnahme gilt nur für Körperschaften i. S. d. 
§ 8b Abs. 7, 8 KStG, bei denen ist der Übernahmeverlust bis zur Höhe der Bezüge 
i. S. d. § 7 UmwStG in vollem Umfang abziehbar.372  
Aufgrund der Verringerung des Übernahmeergebnisses um die Bezüge i. S. d. § 7 
UmwStG kommt es zu „künstlichen“ Übernahmeverlusten.373 Die Gewinnrücklagen 
werden als Kapitalertrag i. S. d. § 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG besteuert und sind demzu-
folge nicht mehr Bestandteil des übergehenden Betriebsvermögens. Ein Über-
nahmegewinn wird folglich nur noch selten erzielt werden.374 Lediglich bei gegebe-
nem Wertpotenzial – was bei einer verlustverursachenden Kapitalgesellschaft 
jedoch nicht vorliegen dürfte – könnte durch den Ansatz der Wirtschaftsgüter mit 
dem gemeinen Wert bei der übertragenden Kapitalgesellschaft ein Übernahme-
gewinn erzielt werden.375  
Demnach wird auch kein Übernahmegewinn realisiert werden, wenn die Ver-
schmelzung umgekehrt erfolgt – die gewinnbringende Kapitalgesellschaft auf 
die verlustverursachende Personengesellschaft verschmolzen wird. Ergibt sich 
doch ein Übernahmegewinn, der ebenso wie ein Übernahmeverlust gesellschaf-
terbezogen zu ermitteln ist,376 wird dieser bei den Gesellschaftern wie eine durch 
die Personengesellschaft durchgeleitete Dividende besteuert.377 Soweit natürliche 
Personen an der Personengesellschaft beteiligt sind, wird der anteilige Übernah-
megewinn zu 60 % besteuert.378 Das Halbeinkünfteverfahren, wonach nur 50 % 
                                                 
370  Vgl. § 4 Abs. 6 S. 4 UmwStG. 
371  Vgl. § 7 UmwStG. 
372  Vgl. § 4 Abs. 6 S. 2 und 3 UmwStG. 
373  Vgl. § 4 Abs. 5 S. 2 UmwStG. 
374  Vgl. Dötsch/Pung 2006a, S. 2711. 
375  Vgl. Bodden 2007, S. 76. 
376  Vgl. Förster/Felchner 2006, S. 1074. 
377  Vgl. Dötsch/Pung 2006a, S. 2711. 
378  Vgl. § 4 Abs. 7 UmwStG i. V. m. § 3 Nr. 40 S. 1 und 2 sowie § 3c EStG. 
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des Gewinns steuerpflichtig waren, wurde im Zuge der Unternehmensteuerreform 
2008 zum 01.01.2009 abgeschafft.379 Somit kommt es bei natürlichen Personen zu 
einer Erhöhung der Einkommensteuerbelastung von 50 % auf 60 %. Ist eine Kör-
perschaft Mitunternehmerin der Personengesellschaft, ist der Übernahmegewinn 
zu 95 % steuerbefreit.380 Voll steuerpflichtig ist der Gewinn nur, wenn er auf Kör-
perschaften entfällt, die in der Finanz- oder Versicherungsbranche tätig sind.381  
Bisher blieb der Übernahmegewinn bei Körperschaften zu 100 % außer Ansatz,382 
weshalb die Alt-Regelung vorteilhafter war. Auch bei natürlichen Personen als Be-
teiligte der Personengesellschaft kommt es zu der oben dargestellten höheren 
Steuerbelastung. Allerdings wurde diese Erhöhung nicht durch das SEStEG be-
wirkt, sondern durch die Unternehmensteuerreform 2008,383 welche die bisherige 
Besteuerung des hälftigen Gewinns384 durch das Teileinkünfteverfahren und die 
damit verbundene 60 %ige Besteuerung des Übernahmegewinns ersetzt hat. 
5.1.2.3 Rechtsfolgen für die Gesellschafter 
Wie schon im vorhergehenden Abschnitt bei der Ermittlung des Übernahmeergeb-
nisses angesprochen, ergeben sich auch für die Anteilseigner der übertragenden 
Kapitalgesellschaft maßgebliche Änderungen durch die Einführung des SEStEG. 
Die Anteilseigner erzielen in Höhe der offenen Rücklagen, die aus dem steuerbi-
lanziellen Eigenkapital abzüglich des Bestands des steuerlichen Einlagekontos 
i. S. d. § 27 KStG nach Anwendung des § 29 Abs. 1 KStG ermittelt werden, Kapi-
talerträge i. S. d. § 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG.385 Gemäß § 7 S. 2 UmwStG gilt dies un-
abhängig davon, ob für den Anteilseigner ein Übernahmegewinn oder –verlust 
nach § 4 oder § 5 UmwStG festgestellt wird. Bislang war diese Ausschüttungsfikti-
on des § 7 UmwStG nur bei „Kleinstgesellschaftern“ anzuwenden, die nicht i. S. d. 
§ 17 EStG beteiligt waren und ihre Beteiligung im Privatvermögen gehalten ha-
                                                 
379  Vgl. Unternehmensteuerreformgesetz 2008 vom 14.08.2007, BGBl I 2007, Nr. 40, S. 1912. 
380  Vgl. § 4 Abs. 7 S. 1 UmwStG i. V. m. § 8b Abs. 2 und 3 KStG. 
381  Vgl. § 4 Abs. 7 S. 1 UmwStG i. V. m. § 8b Abs. 7 und 8 KStG.  
382  Vgl. § 4 Abs. 7 S. 1 UmwStG a. F. 
383  Vgl. Unternehmensteuerreformgesetz 2008 vom 14.08.2007, BGBl I 2007, Nr. 40, S. 1912. 
384  Vgl. § 4 Abs. 7 S. 2 UmwStG a. F. 
385  Vgl. § 7 S. 1 UmwStG. 
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ben.386 Die Bezüge i. S. d. § 7 UmwStG unterliegen der Kapitalertragsteuer,387 wel-
che auf Ebene der Kapitalgesellschaft einbehalten und abgeführt wird.  
Seit dem 01.01.2009 erfolgt die Besteuerung beim privaten Anteilseigner regel-
mäßig in Form des Kapitalertragsteuerabzugs mit abgeltender Wirkung (Abgel-
tungssteuer).388 Somit wirkt sich die Abgeltungssteuer bei den Steuerpflichtigen 
positiv i. S. e. niedrigeren Steuerbelastung aus, deren durchschnittlicher Einkom-
mensteuersatz über 25 % liegt. Sollte sich die Abgeltungssteuer i. H. v. 25 % 
nachteilig für den Steuerpflichtigen auswirken, weil dessen individueller Einkom-
mensteuersatz geringer ist, überprüft das Finanzamt bei entsprechender Antrag-
stellung im Rahmen der Günstigerprüfung bei der Einkommensteuerveranlagung, 
ob eine Besteuerung mit dem niedrigeren individuellen Einkommensteuersatz in 
Frage kommt. Damit die offenen Rücklagen nicht doppelt besteuert werden, wird 
das auf den Anteilseigner entfallende Übernahmeergebnis um die Bezüge i. S. d. 
§ 7 UmwStG korrigiert.389  
Im Vergleich zur bisherigen Regelung ist die Ausweitung der Ausschüttungsfunkti-
on auf alle Anteilseigner als negativ zu werten. Auch wenn die einbehaltene Kapi-
talertragsteuer letztendlich mit dem individuellen Einkommensteuersatz besteuert 
werden kann, fließt erst einmal Liquidität ab.390 Zudem kommt es durch die Um-
qualifizierung des einstigen Übernahmegewinns als anteilige Dividende nach § 7 
UmwStG zur Gewerbesteuerpflicht der offenen Rücklagen. Wäre es bei der Defini-
tion als Übernahmegewinn geblieben, könnte dieser vollständig gewerbesteuerfrei 
vereinnahmt werden.391 
 
                                                 
386  Vgl. § 7 UmwStG a. F. 
387  Vgl. § 43 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 i. V. m. § 43a Abs. 1 S. 1 Nr. 1 EStG. 
388  Vgl. § 43 Abs. 5 S. 1 EStG.  
389  Vgl. § 4 Abs. 5 S. 2 UmwStG. 
390  Vgl. Bodden 2007, S. 73; Prinz zu Hohenlohe/Rautenstrauch/Adrian 2006, S. 627. 
391  Vgl. § 18 Abs. 2 UmwStG. 
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5.1.2.4 Zusammenfassender Vergleich zwischen der Alt- und der Neuregelung 
Wie bei der Verschmelzung zwischen Kapitalgesellschaften bereits durchgeführt, 
sollen nun die Gesetzesänderungen bei der Verschmelzung einer Kapital- auf eine 
Personengesellschaft in Tabelle 3 zusammenfassend dargestellt werden. 
Rechtsfolgen 
für  
Gesetzeslage bis zum 
12.12.2006 





– theoretisches Wahlrecht beim 
Ansatz der Wirtschaftsgüter: 
Buchwert, Zwischenwert oder 
Teilwert 
– praktisch: Buchwert-Ansatz 
aufgrund Maßgeblichkeits-
prinzip  
– kein Übertragungsgewinn 
– ausschüttungsabhängige Gut-
schrift des KSt-Guthabens auf 
die Körperschaftsteuerschuld  
– Ansatz der Wirtschaftsgüter 
mit dem gemeinen Wert; auf 
Antrag: Buchwert- oder Zwi-
schenwertansatz möglich 
– Übertragungsgewinn, wenn 
Ansatz über Buchwert 
– ausschüttungsunabhängige 
ratierliche Auszahlung des 
KSt-Guthabens 





– kein Übergang des Verlustvor-
trags auf übernehmenden 
Rechtsträger; nur laufender 
Verlust war bei PersG aus-
gleichsfähig 






– Übernahmegewinn bei: 
• natürlicher Person:  
50 % steuerpflichtig 
• Körperschaft:  
0 % steuerpflichtig 
– kein Übergang des Verlustvor-
trags sowie des laufenden 
Verlusts auf PersG möglich 
 
 
– Übernahmeverlust weiterhin 
nicht abziehbar, nur andere 
Aufteilung (50 %/60 % ab-
ziehbar und gleichzeitig 
50 %/60 % Besteuerung als 
Kapitalertrag) 
– Übernahmegewinn bei: 
• natürlicher Person:  
50 %/60 % steuerpflichtig 
• bei Körperschaft:  
5 % steuerpflichtig  
– Anteile bereits vor Umwandlung Betriebsvermögen der Übernehmerin: 




– Beteiligung im Privatvermögen 
und < 1 %: Besteuerung der of-
fenen Rücklagen als Einkünfte 
aus Kapitalvermögen 
– Besteuerung der offenen 
Rücklagen als Einkünfte aus 
Kapitalvermögen bei allen 
Anteilseignern 
Tabelle 3: Zusammenfassung der Rechtsfolgen bei Verschmelzung von Kapi-
talgesellschaften auf Personengesellschaften 
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Es ist festzustellen, dass es für die steuerlichen Folgen beim übertragenden 
Rechtsträger unerheblich ist, ob die Kapitalgesellschaft auf eine andere Kapitalge-
sellschaft oder auf eine Personengesellschaft verschmolzen wird. Lediglich die 
ausschüttungsunabhängige Auszahlung des Körperschaftsteuerguthabens ist bei 
beiden Verschmelzungsarten neu. Diese wird aber nicht durch die Umwandlung 
ausgelöst, sondern durch eine Änderung des Körperschaftsteuergesetzes392, die 
alle Kapitalgesellschaften und die übernehmende Personengesellschaft als 
Rechtsnachfolgerin betrifft.  
Beim übernehmenden Rechtsträger ergeben sich unterschiedliche steuerliche 
Folgen je nachdem, ob auf eine Kapital- oder Personengesellschaft verschmolzen 
wird. Während ein Übernahmeverlust bei beiden Rechtsformen außer Ansatz 
bleibt, wird der Übernahmegewinn bei der Verschmelzung auf eine Personenge-
sellschaft der Besteuerung unterworfen. Sind natürliche Personen an der aufneh-
menden Personengesellschaft beteiligt, werden ab dem Veranlagungszeitraum 
2009 60 % des Gewinns besteuert (vorher 50 %), bei Körperschaften als Mitunter-
nehmer werden dagegen nur 5 % des Gewinns mit Körperschaftsteuer belastet. 
Insoweit kommt es zu einer höheren steuerlichen Belastung, wenn auf eine Per-
sonengesellschaft verschmolzen wird, deren Mitunternehmer natürliche Personen 
sind.  
Im Vergleich zur Alt-Regelung hat sich auch für die an der Personengesellschaft 
beteiligten Körperschaften die Situation verschlechtert: der bisher steuerfreie    
Übernahmegewinn muss nun zu 5 % versteuert werden. Zusätzlich kann nach der 
neuen Gesetzeslage bei Verschmelzungen auf Personengesellschaften ein Zu-
schreibungsgewinn aufgrund früherer steuerwirksam vorgenommener Abschrei-
bungen entstehen, der bei der Personengesellschaft der vollen Besteuerung un-
terliegt. Unter steueroptimalen Gesichtspunkten sollte eine Kapitalgesellschaft 
daher mit einer anderen Kapitalgesellschaft anstatt mit einer Personengesellschaft 
verschmolzen werden, da sich die Neuregelungen durch das SEStEG zusätzlich 
negativ auswirken. Dadurch würde es bei einem steuerfreien Übernahmegewinn 
bleiben und ein steuerpflichtiger Zurechnungsgewinn ist nicht zu befürchten.  
                                                 
392  Vgl. § 37 Abs. 5 KStG. 
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Im Vergleich zur alten Gesetzeslage haben sich die Regelungen für Anteilseigner 
der Kapitalgesellschaft verschlechtert. Die Spaltung des Übernahmeergebnisses 
in einen Gewinn oder Verlust gemäß § 4 Abs. 4 UmwStG und einen Dividenden-
anteil nach § 7 UmwStG bewirkt zwar kein höheres Gesamtergebnis, aber einen 
Liquiditätsabfluss durch den Einbehalt der Kapitalertragsteuer. Die Ausschüttungs-
fiktion i. S. d. § 7 UmwStG betrifft nun alle Anteilseigner, wohingegen vorher nur 
Gesellschafter, die nicht wesentlich i. S. d. § 17 EStG beteiligt waren und diese 
Beteiligung im Privatvermögen hielten, Einkünfte aus Kapitalvermögen zu ver-
steuern hatten. Ein Vergleich zur steuerlichen Belastung bei Verschmelzungen 
von Kapitalgesellschaften ist schwer möglich, da es sich hierbei um unterschiedli-
che Rechtsformen und damit Besteuerungssubjekte handelt. Während die Über-
nahmegewinne/-verluste bei Verschmelzung auf eine Körperschaft in dieser ver-
bleiben, werden diese bei der Verschmelzung auf eine Personengesellschaft 
direkt den Gesellschaftern zugerechnet. Aufgrund der unterschiedlichen Rechts-
systeme führt eine Gegenüberstellung beider Alternativen aus Sicht der Gesell-
schafter zu keinen verwertbaren Ergebnissen.  
5.2 Spaltung  
Ist nicht das gesamte Unternehmen von der Krise betroffen sondern nur ein oder 
mehrere Teilbereiche, kann die Spaltung des Unternehmens eine sinnvolle Lö-
sung sein. Ebenso wie bei der Verschmelzung handelt es sich bei der Spaltung 
eines Unternehmens um eine Übertragung von Vermögenswerten im Rahmen der 
Gesamtrechtsnachfolge. Gegen Gewährung von Anteilen an dem übernehmenden 
Rechtsträger gehen Teile des Vermögens auf ein anderes Unternehmen über. 
Dabei kann die Übertragung auf verschiedene Arten erfolgen. Es kommen die 
Aufspaltung, die Abspaltung und die Ausgliederung in Betracht.393 Um einen kri-
senbehafteten Teil eines Unternehmens zu eliminieren, dürfte die Abspaltung die 
geeignete Methode darstellen. Die alte, gesunde Gesellschaft kann somit weiter 
bestehen und wird durch den kranken Teilbereich nicht infiziert.394 Aber auch die 
Ausgliederung dürfte in Frage kommen, wenn das ganze Unternehmen sanie-
rungsbedürftig ist und nur ein einzelner gewinnbringender Betriebsteil auf eine neu 
                                                 
393  Vgl. § 123 Abs. 1-3 UmwG. 
394  Vgl. Olbing 2003, S. 120 f.; Hölzle 2006, S. 456. 
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zu gründende Gesellschaft ausgegliedert werden soll.395 Diese Vorüberlegungen 
müssen jedoch in den nachfolgenden Abschnitten näher untersucht werden.  
Der Kreis der spaltungsfähigen Rechtsträger – sowohl auf übertragender als auch 
auf übernehmender Seite – ist in § 124 UmwG aufgelistet. Bezogen auf die in der 
Arbeit fokussierten jungen technologieorientierten Kapitalgesellschaften und die 
möglichen spaltungsfähigen Rechtsträger werden nachfolgend Kapitalgesellschaf-
ten als übertragende und Personenhandels- und Kapitalgesellschaften als über-
nehmende Rechtsträger betrachtet.  
5.2.1 Auf-/Abspaltung von Kapitalgesellschaften untereinander 
In den nun folgenden Ausführungen soll untersucht werden, welche steuerlichen 
Folgen durch die Auf- bzw. Abspaltung eines Unternehmens bei den beteiligten 
Personengruppen eintreten. Zunächst müssen jedoch die Begrifflichkeiten definiert 
werden.  
Bei einer Aufspaltung teilt der übertragende Rechtsträger sein Vermögen unter 
Auflösung ohne Abwicklung auf und überträgt die Teile auf mindestens zwei ande-
re bestehende Rechtsträger (Aufspaltung zur Aufnahme) oder auf mindestens 
zwei neugegründete Rechtsträger (Aufspaltung zur Neugründung). Im Gegenzug 
gewähren die übernehmenden Rechtsträger den Anteilseignern des übertragen-
den Rechtsträgers neue Anteile.396  
Bei einer Abspaltung dagegen bleibt der bisherige Rechtsträger bestehen. Ein 
Rechtsträger überträgt im Wege der Sonderrechtsnachfolge (partielle Gesamt-
rechtsnachfolge) einen oder mehrere Teile seines Vermögens jeweils als Gesamt-
heit auf einen oder mehrere andere bereits bestehende Rechtsträger (Abspaltung 
zur Aufnahme) oder auf einen oder mehrere neugegründete Rechtsträger (Abspal-
tung zur Neugründung). 397  Den Anteilseignern werden wie bei der Aufspaltung 
neue Anteile am/an den übernehmenden Rechtsträger/n gewährt.398  
                                                 
395  Vgl. Limmer 2006, S. 1237. 
396  Vgl. § 123 Abs. 1 UmwG. 
397  Vgl. § 123 Abs. 2 UmwG.  
398  Vgl. § 123 Abs. 2 UmwG. 
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5.2.1.1 Rechtsfolgen für den übertragenden Rechtsträger 
Die steuerlichen Folgen der Spaltung ähneln denen der Verschmelzung. Das liegt 
darin begründet, dass sich der bei Spaltungen auf andere Körperschaften anzu-
wendende § 15 UmwStG auf die bei Verschmelzungen geltenden §§ 11 bis 13 
UmwStG bezieht. Demzufolge treffen die durch die Einführung des SEStEG vor-
genommenen Änderungen auch auf Spaltungen zu.  
Da bei der Aufspaltung die bisherige Kapitalgesellschaft untergeht, hat sie eben-
so wie bei einer Verschmelzung eine steuerliche Schlussbilanz aufzustellen. Ge-
mäß § 15 Abs. 1 S. 1 i. V. m. § 11 Abs. 1 UmwStG sind die übergehenden Wirt-
schaftsgüter einschließlich der nicht entgeltlich erworbenen oder selbst 
geschaffenen immateriellen Wirtschaftsgüter in der steuerlichen Schlussbilanz der 
Überträgerin mit dem gemeinen Wert anzusetzen. Bis zum 12.12.2006 war nur der 
Ansatz des Buchwertes möglich, auch wenn theoretisch ein Wahlrecht zum An-
satz eines höheren Wertes bestanden hätte. Der Buchwert-Ansatz ist jedoch wei-
terhin möglich, wenn 
• auf die Übernehmerinnen ein Teilbetrieb übertragen wird,399  
• die spätere Besteuerung der in dem übergegangenen Vermögen enthal-
tenen stillen Reserven sichergestellt ist,400 
• das deutsche Besteuerungsrecht hinsichtlich des Gewinns aus der Ver-
äußerung der übertragenen Wirtschaftsgüter bei der übernehmenden 
Kapitalgesellschaft nicht beschränkt und401 
• eine Gegenleistung nicht gewährt wird oder in Gesellschaftsrechten be-
steht.402  
Dabei gelten auch ein Mitunternehmeranteil oder eine 100 %ige Beteiligung an 
einer Kapitalgesellschaft als Teilbetrieb.403 Als „Teilbetrieb“ wird ein mit einer ge-
wissen Selbstständigkeit ausgestatteter, organisch geschlossener Teil des Ge-
                                                 
399  Vgl. § 15 Abs. 1 S. 2 i. V. m. § 11 Abs. 2 UmwStG. 
400  Vgl. § 15 Abs. 1 S. 1 i. V. m. § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 UmwStG. 
401  Vgl. § 15 Abs. 1 S. 1 i. V. m. § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 UmwStG. 
402  Vgl. § 15 Abs. 1 S. 1 i. V. m. § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 3 UmwStG. 
403  Vgl. § 15 Abs. 1 S. 3 UmwStG. 
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samtbetriebs angesehen, der für sich betrachtet alle Merkmale eines Betriebs im 
Sinne des Einkommensteuergesetzes aufweist und für sich lebensfähig ist.404 Die-
se Definition trifft aber nur auf Wirtschaftsgüter zu, die funktional betrachtet zu den 
wesentlichen Betriebsgrundlagen gehören. Die Kriterien des § 16 EStG sind somit 
nicht mehr vollständig anwendbar.405 Während gem. § 16 EStG auch Wirtschafts-
güter zu den wesentlichen Betriebsgrundlagen gehören, die funktional gesehen für 
den Teilbetrieb nicht erforderlich sind, die aber erhebliche stille Reserven beinhal-
ten, ist im Rahmen der Anwendung des § 15 UmwStG nur die funktionale Betrach-
tung relevant.406 Anhand derer werden nur Wirtschaftsgüter zu den wesentlichen 
Betriebsgrundlagen gezählt, die ihrer Funktion nach für das Erreichen des Be-
triebszwecks notwendig sind.  
Damit beim aufzuspaltenden Rechtsträger kein Übertragungsgewinn anfällt, sollte 
in der steuerlichen Schlussbilanz grundsätzlich der Buchwert-Ansatz beantragt 
werden. Da es sich bei der übertragenden Körperschaft aber um das Krisenunter-
nehmen handeln wird, sollte vielmehr geprüft werden, ob die teilweise Aufdeckung 
der stillen Reserven in Höhe des bestehenden Verlustvortrags möglich ist. Somit 
würde der Verlustvortrag abgeschmolzen und es entstünde trotzdem kein Über-
tragungsgewinn. Außerdem geht der vorhandene Verlustvortrag bei der Übertra-
gung nicht unter.407 In der Praxis wird der Ansatz des gemeinen Wertes jedoch 
daran scheitern, dass das verlustverursachende Unternehmen bereits in einem 
früheren Krisenstadium alle stillen Reserven realisiert hat und nun kein weiteres 
Bewertungspotenzial zur Verfügung steht.  
Im Vergleich zur Aufspaltung gilt bei der Abspaltung die Verpflichtung zum An-
satz des gemeinen Wertes in der steuerlichen Schlussbilanz der Überträgerin nur 
für das auf die Übernehmerin übergehende Vermögen. Die bei der übertragenden 
Kapitalgesellschaft verbleibenden Wirtschaftsgüter werden weiterhin mit Buchwer-
ten bewertet.408 Gemäß den obigen Ausführungen ist jedoch auch bei dem über-
gehenden Vermögen ein Buchwert-Ansatz möglich, wenn die sogenannten „Teil-
                                                 
404  Vgl. R 16 Abs. 3 EStR. 
405  Vgl. Tz. 15.02 UmwStE. 
406  Vgl. BMF-Schreiben v. 16.08.2000 – IV C 2 – S 1909 – 23/00, BStBl I 2000, S. 1253. 
407  Vgl. Rechtsfolgen beim übernehmenden Rechtsträger in Abschnitt 5.2.1.2. 
408  Vgl. Ley/Bodden 2007, S. 278. 
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betriebserfordernisse“ erfüllt sind. Während bei der Aufspaltung das Teilbetriebs-
erfordernis bereits gegeben ist, wenn ein steuerlicher Teilbetrieb übertragen wird, 
muss bei der Abspaltung zusätzlich ein Teilbetrieb bei der übertragenden Kapital-
gesellschaft verbleiben. 409  Damit wurde das bei einer Abspaltung existierende 
Ausschließlichkeitserfordernis durch die Einführung des SEStEG in ein Mindester-
fordernis abgemildert. War es bisher so, dass das „verbleibende Vermögen eben-
falls zu einem Teilbetrieb gehören“ musste,410 ist es nun ausreichend, dass bei der 
übertragenden Kapitalgesellschaft „ein Teilbetrieb verbleibt“. 411  Neben dem zu-
rückbleibenden Teilbetrieb können demzufolge noch weitere Wirtschaftsgüter bei 
der übertragenden Kapitalgesellschaft verbleiben, ohne dass bei diesen die Vor-
aussetzungen für einen Teilbetrieb gegeben sind.412 Die gelockerte neue Regelung 
wirkt sich somit positiv auf die Umsetzung von Abspaltungen aus.  
Des Weiteren ist auf die Missbrauchstatbestände des § 15 Abs. 2 UmwStG hin-
zuweisen, die sowohl für Auf- als auch Abspaltungen gelten. Hiernach ist eine 
Buchwert-Fortführung nicht möglich, wenn  
• die Mitunternehmeranteile an Kapitalgesellschaften innerhalb von drei 
Jahren vor dem steuerlichen Übertragungsstichtag durch Übertragung 
von Wirtschaftsgütern, die kein Teilbetrieb sind, erworben oder aufge-
stockt wurden,413 
• durch die Spaltung die Veräußerung an außenstehende Personen voll-
zogen wird,414 
• innerhalb von fünf Jahren nach dem steuerlichen Übertragungsstichtag 
Anteile an einer an der Spaltung beteiligten Körperschaft, die mehr als 
20 % der vor Wirksamwerden der Spaltung an der Körperschaft beste-
henden Anteile ausmachen, veräußert werden415 und 
                                                 
409  Vgl. § 15 Abs. 1 S. 2 UmwStG. 
410  Vgl. § 15 Abs. 1 S. 2 UmwStG a. F. 
411  Vgl. Fußnote 392. 
412  Vgl. Ley/Bodden 2007, S. 279. 
413  Vgl. § 15 Abs. 3 S. 1 UmwStG. 
414  Vgl. § 15 Abs. 3 S. 2 UmwStG. 
415  Vgl. § 15 Abs. 3 S. 3 und 4 UmwStG. 
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• bei der Trennung von Gesellschafterstämmen die Beteiligungen an der 
übertragenden Körperschaft nicht mindestens fünf Jahre vor dem steuer-
lichen Übertragungsstichtag bestanden haben.416 
Diese Regelungen waren bereits im bisherigen Umwandlungssteuergesetz enthal-
ten, so dass es sich um keine Neuerungen durch das SEStEG handelt. Folge des 
Missbrauchs wäre – wie auch im Falle des fehlenden Teilbetriebserfordernisses – 
der Ansatz der übergehenden Wirtschaftsgüter mit dem Teilwert.417 
Eine separate Betrachtung der Auf-/Abspaltung einer gewinnbringenden neben 
der einer verlustverursachenden Kapitalgesellschaft – wie im Abschnitt „5.1 Ver-
schmelzung“ durchgeführt – ist bei der Diskussion der Umwandlungsart „Spal-
tung“ nicht sinnvoll. Für ein funktionierendes und damit gewinnerzielendes Unter-
nehmen besteht kein steuerrechtlicher Anreiz, dieses in mehrere Teile zu zerglie-
dern, weshalb die Auf-/Abspaltung eines gewinnbringenden Unternehmens nicht 
näher thematisiert wird. Wohl aber können betriebswirtschaftliche Gründe vorlie-
gen, die aus strategischer Sicht, z. B. bei der Fokussierung auf das Kerngeschäft, 
für eine Abspaltung/Ausgliederung von Teilbetrieben sprechen. Da sich die vorlie-
gende Arbeit ausschließlich mit steuerrechtlichen Gestaltungsmöglichkeiten bei in 
der Krise befindlichen Unternehmen beschäftigt, sind nicht-steuerrechtliche Krite-
rien der Umwandlungsentscheidung in diesem Fall nicht relevant.  
5.2.1.2 Rechtsfolgen für die übernehmenden Rechtsträger 
Die übernehmenden Kapitalgesellschaften müssen die übergehenden Wirt-
schaftsgüter ebenso wie bei der Verschmelzung mit den in der steuerlichen 
Schlussbilanz der zu spaltenden Kapitalgesellschaft ausgewiesenen Werten an-
setzen. 418  Auch hinsichtlich der Besteuerungsfolgen gelten die Vorschriften der 
Verschmelzung entsprechend bei der Aufspaltung von Kapitalgesellschaften. 
Insoweit soll auf die detaillierten Ausführungen in Abschnitt 5.1.1.2 verwiesen 
werden. Als tiefgreifende Änderung zum bisherigen Umwandlungssteuerrecht sei 
noch einmal die Streichung des Verlustübergangs auf die übernehmenden 
                                                 
416  Vgl. § 15 Abs. 3 S. 5 UmwStG. 
417  Vgl. § 15 Abs. 2 i. V. m. § 11 Abs. 1 UmwStG.  
418  Vgl. § 15 Abs. 1 S. 1 i. V. m. § 12 Abs. 1 UmwStG.  
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Rechtsträger erwähnt. Bislang war der Übergang des vorhandenen Verlustvor-
trags im Verhältnis der übergehenden Vermögensteile zu dem bei der übertragen-
den Körperschaft vor der Spaltung bestehenden Vermögen auf die neuen auf-
gespaltenen Gesellschaften möglich.419 Nunmehr geht ein bestehender Verlust-
vortrag ersatzlos unter, weshalb die Aufspaltung eines verlustverursachenden Un-
ternehmens nicht empfehlenswert ist.  
Eine teilweise Rettung des Verlustvortrags kann nur durch eine Abspaltung er-
reicht werden. In dem Fall würde der auf das in der Alt-Gesellschaft verbleibende 
Vermögen entfallende Verlustvortrag erhalten bleiben.420 In dem Verhältnis, in dem 
bei Zugrundelegung des gemeinen Werts das Vermögen auf eine andere Körper-
schaft übergeht, mindert sich der Verlustvortrag.421 Anders als bisher kommt es 
demnach nicht mehr auf das Umtauschverhältnis der Anteile an.422 
Im Falle einer Aufspaltung wird gemäß § 29 Abs. 1 KStG das Nennkapital der 
übertragenden Kapitalgesellschaft in vollem Umfang herabgesetzt und abzüglich 
eines etwaigen Sonderausweises dem steuerlichen Einlagekonto i. S. d. § 27 
KStG gutgeschrieben.423 Anschließend ist der Bestand des steuerlichen Einlage-
kontos der übertragenden Kapitalgesellschaft im Verhältnis der gemeinen Werte 
der übergehenden Vermögensteile zu dem bei der übertragenden Kapitalgesell-
schaft vor der Spaltung bestehenden Vermögen aufzuteilen. Dies gilt sowohl für 
Auf- als auch für Abspaltungen.424 Schließlich ist eine Anpassung des Nennkapitals 
gemäß § 29 Abs. 4 KStG erforderlich, welche entsprechend § 28 Abs. 1 und 3 
KStG durchzuführen ist. Letztendlich ist der unbelastete Teilbetrag nach § 38 
KStG der übertragenden Kapitalgesellschaft entsprechend des Umtauschverhält-
nisses auf die übernehmenden Kapitalgesellschaften zu verteilen.425 Das bei der 
übertragenden Gesellschaft bestehende Körperschaftsteuerguthaben wird – ent-
gegen der bisherigen Praxis der anteiligen Hinzurechnung bei den übernehmen-
                                                 
419  Vgl. § 15 Abs. 4 S. 1 UmwStG a. F. 
420  Vgl. Pflüger 2007, S. 48. 
421  Vgl. § 15 Abs. 3 UmwStG. 
422  Vgl. § 15 Abs. 4 UmwStG a. F. 
423  Vgl. § 28 Abs. 2 S. 1 KStG. 
424  Vgl. § 29 Abs. 3 KStG. 
425  Vgl. § 40 Abs. 2 KStG. 
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den Gesellschaften426 – nicht mehr aufgeteilt. Grund für die veränderte Vorge-
hensweise ist der Übergang zur ausschüttungsunabhängigen ratierlichen Auszah-
lung des Körperschaftsteuerguthabens. 427  Das Körperschaftsteuerguthaben der 
übertragenden Gesellschaft wurde letztmalig auf den 31.12.2006 ermittelt428 und 
wird ab dem Zeitpunkt der Spaltung an die übernehmenden Rechtsträger als 
Rechtsnachfolger ausgezahlt. 
5.2.1.3 Rechtsfolgen für die Gesellschafter 
Die Rechtsfolgen für die Gesellschafter der zu spaltenden Kapitalgesellschaft ent-
sprechen denen der Verschmelzung zwischen Kapitalgesellschaften, weshalb auf 
die Ausführungen im Abschnitt 5.1.1.3 verwiesen wird. Demnach gelten die Anteile 
an der übertragenden Körperschaft prinzipiell als zum gemeinen Wert veräußert 
und die an ihre Stelle tretenden Anteile an der übernehmenden Körperschaft als 
zum gemeinen Wert angeschafft. 429  Jedoch ist auch hier der Buchwert-Ansatz 
möglich, wenn auf die übernehmenden Körperschaften ein Teilbetrieb übertragen 
wird und im Falle der Abspaltung bei der übertragenden Körperschaft ein Teilbe-
trieb verbleibt.430 In dem Fall gehen die Anteile steuerneutral über. Wird jedoch 
kein Teilbetrieb i. S. d. § 15 Abs. 1 UmwStG übertragen, kommt es zu den oben 
dargestellten Folgen und damit zur Gewinnrealisierung auf der Gesellschafterebe-
ne. Auch bei Anwendung der alten Rechtslage wurde durch die Nichterfüllung des 
Teilbetriebserfordernisses die Auflösung und Besteuerung der stillen Reserven 
bewirkt, allerdings hat sich nun die Regelungstechnik geändert. Bisher wurde der 
Vermögensübergang bei einer Abspaltung wie eine Sachauskehrung und der 
Vermögensübergang bei einer Aufspaltung wie eine Liquidation behandelt.431 Die 
§§ 11 bis 13 UmwStG waren demzufolge nicht anzuwenden. Der neugefasste 
§ 15 Abs. 1 S. 2 UmwStG ordnet dagegen nur die Nichtanwendung des § 11 
Abs. 2 und des § 13 Abs. 2 UmwStG an, weshalb § 13 Abs. 1 UmwStG zum Ein-
                                                 
426  Vgl. § 40 Abs. 2 i. V. m. Abs. 1 KStG a. F. 
427  Vgl. § 37 Abs. 5 KStG.  
428  Vgl. § 37 Abs. 4 S. 1 KStG. 
429  Vgl. § 15 Abs. 1 S. 1 i. V. m. § 13 Abs. 1 UmwStG. 
430  Vgl. § 15 Abs. 1 S. 2 i. V. m. § 13 Abs. 2 UmwStG.  
431  Vgl. Tz. 15.11 UmwStE. 
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satz kommt und somit die Anteile als zum gemeinen Wert veräußert gelten und die 
Besteuerung des Veräußerungsgewinns eintritt. 
Um diese Besteuerung der stillen Reserven zu vermeiden, ist aus Sicht der Ge-
sellschafter folglich die Übertragung von Teilbetrieben zu Buchwerten zu bevorzu-
gen. 
5.2.1.4 Zusammenfassender Vergleich zwischen der Alt- und der Neuregelung 
Ebenso wie bei den vorherigen Umwandlungsarten soll eine vergleichende Ge-
genüberstellung der Rechtsfolgen bezüglich des Standes der Gesetzeslage vor 
und nach der Einführung des SEStEG vorgenommen werden (siehe Tabelle 4). 
Rechtsfolgen 




– theoretisches Wahlrecht beim Ansatz 
der Wirtschaftsgüter: Buchwert, Zwi-
schenwert oder Teilwert 
– Buchwert-Ansatz jedoch nur bei Über-
tragung eines Teilbetriebs (Aufspal-
tung) und wenn verbleibendes Vermö-
gen ebenfalls zu einem Teilbetrieb 
gehört (Abspaltung)  
– Ansatz der Wirtschaftsgüter mit dem 
gemeinen Wert; auf Antrag: Buch-
wert- oder Zwischenwertansatz mög-
lich 
– Buchwert-Ansatz jedoch nur bei 
Übertragung eines Teilbetriebs (Auf-
spaltung) und zusätzlich Verbleiben 
eines Teilbetriebs bei übertragender 
KapG (Abspaltung)  
– Übernahme der Werte aus der Schlussbilanz der übertragenden Gesellschaft  




– vollständiger Übergang des Verlustvor-
trags auf übernehmenden Rechtsträger 
(Aufspaltung) und anteiliger Verlust-
übergang im Verhältnis des überge-
henden Vermögens (Abspaltung)  
– kein Verlustübergang mehr möglich 
(Auf- und Abspaltung) und weiterhin 
anteilige Minderung des bei der ü-




– alte Anteile gelten als zum Buchwert 
veräußert und die neuen Anteile als zu 
diesem Wert angeschafft bei Erfüllen 
des Teilbetriebserfordernisses; an-
sonsten: Gewinnbesteuerung aufgrund 
Liquidation (Aufspaltung) oder Sach-
ausschüttung (Abspaltung)  
– alte Anteile gelten als zum gemeinen 
Wert veräußert und die neuen Antei-
le als zu diesem Wert angeschafft; 
auf Antrag: Buchwert-Ansatz möglich 
bei Erfüllen des Teilbetriebserforder-
nisses 




Die Streichung des Verlustübergangs im Falle der Aufspaltung ist mit Sicherheit 
die folgenreichste Neuerung des SEStEG bei Spaltungen von Kapitalgesellschaf-
ten. Genauso wie bei Verschmelzungen kann der bei der aufzuspaltenden Kapi-
talgesellschaft bestehende Verlustvortrag nicht mehr auf die aufnehmenden Kapi-
talgesellschaften übertragen werden und geht somit vollständig unter. Im Falle der 
Abspaltung bleibt es bei einem nur anteiligen Untergang des Verlustvortrags, so-
weit dieser entsprechend des Verhältnisses des übertragenen Vermögens auf ei-
ne andere Körperschaft übergeht.  
Bei der übertragenden Körperschaft müssen die übergehenden Wirtschaftsgüter 
nun mit den gemeinen Werten in der steuerlichen Schlussbilanz angesetzt werden, 
während bisher das nur in der Theorie existierende Wahlrecht aufgrund der Maß-
geblichkeit der Handels- für die Steuerbilanz den Buchwert-Ansatz vorsah. Vor-
aussetzung für den Buchwert-Ansatz war jedoch, dass bei der Aufspaltung ein 
Teilbetrieb übertragen wird und bei der Abspaltung zusätzlich das verbleibende 
Vermögen zu einem Teilbetrieb gehört. Auch nach neuem Recht ist auf Antrag ein 
Buchwert-Ansatz weiterhin möglich, wenn die entsprechenden Teilbetriebserfor-
dernisse erfüllt sind. Im Unterschied zur Alt-Regelung ist das Ausschließlichkeits-
erfordernis bei einer Abspaltung jetzt weggefallen: Es ist ausreichend, dass ein 
Teilbetrieb bei der übertragenden Kapitalgesellschaft verbleibt. Es ist unschädlich, 
wenn noch andere Wirtschaftsgüter beim übertragenden Rechtsträger verbleiben. 
Somit wurden die Regelungen zum Teilbetriebserfordernis etwas gelockert und ein 
echtes Ansatz-Wahlrecht beim Wert des übergehenden Vermögens eröffnet. Das 
gibt den Unternehmen einen größeren Gestaltungsspielraum. 
Auf der Ebene der Anteilseigner kommt es zu keinen tiefgreifenden Änderungen. 
Lediglich beim Ansatz des gemeinen Wertes bei der übertragenden Körperschaft 
wird durch die Aufdeckung der stillen Reserven eine Besteuerung des Veräuße-
rungsgewinns ausgelöst. Das bisherige Recht sah aus Sicht der Finanzverwaltung 
nur den Buchwert-Ansatz vor. Wie in der Vergangenheit ist auch hier der Buch-
wert-Ansatz möglich, der wie oben dargestellt an die Teilbetriebserfordernisse ge-




erung des Gewinns vorgenommen. Alt- und Neuregelung unterscheiden sich dies-
bezüglich nur in der Regelungstechnik, die steuerlichen Folgen sind gleich geblie-
ben.  
5.2.2 Auf-/Abspaltung von Kapitalgesellschaften auf Personengesell-
schaften 
Soweit Vermögen einer Körperschaft durch Aufspaltung oder Abspaltung auf eine 
Personengesellschaft übergeht, gelten die §§ 3 bis 8, 10 und 14 UmwStG ent-
sprechend.432 Demnach erfolgt auch hier die Besteuerung nach den Grundsätzen 
über Verschmelzungen von Körperschaften auf Personengesellschaften. Zur aus-
führlichen Darstellung sei deshalb auf die Ausführungen im Abschnitt 5.1.2 ver-
wiesen. Auf die bei Spaltungen zutreffenden Besonderheiten wird in den nun fol-
genden Abschnitten eingegangen.  
5.2.2.1 Rechtsfolgen für den übertragenden Rechtsträger 
Im Vergleich zum bisher anzuwendenden Recht ist der Ansatz der übergehenden 
Wirtschaftsgüter mit dem gemeinen Wert als Änderung des SEStEG hervorzuhe-
ben. Der Buchwert-Ansatz ist weiterhin auf Antrag möglich, wenn die spätere Be-
steuerung des Betriebsvermögens bei der übernehmenden Personengesellschaft 
gewährleistet ist und die Gegenleistung nur in Gesellschaftsrechten besteht.433 Bei 
Spaltungen ist dabei der Verweis des § 16 S. 1 UmwStG auf § 15 UmwStG zu 
beachten, wonach eine Buchwertfortführung nur zulässig ist, wenn auf die über-
nehmenden Personengesellschaften ein Teilbetrieb übertragen wird und im Falle 
der Abspaltung bei der übertragenden Kapitalgesellschaft ein Teilbetrieb ver-
bleibt.434 Ob sich die Erfolgsneutralität tatsächlich aus dem eben angesprochenen 
Verweis auf § 15 UmwStG ableiten lässt, ist aber fraglich. Der Wortlaut des § 15 
UmwStG bezieht sich explizit auf Spaltungsfälle von Körperschaften auf andere 
Körperschaften i. S. d. §§ 11 bis 13 UmwStG, während auf die §§ 3 bis 8 UmwStG, 
die bei Spaltungen auf Personengesellschaften anzuwenden sind, nicht eingegan-
gen wird. Die auch nach Auffassung des Bundesrats durch missverständliche 
Formulierungen existierenden Zweifel zum zwingenden Vorliegen der Teilbe-
                                                 
432  Vgl. § 16 S. 1 UmwStG.  
433  Vgl. § 16 S. 1 i. V. m. § 3 Abs. 2 UmwStG.  
434  Vgl. § 16 S. 1 i. V. m. § 15 UmwStG. 
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triebsvoraussetzungen435 werden jedoch von der Bundesregierung zurückgewie-
sen.436  
Auch wenn die Bestimmungen zum Übertragen und Verbleiben eines Teilbetriebs 
m. E. nicht auf die Auf- und Abspaltung auf Personengesellschaften anwendbar 
sein dürften, muss davon ausgegangen werden, dass die Finanzverwaltung für 
Zwecke der steuerneutralen Buchwertfortführung die Voraussetzungen des § 15 
UmwStG fordern wird. Demzufolge müssten bei Nichterfüllen dieser Bedingungen 
auch die Rechtsfolgen des § 15 UmwStG eintreten, wonach die übergehenden 
Wirtschaftsgüter mit dem gemeinen Wert angesetzt werden.437 Zu einem Ansatz 
des gemeinen Wertes führt ebenso die Nichtbeachtung der Missbrauchstatbe-
stände des § 15 Abs. 3 UmwStG,438 wobei hier – ebenso wie bei der Frage nach 
der Rechtsgrundlage für die Buchwertfortführung – die Voraussetzungen für die 
Anwendung des § 11 UmwStG auf die Auf- und Abspaltung auf Personengesell-
schaften nicht vorliegen dürften.439 
Soweit das Vermögen durch Abspaltung auf eine Personengesellschaft übergeht, 
mindert sich das steuerliche Einlagenkonto i. S. d. § 27 KStG entsprechend dem 
Verhältnis der übergehenden Vermögensteile zu dem vor der Spaltung bestehen-
den Vermögen.440 Die nicht unter den Regelungsbereich des KStG fallende Perso-
nengesellschaft kann den auf sie entfallenden Anteil am Einlagekonto der Rechts-
vorgängerin nicht fortführen. Ein bestehendes Körperschaftsteuerguthaben i. S. d. 
§ 37 KStG sowie ein noch vorhandenes EK 02 gemäß § 38 KStG auf Seiten der 
übertragenden Kapitalgesellschaft kann nicht auf die übernehmenden Personen-
gesellschaften übergehen. Gemäß § 16 S. 2 UmwStG galt der § 10 UmwStG a. F. 
auch für Spaltungen auf Personengesellschaften, weshalb es aufgrund einer fin-
gierten Totalausschüttung bei einem noch bestehenden EK 02 zu einer Körper-
schaftsteuererhöhung kam. Mittlerweile wurde der § 10 UmwStG abgeschafft und 
die Nachversteuerung des EK 02 findet nicht mehr in einem Betrag statt, sondern 
                                                 
435  Vgl. Deutscher Bundestag (1994), Anlage 2 zu § 16 S. 1 UmwStG. 
436  Vgl. Deutscher Bundestag (1994), Anlage 3 zu Nummer 6. 
437  Vgl. Schwedhelm 2006, S. 263, Tz. 1291. 
438  Vgl. Abschnitt 5.2.1.1. 
439  Vgl. Hörger 1994, S. 765, Fn. 7a. 
440  Vgl. § 29 Abs. 3 S. 4 KStG. 
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die auf das EK 02 entfallende Körperschaftsteuer wird in zehn gleichen Jahresra-
ten bezahlt.441  
Allerdings ist beim Vermögensübergang auf eine Personengesellschaft zu beach-
ten, dass sich das EK 02442 in dem Verhältnis mindert, in dem die übergehenden 
Vermögensteile auf dem vor der Spaltung bestehenden Vermögen basieren.443 
Somit erfolgt eine Nachversteuerung nur auf den Teil des übergehenden EK 02. 
Gleichzeitig wird ein bei der übertragenden Körperschaft existierendes Körper-
schaftsteuerguthaben nunmehr in zehn gleichen Jahresbeträgen ausgezahlt. 444 
Bisher konnte das angesammelte Körperschaftsteuerguthaben nur in Zusammen-
hang mit einer Ausschüttung verrechnet werden, weshalb die Neuregelung aus 
Sicht des Steuerpflichtigen zu begrüßen ist. 
5.2.2.2 Rechtsfolgen für die übernehmenden Rechtsträger 
Ebenso wie bei einer Verschmelzung haben die übernehmenden Personengesell-
schaften die übergegangenen Wirtschaftsgüter mit den in der Übertragungsbilanz 
der Kapitalgesellschaft enthaltenen Werten zu übernehmen.445 Obwohl die Perso-
nengesellschaften in die Rechtsstellung der übertragenden Körperschaft eintre-
ten,446 gilt dies nicht für den verbleibenden Verlustvortrag, verrechenbare Verluste 
und nicht ausgeglichene negative Einkünfte der zu spaltenden Kapitalgesell-
schaft.447 Der bis zur Einführung des SEStEG geltende § 16 S. 3 UmwStG a F., der 
zumindest auf Seiten der übertragenden Kapitalgesellschaft den Erhalt des Ver-
lustvortrags vorsah, soweit dieser auf das bei der Kapitalgesellschaft verbleibende 
Vermögen entfiel, ist seit dem 13.12.2006 nicht mehr anzuwenden. Demzufolge 
kann der bei der zu spaltenden Körperschaft bestehende Verlustvortrag weder bei 
der übertragenden noch bei den übernehmenden Rechtsträgern genutzt werden – 
er geht vollständig unter. Ausgehend von dieser Überlegung kann eine Spaltung 
auf eine Personengesellschaft nicht empfohlen werden.  
                                                 
441  Vgl. Ausführungen in Abschnitt 5.1.2.1. 
442  Vgl. § 38 Abs. 1 KStG. 
443  Vgl. § 16 S. 2 UmwStG i. V. m. § 40 Abs. 2 S. 3 KStG. 
444  Vgl. § 37 Abs. 5 KStG. Weitere Ausführungen im Abschnitt 5.1.2.1. 
445  Vgl. § 16 S. 1 i. V. m. § 4 Abs. 1 UmwStG.  
446  Vgl. § 16 S. 1 i. V. m. § 4 Abs. 2 S. 1 UmwStG. 
447  Vgl. § 16 S. 1 i. V. m. § 4 Abs. 2 S. 2 UmwStG. 
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Der Übernahmegewinn oder -verlust, der sich bei der Personengesellschaft auf-
grund des unterschiedlichen Wertes der übergegangenen Wirtschaftsgüter und 
der Anteile an der übertragenden Körperschaft ergibt, ist genauso wie bei einer 
Verschmelzung einer Kapitalgesellschaft auf eine Personengesellschaft zu be-
handeln.448 Ein Übernahmeverlust darf bei der übernehmenden Personengesell-
schaft nicht abgezogen werden.449 Ergibt sich ein Übernahmegewinn, ist dieser wie 
eine Dividende zu besteuern: bei natürlichen Personen als Mitunternehmer sind 
60 % der Einkünfte zu besteuern450, sind Körperschaften an der Personengesell-
schaft beteiligt, bleibt der Übernahmegewinn zu 95 % steuerfrei.451  
5.2.2.3 Rechtsfolgen für die Gesellschafter 
Hinsichtlich der Besteuerungsfolgen für die Gesellschafter ergeben sich keine Än-
derungen zu denen bei einer Verschmelzung einer Kapital- auf eine Personenge-
sellschaft. Unabhängig von einem eventuell erzielten Übernahmeverlust/-gewinn, 
der wie oben beschrieben zu besteuern ist, fallen in Höhe der offenen Rücklagen 
Einkünfte aus Kapitalvermögen i. S. d. § 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG an.452 Diese werden 
aus dem Eigenkapital abzüglich des Bestands des steuerlichen Einlagekontos 
i. S. d. § 27 KStG ermittelt. Problematisch ist auch hier, dass es durch die Umqua-
lifizierung des Übernahmegewinns als anteilige Dividende nach § 7 UmwStG zur 
Gewerbesteuerpflicht der offenen Rücklagen kommt, die vor Einführung des 
SEStEG von der Gewerbesteuer ausgenommen waren.453  
5.2.2.4 Zusammenfassender Vergleich zwischen der Alt- und der Neuregelung 
Die in Tabelle 5 dargestellten Rechtsfolgen gleichen denen im Kapitel „Ver-
schmelzung von Kapitalgesellschaften auf Personengesellschaften“. Aus Gründen 
der Vergleichbarkeit werden diese trotzdem noch einmal aufgeführt. Es ergibt sich 
lediglich eine Ergänzung beim übertragenden Rechtsträger. Im Unterschied zur  
 
                                                 
448  Insoweit sei auf die Ausführungen im Abschnitt 5.1.2.2 verwiesen. 
449  Vgl. § 16 S. 1 i. V. m. § 4 Abs. 6 S. 4 UmwStG. 
450  Vgl. § 16 S. 1 i. V. m. § 4 Abs. 7 S. 2 UmwStG und § 3 Nr. 40 S. 1 EStG. 
451  Vgl. § 16 S. 1 i. V. m. § 4 Abs. 7 S. 1 UmwStG und § 8b Abs. 2 und 3 KStG. 
452  Vgl. § 16 S. 1 i. V. m. § 7 UmwStG. 









– theoretisches Wahlrecht beim Ansatz 
der Wirtschaftsgüter: Buchwert, Zwi-
schenwert oder Teilwert 
– Buchwert-Ansatz jedoch nur bei 
Übertragung eines Teilbetriebs (Auf-
spaltung) und wenn verbleibendes 
Vermögen ebenfalls zu einem Teilbe-
trieb gehört 
– ausschüttungsabhängige Gutschrift 
des KSt-Guthabens auf die Körper-
schaftsteuerschuld 
– bei Abspaltung: Erhalt des bei der 
KapG verbleibenden Verlustvortrags 
– Ansatz der Wirtschaftsgüter mit dem 
gemeinen Wert; auf Antrag: Buchwert- 
oder Zwischenwertansatz möglich 
– Buchwert-Ansatz jedoch nur bei Über-
tragung eines Teilbetriebs (Aufspal-
tung) und zusätzlich Verbleiben eines 
Teilbetriebs bei übertragender KapG 
(Abspaltung) 
– ausschüttungsunabhängige ratierliche 
Auszahlung des KSt-Guthabens 
 
– bei Abspaltung: auf KapG entfallender 
Verlustvortrag geht vollständig unter 
– Übernahme der Werte aus der Schlussbilanz der übertragenden Gesellschaft … den überneh-
menden Rechts-
träger – kein Übergang des Verlustvortrags 
auf übernehmenden Rechtsträger; 
nur laufender Verlust war bei PersG 
ausgleichsfähig 




– Übernahmegewinn bei: 
• natürlicher Person: 50 % steuer-
pflichtig 
• Körperschaft: 0 % steuerpflichtig 
– kein Übergang des Verlustvortrags 
sowie des laufenden Verlusts auf 
PersG möglich 
 
– Übernahmeverlust weiterhin nicht 
abziehbar, nur andere Aufteilung 
(50 %/60 % abziehbar und 50 %/60 % 
Besteuerung als Kapitalertrag) 
– Übernahmegewinn bei: 
• natürlicher Person: 50 %/60 % 
steuerpflichtig 
• bei Körperschaft: 5 % steuerpflichtig 
– Anteile bereits vor Umwandlung Betriebsvermögen der Übernehmerin: Besteue-
rung des anteiligen Übernahmegewinns siehe übernehmender Rechtsträger 
… die Gesell-
schafter 
– Beteiligung im Privatvermögen und    
< 1 %: Besteuerung der offenen 
Rücklagen als Einkünfte aus Kapital-
vermögen  
– Besteuerung der offenen Rücklagen 
als Einkünfte aus Kapitalvermögen bei 
allen Anteilseignern 
Tabelle 5: Zusammenfassung der Rechtsfolgen bei Auf-/Abspaltung von Kapi-
talgesellschaften auf Personengesellschaften 
Verschmelzung, bei der die übertragende Kapitalgesellschaft vollständig untergeht, 
konnte im Falle einer Abspaltung die bestehen bleibende Kapitalgesellschaft den 
Verlustvortrag, der auf das bei ihr verbleibende Vermögen entfiel, retten. Das galt 
allerdings nur bis zum 12.12.2006. Mittlerweile ist weder beim abspaltenden 
Rechtsträger noch bei den aufnehmenden Personengesellschaften eine Nutzung 
des bei der Kapitalgesellschaft aufgelaufenen Verlustvortrags möglich.  
Beim übernehmenden Rechtsträger lassen sich keine fundamentalen Änderungen 
gegenüber der alten Gesetzeslage feststellen. Lediglich bei der Entstehung eines 
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Übernahmegewinns ergibt sich eine Verschlechterung, wenn dieser auf eine an 
der Personengesellschaft beteiligte Körperschaft entfällt. In dem Fall müssen 5 % 
des Gewinns mit Körperschaftsteuer besteuert werden, während früher der ge-
samte Gewinn steuerfrei war.  
Auch bei den Gesellschaftern ergibt sich parallel zur Verschmelzung auf Perso-
nengesellschaften eine Verschärfung der Besteuerungssituation aufgrund der Ein-
führung des SEStEG. Nunmehr müssen alle Anteilseigner – auch die nicht unter 
§ 17 EStG fallenden Kleinstgesellschafter – die offenen Rücklagen der Kapitalge-
sellschaft als Einkünfte aus Kapitalvermögen besteuern.  
Zusammenfassend sind die Neuregelungen bei der Spaltung einer Kapitalgesell-
schaft auf Personengesellschaften eher als hinderlich anzusehen. Diese Umwand-
lungsart dürfte vor dem Hintergrund einer sanierenden Umwandlung deshalb 
kaum in Frage kommen.  
5.2.3 Ausgliederung 
Die Ausgliederung erfolgt wie eine Abspaltung durch die Abkoppelung eines Ver-
mögensteils ohne Auflösung und ohne Abwicklung der Ursprungsgesellschaft im 
Wege der Sonderrechtsnachfolge. Ein übertragender Rechtsträger gliedert dazu 
einen oder mehrere Teile seines Vermögens aus, um diese als Gesamtheit auf 
einen bestehenden oder mehrere bestehende Rechtsträger (Aufnahme) oder auf 
einen oder mehrere, dadurch neu gegründeten Rechtsträger (Neugründung) zu 
übertragen. Im Unterschied zur Abspaltung werden die im Gegenzug gewährten 
Anteile am übernehmenden Rechtsträger jedoch nicht den Anteilseignern sondern 
dem übertragenden Rechtsträger zugewiesen.454  Die Vermögensbeteiligung der 
bisherigen Gesellschafter bleibt also unverändert. Der Kreis der Rechtsträger, die 
an einer Ausgliederung beteiligt sein können, ist umfangreicher als der bei Auf- 
und Abspaltungen. So können als übertragende Rechtsträger z. B. auch Einzel-
kaufleute in Frage kommen,455 worauf in dieser Arbeit aber nicht eingegangen wird. 
In der Praxis wird diese Umwandlungsart oftmals zur Neugründung von Tochter-
unternehmen genutzt.  
                                                 
454  Vgl. § 123 Abs. 3 UmwG. 
455  Vgl. § 124 Abs. 1 UmwG.  
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Die handelsrechtliche Ausgliederung durch partielle Gesamtrechtsnachfolge gilt 
steuerrechtlich als Einbringung mittels Einzelrechtsnachfolge,456 die nicht wie Auf- 
und Abspaltungen im Vierten Teil des UmwStG (§§ 15 – 16 UmwStG), sondern im 
Sechsten und Siebten Teil (§§ 20 – 24 UmwStG) behandelt wird. Als „Einbringun-
gen“ werden Tauschvorgänge angesehen, die als solche nur im Steuerrecht exis-
tieren.  
Neben der Einzelrechtsnachfolge kann die Einbringung auch im Rahmen einer 
Gesamtrechtsnachfolge erfolgen. Für die Anwendung des UmwStG ist diese Un-
terscheidung unerheblich. Hier ergeben sich nur Unterschiede hinsichtlich der 
Rechtsstellung des Überträgers, in die der übernehmende Rechtsträger aufgrund 
einer Gesamtrechtsnachfolge eintritt, während bei der Einzelrechtsnachfolge steu-
erlich eine Anschaffung fingiert wird und demzufolge keine Übernahme der 
Rechtsstellung des Überträgers erfolgt. Im UmwG dagegen ist die Einzelrechts-
nachfolge überhaupt nicht vorgesehen.  
Da sowohl die Einbringung im Rahmen der Gesamtrechtsnachfolge als auch im 
Rahmen der Einzelrechtsnachfolge jeweils einen eigenständigen Themenkomplex 
bilden, sei auf die Ausführungen in dem Abschnitt 5.4 „Einbringung“ verwiesen. 
Eine tiefergehende Beschäftigung mit der Umwandlungsart der Ausgliederung ist 
an dieser Stelle nicht zielführend, da in der vorliegenden Arbeit nur steuerrechtli-
che Konsequenzen erörtert werden, die in dem Fall nicht gezogen werden können, 
weil die Ausgliederung im Umwandlungssteuerrecht nicht existiert.  
5.3 Formwechsel einer Kapitalgesellschaft in eine Personengesellschaft 
Im Unterschied zu den bisher diskutierten Umwandlungsarten „Verschmel-
zung“ und „Spaltung“ wird bei einem Formwechsel nur die Rechtsform der Gesell-
schaft geändert,457 während das Vermögen des Rechtsträgers nicht beeinflusst 
wird. Formwechselnde Rechtsträger können – neben weiteren Rechtsträgern – 
                                                 
456  Vgl. Madl 2005, S. 16. 
457  Vgl. § 190 Abs. 1 UmwG. 
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sowohl Kapital- als auch Personengesellschaften sein, die beide gleichermaßen 
als Rechtsträger der neuen Rechtsform gewählt werden können.458  
Aus steuerrechtlicher Sicht ist der Formwechsel einer Kapitalgesellschaft in eine 
andere Kapitalgesellschaft, so z. B. von einer GmbH in eine AG, jedoch nicht inte-
ressant459 , weil der Formwechsel keine steuerlichen Folgen auslöst.460  Da kein 
Vermögensübertrag stattfindet, kommt es zu keiner Gewinnrealisierung bei der 
formwechselnden Kapitalgesellschaft. Die bisherigen Buchwerte werden fortge-
führt und ein vor der Umwandlung entstandener Verlustabzug bleibt auch nach 
dem Formwechsel erhalten. Deshalb soll im nächsten Abschnitt nur der Form-
wechsel einer Kapitalgesellschaft in eine Personengesellschaft auf seine Eignung 
im Sanierungsfall untersucht werden.  
Prinzipiell sind die mit einem Formwechsel verbundenen steuerrechtlichen Gestal-
tungsmöglichkeiten sehr eingeschränkt, da aufgrund des fehlenden Vermögens-
übergangs auch kein Verlustvortrag übergehen kann. Mittlerweile wurde aber 
durch die Einführung des SEStEG die Möglichkeit des steuerlichen Verlustüber-
gangs gleichfalls bei Verschmelzungen und Spaltungen abgeschafft, so dass die-
se beiden Umwandlungsarten bezüglich des Kriteriums des Verlustübertrags kei-
nen Vorteil mehr bieten. Damit liegt der Fokus nun auf der Ausnutzung der beim 
übertragenden/formwechselnden Rechtsträger vorhandenen Verlustvorträge durch 
die Aufdeckung stiller Reserven. 
Wenngleich abzusehen ist, dass sich der Formwechsel aus steuerrechtlicher Sicht 
nur als beschränkt sanierungstauglich erweisen wird, sprechen jedoch andere 
Vergünstigungen für eine Änderung der Rechtsform. Insbesondere der Form-
wechsel einer Kapitalgesellschaft in eine Personengesellschaft bringt insolvenz-
rechtliche Erleichterungen mit sich. Durch den Wechsel entfallen die bei einer be-
schränkt haftenden Gesellschaft vorgeschriebenen und die Gesellschaft unter 
Zeitdruck stellenden Insolvenzantragspflichten461 und somit verbleibt mehr Zeit für 
                                                 
458  Vgl. § 191 Abs. 1 und 2 UmwG. 
459  Vgl. Schwedhelm 2006, Rz. 648. 
460  Vgl. Wolff/Klingberg 2007, Rz. 81. 
461  Vgl. Olbing 2003, Rz. 434 und 444, der auf die Voraussetzung einer natürlichen Person als haftender 
Gesellschafter hinweist, wenn die Insolvenzantragspflicht umgangen werden soll.  
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die Durchführung beabsichtigter Sanierungsmaßnahmen. Auch wenn die insol-
venzrechtlichen Antragspflichten bereits überschritten sind, lohnt sich der Form-
wechsel in eine Personengesellschaft, da infolge der geänderten Rechtsform kei-
ne straftatbestandlichen Merkmale und eventuell ein Strafverfolgungsrisiko zu 
befürchten sind.462 Andererseits ist der Verlust der beschränkten Haftung zu be-
rücksichtigen, der für die Gesellschafter – gerade in einer Krisensituation – mit der 
Gefahr der Inanspruchnahme privaten Vermögens verbunden ist. Das Kriterium 
der persönlichen Haftung kann jedoch vernachlässigt werden, wenn die Gesell-
schafter für die betrieblichen Verbindlichkeiten ohnehin schon mit privatem Ver-
mögen bürgen.  
5.3.1 Rechtsfolgen für die formwechselnde Kapitalgesellschaft 
Obwohl kein Vermögensübergang stattfindet, unterliegen die Einkünfte einer Kapi-
talgesellschaft anderen Besteuerungsgrundsätzen als die einer Personengesell-
schaft. Im Steuerrecht wird deshalb eine fiktive Vermögensübertragung ange-
nommen, weshalb der Formwechsel einer Kapital- in eine Personengesellschaft 
wie eine Verschmelzung behandelt wird.463 Das lässt sich aus § 9 UmwStG ablei-
ten, der die entsprechende Anwendung der §§ 3 bis 8 und 10 UmwStG vorsieht. 
Durch das SEStEG hat sich keine inhaltliche Änderung ergeben, lediglich der vor-
her in einem separaten Vierten Teil behandelte Formwechsel einer Kapital- in eine 
Personengesellschaft wurde gestrichen464 und die Vorschrift wurde stattdessen im 
Zweiten Teil, in § 9 UmwStG, integriert.  
Der einzige Unterschied zur Verschmelzung besteht darin, dass ein Formwechsel 
keine Grunderwerbsteuer auslöst. Lange Zeit wurde von der Finanzverwaltung die 
Auffassung vertreten, dass formwechselnde Umwandlungen von Kapital- in Per-
sonengesellschaften grunderwerbsteuerlich als steuerbare Rechtsträgerwechsel 
aufgrund der Veränderung der Eigentumsform zu behandeln465 und demzufolge 
grunderwerbsteuerpflichtig sind.466 Dem hat der Bundesfinanzhof widersprochen, 
                                                 
462  Vgl. Hölzle 2006, S. 448. 
463  Vgl. Madl 2005, S. 64. 
464  Vgl. § 14 UmwStG a. F. 
465  Als Rechtsgrundlage galt § 1 Abs. 1 Nr. 3 GrEStG. 
466  Vgl. Finanzministerium Baden-Württemberg v. 12.12.1994, DStR 1995, S. 100 sowie Finanzministerium 
Bayern v. 14.07.1995, DB 1995, S. 1685. 
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da an einem Formwechsel nur ein Rechtsträger beteiligt ist und somit weder eine 
Gesamtrechtsnachfolge eines Rechtsträgers in das Vermögen eines anderen 
noch eine Übertragung der einzelnen Vermögensgegenstände vorliegt. In diesem 
Fall ist die zivilrechtliche Kontinuität des Rechtsträgers ausschlaggebend, auch 
wenn steuerrechtlich ein Vermögensübergang fingiert wird.467 Nunmehr wird der 
Formwechsel also ebenso von der Finanzverwaltung als nicht grunderwerbsteuer-
pflichtig angesehen.  
Die Kapitalgesellschaft hat für steuerliche Zwecke auf den Zeitpunkt, in dem der 
Formwechsel wirksam wird, eine Übertragungsbilanz zu erstellen.468 Dabei sind die 
Wirtschaftsgüter einschließlich nicht entgeltlich erworbener und selbst geschaffe-
ner immaterieller Wirtschaftsgüter mit dem gemeinen Wert anzusetzen.469 Auf An-
trag ist jedoch die Buchwert-Fortführung möglich, wenn die Wirtschaftsgüter in das 
Betriebsvermögen der Personengesellschaft übergehen und dort der inländischen 
Besteuerung unterliegen, das deutsche Besteuerungsrecht hinsichtlich des Ge-
winns aus der Veräußerung der Wirtschaftsgüter nicht beschränkt und eine Ge-
genleistung nicht gewährt wird oder in Gesellschaftsrechten besteht.470 Der Buch-
wert-Ansatz ist aber insoweit unvorteilhaft, als dass die bei der formwechselnden 
Kapitalgesellschaft aufgelaufenen Verluste dadurch nicht aufgebraucht werden 
und auch nicht auf die Personengesellschaft übergehen.471 Soweit noch stille Re-
serven in den Wirtschaftsgütern vorhanden sind,472 sollten diese zwingend aufge-
deckt werden, um den bestehenden Verlust bei der Kapitalgesellschaft auszuglei-
chen und nicht ungenutzt verfallen zu lassen. Hierbei sind allerdings die 
Regelungen der Mindestbesteuerung zu berücksichtigen, durch die eine vollum-
fängliche Verlustnutzung ab einem Gesamtbetrag der Einkünfte in Höhe von einer 
Million EUR verhindert wird.473 Sollte der durch den Ansatz des gemeinen Wertes 
realisierte Gewinn größer sein als der bestehende Verlustvortrag, entsteht jedoch 
                                                 
467  Vgl. BFH v. 04.12.1996 – II B 116/96, BStBl II 1997, S. 661. 
468  Vgl. § 9 S. 2 UmwStG. 
469  Vgl. § 9 S. 1 i. V. m. § 3 Abs. 1 S. 1 UmwStG. 
470  Vgl. § 9 S. 1 i. V. m. § 3 Abs. 2 UmwStG. 
471  Vgl. § 9 S. 1 i. V. m. § 4 Abs. 2 S. 2 UmwStG. 
472  Vgl. Bormann 2004, S. 78. 
473  Vgl. § 10d Abs. 2 EStG sowie Lemaitre/Schönherr 2007, S. 176. 
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in Höhe der Differenz ein Übertragungsgewinn, der sowohl körperschaftsteuer- als 
auch gewerbesteuerpflichtig ist.  
Der Ansatz eines beliebigen Zwischenwertes – in dem Fall in Höhe des Buchwer-
tes zuzüglich des Verlustvortrags – ist nach Einführung des SEStEG nicht mehr 
möglich. Dieses früher existierende Wahlrecht zum Ansatz eines Buch-, Zwischen- 
oder Teilwertes474 hat jedoch nur theoretisch gegolten. In der Praxis wurde durch 
das Maßgeblichkeitsprinzip der Wertansatz auf den handelsrechtlich realisierbaren 
Buchwert beschränkt.475 Um dennoch de facto einen Zwischenwert-Ansatz zu er-
reichen, sind zwei Gestaltungsmöglichkeiten denkbar. Die erste Variante ist nur 
anwendbar, wenn an dem Unternehmen Gesellschafter beteiligt sind, die die Vor-
aussetzungen für die Buchwert-Fortführung, die in § 3 Abs. 2 UmwStG enthalten 
sind, nicht erfüllen. In dem Fall kann entweder das gesamte Vermögen der Ge-
sellschaft mit dem gemeinen Wert angesetzt werden oder nur der Teil, der auf die 
nicht nach § 3 Abs. 2 UmwStG begünstigten Gesellschafter entfällt. Die restlichen 
Gesellschafter können für das verbleibende Vermögen den Buchwert-Ansatz wäh-
len, wodurch sich rein rechnerisch ein Zwischenwert ergibt.  
Eine zweite Variante besteht darin, dass die übernehmende Personengesellschaft 
eine Gegenleistung, z. B. eine bare Zuzahlung in Höhe des gewünschten Zwi-
schenwert-Ansatzes gewährt, die explizit keine Gesellschaftsrechte darstellt. So-
mit sind die übertragenen Wirtschaftsgüter in Höhe des Werts der Gegenleistung 
anzusetzen.476 Die Durchführung der zweiten Variante scheitert m. E. jedoch daran, 
dass die übernehmende Personengesellschaft im Zeitpunkt des Formwechsels 
erst entsteht und aufgrund der noch nicht existierenden Übernehmerin von dieser 
keine Gegenleistung angeboten werden kann. Praktikabel wäre dieses Vorgehen 
aber bei der Verschmelzung einer Kapital- auf eine Personengesellschaft.477 
Entsprechend der Verschmelzung einer Kapital- auf eine Personengesellschaft 
kann auch bei einem Formwechsel ein bei der Kapitalgesellschaft vorhandenes 
Körperschaftsteuerguthaben i. S. d. § 37 KStG sowie ein EK 02 gemäß § 38 KStG 
                                                 
474  Vgl. 3 UmwStG a. F. 
475  Vgl. § 17 Abs. 2 S. 2 UmwG. 
476  Vgl. Prinz zu Hohenlohe/Rautenstrauch/Adrian 2006, S. 625. 
477  Insoweit sei auf die Ausführungen in Abschnitt 5.1.2.1 verwiesen. 
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aufgrund des Wechsels der Rechtsform nicht auf die Personengesellschaft über-
gehen. Deshalb kommt es aufgrund des Wegfalls des EK 02 zu einer Körper-
schaftsteuererhöhung, die innerhalb eines Zehnjahreszeitraums in gleichen Jah-
resraten zu entrichten ist. 478  Gleichzeitig wird das bestehende 
Körperschaftsteuerguthaben in zehn gleichen Jahresbeträgen an die überneh-
mende Personengesellschaft als Rechtsnachfolgerin ausgezahlt.479 
5.3.2 Rechtsfolgen für die Personengesellschaft 
Ebenso wie die Kapitalgesellschaft eine Übertragungsbilanz zu erstellen hat, muss 
die Personengesellschaft eine Eröffnungsbilanz aufstellen.480 In dieser sind die in 
der Übertragungsbilanz der Kapitalgesellschaft enthaltenen Werte, also die ge-
meinen Werte, die Zwischen- oder Buchwerte, zu übernehmen.481 Somit tritt die 
Personengesellschaft in die steuerliche Rechtsstellung der übertragenden Körper-
schaft hinsichtlich der Bewertung der übernommenen Wirtschaftsgüter, der Abset-
zung für Abnutzung und der den steuerlichen Gewinn mindernden Rücklagen 
ein.482 Die Übernahme des bisher angewendeten AfA-Verfahrens gilt auch, wenn 
ein über dem Buchwert liegender Wert zum Ansatz kommt.483 
Ebenso wie im Verschmelzungsfall kommt es jedoch zu einem Untergang des 
verbleibenden Verlustvortrags, der verrechenbaren Verluste und der nicht ausge-
glichenen negativen Einkünfte der übertragenden Körperschaft.484 Wie einleitend 
bereits angedeutet, kann ein Untergang des beim übertragenden Rechtsträger 
aufgelaufenen Verlustes nur insoweit verhindert werden, als eine Aufdeckung stil-
ler Reserven vorgenommen wird. Idealerweise gleichen sich der bestehende Ver-
lustvortrag und die aufgedeckten stillen Reserven aus, so dass kein Übertra-
gungsgewinn bei der Kapitalgesellschaft ermittelt wird.485  
                                                 
478  Vgl. § 38 Abs. 4-6 KStG und Ausführungen in Abschnitt 5.1.2.1. 
479  Vgl. § 37 Abs. 5 KStG sowie Abschnitt 5.1.2.1. 
480  Vgl. § 9 S. 2 UmwStG. 
481  Vgl. § 9 S. 1 i. V. m. § 4 Abs. 1 S. 1 UmwStG. 
482  Vgl. § 9 S. 1 i. V. m. § 4 Abs. 2 S. 1 UmwStG. 
483  Vgl. § 9 S. 1 i. V. m. § 4 Abs. 3 UmwStG. 
484  Vgl. § 9 S. 1 i. V. m. § 4 Abs. 2 S. 2 UmwStG. 
485  Vgl. Abschnitt 5.3.1. 
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Die übernehmende Personengesellschaft profitiert im Gegenzug von den größe-
ren Abschreibungsbeträgen, die sich aufgrund der um den Aufstockungsbetrag 
erhöhten Abschreibungsbemessungsgrundlagen ergeben.486 Außerdem kann sich 
ein Übernahmegewinn oder Übernahmeverlust ergeben in Höhe des Unter-
schiedsbetrags zwischen dem Wert, mit dem die übergegangenen Wirtschaftsgü-
ter zu übernehmen sind, und dem Wert der Anteile an der übertragenden Körper-
schaft abzüglich der Kosten für den Vermögensübergang.487 Bei der Ermittlung des 
Übernahmeergebnisses gelten die Anteile der Gesellschafter als mit den Anschaf-
fungskosten in das Betriebsvermögen der übernehmenden Personengesellschaft 
eingelegt.488 Falls die Gesellschafter der Personengesellschaft ihre Beteiligungen 
zu unterschiedlich hohen Kosten angeschafft haben, muss der Übernahmege-
winn/-verlust personen- und anteilsbezogen ermittelt werden.489  
Die Besteuerung des Übernahmegewinns erfolgt in Abhängigkeit von der an der 
Personengesellschaft beteiligten Person. Ist eine natürliche Person Gesellschafte-
rin der Personengesellschaft, dann unterliegt der Übernahmegewinn zu 60 % der 
Einkommensteuer.490 Ist dagegen eine Kapitalgesellschaft Mitunternehmerin der 
Personengesellschaft, bleibt der Gewinn zu 95 % außer Ansatz.491 Lediglich 5 % 
des Übernahmegewinns werden aufgrund des Betriebsausgabenabzugsverbots 
gemäß § 8b Abs. 5 KStG der Besteuerung unterworfen. Ein Übernahmeverlust 
bleibt größtenteils außer Ansatz.492 Auch bisher wurde dieser steuerlich nicht be-
rücksichtigt, allerdings haben sich die Rechtsgrundlagen geändert, auf denen die 
Nichtberücksichtigung des Übernahmeverlustes basiert.493 Bei natürlichen Perso-
nen als Mitunternehmer der Personengesellschaft war er zur Hälfte, höchstens in 
Höhe der hälftigen Bezüge i. S. d. § 7 UmwStG, zu berücksichtigen.494 Gleichzeitig 
erfolgte aber die Besteuerung der offenen Rücklagen als Einnahmen aus Kapital-
                                                 
486  Vgl. Tz. 04.02 UmwStE. 
487  Vgl. § 9 S. 1 i. V. m. § 4 Abs. 4 S. 1 UmwStG. 
488  Vgl. § 9 S. 1 i. V. m. § 5 Abs. 2 und 3 UmwStG. 
489  Vgl. Tz. 04.14 UmwStE. 
490  Vgl. § 9 S. 1 i. V. m. § 4 Abs. 7 S. 2 UmwStG sowie § 3 Nr. 40 S. 1 EStG. 
491  Vgl. § 9 S. 1 i. V. m. § 4 Abs. 7 S. 1 UmwStG sowie § 8b Abs. 1 KStG. 
492  Vgl. § 9 S. 1 i. V. m. § 4 Abs. 6 UmwStG. 
493  Vgl. Abschnitt 5.1.2.2. 
494  Vgl. § 9 S. 1 i. V. m. § 4 Abs. 6 S. 3 UmwStG.  
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vermögen gemäß § 7 UmwStG durch das Halbeinkünfteverfahren. Ein danach 
verbleibender Übernahmeverlust kommt nicht mehr zum Ansatz.  
Ab dem Veranlagungszeitraum 2009 wurde das Halbeinkünfteverfahren jedoch 
durch das Teileinkünfteverfahren ersetzt, wonach anstatt der bisherigen 50 % nun 
60 % der Einkünfte aus Kapitalvermögen i. S. d. § 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG der Be-
steuerung unterliegen495 und demzufolge 60 % des Übernahmeverlustes steuerlich 
abzugsfähig sind. Somit entsteht für den Steuerpflichtigen kein Nachteil zur bishe-
rigen Situation, da sich die Einkünfte aus Kapitalvermögen und die Höhe des 
steuerlich zu berücksichtigenden Übernahmeverlustes ausgleichen. Ist eine Kapi-
talgesellschaft an der Personengesellschaft beteiligt, ist der Übernahmeverlust in 
voller Höhe nicht abziehbar.496 Somit wird die 5 %ige Steuerlast der beteiligten Ka-
pitalgesellschaft, 497  die auf den Einnahmen aus Kapitalvermögen gemäß § 7 
UmwStG lastet, nicht ausgeglichen.498  
Prinzipiell unterliegt das Übernahmeergebnis nicht der Gewerbesteuer.499 Diese 
Regelung würde nur dann nicht zur Anwendung kommen, wenn der Betrieb der 
Personengesellschaft innerhalb von fünf Jahren nach der Umwandlung aufgege-
ben oder veräußert werden würde.500 Durch das Jahressteuergesetz 2008 wurde 
die Besteuerungspflicht des Veräußerungs-/Aufgabegewinns weiter gefasst. Wur-
de bisher nur der Gewinn besteuert, der auf die Wertsteigerung des übergegan-
genen Vermögens entfiel,501 wird nun auch das Betriebsvermögen einbezogen, 
welches bereits vor der Umwandlung in der übernehmenden Personengesellschaft 
enthalten war. Der Formwechsel zeichnet sich gerade dadurch aus, dass zivil-
rechtlich kein Vermögensübertrag, sondern nur die Änderung des Rechtskleides 
stattfindet. Somit existiert die übernehmende Personengesellschaft vor der Um-
wandlung noch nicht und kann folglich auch kein Vermögen enthalten. Steuer-
rechtlich betrachtet gehen allerdings 100 % des Betriebsvermögens der Kapital-
                                                 
495  Vgl. § 3 Nr. 40d EStG. 
496  Vgl. § 9 S. 1 i. V. m. § 4 Abs. 6 S. 1 UmwStG.  
497  Vgl. § 8b Abs. 5 KStG.  
498  Vgl. Lemaitre/Schönherr 2007, S. 176. 
499  Vgl. § 18 Abs. 2 UmwStG. 
500  Vgl. § 18 Abs. 3 S. 1 UmwStG. 
501  Vgl. § 18 Abs. 3 S. 1 UmwStG a. F. 
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gesellschaft über, weshalb unabhängig von einer Aufteilung des Aufgabe-
/Veräußerungsgewinns auf den übertragenden/übernehmenden Rechtsträger im-
mer die volle Besteuerung des Betriebsvermögens der Personengesellschaft ein-
tritt. Insoweit ergeben sich im Falle des Formwechsels keine Veränderungen zur 
steuerrechtlichen Situation vor Einführung des Jahressteuergesetzes 2008: Wird 
die Personengesellschaft innerhalb von fünf Jahren nach der Umwandlung veräu-
ßert oder aufgegeben, unterliegt der gesamte Gewinn der Gewerbesteuer. 
5.3.3 Rechtsfolgen für die Gesellschafter 
Die steuerlichen Folgen für die Anteilseigner der Kapitalgesellschaft, die gleichzei-
tig neue Gesellschafter der übernehmenden Personengesellschaft sind, wurden 
bereits im vorherigen Abschnitt kurz angeschnitten. Zentrale Rechtsnorm hierfür 
ist der § 7 UmwStG. Dieser bestimmt, dass dem Anteilseigner der auf ihn entfal-
lende Teil des in der Steuerbilanz ausgewiesenen Eigenkapitals abzüglich des 
Bestands des steuerlichen Einlagekontos502 als Einnahmen aus Kapitalvermögen 
i. S. d. § 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG zuzurechnen ist. Diese Bezüge unterliegen gemäß 
§ 43 Abs. 1 Nr. 1 EStG der Kapitalertragsteuer,503 welche ab dem 01.01.2009 25 % 
beträgt.504 Im Unterschied zur bisherigen Vorgehensweise handelt es sich dabei 
um eine Abgeltungssteuer, die ebenfalls an der Quelle erhoben und vom Unter-
nehmen an das Finanzamt abgeführt wird, aber prinzipiell nicht auf die Einkom-
mensteuer anrechenbar ist.505Sofern eine natürliche Person an der Kapitalgesell-
schaft beteiligt ist, deren persönlicher Einkommensteuersatz unter 25 % liegt, 
kann jedoch zur Veranlagung optiert werden. In dem Fall wird die einbehaltene 
Kapitalertragsteuer auf die zu zahlende Einkommensteuer angerechnet, die sich 
bei Hinzurechnung der Kapitaleinkünfte zu den Einkünften i. S. d. § 2 EStG er-
gibt.506 Die Kapitaleinkünfte werden allerdings zu 100 % berücksichtigt. Das nun 
geltende Teileinkünfteverfahren hat das bisherige Halbeinkünfteverfahren abgelöst. 
                                                 
502  Vgl. § 27 KStG. 
503  Der Einbehalt der Kapitalertragsteuer ist auch vorzunehmen, wenn eine Kapitalgesellschaft an der über-
tragenden Kapitalgesellschaft beteiligt ist (§ 8 Abs. 1 KStG i. V. m. R 32 Abs. 1 Nr. 1 KStR). 
504  Vgl. § 43a Abs. 1 Nr. 1 EStG. 
505  Vgl. § 32d Abs. 1 EStG. 
506  Vgl. § 32d Abs. 6 EStG.  
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Ist eine Kapitalgesellschaft Anteilseignerin der übertragenden Körperschaft, sind 
die gemäß § 7 UmwStG zugewiesenen Einnahmen aus Kapitalvermögen zu 95 % 
von der Körperschaftsteuer befreit.507  
Durch die Umqualifizierung des einstigen Übernahmegewinns als Dividende nach 
§ 7 UmwStG508 unterliegt dieser Betrag nun der Gewerbesteuerpflicht. Nach wie 
vor bleibt nur der Übernahmegewinn gewerbesteuerfrei, 509  weshalb sich auch 
diesbezüglich ein Nachteil gegenüber der früheren Situation ergibt.  
5.3.4 Zusammenfassender Vergleich zwischen der Alt- und der Neure-
gelung 
Wie bereits erwähnt, gleichen die steuerrechtlichen Folgen des Formwechsels 
einer Kapital- in eine Personengesellschaft denen der Verschmelzung. Trotzdem 
sollen diese unter Einhaltung der bisherigen Systematik an dieser Stelle noch 
einmal dargestellt werden (siehe Tabelle 6). Zudem werden dadurch die Unter-
schiede zu den steuerlichen Vorschriften vor Einführung des SEStEG wiederholt, 
auf die in dem Abschnitt 5.3 nicht explizit und konsequent eingegangen wurde.  
Die Tabelle ist hinsichtlich der Besteuerungsfolgen für die übernehmende Perso-
nengesellschaft nicht mehr ganz aktuell. Die Gesetzeslage hat sich durch das Jah-
ressteuergesetz 2008 wieder verändert. Ab 2009 ist der Übernahmeverlust dem-
nach zu 60 % abziehbar, gleichzeitig müssen aber 60 % der offenen Rücklagen 
als Einnahmen aus Kapitalvermögen besteuert werden, wenn eine natürliche Per-
son an der Personengesellschaft beteiligt ist. Ist eine Kapitalgesellschaft beteiligt, 
bleibt es bei der kompletten Nichtberücksichtigung des Übernahmeverlustes. Bei 
der steuerlichen Behandlung des Übernahmegewinns kommt es zu einer höheren 
Steuerlast, wenn eine natürliche Person Gesellschafterin der Personengesell-
schaft ist. Wurden bisher 50 % des Übernahmegewinns der Besteuerung unter-
worfen, sind es nun aufgrund des Teileinkünfteverfahrens 60 %. Eine beteiligte 
Kapitalgesellschaft braucht weiterhin nur 5 % des Übernahmegewinns zu besteu-
ern.  
                                                 
507  Vgl. § 8b Abs. 1 und 5 KStG. 
508  Vgl. Abschnitt 5.1.2.2. 





Gesetzeslage bis zum 12.12.2006 Gesetzeslage ab dem 13.12.2006 
… den übertragen-
den Rechtsträger 
– theoretisches Wahlrecht beim Ansatz 
der Wirtschaftsgüter: Buchwert, Zwi-
schenwert oder Teilwert 
– praktisch: Buchwert-Ansatz aufgrund 
Maßgeblichkeitsprinzip  
– kein Übertragungsgewinn 
– ausschüttungsabhängige Gutschrift 
des KSt-Guthabens auf die Körper-
schaftsteuerschuld 
– Ansatz der Wirtschaftsgüter mit dem 
gemeinen Wert; auf Antrag: Buchwert- 
oder Zwischenwertansatz möglich 
 
 
– Übertragungsgewinn, wenn Ansatz 
über Buchwert 
– ausschüttungsunabhängige ratierliche 
Auszahlung des KSt-Guthabens 
– Übernahme der Werte aus der Schlussbilanz der übertragenden Gesellschaft … den überneh-
menden Rechts-
träger – kein Übergang des Verlustvortrags 
auf übernehmenden Rechtsträger; 
nur laufender Verlust war bei PersG 
ausgleichsfähig 





– Übernahmegewinn bei: 
• natürlicher Person: 50 % steuer-
pflichtig 
• Körperschaft: 0 % steuerpflichtig 
– kein Übergang des Verlustvortrags 
sowie des laufenden Verlusts auf 
PersG möglich 
 
– Übernahmeverlust weiterhin nicht 
abziehbar, nur andere Aufteilung 
(50 %/60% abziehbar und 50 %/60 % 
Besteuerung als Kapitalertrag, wenn 
natürliche Person beteiligt) 
– Übernahmegewinn bei: 
• natürlicher Person: 50 %/60 % 
steuerpflichtig 
• Körperschaft: 5 % steuerpflichtig 
– Anteile bereits vor Umwandlung Betriebsvermögen der Übernehmerin: Besteue-
rung des anteiligen Übernahmegewinns siehe übernehmender Rechtsträger 
… die Gesell-
schafter 
– Beteiligung im Privatvermögen und    
< 1 %: Besteuerung der offenen 
Rücklagen als Einkünfte aus Kapital-
vermögen 
– Besteuerung der offenen Rücklagen 
als Einkünfte aus Kapitalvermögen 
bei allen Anteilseignern 
Tabelle 6: Zusammenfassung der Rechtsfolgen bei Formwechsel einer Kapi-
talgesellschaft in eine Personengesellschaft 
Im Vergleich zur Verschmelzung einer Kapital- auf eine Personengesellschaft gibt 
es beim Formwechsel nur einen kleinen steuerrechtlichen Unterschied, der noch 
dazu die Verkehrsteuern betrifft. Da bei einem Formwechsel zivilrechtlich kein 
Vermögensübertrag stattfindet, fällt auch keine Grunderwerbsteuer an. Bei einer 
Verschmelzung wäre die Grunderwerbsteuerpflicht wegen der Vermögensübertra-
gung gegeben.  
Neben der Besteuerung des Formwechsels können auch die ertragsteuerlichen 
Folgewirkungen der Umwandlung für die Steuerpflichtigen interessant sein. Durch 
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die Unternehmensteuerreform 2008 510  hat sich die Gesamtsteuerbelastung bei 
Personengesellschaften verringert und ab 2009 ist sie sogar geringfügig niedriger 
als die bei Kapitalgesellschaften.511 Zu bedenken ist außerdem, dass Verluste aus 
einer Mitunternehmerschaft beim Gesellschafter mit Einkünften aus anderen Ein-
kunftsarten ausgleichsfähig bzw. abzugsfähig sind, wohingegen Verluste einer 
Kapitalgesellschaft in der Gesellschaft verbleiben und das zu versteuernde Ein-
kommen des Anteilseigners nicht senken.  
5.4 Einbringung 
Der Begriff der „Einbringung“ ist rein steuerlich besetzt und gesetzlich nicht näher 
definiert. Nach herrschender Meinung ist darunter der Übergang von Betriebsver-
mögen auf ein anderes Unternehmen zu verstehen, wodurch eine Zuordnung des 
zivilrechtlichen und/oder wirtschaftlichen Eigentums bei der aufnehmenden Ge-
sellschaft erfolgt.512 Wie in Abschnitt 5.2.3 ausgeführt, kann eine Einbringung im 
Rahmen einer partiellen Gesamtrechtsnachfolge vorgenommen werden – dann 
entspricht sie der Ausgliederung i. S. d. UmwG513 – oder durch eine Einzelrechts-
nachfolge eintreten, die im UmwG nicht enthalten ist. Im Umwandlungssteuerrecht 
spielt diese Unterscheidung nur dahingehend eine Rolle, dass bei der Gesamt-
rechtsnachfolge ein Eintritt in die Rechtsstellung der übertragenden Kapitalgesell-
schaft erfolgt. Im Falle einer Einzelrechtsnachfolge wird die „Fußstapfentheo-
rie“ nicht angewandt. Der Vorgang wird stattdessen als Anschaffung angesehen, 
was z. B. zur Änderung der angewandten Afa-Methode und zur Verhinderung der 
Besitzzeitzusammenrechnung führt.514  
Prinzipiell ist die Einbringung einer Kapitalgesellschaft in eine andere Kapitalge-
sellschaft (§§ 20 – 23 UmwStG) bzw. in eine Personengesellschaft (§ 24 UmwStG) 
möglich. Die folgenden Ausführungen werden sich deshalb mit den steuerrechtli-
chen Auswirkungen der beiden Optionen beschäftigen. 
                                                 
510  Vgl. Unternehmensteuerreformgesetz 2008 vom 14.08.2007, BGBl I 2007, Nr. 40, S. 1912. 
511  Vgl. Rauenbusch 2008, S. 660. 
512  Vgl. Dötsch et al. 2007, Rz. 3 zu § 20 UmwStG. 
513  Vgl. § 123 Abs. 3 UmwG. 
514  Vgl. Madl 2005, S. 99. 
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5.4.1 Einbringung in eine Kapitalgesellschaft 
Voraussetzung für die Einbringung in eine Kapitalgesellschaft ist, dass ein Betrieb, 
Teilbetrieb oder Mitunternehmeranteil in eine Kapitalgesellschaft oder Genossen-
schaft eingebracht wird. Wichtig ist, dass der Einbringende im Gegenzug neue 
Anteile an der aufnehmenden Gesellschaft erhält.515 Aufgrund der Anteilsgewäh-
rung als Gegenleistung für das eingebrachte Betriebsvermögen handelt es sich 
um einen veräußerungs- bzw. tauschähnlichen Vorgang. 516  Als einbringende 
Rechtsträger kommen u. a. Kapitalgesellschaften in Frage.517 In dem Fall findet die 
Einbringung durch Ausgliederung von Vermögensteilen auf eine bereits bestehen-
de oder neu gegründete Kapitalgesellschaft statt.518 Ein ausgliederbarer Betrieb 
oder Teilbetrieb i. S. d. § 20 UmwStG liegt nur vor, wenn alle wesentlichen Be-
triebsgrundlagen dieses Betriebs/Teilbetriebs in die Kapitalgesellschaft einge-
bracht werden, eine bloße Nutzungsüberlassung ist nicht ausreichend.519  
Der Begriff des Betriebes ist im UmwStG nicht erläutert. Vielmehr greifen die all-
gemeinen Erläuterungen des Ertragsteuerrechts und dessen Kommentierungen. 
Demnach wird jede organisatorische Zusammenfassung personeller, sachlicher 
und anderer Arbeitsmittel zu einer selbständigen Einheit als Betrieb angesehen, 
wenn sie der Erreichung eines arbeits- bzw. produktionstechnischen Zwecks und 
damit der Erzielung von Gewinneinkünften i. S. d. § 2 Abs. 2 Nr. 1 EStG dient.520 
Der Betrieb einer Körperschaft erfüllt diese Begriffsdefinition und gilt demnach als 
Sacheinlagegegenstand, da alle Einkünfte als Einkünfte aus Gewerbebetrieb521 zu 
behandeln sind.  
Die steuerlichen Voraussetzungen für die Anerkennung als eigenständiger Betrieb 
können auch auf den Teilbetrieb übertragen werden. Er soll die wesentlichen 
Merkmale eines Betriebs im steuerlichen Sinne erfüllen und als organisch ge-
schlossener Teil des Gesamtbetriebs für sich allein lebensfähig sein. Eine voll-
                                                 
515  Vgl. § 20 Abs. 1 UmwStG. 
516  Vgl. Tz. 20.01 UmwStE. 
517  Vgl. Tz. 20.05 UmwStE i. V. m. § 1 Abs. 1 Nr. 1 KStG. 
518  Vgl. Tz. 20.02, Buchstabe a), cc) UmwStE. 
519  Vgl. Tz. 20.08 UmwStE. 
520  Vgl. Dötsch et al. 2007, Rz. 22 zu § 20 UmwStG. 
521  Vgl. § 8 Abs. 2 KStG. 
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ständige Selbständigkeit, z. B. aufgrund einer eigenen Buchführung, ist jedoch 
nicht erforderlich.522 Insoweit gelten die im Ertragsteuerrecht enthaltenen Definitio-
nen eines Betriebs/Teilbetriebs auch für umwandlungssteuerrechtliche Sachver-
halte, wie eben Einbringungen oder Spaltungen.  
Bei einem Mitunternehmeranteil, der gemäß § 20 Abs. 1 UmwStG auch Sachein-
lagegegenstand bei einer Einbringung sein kann, liegt eine Beteiligung an einer 
Mitunternehmerschaft vor. In den meisten Fällen wird es sich dabei um eine ge-
werbliche Mitunternehmerschaft an einer Personengesellschaft handeln.523 Auch 
der Begriff der „Mitunternehmerschaft“ basiert auf keiner gesetzlichen Definition, 
sondern wird durch die Rechtsprechung eingegrenzt. So hat der BFH festgelegt, 
dass als Mitunternehmer gilt, wer Mitunternehmerinitiative entfalten kann und Mit-
unternehmerrisiko trägt. Die beiden Merkmale dürfen jedoch unterschiedlich aus-
geprägt sein.524 Mitunternehmer können all diejenigen Personen sein, die aufgrund 
eines Gesellschaftsvertrags mit dem Unternehmen verbunden sind und die eben 
genannten Merkmale erfüllen. Somit kann neben einer natürlichen Person und 
einer Personengesellschaft auch eine Kapitalgesellschaft Mitunternehmer sein 
und ihren Anteil an einer Personengesellschaft als Sacheinlage in eine andere 
Gesellschaft einbringen. Vor dem thematischen Hintergrund der Arbeit macht die-
ses Vorgehen jedoch keinen Sinn. Gerät ein Unternehmen in eine Krise, liegt das 
an Problemen, die das eigene Unternehmen betreffen und nicht an dem Unter-
nehmen, an dem die Kapitalgesellschaft als Mitunternehmerin beteiligt ist. Sollte 
der Fall eintreten, dass das beteiligte Unternehmen Verluste erwirtschaftet und die 
Beteiligung daraufhin an Wert verliert, kann sie verkauft oder auf den Teilwert ab-
geschrieben werden. Eine Ausgliederung auf eine separate Gesellschaft kommt 
zumindest als steuerliche Gestaltungsmöglichkeit in Sanierungsfällen nicht in Be-
tracht, da die Krise nicht durch die Mitunternehmerschaft verursacht wird.525  
                                                 
522  Vgl. Dehmer 1996, Tz. 64 zu § 20 UmwStG. 
523  Vgl. § 15 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 S. 1 EStG. 
524  Vgl. H 15.8 Abs. 1 „Allgemeines“ EStR. 
525  Eine Ausgliederung wäre allenfalls dann in Erwägung zu ziehen, wenn das Unternehmen, an dem die 
Kapitalgesellschaft beteiligt ist, Gewinne erwirtschaftet und diese Ertragsquelle nicht in eine mögliche In-
solvenzmasse des eigenen krisenbehafteten Unternehmens hineingezogen werden soll. Hier sollte jedoch 
geprüft werden, ob dieses Vorgehen insolvenzrechtlich zulässig ist.  
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Wie bereits erwähnt, wird bei einer Einbringung vorausgesetzt, dass die Gegen-
leistung für den eingebrachten Betrieb oder Teilbetrieb in neuen Anteilen an der 
Kapitalgesellschaft besteht.526 Die Anteile müssen aufgrund einer Gründung oder 
Kapitalerhöhung geschaffen werden. Für die Anwendung des § 20 UmwStG ist es 
unbeachtlich, wenn die Gegenleistung nicht nur in neuen Anteilen sondern zusätz-
lich z. B. in Bargeld oder Gesellschafterdarlehen besteht.527 Werden jedoch keine 
neuen Anteile ausgegeben, wie beispielsweise bei der Gewährung von eigenen 
Anteilen, die sich schon im Betriebsvermögen der übernehmenden Kapitalgesell-
schaft befinden, kommen die Rechtsfolgen des § 20 UmwStG, die im nächsten 
Abschnitt näher erläutert werden, nicht zum Tragen. 
5.4.1.1 Rechtsfolgen für den übernehmenden Rechtsträger 
Nachdem im vorhergehenden Abschnitt eine allgemeine Definition des Begriffs 
„Einbringung“ vorgenommen und deren Voraussetzungen erläutert wurden, sollen 
in den folgenden Abschnitten die steuerlichen Rechtsfolgen für die Beteiligten dar-
gestellt werden. Dabei wird entgegen der bisherigen Systematik mit den Rechts-
folgen für die übernehmende Kapitalgesellschaft begonnen, da diese über den 
Wertansatz des eingebrachten Vermögens entscheidet, welcher Grundlage für die 
Behandlung beim einbringenden Unternehmen ist.  
Prinzipiell ist das eingebrachte Betriebsvermögen bei der übernehmenden Gesell-
schaft mit dem gemeinen Wert anzusetzen. Wie bei anderen Umwandlungsarten 
besteht auch hier die Möglichkeit, das übernommene Vermögen auf Antrag mit 
dem Buchwert oder einem Zwischenwert zu bilanzieren.528 Voraussetzung dafür ist, 
dass das Vermögen später bei der übernehmenden Körperschaft der Besteuerung 
unterliegt und das deutsche Besteuerungsrecht bei einer Veräußerung des einge-
brachten Betriebsvermögens nicht ausgeschlossen oder beschränkt wird.529 Diese 
Kriterien müssen auch bei Verschmelzungen, Spaltungen und Formwechseln er-
füllt sein. Zusätzlich dürfen bei der Einbringung in eine Kapitalgesellschaft die 
Passivposten des eingebrachten Vermögens die Aktivposten nicht übersteigen, 
                                                 
526  Vgl. § 20 Abs. 1 UmwStG. 
527  Vgl. Madl 2005, S. 101. 
528  Vgl. § 20 Abs. 2 S. 1 UmwStG. 
529  Vgl. § 20 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 und 3 UmwStG. 
135 
 
wobei das Eigenkapital nicht zu berücksichtigen ist.530 Sollten neben den Gesell-
schaftsanteilen noch andere Wirtschaftsgüter – wie das bereits angesprochene 
Bargeld oder Gesellschafterdarlehen – als Gegenleistung an die einbringende Ka-
pitalgesellschaft gewährt worden sein, müssen diese in die Bewertung des einge-
brachten Betriebsvermögens ebenfalls einbezogen werden. Übersteigt der gemei-
ne Wert der anderen Wirtschaftsgüter den Buchwert des eingebrachten 
Vermögens, muss bei der übernehmenden Gesellschaft mindestens der gemeine 
Wert der anderen Wirtschaftsgüter für das eingebrachte Betriebsvermögen ange-
setzt werden.531  
Die Ausübung des Bewertungswahlrechts obliegt der übernehmenden Gesell-
schaft, wobei die Auswirkungen sowohl den Einbringenden532 als auch den Über-
nehmer betreffen. Bei der übernehmenden Kapitalgesellschaft werden dadurch die 
Grundlagen für die Gewinnermittlung bestimmt. Außerdem wird damit entschieden, 
ob die Bewertungswahlrechte und die Abschreibungsmethoden der einbringenden 
Gesellschaft fortgeführt werden können und die Besitzzeiten der Alt-Gesellschaft 
angerechnet werden können.533  
Um den aufgelaufenen Verlustvortrag der einbringenden Gesellschaft nutzen zu 
können und gleichzeitig die Abschreibungsbemessungsgrundlage bei der über-
nehmenden Gesellschaft zu erhöhen, ist ein Zwischenwertansatz bzw. der Ansatz 
des gemeinen Wertes ratsam. In dem Fall wird der Wert der Wirtschaftsgüter um 
die anteiligen stillen Reserven (bei Zwischenwert-Ansatz) bzw. um alle stillen Re-
serven (bei Ansatz des gemeinen Wertes) aufgestockt. Prinzipiell tritt die Über-
nehmerin in die steuerliche Rechtsstellung des Einbringenden ein.534 Bei Ansatz 
des gemeinen Wertes muss die Einbringung hierfür aber durch Umwandlung nach 
dem UmwG im Rahmen der Gesamtrechtsnachfolge erfolgen. 535  Die Abschrei-
bungsbemessungsgrundlage lässt sich anhand der Anschaffungs- und Herstel-
                                                 
530  Vgl. § 20 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 UmwStG.  
531  Vgl. § 20 Abs. 2 S. 4 UmwStG. 
532  Vgl. Abschnitt 5.4.1.2. 
533  Vgl. § 23 Abs. 1, 3 und 4 UmwStG. 
534  Vgl. § 23 Abs. 3 S. 1 i. V. m. § 12 Abs. 3 Halbsatz 1 UmwStG. 
535  Vgl. § 23 Abs. 4 Halbsatz 2 und Abs. 3 UmwStG i. V. m. § 12 Abs. 3 Halbsatz 1 UmwStG.  
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lungskosten des Einbringenden zuzüglich des Aufstockungsbetrages ermitteln.536 
Eine Anrechnung von Besitzzeiten wird aber nur beim Ansatz des Zwischenwertes 
vorgenommen.537  
Setzt die übernehmende Kapitalgesellschaft das übergegangene Betriebsvermö-
gen dagegen mit dem Buchwert an, bleibt der Verlustvortrag bei der einbringen-
den Gesellschaft erhalten. Die übernehmende Kapitalgesellschaft muss die bishe-
rigen Buchwerte fortführen und kann nicht von der Erhöhung der Abschreibungs-
bemessungsgrundlage profitieren. Sie tritt vollständig in die steuerliche Rechtsstel-
lung des Einbringenden ein.538  
Dieser Wertansatz wäre sinnvoll, wenn ein gewinnerzielendes Unternehmen einen 
Betrieb, Teilbetrieb oder Mitunternehmeranteil in ein Krisenunternehmen einbrin-
gen würde. Die übernehmende Kapitalgesellschaft könnte von dem zugeführten 
Betriebsvermögen wirtschaftlich profitieren und die einbringende Kapitalgesell-
schaft kann den aufgelaufenen Verlustvortrag zur Neutralisation von Gewinnen 
nutzen, die in der Altgesellschaft erzielt werden. Allerdings müssen die Verlustab-
zugsbeschränkungen des § 8c KStG berücksichtigt werden. Vor Einführung des 
neuen § 8c KStG musste darauf geachtet werden, dass die übernehmende Ge-
sellschaft den Geschäftsbetrieb nicht mit überwiegend neuem Betriebsvermögen 
fortgesetzt hat. War das der Fall, ging der Verlustvortrag – in dem Fall der der ü-
bernehmenden Gesellschaft – unter. Nunmehr kommt es auf die Höhe des über-
gehenden Betriebsvermögens nicht mehr an, lediglich der Wechsel der Anteilseig-
ner ist für den Fortbestand des Verlustvortrags entscheidend. Werden mehr als 
25 % des gezeichneten Kapitals oder der Stimmrechte an neue Anteilseigner ü-
bertragen, können die bis dahin nicht ausgeglichenen oder abgezogenen negati-
ven Einkünfte entsprechend der Quote des Gesellschafterwechsels nicht mehr 
abgezogen werden. Werden mehr als 50 % des gezeichneten Kapitals übertragen, 
geht der Verlustvortrag vollständig unter.539 Dabei gilt auch eine Kapitalerhöhung 
als Übertragung des gezeichneten Kapitals, soweit sie zu einer Veränderung der 
                                                 
536  Vgl. § 23 Abs. 4 Halbsatz 2 i. V. m. Abs. 3 UmwStG. 
537  Vgl. § 23 Abs. 1 i. V. m. § 4 Abs. 2 S. 3 UmwStG. 
538  Vgl. § 23 Abs. 1 UmwStG. 
539  Vgl. § 8c S. 1 und 2 KStG. 
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Beteiligungsquoten führt. 540  Demzufolge kann die Einbringung eines Betriebes, 
Teilbetriebes oder Mitunternehmeranteils in eine verlusterzielende Kapitalgesell-
schaft unter die Restriktionen des § 8c KStG fallen und aufgrund eines schädli-
chen Anteilseignerwechsels der Untergang des Verlustvortrags bei der überneh-
menden Gesellschaft eintreten.541  
Außerdem sind die Beschränkungen des § 20 Abs. 2 UmwStG zu beachten. Ins-
besondere die Voraussetzung, dass bei der Buchwert-Fortführung die Passivpos-
ten des eingebrachten Betriebsvermögens – ausgenommen das Eigenkapital – die 
Aktivposten nicht übersteigen dürfen,542 könnte bei einem verlustverursachenden 
einbringenden Unternehmen problematisch werden. Bei Sacheinlagen mit negati-
vem Kapital müssen die stillen Reserven zwingend aufgedeckt werden. Demnach 
kann eine Einbringung zu Buchwerten nur erfolgen, wenn das Eigenkapital der 
einbringenden Kapitalgesellschaft noch nicht durch Verluste aufgebraucht und als 
„Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag“ auf der Aktivseite ausgewiesen ist. 
Des Weiteren ist auf die Thematik der sogenannten „einbringungsgeborenen An-
teile“ hinzuweisen. Durch die Abschaffung der einbringungsgeborenen Anteile 
i. S. d. § 21 UmwStG a. F.543 kommt es bei Anteilsveräußerungen nicht nur zur Be-
steuerung des Einbringungsgewinns auf Seiten der einbringenden Gesellschaft, 
sondern auch zu Auswirkungen bei der Einkommensermittlung der übernehmen-
den Gesellschaft. Sollte der Einbringende die als Gegenleistung für das einge-
brachte Betriebsvermögen erhaltenen Anteile innerhalb eines Zeitraums von sie-
ben Jahren nach der Einbringung veräußern, ist der Einbringungsgewinn bei der 
einbringenden Gesellschaft rückwirkend im Einbringungsjahr zu versteuern. Vor-
aussetzung hierfür ist, dass die Sacheinlage zu Buch- oder Zwischenwerten er-
folgte.544 Die übernehmende Kapitalgesellschaft kann in Folge dessen auf Antrag 
eine nachträgliche Aufstockung des übernommenen Betriebsvermögens in Höhe 
des versteuerten Einbringungsgewinns rückwirkend zum Zeitpunkt der Anteilsver-
                                                 
540  Vgl. § 8c Abs. 1 S. 4 KStG sowie Rengers 2007, Rz. 949. 
541  Zu der Ausnahme bezüglich der Sanierungsklausel vgl. die Ausführungen in Abschnitt 5.1.1.1. 
542  Vgl. § 20 Abs. 2 S. 2 Nr. 2 UmwStG. 
543  Vgl. SEStEG vom 07.12.2006, BGBl I 2006, Nr. 57, S. 2782. 
544  Vgl. § 22 Abs. 1 S. 1 UmwStG. 
138 
 
äußerung vornehmen.545 Der sich aus der Wertaufstockung ergebende bilanzielle 
Ertrag gehört jedoch nicht zum steuerpflichtigen Gewinn bei der Übernehmerin.546 
Bislang wurden die aus der Veräußerung einbringungsgeborener Anteile erzielten 
Gewinne erst im Zeitpunkt der Veräußerung besteuert.547 Eine Erhöhung der Wert-
ansätze um den Gewinn im Einbringungszeitpunkt auf Seiten der Übernehmerin 
fand nicht statt. Aus Sicht der übernehmenden Kapitalgesellschaft ist die Ände-
rung positiv zu bewerten: aufgrund der aufgestockten Wertansätze vergrößert sich 
die Abschreibungsbemessungsgrundlage bei den abnutzbaren Wirtschaftsgütern. 
Zusätzlich zu dem Einbringungsgewinn bei der einbringenden Kapitalgesellschaft 
kann eventuell ein Einbringungsfolgegewinn bei der übernehmenden Kapitalge-
sellschaft entstehen. Dieser wird im Zeitpunkt der Übertragung durch eine Vereini-
gung von Forderungen und Verbindlichkeiten ausgelöst. Der Gewinn darf in eine 
Rücklage eingestellt werden, die in den auf die Einbringung folgenden drei Wirt-
schaftsjahren zu mindestens je einem Drittel gewinnerhöhend aufzulösen ist.548 
Hierbei handelt es sich jedoch um keine Besonderheit, die nur bei Einbringungen 
zu berücksichtigen ist. Ein Einbringungsfolgegewinn kann sich auch bei anderen 
Umwandlungsarten ergeben, weshalb er bei diesen ebenfalls erwähnt werden 
müsste.  
5.4.1.2 Rechtsfolgen für die einbringende Gesellschaft 
Anders als bei den bisher vorgestellten Umwandlungsarten findet sich in den 
§§ 20 – 23 UmwStG keine Vorschrift, die das Erstellen einer Schlussbilanz vor-
schreibt. Das liegt darin begründet, dass die Alt-Gesellschaft weiterhin besteht. 
Für die einbringende Kapitalgesellschaft gilt der Wert, mit dem die übernehmende 
Kapitalgesellschaft das eingebrachte Betriebsvermögen ansetzt, als Veräuße-
rungspreis und gleichzeitig als Anschaffungskosten der neuen Gesellschaftsantei-
le. Werden neben den Anteilen zusätzliche Wirtschaftsgüter als Gegenleistung 
                                                 
545  Vgl. § 23 Abs. 2 UmwStG. 
546  Vgl. § 23 Abs. 2 S. 1 letzter Halbsatz UmwStG. 
547  Vgl. § 21 Abs. 1 UmwStG a. F. 
548  Vgl. § 23 Abs. 6 i. V. m. § 6 Abs. 1 und 3 UmwStG.  
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genehmigt, führt dies nicht zu einem Gewinn, sondern zu einer Kürzung der An-
schaffungskosten um den gemeinen Wert der erhaltenen Wirtschaftsgüter.549  
Setzt die Übernehmerin das eingebrachte Betriebsvermögen mit einem Zwi-
schenwert oder dem gemeinen Wert an, so gilt dieser Wert als Veräußerungspreis 
für den Einbringenden und es entsteht ein Einbringungsgewinn in Höhe der Diffe-
renz zwischen dem Zwischenwert/gemeinem Wert und dem Buchwert der Sach-
einlage abzüglich der Einbringungskosten.550 Dieser Einbringungsgewinn unterliegt 
wie laufender Gewinn der Körperschaftsteuer.551 Da es sich bei dem Einbringen-
den jedoch um eine Kapitalgesellschaft handelt, wird der Einbringungsgewinn in-
soweit zu 95 % steuerfrei gestellt, als dieser auf die Realisierung stiller Reserven 
von Anteilen an Körperschaften, Personenvereinigungen oder Vermögensmassen 
entfällt, deren Leistungen zu Einnahmen i. S. d. § 20 Abs. 1 Nr. 1, 2, 9 und 10 
Buchstabe a EStG gehören.552 Die Einbringung als Übertragung von Wirtschafts-
gütern gegen Erhalt von Anteilen an der Übernehmerin stellt ein tauschähnliches 
Geschäft und damit eine Veräußerung dar, die bei der Einbringung von Anteilen 
an Kapitalgesellschaften ebenfalls unter die Steuerbefreiungsvorschrift des § 8b 
Abs. 2 KStG fällt.553 In Zusammenhang mit § 8b Abs. 3 KStG werden lediglich 5 % 
des auf Anteile an Kapitalgesellschaften bezogenen Einbringungsgewinns als 
nichtabziehbare Betriebsausgaben besteuert. Die 95 %ige Steuerfreiheit gilt auch 
bei Einlage eines Mitunternehmeranteils.554  
Sollten die Anteile zum Zwischenwert erworben worden sein, sind diese „sperr-
fristbehaftet“ i. .S. d. § 22 Abs. 1 UmwStG, d. h. bei einer Anteilsveräußerung in-
nerhalb von sieben Jahren ist der Gewinn aus der Einbringung rückwirkend im 
Einbringungsjahr zu versteuern.555 Dabei muss der Veräußerungsgewinn zerlegt 
werden in einen Veräußerungsgewinn i. S. d. § 16 EStG (Einbringungsgewinn I),556 
der sich auf den Zeitpunkt der Einbringung bezieht, und einen Veräußerungsge-
                                                 
549  Vgl. § 20 Abs. 3 S. 3 UmwStG.  
550  Vgl. Dötsch et al. 2007, Rz. 249 zu § 20 UmwStG. 
551  Vgl. Dehmer 1996, Rz. 411 zu § 20 UmwStG.  
552  Vgl. § 8b Abs. 2 und 3 KStG. 
553  Vgl. Tz. 20.01 UmwStE. 
554  Vgl. § 8b Abs. 6 S. 1 KStG.  
555  Vgl. Abschnitt 5.4.1.1. 
556  Vgl. § 22 Abs. 1 UmwStG. 
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winn im Rahmen der Veräußerung von Anteilen, die zu Einnahmen i. S. d. § 20 
Abs. 1 Nr. 1 EStG geführt haben, der die nach der Einbringung entstandenen stil-
len Reserven besteuert.557  
Der dadurch entstandene Einbringungsgewinn I ermittelt sich als Differenz zwi-
schen dem gemeinen Wert des eingebrachten Vermögens im Einbringungszeit-
punkt und dem Wert, mit dem die Übernehmerin das Vermögen angesetzt hat. 
Dieser Betrag wird noch um die Kosten der Vermögensübertragung gekürzt und 
um jeweils ein Siebtel für jedes seit dem Einbringungszeitpunkt abgelaufene Zeit-
jahr vermindert.558 Der so ermittelte Gewinn unterliegt als laufender Gewinn voll 
der Körperschaftsteuer.559 Soweit jedoch Anteile an Kapitalgesellschaften in der 
Sacheinlage enthalten waren, gilt auch hier die 95 %ige Steuerbefreiung.560 Han-
delt es sich noch um einbringungsgeborene Anteile alten Rechts,561 ist die Steuer-
freiheit jedoch ausgeschlossen.562  
Aufgrund der Versteuerung des Einbringungsgewinns I erhöhen sich die Anschaf-
fungskosten der erhaltenen Anteile nachträglich um den Betrag des Einbringungs-
gewinns.563 Die Festlegung der nachträglichen Anschaffungskosten ist zwingende 
Voraussetzung für die korrekte Ermittlung des Gewinns aus der Anteilsveräuße-
rung. Würden die Anschaffungskosten nicht um den Einbringungsgewinn erhöht, 
käme es zu einer Doppelbesteuerung der stillen Reserven, die dann rückwirkend 
im Einbringungsgewinn und bei der tatsächlichen Veräußerung im Veräußerungs-
gewinn enthalten wären. So beeinflussen nur die seit dem Einbringungsstichtag 
erfolgten Veränderungen der stillen Reserven die Höhe des Veräußerungspreises 
und damit des Gewinns aus der Veräußerung von Anteilen an Kapitalgesellschaf-
ten. Werden die als Gegenleistung für eine Einbringung unter dem gemeinen Wert 
erhaltenen Anteile innerhalb der siebenjährigen Sperrfrist veräußert, ist dieser Ver-
                                                 
557  Vgl. § 8b Abs. 2 i. V. m. Abs. 3 KStG. 
558  Vgl. § 22 Abs. 1 S. 3 UmwStG. 
559  Vgl. Dötsch et al. 2007, Rz. 59 zu § 22 UmwStG.  
560  Vgl. § 8b Abs. 2 und 3 KStG. 
561  Vgl. § 21 Abs. 1 S. 1 UmwStG a. F. 
562  Vgl. § 8b Abs. 4 S. 1 Nr. 1 KStG a. F. sowie Benz/Rosenberg 2006, S. 61. 
563  Vgl. § 22 Abs. 1 S. 4 UmwStG.  
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äußerungsgewinn, der auf die seit der Einbringung entstandenen stillen Reserven 
entfällt, zu 95 % steuerbefreit.564  
Wie bei den aus einer Betriebseinbringung erhaltenen Anteilen565 wird auch beim 
Anteilstausch bzw. bei im Rahmen einer Sacheinlage unter dem gemeinen Wert 
eingebrachten Anteile auf Ebene des Einbringenden eine nachträgliche Besteue-
rung ausgelöst. Im Gegensatz zu der Regelung des § 22 Abs. 1 UmwStG (Ein-
bringungsgewinn I), in der auf das Verhalten des Einbringenden abgestellt wird, 
führt in dem Fall die Anteilsveräußerung durch die Übernehmerin innerhalb der 
Sieben-Jahres-Frist zu einem nachträglichen Veräußerungsgewinn (Einbrin-
gungsgewinn II).566 Der Einbringungsgewinn II fällt jedoch nur bei Personen an, die 
nicht nach § 8b Abs. 2 KStG begünstigt sind.567 Da in dem hier betrachteten Fall 
eine Einbringung von Unternehmensteilen einer Kapitalgesellschaft in eine andere 
Kapitalgesellschaft vorliegt und demzufolge eine nach § 8b Abs. 2 KStG begüns-
tigte Person die Einbringung vornimmt, kommt § 22 Abs. 2 UmwStG nicht zur An-
wendung. 
Beantragt die übernehmende Kapitalgesellschaft die Buchwert-Fortführung,568 ent-
stehen für die erhaltenen Anteile nur Anschaffungskosten in Höhe des Buchwert-
ansatzes bei der einbringenden Gesellschaft.569 Aufgrund der zum Buchwert er-
worbenen Anteile ist wiederum die Sperrfrist des § 22 Abs. 1 UmwStG zu 
beachten. Wie bei einer Einbringung zu Zwischenwerten kommt es bei einer Ver-
äußerung der Anteile innerhalb der 7-Jahres-Frist zu einem rückwirkenden Ein-
bringungsgewinn I. Dieser ist – wie oben angeführt – voll steuerpflichtig mit Aus-
nahme des Gewinns, der sich auf eingebrachte Anteile an Kapitalgesellschaften 
bezieht. In dem Fall tritt eine 95 %ige Steuerbefreiung an. Außerdem erfolgt die 
Besteuerung des Gewinns aus der Veräußerung von Anteilen an Kapitalgesell-
schaften, welcher nach dem Stichtag der Einbringung entstanden ist, wie im vor-
hergehenden Absatz zum Zwischenwertansatz dargestellt.  
                                                 
564  Vgl. § 8b Abs. 2 und 3 KStG. 
565  Vgl. § 22 Abs. 1 UmwStG. 
566  Vgl. § 22 Abs. 2 S. 1 UmwStG. 
567 S. vorherige Fußnote. 
568  Vgl. § 20 Abs. 2 S. 2 UmwStG. 
569  Vgl. § 20 Abs. 3 S. 1 UmwStG. 
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Werden die bei Sacheinlage unter dem gemeinen Wert erworbenen Anteile inner-
halb des 7-Jahres-Zeitraums veräußert, kommt es im Vergleich zur bisherigen 
Regelung der einbringungsgeborenen Anteile zu einer geringeren Steuerbelastung, 
wenn sich der Anteilswert nach der Einbringung erhöht und die Anteile an eine 
Kapitalgesellschaft veräußert werden. Das liegt darin begründet, dass bisher die in 
den einbringungsgeborenen Anteilen enthaltenen und seit dem Einbringungstag 
gestiegenen stillen Reserven erst im Veräußerungszeitpunkt realisiert wurden und 
dann voll steuerpflichtig waren. Nunmehr umfasst der voll steuerpflichtige Einbrin-
gungsgewinn I nur die bis zum Einbringungszeitpunkt angefallenen stillen Reser-
ven. Die nach dem Einbringungsstichtag angefallenen stillen Reserven sind im 
Veräußerungsgewinn enthalten, der bei Anteilsveräußerung zu 95 % von der Kör-
perschaftsteuer befreit ist. Im umgekehrten Fall, also der Wertminderung der An-
teile nach der Einbringung, kommt es demzufolge zu einer höheren Steuerbelas-
tung.570 
Um eine rückwirkende Besteuerung des Einbringungsgewinns bei Anteilsveräuße-
rungen zu vermeiden, sollten die Anteile erst nach der schädlichen 7-Jahres-Frist 
verkauft werden. Die Kapitalgesellschaft könnte somit auf die gesamten schon vor 
der Einbringung aufgelaufenen stillen Reserven die 95 %ige Steuerbefreiung an-
wenden. 
5.4.1.3 Zusammenfassender Vergleich zwischen der Alt- und der Neuregelung 
Wie in den vorhergehenden Abschnitten sollen auch für den Fall der Einbringung 
in eine Kapitalgesellschaft die bisherigen steuerrechtlichen Vorschriften und die 
Änderungen durch das SEStEG miteinander verglichen werden (siehe Tabelle 7).  
Durch das Inkrafttreten des SEStEG haben sich auch bei Einbringung einer Kapi-
talgesellschaft in eine andere Kapitalgesellschaft wichtige Änderungen ergeben. 
Wie bei anderen Umwandlungsarten wurde der aufgrund des Maßgeblichkeits-
prinzips bestehende Zwang zum Buchwert-Ansatz aufgehoben. Nunmehr wird die 
übernehmende Gesellschaft das eingebrachte Betriebsvermögen prinzipiell mit  
 
                                                 









– theoretisches Wahlrecht beim Ansatz 
der Wirtschaftsgüter: Buchwert, Zwi-
schenwert oder Teilwert 
– praktisch: Buchwert-Ansatz aufgrund 
Maßgeblichkeitsprinzip  
– bei Veräußerung einbringungsgebo-
rener Anteile: keine steuerrechtlichen 
Folgen für Übernehmerin 
 
 
– Untergang des Verlustvortrags der 
Übernehmerin, wenn Anteilseigner-
wechsel > 50 % und überwiegend 
neues Betriebsvermögen zugeführt 
wird 
– Ansatz der Wirtschaftsgüter mit dem 
gemeinen Wert; auf Antrag: Buch-
wert- oder Zwischenwertansatz mög-
lich 
 
– bei Buchwert-Einlage und Anteilsver-
äußerung der Einbringenden inner-
halb von 7 Jahren: rückwirkende 
Aufstockung der Werte der Wirt-
schaftsgüter auf Antrag möglich 
– Untergang des Verlustvortrags der 
Übernehmerin, wenn Anteilseigner-
wechsel > 50 % bzw. quotaler Ver-
lustuntergang bei Anteilseignerwech-
sel 25 % - 50 % 
… den einbringen-
den Rechtsträger 
– Wertansatz bei Übernehmerin gilt als 
Veräußerungspreis und als Anschaf-
fungskosten der Anteile 
– Einbringungsgewinn bei Ansatz Zwi-
schenwert/gemeiner Wert 
– bei schädlicher Veräußerung einbrin-
gungsgeborener Anteile: voll steuer-
pflichtiger Veräußerungsgewinn im 
Veräußerungszeitpunkt 
– Wertansatz bei Übernehmerin gilt als 
Veräußerungspreis und als Anschaf-
fungskosten der Anteile 
– Einbringungsgewinn bei Ansatz Zwi-
schenwert/gemeiner Wert 
– bei Buchwert-Einlage und Anteilsver-
äußerung innerhalb von 7 Jahren: 
Zerlegung des Gewinns in einen 
rückwirkenden voll steuerpflichtigen 
Einbringungsgewinn und einen zu 
95 % steuerfreien Veräußerungsge-
winn 
Tabelle 7: Zusammenfassung der Rechtsfolgen bei Einbringung in eine Kapi-
talgesellschaft 
dem gemeinen Wert bewerten. Auf Antrag kann jedoch der Buchwert oder ein 
Zwischenwert angesetzt werden. Insofern verfügt die übernehmende Gesellschaft 
über mehr Gestaltungsspielraum durch die Neuregelung.  
Des Weiteren sind die Verschärfungen der Mantelkauf-Regelung zu beachten, die 
sich in dem neuen § 8c KStG wiederfinden. Wird Betriebsvermögen in eine Ver-
lust-Kapitalgesellschaft eingebracht, ist der bestehende Verlustvortrag gefährdet, 
wenn auf Seiten der übernehmenden Gesellschaft mehr als 25 % der Anteile den 
Besitzer wechseln. In dem Fall geht der Verlust entsprechend der Höhe des An-
teilseignerwechsels unter. Bisher kam es erst ab einem Anteilseignerwechsel von 
50 % zu einem Verlustuntergang, wobei der Verlust hier vollständig wegfiel bzw. 
auch nach neuem Recht wegfällt. Positiv ist anzumerken, dass die Zuführung ü-
berwiegend neuen Betriebsvermögens nun kein für die weitere Verlustnutzung 
schädliches Kriterium mehr ist.  
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Sollte die einbringende Gesellschaft die als Gegenleistung für die zu Buch-/Zwi-
schenwerten getätigte Sacheinlage erhaltenen Anteile innerhalb von sieben Jah-
ren veräußern, kann die Übernehmerin die bisher angesetzten Werte um den 
rückwirkenden Einbringungsgewinn erhöhen. Dies war bisher nicht möglich, wes-
halb die Übernehmerin nicht von den gestiegenen Abschreibungsbemessungs-
grundlagen profitieren konnte. Auf Seiten der einbringenden Gesellschaft ergab 
sich durch die Veräußerung einbringungsgeborener Anteile ein Veräußerungsge-
winn im Zeitpunkt der Veräußerung, der bei dem Einbringenden voll steuerpflichtig 
war. Durch das SEStEG wurden die „einbringungsgeborenen Anteile“ abgeschafft. 
Nun fallen bei Veräußerung von Anteilen, die im Rahmen einer Sacheinlage unter 
dem gemeinen Wert gewährt und die innerhalb von sieben Jahren veräußert wer-
den, ein auf den Einbringungsstichtag rückwirkender voll steuerpflichtiger Einbrin-
gungsgewinn und ein zu 95 % steuerfreier Veräußerungsgewinn an. Im Gegen-
satz zur alten Regelung ergibt sich jetzt eine geringere Gesamtsteuerbelastung, 
wenn die stillen Reserven seit der Einbringung gestiegen sind. Insoweit ist die 
Neu-Regelung als vorteilhaft anzusehen. Falls die in den Anteilen enthaltenen stil-
len Reserven jedoch gesunken sind, kommt es zu einer höheren Steuerbelastung 
und damit zu einem Nachteil. 
5.4.2 Einbringung in eine Personengesellschaft 
Eine umwandlungsrechtliche Ausgliederung aus einer Kapitalgesellschaft im 
Rahmen der Gesamtrechtsnachfolge kann – neben der eben betrachteten Ein-
bringung in eine Kapitalgesellschaft – auch in eine Personengesellschaft erfol-
gen.571 Gegenstand der Einbringung ist hier ebenso ein Betrieb, Teilbetrieb oder 
ein Mitunternehmeranteil. 572  Im Gegenzug wird die einbringende Kapitalgesell-
schaft Mitunternehmerin der Personengesellschaft. 573  Von der Anwendung des 
§ 24 UmwStG ausgeschlossen ist die Einbringung von Einzelwirtschaftsgütern. 
Dies betrifft sowohl die Übertragung von einzelnen Wirtschaftsgütern als auch die 
Übertragung des gesamten Vermögens im Rahmen der Einzelrechtsnachfolge. In 
den Fällen der Einzelrechtsnachfolge käme § 6 Abs. 5 EStG zur Anwendung, wo-
                                                 
571  Vgl. Tz. 24.01 Buchstabe f UmwStE. 
572  Zu den Definitionen der Begriffe vgl. Abschnitt 5.4.1. 
573  Vgl. § 24 Abs. 1 UmwStG. 
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nach zwingend der Buchwert anzusetzen ist, wenn die Übertragung zwischen 
denselben Steuerpflichtigen erfolgt.  
Die Identität der bereits bestehenden Personengesellschaft wird durch den Eintritt 
eines weiteren Gesellschafters nicht berührt, lediglich die Anteile am Ge-
samthandsvermögen verschieben sich. Im Vergleich zur Einbringung in eine Kapi-
talgesellschaft bleibt der Einbringende aufgrund der steuerlichen Transparenz von 
Personengesellschaften Steuersubjekt für die laufenden Erträge der übernehmen-
den Personengesellschaft.  
Nicht unter die Anwendung des § 24 UmwStG fallen der Austritt eines Gesell-
schafters und der Wechsel von Gesellschaftern.574 Weil sich der Bestand der Per-
sonengesellschaft nicht ändert, führt ein reiner Gesellschafterwechsel nicht zu ei-
ner Einbringung der Alt-Gesellschafter in eine neue aufnehmende Personen-
gesellschaft. In dem Fall muss bei unentgeltlicher Übertragung der Gewinn des 
bisherigen Gesellschafters anhand der Buchwerte ermittelt werden.575 Bei entgeltli-
cher Übertragung müssen zwingend die stillen Reserven aufgedeckt und versteu-
ert werden.576  
Die Einbringung wird im Rahmen eines Tauschs realisiert, wobei neben dem ein-
gebrachten Betriebsvermögen auch Bargeld eingelegt werden kann. Die Zuzah-
lung kann sowohl ins Betriebs- als auch ins Privatvermögen geleistet werden. Die-
se Unterscheidung ist in Bezug auf die Anwendung des § 24 UmwStG relevant, je 
nachdem ob eine Einbringung oder eine Veräußerung vorliegt,577 weshalb dieser 
Frage im nächsten Abschnitt ausführlich nachgegangen werden soll.  
5.4.2.1 Rechtsfolgen für den übernehmenden Rechtsträger 
Ebenso wie bei einer Einbringung in eine Kapitalgesellschaft hat die übernehmen-
de Personengesellschaft das eingebrachte Betriebsvermögen in ihrer Bilanz 
grundsätzlich mit dem gemeinen Wert auszuweisen.578 Auf Antrag kann jedoch 
                                                 
574  Vgl. Tz. 24.01 Buchstabe c UmwStE. 
575  Vgl. § 6 Abs. 3 EStG. 
576  Vgl. § 16 Abs. 1 S.1 Nr. 2 und Abs. 3 S. 1 EStG. 
577  Vgl. Dehmer 1996, Tz. 236 zu § 24 UmwStG. 
578  Vgl. § 24 Abs. 2 S. 1 UmwStG.  
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auch hier der Buchwert oder ein beliebiger Zwischenwert angesetzt werden, wenn 
das deutsche Besteuerungsrecht nicht beschränkt wird.579  
In dem Fall, dass neben der Einbringung von Betriebsvermögen (z. B. in Form 
eines Teilbetriebs der A-GmbH) noch Bargeld ins Betriebsvermögen eingelegt 
wird (z. B. in Form einer Geldzahlung von B, der mit der A-GmbH zusammen eine 
OHG gründen möchte), liegt zweifelsohne ein Anwendungsfall des § 24 UmwStG 
vor. Die A-GmbH bringt gemäß § 24 Abs. 1 UmwStG einen Teilbetrieb in die neu 
gegründete OHG gegen die Gewährung einer Mitunternehmerstellung ein. Dass B 
seine Gesellschaftsrechte durch Bareinlage erwirbt, ist für den Wertansatz des 
eingebrachten Betriebsvermögens irrelevant. Da ein Fall des § 24 Abs. 1 UmwStG 
vorliegt, kann die aufnehmende Personengesellschaft auf Antrag die Buchwerte 
des Teilbetriebs übernehmen. In der Praxis wird sich der Wert der Bareinlage des 
Gesellschafters B jedoch an den gemeinen Werten der Wirtschaftsgüter orientie-
ren. Um die Kapitalkonten der Gesellschafter im richtigen Verhältnis zueinander 
auszuweisen, müssen die Buchwerte der eingebrachten Wirtschaftsgüter auf die 
Höhe der gemeinen Werte aufgestockt werden. Der sich daraus ergebende Ver-
äußerungsgewinn auf Seiten der A-GmbH kann vermieden werden, indem für die 
A-GmbH eine negative Ergänzungsbilanz erstellt und somit wieder auf die Buch-
werte abgestockt wird.580 Letztendlich gelten die Wirtschaftsgüter durch die Regu-
lierung in der Ergänzungsbilanz als zum Buchwert eingebracht und die in der A-
GmbH angefallenen stillen Reserven müssen erst bei Veräußerung durch die 
OHG besteuert werden.  
Für den Fall, dass B die Bareinlage ins Privatvermögen des A – und nicht wie 
oben beschrieben ins Betriebsvermögen – tätigt, muss unterschieden werden, ob 
die einbringende A-GmbH die Sacheinlage in Form des Teilbetriebs für eigene 
oder für fremde Rechnung leistet. Soweit die A-GmbH als Gegenleistung für die 
Einbringung des Teilbetriebs eine Mitunternehmer-Beteiligung erhält, erfolgt die 
Einlage auf eigene Rechnung und damit kann das Wahlrecht zur Buchwert-
Fortführung581 angewendet werden. Angenommen, der gemeine Wert des einge-
                                                 
579  Vgl. § 24 Abs. 2 S. 2 UmwStG. 
580  Vgl. Tz. 24.13 – 24.14 UmwStE. 
581  Vgl. § 24 Abs. 2 S. 1 UmwStG. 
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brachten Teilbetriebs der A-GmbH beträgt 600.000 EUR (Buchwert 200.000 EUR) 
und B zahlt an A 300.000 EUR, um zu 50 % an der neu gegründeten OHG betei-
ligt zu sein. In Höhe des hälftigen Buchwerts (100.000 EUR) liegt eine Einbringung 
auf eigene Rechnung vor, weshalb die Buchwerte der Wirtschaftsgüter auf Antrag 
bei der OHG weitergeführt werden dürfen. Soweit B jedoch eine Zahlung in das 
Privatvermögen von A vornimmt und daraufhin als Mitunternehmer an der OHG 
beteiligt wird, leistet die A-GmbH die Sacheinlage für fremde Rechnung des hinzu-
tretenden Gesellschafters B. Insofern liegt kein Fall des § 24 UmwStG, sondern 
vielmehr ein Veräußerungsvorgang vor. Der anteilige Veräußerungspreis des Teil-
betriebs in Höhe von 200.000 EUR (Veräußerungspreis 300.000 EUR – 
½ Buchwert 100.000 EUR), der auf die von der A-GmbH auf fremde Rechnung 
eingebrachten Wirtschaftsgüter entfällt, gilt als Anschaffungskosten für die OHG. 
Insoweit sind die gemeinen Werte der Wirtschaftsgüter anzusetzen. Bei einer Ein-
bringung mit Zuzahlung ins Privatvermögen können die Wirtschaftsgüter bei der 
aufnehmenden Personengesellschaft teilweise also mit den Buchwerten angesetzt 
werden (Einbringung auf eigene Rechnung), während der verbleibende Anteil mit 
dem gemeinen Wert ausgewiesen werden muss (Einbringung auf fremde Rech-
nung). 
Sollte ein nachträglicher Einbringungsgewinn auf Seiten der einbringenden Ge-
sellschaft entstehen, weil innerhalb der 7-Jahres-Frist eine Veräußerung von unter 
dem gemeinen Wert eingebrachten Anteilen durch die Personengesellschaft er-
folgte,582 hat das für die übernehmende Personengesellschaft keine Auswirkungen. 
Während bei der Einbringung in eine Kapitalgesellschaft ein versteuerter Einbrin-
gungsgewinn zu nachträglichen Anschaffungskosten der eingebrachten Beteili-
gung bei der übernehmenden Kapitalgesellschaft führte,583 ist diese Folgewirkung 
bei der Einbringung in eine Personengesellschaft nicht vorgesehen. Um die Dop-
pelbesteuerung der in der Beteiligung enthaltenen stillen Reserven zu vermeiden, 
sollte eine Anpassung der Vorschrift im Sinne einer Aufstockungsmöglichkeit des 
                                                 
582  Vgl. § 24 Abs. 5 UmwStG. 
583  Vgl. § 22 Abs. 2 S. 4 UmwStG. 
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Wertansatzes bei der übernehmenden Personengesellschaft in Höhe des versteu-
erten Einbringungsgewinns vorgenommen werden.584  
5.4.2.2 Rechtsfolgen für die einbringende Gesellschaft 
Bei der einbringenden Kapitalgesellschaft gelten die Werte, mit denen die über-
nehmende Personengesellschaft das eingebrachte Vermögen in der Bilanz ein-
schließlich der Ergänzungsbilanzen ansetzt, als Veräußerungspreis.585 Solange die 
übernehmende Personengesellschaft die Buchwerte fortführt, entsprechen sich 
die Wertansätze in den Bilanzen der einbringenden und aufnehmenden Gesell-
schaft und es entsteht kein Einbringungsgewinn. Nur wenn die Personengesell-
schaft das eingebrachte Betriebsvermögen mit einem Zwischenwert oder dem 
gemeinen Wert bewertet, ergibt sich ein Einbringungsgewinn in Höhe des Veräu-
ßerungspreises abzüglich der Einbringungskosten und der Buchwerte der einge-
brachten Wirtschaftsgüter.586 Der Einbringungsgewinn ist im körperschaftsteuerli-
chen Einkommen enthalten und demzufolge voll steuerpflichtig. Eine 
Steuerbefreiung kommt nur in Betracht, wenn sich unter den eingebrachten Wirt-
schaftsgütern Anteile an Kapitalgesellschaften befinden. Wie bei einer Einbringung 
in eine Kapitalgesellschaft ist der darauf entfallende Einbringungsgewinn zu 95 % 
steuerfrei.587 Dagegen können der Freibetrag gemäß § 16 Abs. 4 EStG sowie die 
Tarifermäßigung gemäß § 34 Abs. 1 und 3 EStG nicht in Anspruch genommen 
werden.588 Diese Vergünstigungen knüpfen entweder an persönliche Vorausset-
zungen wie Lebensalter oder dauernde Berufsunfähigkeit oder an außerordentli-
che Einkünfte bzw. eine unbeschränkte Einkommensteuerpflicht an, die nur bei 
natürlichen Personen vorliegen können.  
Für den oben dargestellten Sachverhalt der Neugründung einer OHG ergeben 
sich unterschiedliche steuerrechtliche Folgen für die das Betriebsvermögen ein-
bringende GmbH, je nachdem, ob der neu hinzutretende Gesellschafter B seine 
Bareinlage ins Betriebsvermögen der OHG oder ins Privatvermögen des alleinigen 
                                                 
584  Vgl. Dötsch et al. 2007, Rz. 221 zu § 24 UmwStG. 
585  Vgl. § 24 Abs. 3 S. 1 UmwStG. 
586  Vgl. Dötsch et al. 2007, Rz. 130 zu § 24 UmwStG. 
587  Vgl. § 8b Abs. 2 und 3 KStG. 
588  Vgl. § 24 Abs. 3 S. 2 und 3 UmwStG.  
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Gesellschafters der A-GmbH leistet. Wie bereits beschrieben, liegt bei der Ein-
bringung ins Betriebsvermögen ein Fall des § 24 UmwStG vor. Wenn die OHG 
die Buchwert-Fortführung beantragt,589 die Zahlung des B sich aber an den gemei-
nen Werten des einzubringenden Teilbetriebs orientiert, müssen in der Gesamt-
handsbilanz der OHG die gemeinen Werte ausgewiesen und in einer negativen 
Ergänzungsbilanz der A-GmbH diese wieder abgestockt werden. Dadurch gelten 
die Wirtschaftsgüter als zum Buchwert eingebracht und die A-GmbH hat keinen 
Veräußerungsgewinn zu versteuern.  
Leistet der Gesellschafter B seine Bareinlage jedoch ins Privatvermögen des A, 
fällt nur der Teil des eingebrachten Teilbetriebs unter die Regelung des § 24 
UmwStG – und kann demzufolge zu Buchwerten angesetzt werden –, der auf ei-
gene Rechnung der A-GmbH eingelegt wird.590 Im Beispielfall liegt somit eine Ein-
bringung auf eigene Rechnung in Höhe von 100.000 EUR (1/2 Buchwert Teilbe-
trieb 200.000 EUR) vor. Die A-GmbH hat insoweit auch keinen Einbringungs-
gewinn zu versteuern, da der Veräußerungspreis den Buchwerten der eingebrach-
ten Wirtschaftsgüter entspricht. Anders verhält es sich bei dem Teil, der auf frem-
de Rechnung (für B) von der A-GmbH eingebracht wird. Hier darf § 24 UmwStG 
nicht angewandt werden, weshalb bei der neu gegründeten OHG zwingend die 
gemeinen Werte als Anschaffungskosten der auf fremde Rechnung eingebrachten 
Wirtschaftsgüter anzusetzen sind. Die A-GmbH erzielt einen Veräußerungsgewinn 
in Höhe von 200.000 EUR (Veräußerungspreis 300.000 EUR - ½ Buchwert 
100.000 EUR). Der Gewinn unterliegt als laufender Gewinn591 der Körperschafts-
teuer und kann nicht – wie bei Einbringung ins Betriebsvermögen – durch eine 
negative Ergänzungsbilanz ausgeglichen werden.592  
Unter der Annahme, dass die einbringende A-GmbH Verluste erwirtschaftet, ist 
anstatt der Buchwert-Fortführung jedoch die Aufdeckung der stillen Reserven 
sinnvoll. Dadurch kann der Verlustvortrag der Kapitalgesellschaft geschmälert 
werden, der ansonsten auf Ebene der Kapitalgesellschaft ungenutzt bleiben würde 
                                                 
589  Vgl. § 24 Abs. 2 UmwStG. 
590  Vgl. Dehmer 1996, Tz. 237 zu § 24 UmwStG. 
591  Vgl. Tz. 24.11. zu § 24 UmwStE. 
592  Vgl. BFH v. 08.12.1994 – IV R 82/92, BStBl II 1995, S. 599. 
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– bis zu dem Zeitpunkt, an dem die Gesellschaft wieder Gewinne erwirtschaftet. 
Der Einbringungsgewinn in Höhe von 400.000 EUR (gemeiner Wert Teilbetrieb A-
GmbH 600.000 EUR - Buchwert 200.000 EUR) würde mit dem bestehenden Ver-
lustvortrag verrechnet werden, so dass ebenfalls keine Steuerlast entsteht. 
Gleichzeitig könnte die aufnehmende Personengesellschaft von den höheren Bi-
lanzansätzen und damit einem größeren Abschreibungsvolumen bei den einge-
brachten Wirtschaftsgütern profitieren.  
Wie bei der Einbringung in eine Kapitalgesellschaft ist auch bei Personengesell-
schaften die 7-Jahres-Frist zu beachten, wonach die Veräußerung von unter dem 
gemeinen Wert eingebrachten Anteilen an Körperschaften, Personenvereinigun-
gen oder Vermögensmassen durch die übernehmende Personengesellschaft in-
nerhalb dieser Frist steuerpflichtig ist.593 Allerdings gilt diese Regelung nur, wenn 
der Einbringende keine nach § 8b Abs. 2 KStG begünstigte Person ist.594 Im vor-
liegenden Fall handelt es sich bei der einbringenden Gesellschaft um eine Kapi-
talgesellschaft und somit um einen nach § 8b Abs. 2 KStG begünstigten Einbrin-
genden, weshalb kein nachträglicher Einbringungsgewinn zu versteuern ist. 
Sollte – bezogen auf den Beispielfall – der Gesellschafter B ebenfalls Betriebs-
vermögen anstatt des Bargeldes in die OHG einbringen, welches aus einer 
100 %igen Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft bestehen könnte, kommt es zu 
einem nachträglichen Einbringungsgewinn der A-GmbH. Die Wertsteigerung der 
Beteiligung und damit der Einbringungsgewinn II wird der A-GmbH erst ab dem 
Zeitpunkt der Einbringung und nur zu 50 % zugerechnet, da sie insoweit an der 
neu gegründeten OHG beteiligt ist.595 Diese Regelung wird in der Literatur kritisch 
gesehen, weil sie überflüssig ist. In der Regel werden die bei der Einbringung der 
Anteile bestehenden stillen Reserven durch die Erstellung negativer Ergänzungs-
bilanzen für die nicht von § 8b Abs. 2 KStG begünstigten Personen – also dem 
Gesellschafter B – ausgeglichen. Dadurch wird sichergestellt, dass die vor Ein-
                                                 
593  Vgl. § 24 Abs. 5 i. V. m. § 22 Abs. 2 UmwStG. 
594  Vgl. § 24 Abs. 5 UmwStG.  
595  Vgl. § 24 Abs. 5 i. V. m. § 22 Abs. 2 UmwStG. 
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bringung entstandenen Wertsteigerungen nur von dem Gesellschafter B besteuert 
werden. Die Vorschrift des § 24 Abs. 5 UmwStG sollte angepasst werden.596  
5.4.2.3 Zusammenfassender Vergleich zwischen der Alt- und der Neuregelung 
In Anlehnung an die vorhergehenden Kapitel sollen die steuerrechtlichen Folgen 
der Einbringung in eine Personengesellschaft in Tabelle 8 zusammenfassend dar-
gestellt und auf Unterschiede eingegangen werden, die durch die Einführung des 
SEStEG eingetreten sind.  
Bei der Einbringung von Vermögen aus einer Kapital- in eine Personengesell-
schaft ergeben sich nur geringfügige Unterschiede zwischen der Alt- und Neure-
gelung. Wie bei allen anderen Umwandlungsarten besteht eine Änderung in der 
prinzipiellen Ansatzpflicht des gemeinen Wertes bei der Übernehmerin – auf An-
trag und bei Vorliegen von gewissen Voraussetzungen kann jedoch der Buchwert 
bzw. ein Zwischenwert angesetzt werden. Das Maßgeblichkeitsprinzip, das bei 
anderen Umwandlungsarten dafür verantwortlich war, dass praktisch nur der 
Buchwert fortgeführt werden durfte, galt bei Anwendungsfällen des § 24 UmwStG 
auch in der Vergangenheit nicht.597  
Das neue Recht ist vor allem dann vorteilhaft, wenn auf Seiten der einbringenden 
Kapitalgesellschaft ein ungenutzter Verlustvortrag existiert, durch den der anfal-
lende Einbringungsgewinn neutralisiert werden würde. Gleichzeitig profitiert die 
aufnehmende Personengesellschaft von den höheren Wertansätzen, da die Ab-
schreibungsbemessungsgrundlage für die eingebrachten Wirtschaftsgüter gestie-
gen ist.  
Erfolgt die Einbringung nicht nur in Form von Betriebsvermögen, sondern legt ein 
weiterer neu hinzutretender Gesellschafter noch Bargeld ein, muss darauf geach-
tet werden, ob die Zuzahlung ins Betriebsvermögen der neu gegründeten Gesell-
schaft oder ins Privatvermögen eines anderen einbringenden Gesellschafters ge-
leistet wird. Diesbezüglich ergeben sich zwar keine Neuerungen durch das  
 
                                                 
596  Vgl. Rödder/Schumacher 2007, S. 376 sowie Dötsch et al. 2007, Rz. 222 zu § 24 UmwStG. 









– Wahlrecht beim Ansatz der Wirt-
schaftsgüter: Buchwert, Zwischen-
wert oder Teilwert (kein Maßgeblich-
keitsprinzip)  
– bei Bareinlage ins Privatvermögen 
des Einbringenden: soweit auf eigene 
Rechnung = Buchwert-Fortführung, 
wenn auf fremde Rechnung = Ansatz 
des gemeinen Wertes, da Veräuße-
rungsvorgang 
– Ansatz der Wirtschaftsgüter mit dem 
gemeinen Wert; auf Antrag: Buch-
wert- oder Zwischenwertansatz mög-
lich 
– bei Bareinlage ins Privatvermögen 
des Einbringenden: soweit auf eige-
ne Rechnung = Buchwert-
Fortführung, wenn auf fremde Rech-
nung = Ansatz des gemeinen Wer-
tes, da Veräußerungsvorgang 
… den einbringen-
den Rechtsträger 
– Wertansatz bei Übernehmerin gilt als 
Veräußerungspreis  
– Einbringungsgewinn bei Ansatz Zwi-
schenwert/gemeiner Wert 
– bei Bareinlage ins Privatvermögen 
des Einbringenden: soweit auf eigene 
Rechnung = kein Einbringungsge-
winn, wenn auf fremde Rechnung = 
Veräußerungsgewinn voll steuer-
pflichtig 
– bei Veräußerung von eingebrachten 
KapG-Anteilen innerhalb von 7 Jah-
ren: keine steuerrechtlichen Folgen 
– Wertansatz bei Übernehmerin gilt als 
Veräußerungspreis 
– Einbringungsgewinn bei Ansatz Zwi-
schenwert/Teilwert 
– bei Bareinlage ins Privatvermögen 
des Einbringenden: soweit auf eige-
ne Rechnung = kein Einbringungs-
gewinn, wenn auf fremde Rechnung 
= Veräußerungsgewinn voll steuer-
pflichtig 
– bei Veräußerung von eingebrachten 
KapG-Anteilen innerhalb von 7 Jah-
ren: anteiliger steuerpflichtiger Ein-
bringungsgewinn II, wenn Einbrin-
gung durch Nicht-KapG erfolgte 
Tabelle 8: Zusammenfassung der Rechtsfolgen bei Einbringung in eine Perso-
nengesellschaft 
SEStEG, aber verschiedene steuerrechtliche Behandlungen. Solange die Barein-
lage ins Betriebsvermögen vorgenommen wird, stehen der übernehmenden Per-
sonengesellschaft alle Wertansatzmöglichkeiten offen, da § 24 UmwStG ange-
wandt werden kann. Wird die Bareinlage jedoch ins Privatvermögen getätigt, darf 
der Buchwert nur insoweit fortgeführt werden, als die Einlage auf eigene Rech-
nung der einbringenden Kapitalgesellschaft erfolgt. Entfällt ein Teil des eingeleg-
ten Betriebsvermögens der Kapitalgesellschaft aber auf die Bareinlage des hinzu-
tretenden Gesellschafters (Einlage auf fremde Rechnung), müssen bei der neuen 
Gesellschaft zwingend die gemeinen Werte ausgewiesen werden, da eine Veräu-
ßerung angenommen wird.  
Auf Seiten der einbringenden Kapitalgesellschaft gilt der Wertansatz bei der über-
nehmenden Personengesellschaft als Veräußerungspreis der eingebrachten Wirt-
schaftsgüter. Folglich hat die Kapitalgesellschaft einen voll steuerpflichtigen Ein-
bringungsgewinn zu versteuern (Ausnahme: Einbringung von Anteilen an Kapi-
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talgesellschaften), wenn die Übernehmerin einen höheren Wert als den Buchwert 
auswählt. Insoweit haben sich keine steuerrechtlichen Änderungen ergeben.  
Neu durch das SEStEG eingefügt wurde jedoch der Absatz 5 im § 24 UmwStG. 
Nunmehr kommt es zu einer nachträglichen Versteuerung eines Einbringungsge-
winns, wenn unter dem gemeinen Wert eingebrachte Anteile an Kapitalgesell-
schaften innerhalb von 7 Jahren nach Einbringung durch die übernehmende Per-
sonengesellschaft veräußert werden. Diese Regelung greift allerdings nur, wenn 
es sich bei dem Einbringenden nicht um eine Kapitalgesellschaft handelt. Somit 
müssten die Anteile von einem anderen Gesellschafter eingelegt werden, z. B. von 
einer natürlichen Person oder einer Personengesellschaft. Die einbringende Kapi-
talgesellschaft muss demnach einen anteiligen Gewinn versteuern, der sich ab 
dem Zeitpunkt der Einbringung anhand der Beteiligungsquote ermittelt.  
Die zusätzliche Steuerpflicht auf den Veräußerungsgewinn ist augenscheinlich 
negativ zu werten. Schlussendlich existierte diese bereits vor Einführung durch 
das SEStEG, sie war nur nicht in einer separaten Norm festgeschrieben. Die Er-
fassung der Wertsteigerungen bei dem Einbringenden bis zum Zeitpunkt der Ein-
bringung wird durch die Erstellung negativer Ergänzungsbilanzen erreicht. Da-
durch wurde auch bisher gewährleistet, dass jeder Mitunternehmer der neuen 
Personengesellschaft nur seinen quotalen Anteil an den stillen Reserven versteu-
ern muss, der tatsächlich auf ihn entfällt. Die Neu-Regelung kann somit als über-
flüssig angesehen werden, definitiv führt sie aber zu keiner Verschlechterung bei 




6 Einfluss steuerlicher Gestaltungsmöglichkeiten auf den Sanie-
rungserfolg 
In dem nun folgenden Kapitel sollen aus den Ergebnissen der vorangegangenen 
Untersuchungen Handlungsempfehlungen abgeleitet werden, die sowohl als Hilfe-
stellung für in der Krise befindliche Unternehmen gedacht sind als auch Ratschlä-
ge zur Verbesserung der steuerlichen Situation für den Gesetzgeber darstellen. In 
diese Auswertung werden die steuerrechtlichen Auswirkungen bei der Sanierung 
unter Beibehaltung der bisherigen Rechtsform – also den hier betrachteten finan-
ziellen Sanierungsmaßnahmen – und bei sanierenden Umwandlungen einbezo-
gen. Zudem sollen weitere Forschungsthemen aufgezeigt werden, die sich mit den 
steuerrechtlichen Effekten von Sanierungsmaßnahmen und Sanierungsumwand-
lungen beschäftigen.  
Die wohl bedeutsamste Neuregelung im Umwandlungssteuerrecht, die durch das 
SEStEG eingeführt wurde, betrifft die Versagung des Verlustübergangs des kri-
senbehafteten Unternehmens auf das aufnehmende Unternehmen. Die Ein-
schränkung der Verlustverrechnung führt zu einer Steuerbenachteiligung im Ver-
gleich zur bisherigen Situation, da die Verluste auf Ebene der übertragenden 
Kapitalgesellschaft systemwidrig unberücksichtigt bleiben.598 Zudem sinkt die Moti-
vation potentieller Kapitalgeber, sich an dem Unternehmen zu beteiligen, weil die 
Möglichkeit der Verrechnung der Verluste mit selbst erwirtschafteten Gewinnen 
wegfällt. Wenn eine Übertragung des Verlustvortrags nicht mehr zulässig ist, muss 
folglich überlegt werden, ob die bestehenden Verlustvorträge nicht doch auf Seiten 
des verlustverursachenden Unternehmens genutzt werden können. Dies ge-
schieht, indem die Verluste mit Gewinnen verrechnet werden, um somit kein oder 
nur ein geringes Einkommen zu erzielen. Die dadurch eingesparte Steuerzahllast 
trägt dazu bei, die angespannte Liquiditätslage nicht weiter zu belasten. Im Nor-
malfall werden in einer Krisensituation aus betriebsgewöhnlichen Aktivitäten keine 
Gewinne erzielt, weshalb ein Gewinn nur aus einem außergewöhnlichen Geschäft 
resultieren kann.  
                                                 
598  Vgl. Maiterth/Müller 2006, S. 1866. 
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6.1 Handlungsempfehlungen für junge technologieorientierte Unternehmen 
bei Beibehaltung der Rechtsform 
Nachfolgend sollen Alternativen aufgezeigt werden, mit denen das Ziel, bestehen-
de Verlustvorträge durch Gewinnrealisationen zu nutzen, erreicht werden kann. 
Gleichzeitig dienen die ausgewählten Sanierungsmaßnahmen dazu, durch die 
verbesserte Eigenkapital-Fremdkapital-Relation eine Überschuldung des Unter-
nehmens zu vermeiden und dem Unternehmen neue Liquidität zuzuführen. 
6.1.1 Maßnahmen der Sicherheitenstellung 
Die im Abschnitt 4.1 “Sanierung durch Sicherheitenstellung“ beschriebene Maß-
nahme der Übernahme einer Bürgschaft für Zwecke der Kreditabsicherung führt 
weder zu einem Ertrag noch zu einer Liquiditätszufuhr, da die Bürgschaft erst im 
Zeitpunkt der Inanspruchnahme bilanztechnisch zu berücksichtigen ist. Allerdings 
bewirkt auch die Inanspruchnahme keine Ergebnis- oder Liquiditätserhöhung, da 
nur eine Umbuchung der Verbindlichkeiten gegenüber Dritten in Verbindlichkeiten 
gegenüber Bürgen vorgenommen wird. Das in Folge der Inanspruchnahme aus-
gezahlte Kapital wird für die Bezahlung der fälligen Verbindlichkeit benötigt, wes-
halb es zu keinem Zufluss bei der notleidenden Gesellschaft kommt. Daraus folgt, 
dass ein bestehender Verlustvortrag mithilfe einer Bürgschaft nicht aufgebraucht 
werden kann. Somit eignet sich eine Bürgschaft weder zur Liquiditätsverbesse-
rung noch zur Vermeidung der Überschuldung und kann aus diesen Gesichts-
punkten nicht als Sanierungsmaßnahme empfohlen werden.  
Anders verhält es sich mit dem Verlustübernahmevertrag aufgrund einer Organ-
schaft bzw. einer Patronatserklärung. Bei ersterem werden die Verluste der Or-
gangesellschaft dem Organträger zugerechnet. Das Ziel der Verrechnung des be-
stehenden Verlustvortrags mit Gewinnen des Organträgers kann dadurch erreicht 
werden, auch wenn der Verlust nicht auf der Ebene der verlustverursachenden 
Organgesellschaft, sondern beim Organträger genutzt wird. Die Abführung laufen-
der und vorvertraglicher Verluste trägt zur Beseitigung bzw. Vermeidung einer Ü-
berschuldungssituation auf Seiten der Organgesellschaft bei und bewirkt gleichzei-
tig die Zuführung neuen Kapitals in Form von Ausgleichszahlungen. Für den Fall, 
dass ein Organschaftsverhältnis vorliegt bzw. geschaffen wird, kann durch die 
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Verlustübernahme ein laufender Verlust ausgeglichen und eine mögliche Über-
schuldung verhindert werden, weswegen dieses Instrument als Sanierungsmaß-
nahme geeignet ist.  
Im Vergleich zur Verlustübernahme im Rahmen eines Organschaftsverhältnisses 
ist die Beseitigung der Überschuldung im Falle der Patronatserklärung aufgrund 
der geringeren Rechtswirkung nicht sicher. Am stärksten ist die Rechtsbindung bei 
Vorliegen einer harten Patronatserklärung, bei der die Muttergesellschaft indirekt 
für die Verbindlichkeiten ihrer Tochtergesellschaft haftet. Je nachdem, wie der 
Vertrag ausgestaltet ist, kommt es durch die Zuführung von Kapital zu einer Ver-
besserung der Liquiditätssituation und der Eigenkapitalquote. Eine Nutzung des 
Verlustvortrages auf Seiten der Tochtergesellschaft wird in der Regel nicht mög-
lich sein, da sich die bloße Zuführung von liquiden Mitteln nicht auf die Ertragslage 
des Unternehmens auswirkt. Insoweit ist diese Sanierungsmaßnahme aus Sicht 
der Kapital- und Liquiditätszufuhr zu begrüßen. Ein bestehender Verlustvortrag 
kann allerdings nicht genutzt werden.  
6.1.2 Maßnahmen der Kapitalzufuhr und Nutzungsüberlassung 
Weitere Sanierungsmaßnahmen, die zur Erfüllung der oben genannten Ziele in 
Frage kommen, sind in dem Abschnitt 4.2 „Sanierung durch Kapitalzufuhr und 
Nutzungsüberlassung“ beschrieben. Die entsprechenden Maßnahmen sollen hier 
noch einmal aufgegriffen und hinsichtlich ihrer Eignung für Sanierungszwecke un-
tersucht werden. 
Durch eine Geld- oder Sacheinlage wird zwar kein Ertrag erzielt, der mit einem 
bestehenden Verlustvortrag verrechnet werden könnte, wohl aber eine Verbesse-
rung der Eigenkapitalausstattung und der Liquiditätslage. Demzufolge kann das 
Einbringen neuen Kapitals zum Zwecke der Vermeidung der Insolvenz sinnvoll 
sein.  
Eine Liquiditätszufuhr kann auch durch die Aufnahme von Fremdkapital erfolgen. 
Da fremde Dritte im Falle einer Unternehmenskrise kaum zu einer Darlehenshin-
gabe bereit sind, werden vielmehr Gesellschafterdarlehen an die Gesellschaft 
gegeben. Obwohl dies ebenso wie bei der Geld- oder Sacheinlage zu einer Liqui-
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ditätssteigerung führt, resultiert daraus keine Erhöhung der Eigenkapitalquote. 
Eine mögliche Überschuldung lässt sich so nicht verhindern. Ein bestehender Ver-
lustvortrag kann ebenfalls nicht genutzt werden, da mit der Aufnahme eines Ge-
sellschafterdarlehens keine Ergebnissteigerung verbunden ist. Der Vorgang führt 
lediglich zu einer Bilanzverlängerung, weshalb die Kapitalzufuhr durch ein Gesell-
schafterdarlehen aus Sicht der Nutzung des aufgelaufenen Verlustvortrags nicht 
empfohlen werden kann.  
Ein außerordentlicher Ertrag könnte z. B. durch den Verkauf von Wirtschaftsgü-
tern entstehen, wenn der Verkaufspreis des Wirtschaftsgutes höher ist als der in 
der Bilanz ausgewiesene Buchwert. Durch die gewinnerzielende Veräußerung 
würde der Verlustvortrag aufgebraucht, die Bilanzrelation verbessert und sogar 
Liquidität zugeführt werden. Junge, technologieorientierte Unternehmen verfügen 
in der Regel über kein hohes Sachanlagevermögen. Stille Reserven sind eher in 
den immateriellen Vermögensgegenständen enthalten, bei denen als erstes über-
prüft werden sollte, ob eine Veräußerung gewinnbringend durchgeführt werden 
kann. Diese Gestaltung ist jedoch nur eingeschränkt zu empfehlen, da es sich bei 
den immateriellen Vermögensgegenständen um erworbene Patente und Lizenzen 
handeln wird, die zum betriebsnotwendigen Vermögen zählen und somit für die 
Aufrechterhaltung des Geschäftsbetriebs unerlässlich sind.  
Um sowohl von dem gewinnbringenden Verkauf der immateriellen Vermögensge-
genstände profitieren zu können als auch auf deren betriebliche Nutzung nicht 
verzichten zu müssen, kann das Sale-and-lease-back-Verfahren angewandt 
werden. Auch hier wirkt sich der beim Verkauf des Wirtschaftsgutes entstandene 
Ertrag liquiditätsverbessernd aus und trägt durch die Aufzehrung des Verlustvor-
trags zu einer Vermeidung einer Überschuldungssituation bei. Allerdings besteht 
die Gefahr, dass durch das anschließende Leasing die aus dem Verkauf resultie-
rende Liquiditäts- und Ergebniserhöhung zunichte gemacht werden. Das hohe 
Ausfallrisiko von krisengefährdeten Unternehmen wird vom Leasinggeber bei der 
Kalkulation der Leasingraten berücksichtigt werden. Im schlimmsten Fall entspre-
chen die über die Vertragslaufzeit gezahlten Leasingraten dem Verkaufspreis des 
Wirtschaftsgutes, so dass nur ein kurzfristiger Liquiditätseffekt im Zeitpunkt des 
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Verkaufs gegeben ist. Langfristig droht aufgrund der hohen Leasingraten eher ei-
ne Liquiditätsbelastung.599  
Im Gegensatz zum Verkauf von Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens wird 
durch den Verkauf von Forderungen kein bestehender Verlustvortrag aufgezehrt. 
Da der Verkauf von Forderungen an den Factor zum Buchwert erfolgt und lediglich 
der kurzfristigen Liquiditätszufuhr dient, wird kein Gewinn realisiert, der mit einem 
bestehenden Verlustvortrag verrechnet werden könnte und dadurch zu einer ver-
besserten Eigenkapital-Fremdkapital-Relation beitragen würde. Neben dem Liqui-
ditätsvorteil führt der Forderungsverkauf im Rahmen eines echten Factorings auch 
zu einem Wegfall des Ausfallrisikos der Forderung, was sich positiv auf die Kre-
ditwürdigkeit des Unternehmens auswirkt. Letztendlich sollte das Factoring dann 
zum Einsatz kommen, wenn kurzfristig Liquidität benötigt wird.  
Die unentgeltliche Nutzungsüberlassung von Wirtschaftsgütern oder das unent-
geltliche Erbringen von Dienstleistungen von Gesellschaftern gegenüber der not-
leidenden Gesellschaft darf nicht bilanziert werden, da kein einlagefähiger Vermö-
gensvorteil gegeben ist. Somit trägt diese Sanierungsmaßnahme weder zur 
Erhöhung der Eigenkapitalquote bei noch zur Verringerung des bestehenden Ver-
lustvortrags. Sie wirkt sich lediglich indirekt auf den Unternehmenserfolg aus, in-
dem die Ertragsfähigkeit des Unternehmens gesteigert wird. Weil auch kein Liqui-
ditätszufluss zu verzeichnen ist, kann die unentgeltliche Nutzungsüberlassung aus 
Sicht der Ziele sanierungsbedürftiger Unternehmen nicht empfohlen werden.  
6.1.3 Maßnahmen der Entschuldung 
Um außerordentliche Erträge zu erzielen, können sowohl stille Reserven im Aktiv-
vermögen realisiert als auch Verbindlichkeiten reduziert werden. Vordergründig 
werden sich dabei die Gesellschafter zu einem Forderungsverzicht bereit erklä-
ren. Dieser kann den Verzicht auf die Rückzahlung eines Darlehens oder den Ver-
zicht auf Pensionsansprüche beinhalten. In dem Fall, dass der Forderungsverzicht 
durch das Gesellschaftsverhältnis veranlasst ist, führt dieser zu einer verdeckten 
Einlage bei der Gesellschaft und damit zu einer Erhöhung der Eigenkapitalposition. 
                                                 
599  Vgl. Lachmann 2006, § 8 Rz. 79. 
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Ist die Forderung nicht mehr voll werthaltig, – wovon bei einem sanierungsbedürf-
tigen Unternehmen auszugehen ist – wird in Höhe des nicht werthaltigen Teils der 
Forderung ein steuerpflichtiger Gewinn realisiert. Demzufolge wird auch bezüglich 
des nicht werthaltigen Teils der Forderung eine Steigerung der Eigenkapital-
Fremdkapital-Relation bewirkt, welche durch die Erhöhung des Jahresergebnisses 
ausgelöst wird. Zudem wird durch die Gewinnerzielung ein bestehender Verlust-
vortrag aufgebracht. Ein danach verbleibender Jahresüberschuss muss der Kör-
perschaft- und Gewerbesteuer unterworfen werden, welche bei Vorliegen der Vor-
aussetzungen des Sanierungserlasses allerdings gestundet und erlassen werden 
kann. Ein Liquiditätszufluss erfolgt beim Forderungsverzicht nur indirekt als Fol-
gewirkung, falls es sich um ein Darlehen handelt, für das dann keine Tilgungs- und 
Zinszahlungen mehr anfallen. Infolgedessen eignet sich diese Sanierungsmaß-
nahme eher zur Vermeidung der Überschuldung und nur im Falle eines Darlehens 
langfristig zur Verbesserung der Liquidität.  
Wird der Forderungsverzicht mit Besserungsvereinbarung geschlossen, lebt 
die Forderung bei Besserung der wirtschaftlichen Situation wieder auf. Bei Eintritt 
des Besserungsfalls wird die Verbindlichkeit in Höhe des nicht werthaltigen Teils 
aufwandswirksam wieder eingebucht. Gleichzeitig muss in Höhe des werthaltigen 
Teils die Einlage zurückgewährt werden, was sich steuerlich aber nicht auswirkt. 
Somit werden im Besserungsfall die Vorteile des Verlustverbrauchs und der Ei-
genkapitalerhöhung zunichte gemacht.  
Im Gegensatz zum Forderungsverzicht führt der Rangrücktritt nicht zur Ausbu-
chung der dem Rangrücktritt zugrunde liegenden Verbindlichkeit. Selbst ein quali-
fizierter Rangrücktritt ist nicht ausreichend, um einen steuerpflichtigen Gewinn zu 
realisieren. Lediglich im Überschuldungsstatus, wenn die handels- oder steuer-
rechtliche Bilanzierung keine Anwendung findet, ist eine mit einem Rangrücktritt 
versehene Verbindlichkeit nicht zu passivieren. Ansonsten bleibt der Fremdkapital-
Charakter der Verbindlichkeit bestehen, weshalb es weder zu einer Auswirkung 
auf die Eigenkapitalhöhe oder den bestehenden Verlustvortrag noch zu einem An-
stieg der liquiden Mittel kommt. Demzufolge ist ein Rangrücktritt nur für Zwecke 
einer verbesserten Kreditwürdigkeit zu empfehlen. 
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6.1.4 Zusammenfassung und Bewertung der Sanierungsmaßnahmen 
Für Vergleichszwecke sollen nachfolgend die in den vorhergehenden Abschnitten 
untersuchten Sanierungsmaßnahmen und deren Beitrag zum Sanierungserfolg 
zusammengefasst werden (siehe Tabelle 9). 
Anhand der Tabelle wird ersichtlich, dass die Maßnahmen der Kapitalzufuhr den definier-
ten Zielen am besten entsprechen. Wie im Begriff „Kapitalzufuhr“ bereits enthalten, wird 






















































































































































































Falle der Geld-oder Sacheinlage und der Veräußerung von Wirtschaftsgütern zu-
dem positiv auf die Eigenkapitalausstattung auswirkt. Können die Wirtschaftsgüter 
zu Preisen verkauft werden, die über den bilanzierten Werten liegen, kann auch 
ein bestehender Verlustvortrag auf Seiten des krisenbehafteten Unternehmens 
genutzt werden. Nur falls dieser zum Ausgleich des Veräußerungsgewinns nicht 
ausreicht, entsteht ein steuerpflichtiger Ertrag, der der Körperschaft- und Gewer-
besteuer zu unterwerfen ist. Die daraus resultierende Steuerzahllast führt zu ei-
nem Liquiditätsabfluss. 
Die Sanierungsmaßnahmen, die die Stellung von Sicherheiten bezwecken, bewir-
ken zwar keine Steuerzahllast aufgrund eines steuerpflichtigen Gewinns bzw. die 
Aufzehrung eines bestehenden Verlustvortrags, eignen sich mit Ausnahme des 
Organschaftsverhältnisses aber auch nicht zur Verbesserung der Eigenkapital-
Fremdkapital-Relation oder der Liquiditätssituation. Wie bei allen Maßnahmen 
müssen hier die Gegebenheiten des Einzelfalls berücksichtigt werden. Wenn die 
Voraussetzungen einer Organschaft nicht erfüllt sind, weil kein geeigneter Organ-
träger gefunden wird oder eine Aufgabe der Eigenständigkeit nicht gewünscht ist, 
steht diese Alternative nicht zur Verfügung. Die verbleibenden Maßnahmen in 
Form einer Bürgschaft oder Patronatserklärung sind in der Regel nicht geeignet, 
einen Sanierungserfolg herbeizuführen.  
Ein sanierungsbedürftiges Unternehmen durch den Wegfall von Verbindlichkeiten 
zu entschulden, wirkt sich positiv auf das Eigenkapital-Fremdkapital-Verhältnis aus 
und trägt damit zur Beseitigung einer Überschuldung bei. Zusätzlich entsteht in 
Höhe des nicht werthaltigen Teils der Verbindlichkeit ein Ertrag, der mit einem 
aufgelaufenen Verlustvortrag verrechnet werden kann. Verbleibt danach weiterhin 
ein Gewinn, kann dieser aufgrund des Sanierungserlasses gestundet und später 
erlassen werden. Steuerzahlungen sind bei der Maßnahme des Forderungsver-
zichts somit nicht zu erwarten. Allerdings fließt dem Unternehmen auch keine Li-
quidität zu, weshalb der Forderungsverzicht nur in den Fällen zu empfehlen ist, in 




6.2 Handlungsempfehlungen für junge technologieorientierte Unternehmen 
bei Änderung der Rechtsform 
Wie bereits mehrfach ausgeführt, wurde das Umwandlungssteuerrecht mit Einfüh-
rung des SEStEG dahingehend geändert, dass ein Übergang des Verlustvortrags 
von der übertragenden auf die aufnehmende Gesellschaft nicht mehr möglich ist. 
Durch diese gravierende Änderung verlieren Umwandlungsarten wie die Ver-
schmelzung oder Spaltung ihren Anreiz für potentielle Fusionspartner, die auf den 
Ausgleich ihrer Gewinne mit den Verlusten der übertragenden Körperschaft spe-
kulieren. Nichtsdestotrotz gibt es weiterhin Möglichkeiten, den bestehenden Ver-
lustvortrag auch bei Umwandlungen nicht untergehen zu lassen. Diese Gestal-
tungsvarianten sollen nachfolgend anhand der in der Arbeit untersuchten 
Umwandlungsarten diskutiert werden.  
6.2.1 Sanierung durch Verschmelzung 
Ebenso, wie im Kapitel 5 dargestellt, wird die Betrachtung der einzelnen Umwand-
lungsarten und deren Einfluss auf den Sanierungserfolg nach dem aufnehmenden 
Rechtsträger unterteilt. Je nachdem, ob es sich dabei um eine Kapital- oder eine 
Personengesellschaft handelt, können daraus unterschiedliche Handlungsempfeh-
lungen resultieren.  
6.2.1.1 Kapitalgesellschaften untereinander 
Bei der Verschmelzung einer verlustbringenden auf eine gewinnerzielende 
Gesellschaft geht der Verlustvortrag der übertragenden Gesellschaft verloren. 
Ziel muss es bei dieser Variante daher sein, den Verlustvortrag noch auf Seiten 
der übertragenden Gesellschaft zu nutzen. Das wird erreicht, indem die Wirt-
schaftsgüter im Rahmen der Verschmelzung mit den gemeinen Werten angesetzt 
werden. In dem Fall ergibt sich ein Übertragungsgewinn, der mit dem bestehen-
den Verlustvortrag verrechnet werden kann. Zusätzlich wird aufgrund der Aufde-
ckung der stillen Reserven ein höheres Abschreibungspotential geschaffen, was 
sich in späteren Jahren gewinnmindernd auswirkt.  
Wie bei allen Sachverhalten müssen jedoch die Gegebenheiten des Einzelfalls 
berücksichtigt werden. Sanierungsbedürftige Unternehmen werden in aller Regel 
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über keine stillen Reserven mehr verfügen, weshalb diese Alternative der Verlust-
nutzung wegfällt. Außerdem ist die Mindestbesteuerung gemäß § 10d Abs. 2 
EStG zu beachten, wonach ein Sockelbetrag von 1 Million EUR in voller Höhe mit 
einem vorhandenen Verlustvortrag verrechnet, ein darüber hinausgehender Ge-
winn aber nur zu 60 % ausgeglichen werden kann. Daraus folgt, dass die Ver-
schmelzung einer verlustbringenden auf eine gewinnerzielende Gesellschaft dann 
sinnvoll ist, wenn das verlustverursachende Unternehmen über ausreichend hohe 
stille Reserven zum Verlustausgleich verfügt und der aus der Aufstockung resultie-
rende Gewinn nicht durch die Einschränkungen der Mindestbesteuerung einer 
teilweisen Besteuerung unterliegt. 
Falls keine ausreichend hohen stillen Reserven beim übertragenden Rechtsträger 
vorhanden sind, sollte über die Änderung der Verschmelzungsrichtung nachge-
dacht werden. Bei der Verschmelzung der Gewinn- auf die Verlustgesellschaft 
fällt der Verlustvortrag der übernehmenden Gesellschaft nicht unter den Anwen-
dungsbereich des § 12 Abs. 3 UmwStG i. V. m. § 4 Abs. 2 S. 2 UmwStG, da die 
Verlustvorträge nicht bewegt werden. Der Verlustvortrag kann somit mit zukünfti-
gen Gewinnen der übertragenden Gesellschaft verrechnet werden. Allerdings nur 
dann, wenn die Mantelkaufregelung i. S. d. § 8c Abs. 1 KStG nicht verletzt wird. 
Demnach ist bei einem Anteilseignerwechsel von mehr als 25 % von einem quota-
len Verlustuntergang und bei einem Anteilseignerwechsel von mehr als 50 % von 
einem vollständigen Verlustuntergang auszugehen. Ausnahmen bestehen nur in 
dem Zeitraum 01.01.2008 bis 31.12.2009, in dem die Sanierungsklausel des § 8c 
Abs. 1a KStG zum Einsatz kommt, die den Übergang des Verlustvortrags trotz 
schädlichen Anteilseignerwechsel vorsieht, wenn die Beteiligung zum Zweck der 
Sanierung des Geschäftsbetriebs erworben wurde. Insofern kann eine Verschmel-
zung der Gewinn- auf die Verlustgesellschaft immer dann empfohlen werden, 
wenn weniger als 25 % der Anteile erworben werden bzw. der Beteiligungserwerb 
zwar mehr als 25 % der Anteile beträgt, aber innerhalb des Zeitraums 2008-2009 
getätigt wird oder die Verschmelzung zwischen verbundenen Unternehmen statt-
findet, die bereits identische Gesellschafterkreise aufweisen.  
164 
 
6.2.1.2 Kapitalgesellschaften auf Personengesellschaft 
Ebenso wie bei Verschmelzungen zwischen Kapitalgesellschaften ist auch bei der 
Verschmelzung einer Kapital- auf eine Personengesellschaft der Übergang des 
steuerlichen Verlustvortrags auf die aufnehmende Personengesellschaft nicht 
möglich. Die Verschmelzung einer verlustverursachenden Kapitalgesellschaft 
auf eine gewinnbringende Personengesellschaft führt daher zum Untergang 
des Verlustvortrags. Um dies zu verhindern, müssten die Wirtschaftsgüter in Höhe 
des Zwischenwertes angesetzt werden, der zum vollständigen Verbrauch des Ver-
lustvortrags führt. Diese Gestaltung ist in den Situationen zu empfehlen, in denen 
das übertragende Unternehmen noch ausreichend hohe stille Reserven vorweisen 
kann und der eventuell erzielte Übertragungsgewinn nicht die Grenzen der Min-
destbesteuerung übersteigt.  
Die Verschmelzung einer gewinnbringenden Kapitalgesellschaft auf eine ver-
lustverursachende Personengesellschaft kann zur Nutzung des Verlustvortrags 
der übernehmenden Personengesellschaft nicht empfohlen werden. Auf Seiten 
der übertragenden Kapitalgesellschaft fällt bei Buchwert-Ansatz der übergehenden 
Wirtschaftsgüter zwar kein Übertragungsgewinn an, u. U. aber ein Übernahmege-
winn bei der übernehmenden Personengesellschaft, wenn der Anteilserwerber 
einer Kapitalgesellschaft die Anteile zu Anschaffungskosten gekauft hat, die über 
dem Wert des gezeichneten Kapitals zuzüglich des steuerlichen Einlagekontos 
liegen. Dieser eventuell entstehende Übernahmegewinn wäre bei natürlichen Per-
sonen als Gesellschafter der Personengesellschaft zu 60 % steuerpflichtig und bei 
Körperschaften als Gesellschafter der Personengesellschaft zu 5 % steuerpflichtig. 
Die gewinnbringende Kapitalgesellschaft kann den auf Seiten der übernehmenden 
Personengesellschaft aufgelaufenen Verlustvortrag allerdings nicht nutzen. Auf-
grund des Transparenzprinzips bei Personengesellschaften wurde der bestehende 
Verlustvortrag bereits den Mitunternehmern zugerechnet, die diesen mit anderen 
positiven Einkünften verrechnen konnten. Zudem fällt diese Gestaltungsvariante 
aus dem hier betrachteten Untersuchungsrahmen heraus, in dem krisenbehaftete 
Kapitalgesellschaften aber keine verlustverursachenden Personengesellschaften 
als Ausgangssachverhalt betrachtet werden.  
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6.2.2 Sanierung durch Spaltung 
Bei der Auf- oder Abspaltung von Kapitalgesellschaften sollen nur die Fälle be-
trachtet werden, in denen eine verlustverursachende Kapitalgesellschaft auf eine 
gewinnbringende Gesellschaft auf- bzw. abgespalten wird. Wie im Abschnitt 
5.2.1.1 bereits begründet, ist die Spaltung einer gewinnbringenden auf eine ver-
lusterzielende Gesellschaft aus betriebswirtschaftlicher und steuerrechtlicher Sicht 
für Sanierungszwecke nicht geeignet. 
6.2.2.1 Kapitalgesellschaften untereinander 
Ebenso wie bei der Umwandlungsart der Verschmelzung findet auch bei Auf- und 
Abspaltungen zwischen Kapitalgesellschaften kein Verlustübergang mehr statt. 
Um den bei der verlustverursachenden Kapitalgesellschaft aufgelaufenen Verlust 
trotzdem nutzen zu können, muss eine Verrechnung mit Erträgen auf Seiten des 
übertragenden Rechtsträgers vorgenommen werden. Das setzt voraus, dass bei 
der übertragenden Kapitalgesellschaft genügend stille Reserven vorhanden sind, 
die bei einer Aufstockung der Buchwerte der Wirtschaftsgüter auf Zwischenwerte 
realisiert und mit dem bestehenden Verlustvortrag verrechnet werden können.  
Im Fall der Abspaltung geht ein Verlustvortrag nur insoweit unter, als Vermögen 
auf die übernehmende Personengesellschaft übergeht. Der anteilige bei der über-
tragenden Kapitalgesellschaft verbleibende Verlustvortrag geht zwar nicht verloren, 
kann aber bei einer anhaltenden Verlustsituation auch nicht aufgebraucht werden. 
Infolgedessen ergibt sich bei der Abspaltung kein Vorteil gegenüber der Aufspal-
tung. Eine Verlustnutzung auf Seiten der übertragenden Kapitalgesellschaft kann 
nur durch die Realisation von stillen Reserven erfolgen.  
6.2.2.2 Kapitalgesellschaften auf Personengesellschaften 
Bei der Auf-/Abspaltung von Kapital- auf Personengesellschaften ergeben sich in 
Bezug auf die Nutzung des bestehenden Verlustvortrags keine Unterschiede zur 
Spaltung von Kapital- auf Kapitalgesellschaften. Ein Übergang des Verlustvortrags 
der krisenbehafteten Kapitalgesellschaft auf die gewinnbringende Personengesell-
schaft ist ausgeschlossen. Demzufolge muss der Verlustvortrag auf Seiten der 
übertragenden Kapitalgesellschaft aufgebraucht werden. Dazu werden die Buch-
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werte der übergehenden Wirtschaftsgüter in der Höhe aufgestockt, in der ein be-
stehender Verlustvortrag übertragen werden soll. Somit entsteht auf Seiten der 
Körperschaft kein Übertragungsgewinn und die übernehmende Personengesell-
schaft kann von den erhöhten Abschreibungsbemessungsgrundlagen profitieren.  
Auch hier gilt bei Abspaltungen die Regelung, dass im Verhältnis der bei der ver-
lustverursachenden Kapitalgesellschaft verbleibenden Wirtschaftsgüter der Ver-
lustvortrag bei der Gesellschaft erhalten bleibt. Solange die Kapitalgesellschaft 
aber weiterhin Verluste erwirtschaftet, kann dieser Verlustvortrag nicht zum Aus-
gleich von Gewinnen genutzt werden. Demzufolge kann eine Auf- oder Abspaltung 
von Kapitalgesellschaften auf Personengesellschaften nur empfohlen werden, 
wenn ausreichend stille Reserven auf Seiten der übertragenden Körperschaft vor-
handen sind, die zum Verbrauch eines aufgelaufenen Verlustvortrags eingesetzt 
werden können.  
6.2.3 Sanierung durch Formwechsel in eine Personengesellschaft 
Im Gegensatz zu den anderen Umwandlungsarten zeichnet sich der Formwechsel 
dadurch aus, dass nur die Rechtsform der Gesellschaft geändert wird, aber kein 
Vermögensübergang erfolgt. Der Formwechsel einer Kapitalgesellschaft in eine 
andere Kapitalgesellschaft, z. B. einer GmbH in eine AG, löst keine steuerrechtli-
chen Folgen aus, weshalb in der Arbeit nur der Formwechsel einer Kapital- in eine 
Personengesellschaft betrachtet wird.  
Die steuerrechtlichen Folgen des Formwechsels einer Kapital- in eine Personen-
gesellschaft gleichen denen der Verschmelzung einer Kapital- auf eine Personen-
gesellschaft. Insofern gilt auch hier, dass ein Übergang des Verlustvortrags auf die 
Personengesellschaft nicht möglich ist. Allerdings galt dieses Verlustübertra-
gungsverbot bereits nach altem Recht. Mit der Einführung des SEStEG wurde die 
Regelung insoweit erweitert, als dass ein laufender Verlust ebenfalls nicht mehr 
übergehen darf. Bis zum 12.12.2006 war dieser bei der Personengesellschaft 
ausgleichsfähig.  
Um den bei der Kapitalgesellschaft aufgelaufenen Verlustvortrag nicht verfallen zu 
lassen, muss eine Aufdeckung der stillen Reserven vorgenommen werden. Soweit 
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ausreichend hohe stille Reserven in den Wirtschaftsgütern enthalten sind, kann 
ein bestehender Verlustvortrag durch die Aufstockung der Buchwerte aufge-
braucht werden. Unter der Voraussetzung, dass die Grenzen der Mindestbesteue-
rung einer Verlustnutzung nicht entgegenstehen, ist im Fall des Formwechsels 
einer Kapital- in eine Personengesellschaft der Ansatz von Zwischenwerten zu 
empfehlen, der zum Ausgleich des bestehenden Verlustvortrags ohne Erzielung 
eines Übertragungsgewinns führt.  
6.2.4 Sanierung durch Einbringung 
Als Einbringung wird der Übergang des Betriebsvermögens auf ein anderes Un-
ternehmen definiert, welcher im Fall der partiellen Gesamtrechtsnachfolge der 
Ausgliederung i. S. d. UmwG entspricht. Je nachdem, ob die Einbringung in eine 
andere Kapitalgesellschaft oder eine Personengesellschaft erfolgt, sind unter-
schiedliche steuerliche Folgen zu beurteilen, weshalb beide Fälle untersucht wer-
den.  
6.2.4.1 Einbringung in eine Kapitalgesellschaft 
Bei der Einbringung einer Kapitalgesellschaft in eine andere Kapitalgesellschaft 
werden die einzubringenden Wirtschaftsgüter grundsätzlich mit dem gemeinen 
Wert bei der übernehmenden Gesellschaft angesetzt. Auf Antrag ist jedoch der 
Ansatz zu Buch- oder Zwischenwerten möglich. Ein über dem Buchwert liegender 
Ansatz ist dann zu empfehlen, wenn die Einbringung von Vermögen aus einer 
Verlustgesellschaft in eine gewinnerzielende Gesellschaft erfolgt. Wie bereits 
mehrfach beschrieben, kann ein auf Seiten der einbringenden Kapitalgesellschaft 
vorhandener Verlustvortrag nur in der Weise genutzt werden, dass aufgrund der 
Aufstockung der Buchwerte ein Einbringungsgewinn anfällt, der mit dem Verlust-
vortrag verrechnet werden kann. Der Ansatz des gemeinen Wertes bzw. der Zwi-
schenwertansatz muss allerdings auf Seiten der übernehmenden Kapitalgesell-
schaft erfolgen. Für die einbringende Kapitalgesellschaft gilt dieser Wert als 
Veräußerungspreis, weshalb ein Einbringungsgewinn erzielt wird.  
Für den Fall, dass Vermögen einer gewinnbringenden Kapitalgesellschaft in 
eine Verlustgesellschaft eingebracht wird, sollte die Einbringung zu Buchwerten 
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erfolgen, da somit ein Einbringungsgewinn auf Seiten der Gewinngesellschaft 
vermieden wird. Außerdem sollten weniger als 25 % der Anteile an der Überneh-
merin erworben werden, damit der Verlustvortrag der übernehmenden Gesell-
schaft nicht verloren geht. Ausnahmen gelten nur für die bis zum 31.12.2009 und 
zum Zwecke der Sanierung des Geschäftsbetriebs erfolgten Anteilserwerbe. Um 
den Verlustuntergang zu verhindern, war auch bei der Eigenkapitalfinanzierung 
von jungen technologieorientierten Unternehmen eine Ausnahme für einen schäd-
lichen Beteiligungserwerb durch Wagniskapitalbeteiligungsgesellschaften geplant. 
Am 30.09.2009 hat die EU-Kommission allerdings entschieden, dass § 8c Abs. 2 
KStG i. d. F. des MoRaKG eine mit dem Gemeinschaftsrecht unvereinbare Beihilfe 
darstellt und somit nicht in Kraft tritt.600 In Aussicht auf die Einführung der Vergüns-
tigungsvorschrift des § 8c Abs. 2 KStG bereits getätigte Erwerbe genießen keinen 
Vertrauensschutz. Aufgrund der nur bis zum 31.12.2009 geltenden Befristung der 
allgemeinen Sanierungsklausel gemäß § 8c Abs. 1a KStG und der Nichteinfüh-
rung der Sanierungserleichterung bei Anteilserwerben durch Wagniskapitalbeteili-
gungsgesellschaften kann eine Einbringung in eine Verlustgesellschaft nur dann 
empfohlen werden, wenn es bei einem Anteilseignerwechsel von unter 25 % bleibt.  
Unabhängig von der Richtung der Einbringung sollte darauf geachtet werden, 
dass eine Veräußerung der erhaltenen Anteile durch die übernehmende Kapital-
gesellschaft erst nach einer Sperrfrist von 7 Jahren stattfindet. Sonst würde der 
dabei entstehende Gewinn in einen rückwirkenden voll steuerpflichtigen Einbrin-
gungsgewinn und einen zu 95 % steuerfreien Veräußerungsgewinn zerlegt wer-
den. Besonders hoch wäre der steuerpflichtige Einbringungsgewinn bei einer vo-
rangegangenen Buchwert-Einlage, weshalb bei dieser Gestaltung eine geplante 
Veräußerung der Anteile erst nach der Sperrfrist erfolgen sollte.  
6.2.4.2 Einbringung in eine Personengesellschaft 
Die Ausgliederung aus einer Kapitalgesellschaft im Rahmen der Gesamtrechts-
nachfolge kann auch in eine Personengesellschaft vorgenommen werden. Im Ge-
gensatz zur Einbringung in eine andere Kapitalgesellschaft bleibt die einbringende 
                                                 
600  Vgl. Dörr 2009b, S. 3502 ff. 
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Körperschaft aufgrund der steuerlichen Transparenz von Personengesellschaften 
selbst Steuersubjekt.  
Existiert bei der Einbringung von Vermögen aus einer verlustverursachenden 
Körperschaft in eine gewinnbringende Personengesellschaft auf Seiten der 
einbringenden Gesellschaft ein Verlustvortrag, sollte das Vermögen bei der Über-
nehmerin mit dem gemeinen Wert bzw. dem Zwischenwert angesetzt werden. Da-
durch kann ein entstehender Einbringungsgewinn ausgeglichen werden. Auch aus 
Sicht der übernehmenden Personengesellschaft ist dieses Vorgehen zu empfeh-
len, da sich durch die Realisation der stillen Reserven die Abschreibungsbemes-
sungsgrundlage der eingebrachten Wirtschaftsgüter erhöht.  
Im umgekehrten Fall – also der Einbringung von Vermögen aus einer gewinn-
bringenden Kapitalgesellschaft in eine verlustverursachende Personenge-
sellschaft sollte der Buchwert-Ansatz verfolgt werden. Da die einbringende Kör-
perschaft in der Regel keinen Verlustvortrag aufweisen wird, ergäbe sich bei einer 
Einbringung von Wirtschaftsgütern zu einem höheren Wert als dem Buchwert ein 
steuerpflichtiger Einbringungsgewinn. Um die Buchwert-Fortführung nicht zu ge-
fährden, sollte durch einen eventuell neu hinzutretenden Gesellschafter nur Be-
triebsvermögen bzw. Bargeld ins Betriebsvermögen der Personengesellschaft 
eingelegt werden. Wird das Bargeld ins Privatvermögen eines anderen einbrin-
genden Gesellschafters eingezahlt und zudem von der Kapitalgesellschaft auf 
fremde Rechnung für den neuen Gesellschafter eingebracht, ist ein Buchwert-
Ansatz nicht mehr möglich. Folglich lässt sich bei einer Bargeldzahlung ins Privat-
vermögen eines anderen Gesellschafters ein steuerpflichtiger Einbringungsgewinn 
nur verhindern, wenn die Einlage auf eigene Rechnung der Kapitalgesellschaft 
erfolgt. 
6.2.5 Zusammenfassung und Bewertung der Umwandlungsarten 
Ebenso wie im Abschnitt 6.1.4 die betrachteten Sanierungsmaßnahmen zusam-
men gefasst und bewertet wurden, soll nun auch die Eignung der diskutierten 
Umwandlungsarten zur Beseitigung der Krisensituation tabellarisch ausgewertet 
werden. Im Unterschied zur Darstellung der Sanierungsmaßnahmen wird darauf 
verzichtet, den Einfluss auf die Eigenkapitalquote und die Liquidität für jede ein-
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zelne Umwandlungsart zusammenzustellen. Abgesehen vom Formwechsel wird 
durch die Umwandlung eines Unternehmens dessen Eigenkapitalausstattung und 
Liquiditätssituation prinzipiell immer dann verbessert, wenn ein verlustverursa-
chendes Unternehmen auf/in ein gewinnbringendes Unternehmen umgewandelt 
wird. In dem Fall profitiert das Verlustunternehmen von der guten Eigenkapital-
Fremdkapital-Relation und den vorhandenen liquiden Mitteln des Gewinnunter-
nehmens. Umgekehrt – bei Umwandlung eines gewinnerzielenden auf/in ein ver-
lustverursachendes Unternehmen – kommt es aus Sicht des übertragenden 
Rechtsträgers in der Regel zu einem negativen Effekt auf die Finanz- und Liquidi-
tätsausstattung. Lediglich beim Formwechsel ergibt sich keine Auswirkung auf die 
Eigenkapitalquote und Liquiditätssituation, da es sich bei dieser Umwandlungsart 
nur um eine Änderung der Rechtsform ohne Vermögensübergang handelt. Auf-
grund der eben beschriebenen gleichen Effekte aller Umwandlungsarten (mit Aus-
nahme des Formwechsels) auf die Liquiditäts- und Eigenkapitalausstattung des 
Unternehmens, werden diese Kriterien nicht in die Tabelle übernommen.  
Letztendlich kann aus steuerlichen Gesichtspunkten eine Umwandlung in ein an-
deres Unternehmen dann empfohlen werden, wenn ein bei der verlustverursa-
chenden Gesellschaft bestehender Verlustvortrag genutzt werden kann und auf-
grund der Umwandlung nicht untergeht. Aus den einzelnen Umwandlungsarten 
und -richtungen wurden diesbezüglich die in den vorhergehenden Abschnitten 
dargelegten Vorgehensweisen abgeleitet, die an dieser Stelle noch einmal zu-
sammengefasst werden (siehe Tabelle 10). 
Aus der Tabelle lässt sich entnehmen, dass nach der Untersagung des Verlust-
übergangs auf den übernehmenden Rechtsträger durch das SEStEG zur Nutzung 
eines bestehenden Verlustvortrags nur zwei Möglichkeiten in Frage kommen.  
a) Verlustnutzung auf Seiten des übertragenden Unternehmens 
Idealerweise verfügt das verlustverursachende Unternehmen, welches umgewan-
delt werden soll, noch über ausreichend stille Reserven, die zum Ausgleich des 
Verlustvortrags auf Seiten des übertragenden Unternehmens genutzt werden kön-





 Handlungsempfehlungen/ Nutzung von Verlustvorträgen 
Verschmelzung von Kapital-
gesellschaften untereinander 
– Verschmelzung Gewinn- auf Verlustgesellschaft: weniger als 25 % 
der Anteile an der übernehmenden Körperschaft erwerben oder nur 
verbundene Unternehmen verschmelzen; ansonsten Verlustunter-
gang bei Übernehmerin 
– Verschmelzung Verlust- auf Gewinngesellschaft: Verlustausgleich auf 
Seiten der übertragenden Körperschaft durch Aufdeckung stiller Re-
serven, da ansonsten Verlustvortrag verloren geht 
Verschmelzung von Kapital- 
auf Personengesellschaften 
– Verschmelzung Gewinn- auf Verlustgesellschaft: nur zu empfehlen, 
wenn Übertragung zu Buchwerten erfolgt, ansonsten steuerpflichtiger 
Übertragungsgewinn (kein bestehender Verlustvortrag bei PersG we-
gen Transparenzprinzip) 
– Verschmelzung Verlust- auf Gewinngesellschaft: zwingende Aufde-
ckung von stillen Reserven in Höhe des aufgelaufenen Verlusts, da 
kein Übergang des Verlustvortrags möglich 
Spaltung von Kapital- auf 
Kapitalgesellschaften 
– Aufspaltung: nicht zu empfehlen, da kein Übergang des Verlustvor-
trags mehr möglich (Verlustnutzung nur auf Seiten der Überträgerin 
durch Ansatz Zwischenwert) 
– Abspaltung: auch kein Übergang des Verlustvortrags; aber: Verlust-
vortrag bleibt bei bestehender KapG im Verhältnis des verbleibenden 
Vermögens erhalten 
Spaltung von Kapital- auf 
Personengesellschaften 
– sowohl Auf- als auch Abspaltung nicht empfehlenswert, da Verlust-
vorträge vollständig untergehen  
Formwechsel von Kapital- in 
Personengesellschaften 
– nur zu empfehlen, wenn durch die Aufdeckung stiller Reserven der 
Verlustvortrag der Kapitalgesellschaft ausgeglichen werden kann, da 
ansonsten der Verlustvortrag untergeht 
Einbringung aus einer Kapital- 
in eine Kapitalgesellschaft 
– bei Einbringung von Vermögen aus einer Verlustgesellschaft: Aufzeh-
rung des vorhandenen Verlustvortrags durch den Einbringungsge-
winn, der sich durch die Realisation der stillen Reserven ergibt (An-
satz des gemeinen Wertes muss bei Übernehmerin erfolgen)  
– bei Einbringung von Vermögen in eine Verlustgesellschaft: maximal 
25 % der Anteile an der Übernehmerin erwerben, ansonsten geht der 
Verlustvortrag unter und Einbringung zu Buchwerten, um Einbrin-
gungsgewinn zu vermeiden 
– Veräußerung der erhaltenen Anteile durch Einbringende sollte prinzi-
piell nach der Sperrfrist von sieben Jahren stattfinden 
Einbringung aus einer Kapital- 
in eine Personengesellschaft 
– bei Einbringung von Vermögen aus einer Verlustgesellschaft: Ansatz 
des gemeinen Wertes bei Übernehmerin und Ausgleich des Einbrin-
gungsgewinns durch vorhandenen Verlustvortrag 
– bei Einbringung von Vermögen in eine Verlustgesellschaft: Buchwert-
Ansatz ratsam, da somit kein Einbringungsgewinn anfällt (kein beste-
hender Verlustvortrag bei PersG wegen Transparenzprinzip) 
Tabelle 10: Nutzung von Verlustvorträgen bei den einzelnen Umwandlungsarten 
oder gemeinen Wert anzusetzen, kann eine Realisation der stillen Reserven ent-
sprechend der Höhe des Verlustvortrags vorgenommen werden. Vorausgesetzt, 
dass die Regelungen zur Mindestbesteuerung nicht greifen, kann dadurch ein be-
stehender Verlustvortrag aufgebraucht und vor dem Untergang gerettet, ein steu-
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erpflichtiger Einbringungsgewinn vermieden und die Abschreibungsbemessungs-
grundlage der eingebrachten Wirtschaftsgüter bei der übernehmenden Gesell-
schaft erhöht werden. 
b) Umkehr der Umwandlungsrichtung 
Bei Verschmelzungen zwischen Kapitalgesellschaften und bei der Einbringung 
von Vermögen aus einer Kapitalgesellschaft in eine andere Kapitalgesellschaft 
kann zudem durch die Umkehr der Umwandlungsrichtung ein Verlustuntergang 
verhindert werden. Da z. B. bei der Verschmelzung einer gewinnbringenden Kör-
perschaft auf eine verlustverursachende Körperschaft kein Verlust auf Seiten des 
übertragenden Rechtsträgers existiert, der transferiert werden könnte, greifen 
auch die Regelungen des Umwandlungssteuerrechts nicht.601 Allerdings müssen 
die körperschaftsteuerlichen Vorschriften des § 8c Abs. 1 KStG beachtet werden, 
wonach ein Anteilseignerwechsel von über 25 % zum quotalen und ein Anteilseig-
nerwechsel von über 50 % zum vollständigen Verlustuntergang des aufnehmen-
den Unternehmens führt. Infolgedessen sind diese Gestaltungen dann zu empfeh-
len, wenn maximal 25 % der Stimmrechte der übernehmenden Gesellschaft über-
tragen werden sollen oder es sich bei den zu verschmelzenden Unternehmen um 
verbundene Unternehmen handelt, bei denen aufgrund der bereits bestehenden 
Anteilseigneridentität die Mantelkaufregelung des § 8c Abs. 1 KStG nicht greift.  
6.3 Handlungsempfehlungen für den Gesetzgeber und Ausblick 
Wie im letzten Abschnitt beschrieben sind die Handlungsmöglichkeiten für sanie-
rungsbedürftige Unternehmen stark eingeschränkt worden. Während im Zivil-, Ge-
sellschafts- und Insolvenzrecht die Rahmenbedingungen für eine Sanierung ver-
bessert wurden, folgt das Steuerrecht dieser allgemeinen Sanierungsförderung 
nicht. So wurde z. B. durch die Streichung des § 3 Nr. 66 EStG die Steuerfreiheit 
von Sanierungsgewinnen aufgehoben und durch die Regelungen zur Mindestbe-
steuerung der Verlustabzug eingeschränkt.602 Um zur Schaffung eines sanierungs-
freundlichen Steuerrechts und damit zur Rettung von Unternehmen und zum Er-
                                                 
601  Vgl. § 12 Abs. 3 i. V. m. § 4 Abs. 2 S. 2 UmwStG. 
602  Vgl. Maus 2000, S. 449. 
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halt von Arbeitsplätzen beizutragen, sollte die Diskussion folgender Gestaltungs-
optionen angeregt werden. 
6.3.1 Allgemeine Maßnahmen zum Abbau von Sanierungshemmnissen 
Neben den speziellen steuerlichen Vorschriften zur sanierenden Umwandlung von 
Unternehmen, die im nächsten Abschnitt näher untersucht werden, können Sanie-
rungsmaßnahmen auch durch Regelungen, die für alle Steuerpflichtigen gelten, 
begünstigt oder verhindert werden.  
So spielt z. B. bei der Entscheidung, ob sich die Hingabe eines Gesellschafterdar-
lehens aus steuerrechtlicher Sicht positiv auf den Sanierungserfolg auswirkt, die 
Anwendung der Zinsschranke eine Rolle. Wie bereits in Abschnitt 4.2.2 erläutert, 
schränkt die Zinsschranken-Regelung die steuerliche Abzugsfähigkeit der Zins-
aufwendungen von Personen- und Kapitalgesellschaften ein. Bisher konnten Zins-
aufwendungen zunächst bis zur Höhe der Zinserträge und darüber hinaus nur 
i. H. v. 30 % des steuerlichen EBITDA (earnings before interest, taxes, depreci-
ation and amortization) abgezogen werden. Vollumfänglich können Zinsaufwen-
dungen nur innerhalb der Freigrenze oder bei Eingreifen der Konzern- oder Esca-
pe-Klausel geltend gemacht werden.603 Aus Sicht der zu sanierenden Gesellschaft 
führt ein Darlehen nur dann zu einem dauerhaften steuerlichen Vorteil, wenn die 
Zinszahlungen das Ergebnis mindern. Das wäre u. a. der Fall, wenn die Zinsauf-
wendungen die derzeitige Freigrenze von 1 Million EUR nicht übersteigen. Im 
Rahmen des Bürgerentlastungsgesetzes wurde die Freigrenze zeitlich befristet bis 
Ende 2009 bereits auf 3 Millionen EUR angehoben. Diese Befristung ist durch das 
Wachstumsbeschleunigungsgesetz gestrichen worden, so dass nun dauerhaft ein 
höherer Zinsaufwand zum Abzug gebracht werden kann.604 Vor dem Hintergrund 
konjunktureller Krisenzeiten, in denen auch kleine und mittlere Unternehmen 
durch die hohe Fremdkapitalaufnahme aus der Freigrenze rutschen könnten, ist 
die zeitlich unbefristete Anhebung der Freigrenze umso wichtiger.605  
                                                 
603  Vgl. § 4h EStG. 
604  Vgl. § 4h Abs. 2 S. 1 Buchst. a EStG. 
605  Vgl. Nacke 2009, S. 2508. 
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Die dauerhafte Erhöhung der Zinsschranke steht in engem Zusammenhang mit 
dem ebenfalls durch das Wachstumsbeschleunigungsgesetz eingeführten EBIT-
DA-Vortrag. Schöpft das Unternehmen mit seinen Zinsaufwendungen den Ab-
zugsrahmen der Zinsschranke nicht aus, kann der nicht genutzte Teil dieses Ab-
zugsrahmens in künftige Wirtschaftsjahre vorgetragen werden. 606  Hier ist zu 
beachten, dass in der Krise befindliche Unternehmen über kein bzw. nur ein ge-
ringes EBITDA verfügen und demnach von keinem großen EBITDA-
Vortragspotential profitieren können. Das dürfte zur Folge haben, dass noch mehr 
sanierungsbedürftige Unternehmen in den Anwendungsbereich der Zinsschranke 
fallen.607 Auf junge technologieorientierte Unternehmen, die in der Regel von ho-
hen Anfangsverlusten und Zinsaufwendungen betroffen sind, trifft diese Schluss-
folgerung besonders restriktiv zu, da aufgrund fehlender Gewinne der EBITDA-
Vortrag nach 5 Jahren ungenutzt verfällt. Im schlimmsten Fall tritt trotz Verlustsitu-
ation eine Besteuerung ein, weil die Zinsaufwendungen nur eingeschränkt im 
Rahmen der Zinsschranke abzugsfähig sind.608 Um krisenbehafteten Unternehmen 
einen vollumfänglichen Verlustabzug zu gewährleisten, sollte der Gesetzgeber 
über eine Nichtanwendung der Zinsschranken-Regelung für notleidende Unter-
nehmen nachdenken.  
Falls das Unternehmen nach einer Krisensituation bereits wieder Gewinne erwirt-
schaftet, diesen aber hohe Verlustvorträge gegenüber stehen, kann es trotzdem 
zu einer Steuerbelastung kommen. Die Vorschriften zur Mindestbesteuerung 
sehen eine Beschränkung des Abzugs der nach horizontalem Verlustausgleich 
verbleibenden Verluste hinsichtlich der Höhe und des Zeitraums des Rücktrags 
sowie der Höhe des Verlustvortrags vor. 609 Diese allgemeine Eindämmung der 
Verlustverrechnung lässt sich sachlich aber nicht rechtfertigen. Vielmehr sind Ver-
lustvor- und -rücktragsmöglichkeiten notwendig, um ungerechtfertigte Einschrän-
kungen des Leistungsfähigkeitsprinzips im Sinne des Nettoprinzips zu verhin-
dern. 610  Vor dem Hintergrund, dass die Erzielung von positiven Einkünften in 
                                                 
606  Vgl. § 4h Abs. 1 EStG-E. 
607  Vgl. Nacke 2009, S. 2508. 
608  Vgl. Herzig/Bohn 2009, S. 2345. 
609  Vgl. hierzu Ausführungen in Abschnitt 3.3. 
610  Vgl. Karrenbrock 2004, S. 563. 
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späteren Jahren ungewiss ist, würde ein bestehender Verlustvortrag in Folgejah-
ren keine Wirkung erzielen. Gerade im Fall von sanierungsbedürftigen Unterneh-
men, bei denen zukünftige Gewinne unsicher sind, droht die Gefahr, dass ein auf 
den gesamten Unternehmenszeitraum bezogenes zu hohes und tatsächlich nicht 
erzieltes Einkommen besteuert wird. Um die Besteuerung noch nicht realisierten 
Einkommens und vor allem einen weiteren Abfluss von Liquidität bei krisenbehaf-
teten Unternehmen zu vermeiden, müssten die Regelungen zur Beschränkung der 
Verlustverrechnung abgeschafft bzw. gemildert werden. In Anbetracht der ange-
spannten Finanzlage ist eine solch weitreichende Änderung jedoch nicht zu erwar-
ten. 
In engem Zusammenhang mit der Verlustverrechnung steht die Besteuerung von 
Sanierungsgewinnen. Auch wenn diese Regelungen nicht auf alle Unternehmen 
zutreffen, sondern nur bei sanierungsbedürftigen Unternehmen entstehen, sollen 
sie doch im Zuge der allgemeinen Maßnahmen zum Abbau von Sanierungs-
hemmnissen behandelt werden, da sie als Folge von gängigen Sanierungsmaß-
nahmen auftreten können. So führt z. B. ein Forderungsverzicht in Höhe des nicht 
werthaltigen Teils zu einem steuerpflichtigen Ertrag, der im Falle eines fehlenden 
Verlustvortrags einen Liquiditätsabfluss bewirkt. Die bis zum Sanierungserlass 
vom 27.03.2003 geltende Steuerpflicht von Sanierungsgewinnen wurde mittels 
eben genannten BMF-Schreibens faktisch wieder in eine Steuerbefreiung umge-
wandelt, welche in Form der Stundung und des anschließenden Erlasses der auf 
den Sanierungsgewinn entfallenden Steuer durchgesetzt werden soll. Vorausset-
zung ist u. a., dass der begünstigte Sanierungsgewinn vorab durch die Verrech-
nung mit bestehenden Verlusten ermittelt wurde. Doch selbst wenn dieses und die 
weiteren im Erlass aufgelisteten Kriterien erfüllt sind, bestehen enorme Unsicher-
heiten im Zusammenhang mit der Anwendung des Sanierungserlasses. So hat 
das Finanzgericht München entschieden,611 dass dem Sanierungserlass die An-
wendungsgrundlage fehlt, da die Fortführung einer aus dem Gesetz gestrichenen 
Regelung im Erlasswege nicht zulässig ist. Eine Entscheidung des Bundesfinanz-
hofs hierzu steht noch aus.612 Unabhängig von dem Urteil ist der Erlass der Steuer 
                                                 
611  Vgl. FG München v. 12.12.2007 – 1 K 4487/06, DStR 2008, S. 1687. 
612  Revision anhängig: Az. VIII R 2/08. 
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auf den Sanierungsgewinn eine Ermessensentscheidung der jeweiligen Finanz-
verwaltung, die auch bei einem Ermessenspielraum von Null gegenläufig ausfallen 
kann. Solange die Revision noch anhängig ist, wird die herrschende Rechtsunsi-
cherheit zu verzögert angegangenen Sanierungen führen. Langfristige Planungs-
sicherheit kann daher nur durch eine erneute gesetzliche Regelung erworben 
werden. 613  Eine Wiedereinführung der Steuerfreiheit von Sanierungsgewinnen 
würde die nötige Rechtssicherheit schaffen, die zu einer Zunahme der Sanie-
rungsbemühungen bei den Unternehmen führen sollte.  
6.3.2 Verbesserung der steuerrechtlichen Rahmenbedingungen bei 
sanierenden Umwandlungen 
Bei der Umwandlung eines verlustverursachenden Unternehmens wirkt sich vor 
allem die Abschaffung des Verlustübertrags sanierungshemmend aus, da der 
übernehmende Rechtsträger nicht von den aufgelaufenen Verlusten der Überträ-
gerin profitieren kann. Der bis zur Einführung des SEStEG geltende § 12 Abs. 3 
S. 2 UmwStG a. F. sah den Übergang des beim übertragenden Unternehmen auf-
gelaufenen Verlustvortrags auf den übernehmenden Rechtsträger vor. Da der Ge-
setzgeber zudem die Mantelkaufregelung gemäß § 8c KStG verschärft hat, kann 
auch durch die Umkehr der Umwandlungsrichtung der Verlustvortrag des sanie-
rungsbedürftigen Unternehmens nur in den seltenen Fällen gerettet werden, in 
denen nicht mehr als 25 % der Anteile an dem übernehmenden Unternehmen er-
worben werden. Eine Wiedereinführung der Alt-Regelung würde die Bereitschaft 
finanz- und ertragskräftiger Gesellschaften, mit einem sanierungsbedürftigen Un-
ternehmen zu fusionieren, mit Sicherheit stärken. Denkbar wäre eine Begrenzung 
der Verlustübergangsmöglichkeit auf sanierende Umwandlungen, wie sie im Kör-
perschaftsteuerrecht bereits angewandt wurde und aller Voraussicht nach weiter-
geführt werden soll.  
Die eben angesprochene Ausnahmevorschrift für Sanierungen ist im § 8c Abs. 1a 
KStG festgeschrieben. Danach führt ein schädlicher Beteiligungserwerb über 25 % 
nicht zu einem Untergang nicht genutzter Verluste, wenn er innerhalb des Zeit-
raums 2008 bis 2009 stattfindet. Die in der Literatur vielfach kritisierte enge zeitli-
                                                 
613  Vgl. Braun/Geist 2009, S. 2510 f. 
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che Beschränkung der Sanierungsklausel614 ist mit dem Gesetz zur Beschleuni-
gung des Wirtschaftswachstums (Wachstumsbeschleunigungsgesetz)615 aufgeho-
ben worden. Mit dieser Änderung, die bereits zum 01.01.2010 in Kraft getreten ist, 
bewegt sich der Gesetzgeber wieder in Richtung eines sanierungsfreundlichen 
Steuerrechts. Die zeitlich unbefristete Abmilderung der krisenverschärfenden Man-
telkaufsregelung des § 8c KStG ist somit zu begrüßen.616 Problematisch erscheint 
aber nach wie vor, dass die Sanierungsklausel gemäß § 8c Abs. 1a S. 2 KStG 
voraussetzt, dass der Beteiligungserwerb erst zum Zeitpunkt der drohenden oder 
eingetretenen Zahlungsunfähigkeit bzw. Überschuldung stattfindet. Demzufolge 
führt der Erwerb einer schädlichen Beteiligung in einer früheren Phase zu einem 
teilweisen bzw. vollständigen Untergang des Verlustvortrags. Um auch Erwerbe zu 
früheren Zeitpunkten in den Anwendungsbereich der Sanierungsklausel einzube-
ziehen und mehr Planungs- und Rechtssicherheit hinsichtlich des zulässigen Er-
werbszeitpunkts zu erlangen, wäre es überlegenswert, den Zeitpunkt des Beteili-
gungserwerbs vorzuverlagern. Dies sollte zumindest für die Erwerbe gelten, bei 
denen sich anschließend eine Sanierungsbedürftigkeit nachweisen lässt. 617  Im 
Moment darf die Sanierungsklausel allerdings gar nicht angewandt werden, da die 
Europäische Kommission ein förmliches Prüfverfahren eingeleitet hat, weil sie 
Zweifel an der Vereinbarkeit der Regelung mit dem Gemeinsamen Markt hat.618 
Das Fortbestehen der Sanierungsklausel hängt nun von der Entscheidung der Eu-
ropäischen Kommission ab.  
Neben der zeitlichen Unbeschränktheit des § 8c Abs. 1a KStG zielt das Maßnah-
menpaket des Sofortprogramms auf zwei weitere Änderungen der Mantelkaufre-
gelung des § 8c KStG ab.619 Zum einen soll der Abzug von Verlusten bei Umstruk-
turierungen innerhalb verbundener Unternehmen wieder zugelassen werden. 
Diese sogenannte „Konzernklausel“ dürfte bei unmittelbaren Erwerben eher von 
untergeordneter Bedeutung sein, da aufgrund vorliegender Personenidentität auf 
                                                 
614  Vgl. Fey/Neyer 2009, S. 1375; Seewald 2009; Sistermann/Brinkmann 2009, S. 1453 
615  Vgl. Wachstumsbeschleunigungsgesetz vom 22.12.2009, BGBl I 2009, Nr. 81, S. 3950. 
616  Vgl. Dörr 2009a, S. 2060; Sistermann/Brinkmann 2009, S. 1454, 1457; Ziegenhagen/Thewes 2009,  
S. 2120. 
617  Vgl. Dörr 2009, S. 2053; Sistermann/Brinkmann 2009, S. 1454, 1457; Herzig/Bohn 2009, S. 2342. 
618  Vgl. BMF-Schreiben v. 30.4.2010 – IV C 2 – S 2745 – a/08/10005:002, BStBl I 2010, S. 488. 
619  Vgl. Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und FDP vom 26.10.2009, S. 11. 
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Seiten des erwerbenden sowie des erworbenen Unternehmens prinzipiell kein 
schädlicher Beteiligungserwerb i. S. d. § 8c KStG vorliegt. Bei mittelbaren Anteils-
erwerben ist sie aber zu befürworten, da Unsicherheiten im Zusammenhang mit 
der Anwendung der Sanierungsklausel beseitigt werden könnten. Laut Gesetzes-
entwurf kommt die Konzernklausel zum Einsatz, wenn an dem übertragenden und 
dem übernehmenden Rechtsträger dieselbe Person zu jeweils 100 % mittelbar 
oder unmittelbar beteiligt ist.620 Dass die Konzernklausel sehr eng gefasst ist, zeigt 
sich bei einem Vergleich mit der Formulierung des Begriffs „Konzern“ im Rahmen 
der Zinsschranke. Bei der Ermittlung der Zinsschranke sind auch Gesellschaften 
entsprechend der einschlägigen Rechnungslegungsstandards in den Konzernab-
schluss einzubeziehen.621 Will der Gesetzgeber einen Gleichlauf zu anderen Steu-
ergesetzen erreichen, sollte jedoch darüber nachgedacht werden, ob adäquat zum 
Grunderwerbsteuergesetz bereits bei einer Anteilsvereinigung von 95 % von einer 
Konzentration in einer Hand ausgegangen werden kann.622  
Zum anderen soll unabhängig vom Vorliegen einer Sanierungsbedürftigkeit ein 
Übergang von Verlusten generell zugelassen werden, soweit die Verluste die 
stillen Reserven nicht übersteigen und soweit die stillen Reserven im Inland 
steuerpflichtig sind.623 Aufgrund der Beschränkung auf die im Inland steuerpflichti-
gen stillen Reserven, dürfen die stillen Reserven, die sich im Beteiligungsbesitz 
der Gesellschaft befinden, nicht berücksichtigt werden. In dem Fall liegen Gewin-
ne aus der Veräußerung von Anteilen an Kapitalgesellschaften vor, die das Ein-
kommen nicht erhöhen dürfen.624 Bei exakter Auslegung des § 8b Abs. 2 KStG 
i. V. m. § 8b Abs. 3 S. 1 KStG müsste nur von einer Steuerfreiheit von 95 % aus-
zugehen sein, weshalb 5 % der stillen Reserven, die im Falle einer Anteilsveräu-
ßerung realisiert werden würden, in den Gesamtbetrag der vorhandenen stillen 
Reserven einzubeziehen sind. Definitiv kommt es jedoch durch die Nichtanrech-
nung der auf den Beteiligungsbesitz entfallenden stillen Reserven zu einer Minde-
rung der weiterhin nutzbaren Verluste.  
                                                 
620  Vgl. § 8c Abs. 1 S. 5 KStG-E. 
621  Vgl. Wittkowski 2009, S. I. 
622  Vgl. Herzig/Bohn 2009, S. 2342 f. 
623  Vgl. § 8c Abs. 1 S. 6 und 7 KStG-E. 
624  Vgl. Nacke 2009, S. 2509 f. 
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Da die Höhe der stillen Reserven nicht in jedem Fall aus einem Kaufpreis abgelei-
tet werden kann, müssen Unternehmensbewertungen vorgenommen werden. Die-
se verursachen Aufwand und Kosten bei dem übernehmenden Rechtsträger und 
liefern zudem nur Orientierungswerte, da es der Gesetzgeber versäumt hat, klare 
Vorgaben für eine sachgerechte Unternehmensbewertung zu schaffen.625 Somit 
werden unterschiedliche Bewertungsmethoden zum Einsatz kommen, die ver-
schiedene – aufgrund der Wahl der Parameter zum Teil auch gestaltbare – Er-
gebnisse bewirken. Um missbräuchliche Anwendungen der Vorschrift zu verhin-
dern, sollte der Gesetzgeber eindeutige Kriterien bei der Wahl der Bewertungs-
methode und deren Ausgestaltung vorgeben. 
Letztendlich ist die Regelung zur Verlustverrechenbarkeit in Höhe der stillen Re-
serven für sanierungsbedürftige Unternehmen nur insoweit relevant, als sie die 
Voraussetzungen für den Verlustübergang in Sanierungsfällen nach § 8c Abs. 1a 
KStG nicht erfüllen. Grundsätzlich findet bei sanierenden Umwandlungen die Sa-
nierungsklausel des § 8c Abs. 1a KStG Anwendung, wonach eine vollständige 
Nutzung des bestehenden Verlustvortrags gewährleistet ist.  
Eine vergleichbare Regelung zum Erhalt nicht genutzter Verluste in Höhe der stil-
len Reserven war bereits in § 8c Abs. 2 KStG i. d. F. des MoRaKG enthalten. Al-
lerdings sollte diese Vorschrift nur im Falle eines Anteilserwerbs durch eine 
Wagniskapitalgesellschaft gelten.626 Die EU-Kommission hat jedoch entschieden, 
dass die Bevorteilung von Wagniskapitalgesellschaften u. a. nicht mit dem Ge-
meinsamen Markt vereinbar ist und die Vorschrift des § 8c Abs. 2 KStG deshalb 
nicht in Kraft tritt.627 Insoweit hat der Gesetzgeber die EU-Entscheidung in den in 
§ 8c Abs. 1 S. 6 f. KStG-E neu geregelten Verlusterhalt mit einfließen lassen und 
damit einen Gesetzesentwurf geschaffen, der nicht auf eine spezielle Branche be-
schränkt ist, sondern von allen Unternehmen in Anspruch genommen werden 
kann. Somit ist die einzige gesetzliche Regelung, die im Sinne der Arbeit speziell 
auf junge technologieorientierte Unternehmen zugeschnitten war, vor ihrer Einfüh-
rung bereits hinfällig geworden.  
                                                 
625  Vgl. Wittkowski 2009, S. I. 
626  Vgl. hierzu Abschnitt 5.1.1.1. 
627  Vgl. Dörr 2009b, S. 3499 ff. 
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6.3.3 Zusammenfassung und Ausblick 
Hinsichtlich der Notwendigkeit, ein sanierungsfreundliches Steuerrecht (wieder) zu 
schaffen, sollten die eben angesprochenen Punkte, die abschließend noch einmal 
zusammen gefasst werden sollen, von der Regierung in die Gesetzgebung einbe-
zogen werden: 
• Aufhebung der Zinsschranken-Regelung gemäß § 4h EStG für sanie-
rungsbedürftige Unternehmen, 
• Abschaffung bzw. Abmilderung der Einschränkungen der Verlustver-
rechnung nach § 10d Abs. 1und 2 EStG, 
• Erneute Einführung einer gesetzlichen Regelung zur Steuerfreiheit von 
Sanierungsgewinnen, 
• Wiedereinführung des Übergangs des Verlustvortrags bei Umwandlun-
gen gemäß § 12 Abs. 3 S. 2 UmwStG a. F. (eventuell beschränkt auf sa-
nierende Umwandlungen), 
• Sanierungsklausel: Vorverlagerung des Zeitpunktes des Beteiligungser-
werbs als Voraussetzung für die Anwendung des § 8c Abs. 1a KStG, 
• Mantelkaufregelung (§ 8c KStG): Anwendung der Konzernklausel bereits 
ab einem Beteiligungserwerb von 95 % und eindeutige Vorgaben für eine 
sachgerechte Unternehmensbewertung im Rahmen der Verlustberück-
sichtigung in Höhe der stillen Reserven. 
Bei der Zusammenstellung der Handlungsoptionen fällt auf, dass sich keine der 
Maßnahmen nur auf junge technologieorientierte Unternehmen bezieht. Daraus 
lässt sich schlussfolgern, dass der Gesetzgeber keine Notwendigkeit sieht, die 
Sanierung von jungen technologieorientierten Unternehmen besonders zu unter-
stützen. Wie bereits dargestellt,628 wurde die Ausnahmeregelung hinsichtlich des 
Verlustübergangs bei dem Beteiligungserwerb durch eine Wagniskapitalgesell-
schaft schon wieder gestrichen. Auch wenn dies durch die EU-Kommission ge-
schehen ist, hat der Gesetzgeber durch die Ersatzregelung in § 8c Abs. 1 S. 6 f. 
KStG-E die einst gewollte Exklusivität für junge risikobehaftete Unternehmen nicht 
                                                 
628  Vgl. hierzu Abschnitt 6.3.2. 
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fortführen können bzw. dürfen. Als Ergebnis der Arbeit muss daher festgehalten 
werden, dass die Fokussierung auf junge technologieorientierte Unternehmen in 
der Gesetzgebung nicht verankert ist und demzufolge auch zu keiner abweichen-
den steuerlichen Behandlung führt. Die allgemein und branchenübergreifend dis-
kutierten Sanierungsempfehlungen gelten somit gleichwohl für junge Technologie-
unternehmen. Hier ist der Gesetzgeber gefordert, über spezielle Sanierungser-
leichterungen für diese Gruppe von Unternehmen nachzudenken. Da technologie-
orientierte Unternehmen aufgrund ihrer innovativen Produkte und Dienstleistungen 
meist ein schnelles Wachstum aufweisen, entsteht dem Staat ein immens hoher 
Steuerausfall, wenn diese Unternehmen in die Krise geraten und insolvent gehen.  
Beim Betrachten der oben aufgelisteten Punkte wird offensichtlich, dass diese un-
terschiedlich zu gewichten sind. Das betrifft zum einen die generelle Fähigkeit zur 
Realisierung der Maßnahmen. Selbst wenn diese bei allen Handlungsempfehlun-
gen gegeben ist, wird der durch die gesetzliche Normierung dieser Maßnahmen 
erzielbare Sanierungserfolg stark voneinander abweichen. Während sich die Auf-
hebung der Einschränkung der Verlustverrechnung unmittelbar und in hohem Ma-
ße auf die Liquiditäts- und Ertragssituation der Unternehmen auswirken wird, lie-
fert die Herabsetzung der Beteiligungserwerbsgrenze bei der Konzernklausel auf 
95 % (Mantelkaufregelung) wahrscheinlich nur einen geringen Beitrag zur Steige-
rung der Sanierungsbemühungen. Somit sollten die Maßnahmen vordergründig 
realisiert werden, die bei der Mehrheit der insolvenzgefährdeten Unternehmen zu 
einem Sanierungserfolg führen.  
Zum anderen müssen die Intentionen des Gesetzgebers berücksichtigt werden. 
Mit dem Auf-den-Weg-Bringen des Wachstumsbeschleunigungsgesetzes hat der 
Gesetzgeber erste Schritte unternommen, um effektiv und schnell Wachstums-
hemmnisse zu beseitigen, indem er bereits zum 01.01.2010 eine Vielzahl von kri-
senentschärfenden Maßnahmen einführen will. Diese steuerlichen Entlastungen 
müssen jedoch gegenfinanziert werden. Insoweit ist es erforderlich, dass ausrei-
chend hohe Steuereinnahmen generiert werden, die die Durchführung von Steu-
erentlastungen an anderen Stellen ermöglichen. Vor dem Hintergrund der Not-
wendigkeit planbarer Steuereinnahmen wird vorrangig über solche Sanierungs-
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erleichterungen nachgedacht werden, die zu keinen großen finanziellen Einbußen 
führen. So erscheint die generelle Wiedereinführung der Verlustübertragung bei 
Umwandlungen aus dieser Perspektive eher unwahrscheinlich.  
Nichtsdestotrotz wird der Gesetzgeber nicht für alle der diskutierten Schwachstel-
len eine Lösung entwickeln bzw. eine Änderung der bestehenden Regelung für 
notwendig erachten. Bei der Auswahl von Maßnahmen, die zur Sanierungsfreund-
lichkeit des Steuerrechts beitragen könnten, sollte die Priorität deshalb darauf ge-
richtet sein, ob die bisher angewandten Regelungen dem Steuerpflichtigen 
Rechtssicherheit garantieren. Gesetze und Rechtsauffassungen, die bei dem 
Steuerpflichtigen zu Verunsicherung führen und wirtschaftliche sinnvolle Sanie-
rungen behindern, müssen zuerst aufgegriffen und im Sinne einer einheitlichen 
und verlässlichen Rechtsprechung angepasst werden. Insofern ist dem Gesetzge-
ber dringend eine gesetzliche Normierung der Steuerfreiheit von Sanierungsge-
winnen zu empfehlen. Sollte er sich zudem zu einer Wiedereinführung des Über-
gangs des Verlustvortrags im Umwandlungssteuerrecht entschließen, wäre das 
ein enormer Anreiz zur Durchführung sanierender Umwandlungen und ein großer 
Schritt hin zu einem sanierungsfreundlichen Steuerrecht. 
Um den Gesetzgeber von der Notwendigkeit der Schaffung eines sanierungs-
freundlichen Umfelds zu überzeugen, sollte die Forschung empirisch untersuchen, 
inwieweit sich die Abschaffung des Verlustübergangs auf die Durchführung von 
sanierenden Umwandlungen auswirkt. Es sollten sowohl Unternehmen befragt 
werden, die erfolgreich saniert wurden, als auch Unternehmen, bei denen die Sa-
nierung fehlgeschlagen ist. Bei beiden Fallgruppen gilt es zu ergründen, ob eine 
sanierende Umwandlung durchgeführt/ geplant wurde und ob die fehlende Ver-
lustübergangsmöglichkeit im Vorfeld der Festlegung der Sanierungsmaßnahmen 
bzw. erst durch das Nichtauffinden eines fusionierungswilligen Gewinnunterneh-
mens zu einer Abwahl der Möglichkeit einer sanierenden Umwandlung geführt hat. 
Anhand des Untersuchungsergebnisses kann abgeleitet werden, ob die gesetzli-
che Streichung des Verlustübergangs bei sanierenden Umwandlungen eine erfolg-
reiche Unternehmenssanierung verhindert und demzufolge vom Gesetzgeber wie-
der zurückgenommen werden sollte.  
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Des Weiteren sollten sich zukünftige Forschungsschwerpunkte auf die Prüfung der 
Sanierungskriterien des BMF-Schreibens vom 27.03.2003 konzentrieren. In die-
sem Schreiben werden die Voraussetzungen für die Annahme eines i. S. d. BMF-
Schreibens begünstigen Sanierungsgewinn nur aufgezählt. Eine detailliertere Be-
schreibung, wann ein Unternehmen als sanierungsfähig, sanierungsbedürftig, sa-
nierungsgeeignet gilt und wann eine Sanierungsabsicht der Gläubiger vorliegt, 
kann zwar aus der Rechtsprechung entnommen werden, ist aber aufgrund der 
weichen Kriterien schwer abzugrenzen. Um tatsächlich nur wirtschaftlich sinnvolle 
Sanierungen steuerlich zu begünstigen und diese besser von den nicht sanie-
rungsgeeigneten Unternehmen trennen zu können, ist eine weitergehende Unter-
suchung und Verfeinerung der Sanierungsvoraussetzungen notwendig. Dies sollte 
in einem ersten Schritt aufgrund der vorliegenden Literatur und Rechtsprechung 
auf theoretischer Ebene erfolgen. Die dabei ermittelten Ergebnisse könnten in ei-
nem zweiten Schritt der Finanzverwaltung und den betroffenen Unternehmen vor-
gestellt werden, um durch die kritische Prüfung der Zielgruppe weitere Anregun-
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